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Bischof Andreas Thiel (1886-1908) 
Beiträge zu seiner Biographie 

Von Manfred Clauss 

Andreas Thiel wurde am 28. September 1826 als Sohn eines 
Kleinbauem1) in Lokau in der Kirchengemeinde Seeburg, Kreis 
Rößel, in Ostpreußen geboren; aus dieser Gemeinde stammte auch 
Bischof Joseph Ambrosius Geritz (1841-1867), einer der Vorgän­
ger Thiels. Auf Drängen des Dorfschullehrers von Lokau schickte 
der Vater seinen begabten Sohn auf das Progymnasium in Rößel 
(1837), dessen Direktor den Knaben an das klassische Altertum 
heranführte, und anschließend auf das Gymnasium in Brauns­
berg. Hier war es der Direktor, Jakob Aloys Lilienthal, ein aus­
gezeichneter Kenner der Vergangenheit Braunsbergs, der den in­
teressierten Schüler für die Geschichte begeisterte; seinem "teu­
ren Lehrer und väterlichen Freund" hat Thiel später eine kurze 
Biographie geschrieben2). Nach der Reifeprüfung studierte Thiel 
am Lyceum Hosianum in Braunsberg Theologie und erhielt am 
30. September 1849 die Priesterweihe. 

Nach kurzer Tätigkeit in der Seelsorge als Kaplan und Missions­
priester in Memel und Drangowski bei Tilsit (1849-1851) sandte 
Bischof Geritz Thiel zum Studium nach Breslau, wo er 1853 mit 
einer Abhandlung "De Celsi testimonio pro canonicis nostris 
evangeliis" zum Lizentiaten und 1859 mit der Arbeit "Nicolai Pa­
pae I idea de prima tu Romani Pontificls explicata" zum Doktor 
der Theologie promoviert wurde. Schon 1853 habilitierte sich 
Thiel als Nachfolger seines wissenschaftlichen Lehrers Anten 
Eichhorn am Lyceum Hosianum in Braunsberg für die Fächer 
Kirchengeschichte und Kirchenrecht. Seine Habilitationsrede 
"Altrömische Rechtsanschauung in Bezug auf die politische Stel­
lung der christlichen Kirche" erschien 1855 in der Tübinger Quar­
talsschrift. In diesem Jahr wurde Thiel Extraordinarius und 1858 
Ordinarius für Kirchengeschichte und Kirchenrecht an der 

1) Vgl. H. PREUSCHOFF. Andreas Thiel, Bischof von Ermland (1886-1908). In: 
UNSERE ERMLANDISCHE HEIMAT 21 (1975) Nr. 4, S. XDI und die Leserzuschriften 
"Wie groß war die elterliche Wirtschaft?", ebd. 22 (1976) Nr. 1, S. ß. - Bei 
der vorliegenden Abhandlung handelt es sich um die erweiterte Fassung eines 
Vortrages, den der Verfasser im Rahmen der 18. Arbeitstagung des Instituts für 
ostdeutsche Kirchen- und Kulturgeschichte am 28. Juli 1980 in Augsburg gehalten 
hat. 

2) ZGAE 6 (1878) S. 228-239. 
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Braunsherger Ak.ademie3
), an der er 17 Jahre lang als Lehrer tätig 

war. 
1856 gehörte er zu den Gründem des Vereins für die Geschichte 

und Altertumskunde Ermlands, in dem er zunächst Schriftführer, 
später bis zu seiner Bischofswahl Vorsitzender war (1869-1885). 
In der Zeitschrift des Vereins veröffentlichte er mehrere Beiträge, 
so über die Verfassungs- und Rechtsgeschichte, über Wehrverfas­
sung und Wehrverhältnis sowie über Flachsbau und Flachshandel 
im Ermland. Beiträge von ihm erschienen ebenso in den Vorle­
sungsverzeichnissen des Lyceum Hosianum und im Ermländi­
schen Pastoralblatt•). Thiel war auch Mitgründer und eifriger Mit­
arbeiter des Ermländischen Kalenders. Nach einem einjährigen 
Studienaufenthalt in Rom und achtjähriger emsiger Arbeit veröf­
fentlichte er 1868 den ersten Band der ,,Epistolae Romanorum 
Pontificum genuinae et quae ad eos scripta a S. Hilario usque 
Pelagium II"; der zweite Band blieb unediert, obgleich das Mate­
rial vorlag. Es war dies eine Publikation, die allgemeine Anerken­
nung fand. Die Theologische Fakultät in Wien ernannte ihn in 
Würdigung seiner Verdienste um die theologische Wissenschaft zu 
ihrem Ehrenmitglied. Der Studierstube und dem Auditorium 
wurde Thiel entrissen, nachdem er 1871 zum Generalvikar er­
nannt worden war. Dadurch war er genötigt, seine Tätigkeit stär­
ker auf das Gebiet der Verwaltung zu verlegen. Eine seiner letzten 
Arbeiten war der Artikel .,Ermland" im Kirchenlexikon1). 

Während seines gesamten Wirkens als Bischof bleibt Thiels In­
teresse für die Geschichte zu beobachten. Immer wieder kommt in 
seinen pastoralen Verlautbarungen, sei es an die Priester seiner 
Diözese oder an die Gläubigen, sein reger historischer Sinn zum 
Vorschein. Hierbei ist es vor allem seine oben angesprochene 
Kenntnis der ermländischen Geschichte, aus der heraus er die hi­
storischen Bedingungen von Entwicklungen und Zuständen in sei­
ner Zeit aufzeigt oder auf bessere, allerdings vergangene Zeiten 
verweist8). So erinnerte er in seinem Fastenhirtenbrief von 1889 
daran, daß es bis 1820 auch in der Diözese Ermland allgemein 
üblich war, Kinder vom achten und neunten Lebensjahr an regel­
mäßig zur Meßfeier zu schicken, und das Fernbleiben der Kinder 
von über zehn Jahren vom Gottesdienst sogar einmal unter bür­
gerliche Strafe gestellt war. Er zitierte dazu die Kramersehe "Kir-

3) V gl. B. STASIEWSKl, Die geistesgeschichtliche Stellung der Katholischen Akade­
mie Braunsberg 1568-1945. In: Deutsche Universitäten und Hochschulen im Osten 
(WISSENSCHAFTLICHE ABHANDLUNGEN DER ARBEri'SGEMEINSCHAFT F'OR FOR­
SCHUNG DES LANDES NORDRHEIN-WESTFALEN, Bd. 30). Köln-Opladen 1964, 
s. 41-58. 

4) Ein Verzeichnis der Publikationen Thiels im Nachruf von F. DrrrRICH, Dr. An­
dreas Thlel, Bischofvon Ermland. In: ZGAE 17 (1910) S. 447-463. 

5) WETZER UND WELTE'S KIRCHENLEXIKON: 2. Aufl. Bd. 4. Freiburg i. Br. 1886, 
Sp. 816-827. 

6) Siebe unten S. 18. 
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chenordnung den Kirchgang betreffend" vom 23. Februar 1570. 
Diese Gewohnheit sei erst in letzter Zeit außer Gebrauch gekom­
men, und daher drängte der Bischof auf die Wiederherstellung 
dieser echt katholischen Sitte'). Eine besondere Gelegenheit, seine 
einschlägigen Fähigkeiten auszunutzen, brachte für Thiel das 
Jahr 1897 mit der 900-Jahr-Feier des Martyrertodes Adalberts. In 
einem Sonderschreiben und dem Fastenbrief des Jahres schilderte 
er ausführlich das Leben dieses Heiligen. Besondere Begeisterung 
klingt immer dann in seinen Ausführungen durch, wenn er, wie z. 
B. 1898, die Praxis des 40tägigen Fastens mit Beispielen belegt 
oder die Geschichte der Beichte in den ersten fünf Jahrhunderten 
erläutert8). Er zitiert neben dem Alten und dem N euen Testament 
auch Livius und zahlreiche Kirchenväter wie Basilius, Chrysosto­
mus, Hermas, Hieronymus, Isidor, Innozenz und Leo den Großen. 
Hier ist Thiel in seinem Element und breitet die ganze Palette 
seiner Kenntnisse aus8). 

Bei aller Anerkennung dieser historischen Kenntnisse und der 
Leistungen Thiels auf fachwissenschaftlichem Gebiet muß doch 
angemerkt werden, daß seine Berufung auf die Geschichte, auf die 
Vergangenheit, häufig das Fehlen einer Analyse der eigenen Zeit 
überdeckte. Thiel war in der kirchlichen Verwaltung bewährt, 
hatte aber kaum praktische Seelsorgserfahrung. So hob auch der 
Nachruf auf ihn in den Pastoralblättern 1908 sein "administrati­
ves Talent" hervor, und es ist vielleicht symptomatisch für das 
Verständnis seines Bischofsamtes, daß Thiel selbst von "bischöf­
licher Verwaltung" sprach10). Thiel hat keine eigenen theologi­
schen Akzente gesetzt, und von daher erscheinen seine histori­
schen Darlegungen, seine Flucht in die Geschichte, häufig als 
Kompensation dieses Defizits. 

Im Januar 1870 trug die preußische Regierung Thiel an, wäh­
rend des Vatikanischen Konzils in Rom als Rat für kirchliche An­
gelegenheiten an der preußischen Gesandtschaft beim Hl. Stuhl 

7) PASTORALBLATl'FOR DIE DIÖZESE ERMLAND (im folgenden: PB) 21 (1889) S. 27. 
8) PB 29 (1897), S. 1-2 und 29-34; 30 (1898), S. 25-30; 33 (1901), S. 19-20. 
9) Es verwundert in diesem Zusammenhang auch nicht, daß sich Thiel als General­

vikar- während dieser Zelt war er auch Vorstand des Ermländischen Kunstver­
eins (PB 1, 1869, S. 9-10; 3, 1871, S. 103) - und vor allem als Bischof lebhaft für 
die Pflege der kulturellen Zeugnisse der Vergangenheit interessierte. So unter­
stiltzte er die Bemilhungen der Königlichen Akademie der Wissenschaften in Ber­
lin bei der Suche nach Handschriften Kants filr die Erstellung einer kritischen 
KantAusgabe (PB 27, 1859, S. 62-63). Er ermahnte seinen Klerus wiederholt, die 
Pfarrarchive und vor allem die Kirchenbücher zu pflegen und zu katalogisieren; 
1890 enthielt sein jährliches Schreiben an die GelstUchen der Diözese einen eige­
nen Abschnitt "De conservandis archivis, reglstraturis et bibllothecls parochia­
rum .. (PB 22, 1890, S. 61; vgl. 33, 1901, S. 58). Bei Kunstgegenständen drang er 
darauf, das Datum der Entstehung zu vermerken, und setzte sich für die Erhal­
tung alter Grabsteine von urkundlichem und kdnstlerischem Wert ein (PB 21, 
1889, s. 40; 23,1891, s. 25; 29,1897, 8.120; 37,1905, 8.103). 

10) PB 40 (1908), S. 107.-Zu Thlels eigenem Amtsverständnis: PB 18 (1886), S. 125. 
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"in vollkommen freier Zuordnung zu fungieren". Diese Berufung 
wurde jedoch kurz vor seiner Abreiseinfolge der Wendung der 
preußischen Konzilspolitik zurückgezogen''). 

Am 16. September 1870 ernannte der ermländische Bischof Phi­
lippus Krementz den Professor für Kirchengeschichte und Kir­
chenrecht zum Domherm, ein halbes Jahr später- am 30. März 
1871 - in Würdigung seiner kanonistischen Kenntnisse und seines 
administrativen Talents zu seinem Generalvikar. Dieses Amt 
nahm Thiel über die normalen Aufgaben hinaus stark in An­
spruch, da bald nach seiner Ernennung der Kulturkampf begann. 
In zahlreichen Zeitungsartikeln, die nicht nur in den "Ermländi­
schen Volksblättern", sondern auch im "Danziger Katholischen 
Wochenblatt", in den "Kölnischen Blättern" und in der "Augs­
burger Postzeitung" erschienen, vertrat er als treuer Berater und 
Mitarbeiter seines Bischofs die Belange der Katholiken12). 

Nachdem Krementz auf den erzbischöflichen Stuhl in Köln be­
rufen worden war, wurde Thiel am 15. Dezember 1885 zum Bischof 
von Ermland gewählt; in ihm sah Krementz einen Garanten für 
die Fortsetzung des eigenen Kurses11). Zur gleichen Zeit, als seine 
Ernennung zum Bischof von Ermland vorbereitet wurde, sah die 
Regierung in Thiel kurzfristig auch einen möglichen Kandidaten 
für Posen; die Erörterungen konzentrierten sich aber bald auf an­
dere Personen'•). Vom 12. Februar 1886 datierte das päpstliche 
Bestätigungsbreve zu Thiels Wahl, bereits am 2. März sprach der 
Kaiser die landesherrliche Anerkennung aus11). Am 9. Mai wurde 
Thiel in der Frauenburger Kathedrale durch den ihm freund­
schaftlich verbundenen ehemaligen Feldpropst Adolph N amsza­
nowski konsekriert. Obwohl ihn bereits vor seiner Wahl eine an­
haltende Krankheit plagteu1), verwaltete Andreas Thiel, der 43. in 
der Reihe der ermländischen Bischöfe, die Diözese 22 Jahre lang 
bis zu seinem Tod am 17. Juli 1908 in Frauenburg''). 

11) PB2(1870),S.19. 
12) Zum Kulturkampf in Ermland vgl. F. DITI'RICH, Der Kulturkampf lm Ermlande. 

Braunsberg 1913; J. OBLAK, Ko4cl61 na Warmll w okresle ,Kulturkampfu'. In: 
ATENEUM ~SKIE49 (1957), S. 203-217. 

13) E. GA'rn, Zur Neubesetzung der (Erz)blstQmer Köln, Ermland und Gnesen-Posen 
1885/86. In: RHElNISCHE VJERTELJAHRSBLATrER 37 (1973), S. 219-224; H.-J. 
KARP, Bischof Andreas Thiel (1886-1908) und die Sprachenfrage lm südlichen 
Ermland. In: ZGAE 37 (1974), S. 70-81. 

14) GA'rn. Zur Neubesetzung, S. 227; K.ARP, S. 81; L. TRZECIAKOWSKI, Stosunkl 
mi~ pdstwem l kotclolem katolickim w zaborze prusklm w latach 1871-1914. 
In: STUDIA I MATERIALY 00 DZIEJÖWWIELKOPOLSKI I POMORZA 9 (1968), S. 69-71 
s:a The Prusslan State and the Cathollc Church in Prusslan Poland 1871-1914. In: 
SLA VIC REVIEW 26 (1967), S. 627-629. 

15) PB 18 (1886), S. 65. 
16) Ebd. s. 53. 
17) Biographische Angaben über Thiel bieten DITI'RICH, Dr. Andreas Thiel und G. 

MATERN, Dr. Andreas Thiel, Bischof von Ermland, ein Lebensblld. Braunsberg 
1908. 
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Nach diesem Abriß der wichtigsten Stationen aus Thiels Werde­
gang sollen im folgenden vier Komplexe näher betrachtet werden. 
Zunächst verdient Thiels Stellung zum I. Vatikanischen Konzil, 
zweifellos ein Schlüsselerlebnis seiner Laufbahn, eine eingehende 
Darlegung (1). Danach sollen aus seiner Tätigkeit als Bischof von 
Ermland drei Aspekte behandelt werden: seine Leistung in der 
Diözesanverwaltung (II), einige zentrale Anliegen seines pastora­
len Wirkens (ill) sowie seine Haltung im Nationalitätenstreit und 
sein Verhältnis zum Deutschen Kaiserreich (IV). 

I 
Die Rezeption der Beschlüsse des I. Vatikanischen Konzils 

wurde im Ermland hauptsächlich von Bischof Krementz durchge­
setzt. Er war bis zum Beginn des Konzils Infallibilitätsgegner und 
nahm an der feierlichen Abstimmung am 18. Juli nicht teil. Der 
Bischof ist abertrotzseines "Non placet" von Anfang an zur An­
nahme der umstrittenen Beschlüsse über das unfehlbare Lehramt 
bereit gewesen, und obgleich er sich dazu nur mühsam durchge­
rungen hatte, setzte er die Anerkennung in seinem Sprengel mit 
unbeugsamer Härte so streng wie nur wenige Bischöfe durch. Dies 
geschah durch Verhandlungen, durch Exkommunikation - wie 
die Wollmanns, die eine der unmittelbaren Ursachen des Kultur­
kampfs wurde -, durch Entzug der Missio canonica und durch die 
Suspension einzelner Geistlicher. Zur härtesten Kirchenstrafe 
griff er, als Wollmann sich weigerte, ein Hirtenschreiben des Bi­
schofs in der Gymnasialkirche zu verlesen. Er belegte daraufhin 
diese Kirche mit dem lnterdikt18). 

Thiel, inzwischen Generalvikar geworden, stand dagegen für 
ein milderes Vorgehen. Er konnte sich offensichtlich noch gut an 
sein eigenes inneres Ringen mit den vatikanischen Dekreten erin­
nern und sich in die Haltung der Oppositionellen hineindenken. 

Die Anteilnahme an den römischen Ereignissen war im Erm­
land im Herbst 1869 noch so gering, daß Krementz einen beruhi­
genden Fuldaer Hirtenbrief "bei demtreukirchlichen und von 
jeden Anfechtungen wenig berührten Sinn" seiner Diözesanen in 
den Landgemeinden des eigentlichen Ermlandes gar nicht und in 
den Stadt- und Landgemeinden der Diaspora nur dort verlesen 
ließ, ,,wo hierzu nach dem umsichtigen Urteil der betreffenden 
Pfarrer ein Bedürfnis vorhanden sei " 111). Bei der Rezeption der 
Beschlüsse des Konzils spielte des Lyceum Hosianum, die kleine 
philosophisch-theologische Lehranstalt zu Braunsberg, in dem 
isolierten Ermland eine wichtige Rolle. Im Braunsherger Kolle­
gium hat die tendenziöse Berichterstattung des Kirchenhistori-

18) Vgl. E. GATZ, Bischof Phillppus Krementz und die Rezeption des Ersten Vatika­
nischen KonzUs im Bistum Ermland. In: ANNUARIUM HISTORJAE CONCILIORUM 
4 (1972). s. 156-158. 

19) PB 1 (1869) S. 80. 
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kers Ignaz von Döllinger mit seinen 69 Briefen in der liberalen 
"Augsburger Allgemeinen Zeitung" sicherlich mehr zur "Verwir­
rung der Geister" beigetragen als alle anderen zeitgenössischen 
Schriften20). 

In bezug auf das Ermland bestätigte Thiel die verhängnisvolle 
Wirkung der Artikel, die für ihn wie für viele andere die einzige 
Informationsquelle über den Verlauf des Konzils bildeten, und 
erklärte damit teilweise sein späteres Abrücken von den Anti­
infallibilisten. "Ich gestehe", schrieb er 1872, "daß, wie viele mei­
ner Freunde, auch ich jene ganze Zeit hindurch unter dem Banne 
jener Berichte stand, von denen eingänglich Notiz zu nehmen, 
mich schon meine Stellung als Professor der Kirchengeschichte 
zwang"11). 

Thiels Ablehnung des Unfehlbarkeitsdogmas geht aber sicher­
lich nicht allein auf die Berichterstattung der ,,Augsburger Allge­
meinen Zeitung" zurück. Er, der Kirchenhistorik.er, fügte sich in 
die Reihe der Gegner des Dogmas ein, die als Mitglieder der Kon­
zilsminorität oder als Beobachter und Kommentatoren der Vor­
gänge in Rom u. a. historische Schwierigkeiten, wie die Verurtei­
lung des Papstes Honorius, vorbrachten. Zu den bekanntesten ge­
hörten Kardinal Joseph Otmar von Rauscher, der angesehene Pa­
trologe, Karl J oseph von Hefele, Bischof von Rottenburg und Ver­
fasser einer großen Konziliengeschichte, und J ohn Acton mit sei­
nem Lehrer lgnaz von Döllinger, dem Professor für Kirchenge­
schichte21). Thiel hatte sich wie viele andere auch mit der Alten 
Kirche befaßt, als er acht Jahre lang die Briefe und die Geschichte 
der Päpste von Hilarius bis Pelagius II. (461-590) studierte. Er 
hatte damit eine Periode in der Papstgeschichte untersucht, die zu 
kritischen Gedanken über die Unfehlbarkeit Anlaß gab. Auf dem 
Konzil von Chalkedon (451) hatte eine Mehrheit, die orthodoxe 
Kirche, die Selbständigkeit von zwei Naturen in Christus betont. 
Dieses Konzil wollte die Kluft zwischen den Bekennern des Glau­
bens von Chalkedon, den Dyophysiten, und den Monophysiten, 
den Bekennern der einen gottmenschliehen Natur überbrücken, 

20) T. GRANDERATH. Geschichte des Vatikanischen Konzils, Bd. 2. Freiburg 1903, 
8.578. 

21) A. THIEL, Meine Auseinandersetzung mit den Janus-Chrlsten. Leipzig 1872. S. 9. 
Als eine Art Rechtfertigung wurde auch Thlels ,.Kurzer Abriß der Kirchenge­
schichte für höhere Volksschulen .. (s. u. S. 17) angesehen, der ebenfalls 1872 er­
schien. Dies geht aus entsprechenden Bemerkungen Thlels in der Verteidigungs­
schrift (S. 54) hervor. -Zu der Manipulation der deutschen öffentlichen Meinung 
während des Konzils vgl. V. CONZEMIUS, Die ,.Römischen Briefe vom Konzil". 
Eine entstehungsgeschichtliche und quellenkritische Untersuchung zum Konzils· 
joumallsmus Ignaz von Döllingers und Lord Actons. In: ROMISCHE QUARTAL­
SCHRIFT 59 (1964), S. 186-229; 60 (1965), S. 76-119. 

22) Vgl. R. AUBERT, Das Vatikanische Konzll. In: Handbuch der Kirchengeschichte. 
Bd. VI, 1. Hrsg. v. H. JEDIN. Freiburg 1971, S. 774-791; G. KREUZER. Die Hono­
riusfrage 1m Mittelalter und ln der Neuzeit (PAPsTE UND PAPS'ITUM, Bd. 8.) 
Stuttgart 1975. 
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erweiterte aber den Riß immer mehr. In diesen monophysitischen 
Streitigkeiten spielten die Bischöfe von Rom, die Päpste, eine un­
glückliche Rolle. Einen gewissen "Höhepunkt" in negativer Hin­
sicht stellte der Pontifikat des Vigilius dar (537-555), dessen Hal­
tung man wegen der zahlreichen dogmatischen Kehrtwendungen 
nur als schwach und ziellos bezeichnen kann. Es war dies eine 
Zeit, in der Päpste wie sein Nachfolger Pelagius I. (556-561) skru­
pellos theologische Positionen preisgaben, um vom oströmischen 
Kaiser die Tiara zu erlangen. Es ist auch die intensive Beschäfti­
gung mit diesem Kapitel der Papstgeschichte, der die radikale 
Ablehnung der Unfehlbarkeitserklärung durch Thiel zuzuschrei­
ben sein dürfte. Dies scheint auch seine Verteidigungschrift anzu­
deuten, in der er seinen ehemaligen Freunden und Mitstreitern 
Vertrauensbruch vorwirft, weil sie frühere gemeinsame private 
Überlegungen zu den Vorgängen in Rom veröffentlicht hatten. So 
hält er darin seinem Kollegen Johann Friedrich von Schulte vor, 
daß dieser sich vielfach seiner Ausgabe der Papstbriefe bedient 
habe, Schultes "Blumenlese von allerlei dicta factaque mirabilia 
Romanorum Pontificum" sei aber "alles eher, als ein Traditions­
beweis gegen das Vatikanische Dekret"»). 

Thiel erklärte in seiner Verteidigungsschrift 1872, er habe be­
reits 1869 an vielen Stellen der Berichte Döllingers "offen böswil­
ligen Klatsch oder gehässige Tendenz er kann tu, und er selbst habe 
das - allerdings nur privat im Freundeskreis - offen ausgespro­
chen. Thiels offizielle Verlautbarungen sahen dagegen anders aus. 
Bereits vor den entscheidenden Abstimmungen in Rom betonte 
die theologische Fakultät Braunsberg unter Thiel ebenso wie die­
jenige Tübingens, daß man nur zusammen mit dem Episkopat 
handeln wolle. Allerdings äußerten sich die Braunsherger noch 
am 19. Juli, und zwar wiederum durch Thiel, der im akademischen 
Jahr 1869/70 Rektor des Lyceums war, sehr entschieden. Alle Pro­
fessoren der Lehranstalt waren nach seiner Ansicht zur Unter­
zeichnung einer Adresse bereit, "wenn die noble Partei S. J. 
Miene machen sollte, in einer öffentlichen Sitzung über das Vo­
tum unserer Bischöfe hinweg zu schreiten". Thiel betonte freilich 
ebenso, daß man in Braunsberg unter allen Umständen den 
Schein vermeiden wolle, ,,auf eigene Hand ohne unsere Bischöfe 
vor zu schreiten. Gott sei tausend Dank, daß wir letztere noch 
haben, daß sie durch ihr Römisches Martyrium ernüchtert und für 
die Kirche J esu gezeitigt und gereift sind""). 

Als dann das Schreiben der deutschen Bischöfe an den Papst 
bekannt wurde, in dem sie ihr Fernbleiben von der feierlichen 
Session am 18. Juli ankündigten, änderte sich für Thiel und die 
Braunsherger die Situation, von der man mittlerweile aus der 
23) THIEL, Meine Auseinandersetzung, S. 31. Oberhaupt ist die Sehr1ft reich an Schil­

derungen aus der Geschichte der alten Kirche. Vgl. S. 22,27-28, 31, 34, 46, 52 (hier 
zitiert Thiel seine Ausgabe der Papst briefe). 
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,,Augsburger Allgemeinen Zeitung'' wußte. Thiel bezeichnete die 
Verlautbarung des Episkopats an den Papst als "an und für sich 
so kalt, matt und lahm, daß sie einem die Schamröte ins Gesicht 
ruft, der gute Geist der wackeren Streiter für Rech~ und Gesetz ist 
dort durch höfischen Sinn (ich sage von eingeschmuggelter wil­
scher Diplomatie alias Schurkerei) fast erstickt". Eine Erklärung 

·gegen die römischen Beschlüsse machte Thiel von den Bischöfen 
abhängig, die, wenn sie sich unterwürfen, "als unsere Henkers­
knechte fungieren würden''"). Thiel dachte wie seine Braunsber­
ger Kollegen also antiinfallibillstisch, wollte jedoch nicht ohne 
oder gegen den Episkopat handeln. Eine am 26. August im wesent­
lichen von Döllinger redigierte Erklärung deutscher Professoren, 
welche die bekannten Argumente gegen Freiheit und Ökumenizi­
tät des Konzils darlegte, unterschrieb Thiel bereits nicht mehr. 

Seitdem der deutsche Episkopat die Annahme der vatikani­
schen Beschlüsse erklärt hatte oder sich wenigstens in Schweigen 
hüllte, zerfiel auch im Ermland die Opposition sehr schnell. Thiel, 
der sich bis in den August hinein mehrfach exponierte und der 
damals noch so voreingenommen war, daß er die umstrittene Kon­
stitution nicht einmal lesen wollte, war nach dem Ausbruch des 
deutsch-französischen Krieges gegen Ende des Monats mit Katha­
rinenschwestem zur Verwundetenpflege nach Frankfurt/M. abge­
reist28). Dadurch gewann er, wie er später bekannte, die notwen­
dige Distanz zu der in Braunsberg herrschenden Erregung. 

Am 16. September 1870 ernannte Krementz Thiel zum Domherrn 
an der Frauenburger Kathedrale. Diesem trug die Berufung spä­
ter herbe Kritik ein. Im Vorwort zu seiner Verteidigungsschrift 
schrieb er: "Wenn ich nun gleichwohl sogar eigens auf den Kampf­
platz trete, so ist mir dies durch die maßlosesten Verunglimpfun­
gen von Seiten, denen ich bis dahin persönlich nur Freundlichkeit 
und Liebe erwiesen habe, zu einer traurigen Pflicht gemacht"IT). 
Der Wortführer der Braunsherger Konzilsopposition, Friedrich 
Michelis, den er u. a. hier anspricht, warf ihm vor, daß ihn die 
Rücksicht auf seine Karriere und der "Glanz der Domherren­
kette" zur Annahme der Infallibilität bewogen hätten. Allerdings 
hatte Thiel ja von Anfang an erklärt, nicht gegen seinen Bischof 
handeln zu wollen. In der erwähnten Schrift schlug er gegen die 

24) J. F. v. SCHULTE, Der Altkatholizismus. Geschichte seiner Entwicklung, inneren 
Gestaltung und rechtlichen Stellung in Deutschland. Gießen 1887, S. 94, veröf­
fentlichte Briefe Thiels, aus denen die zitierten Passagen stammen. Es war vor 
allem die Veröffentlichung dieser Briefe, die Thiels Zom erregte_: .,In nichts zeigt 
sich wohl mehr die namenlose geistige Verwilderung unserer Janus-Brilder, als 
in diesem schnöden Mißbrauch des Vertrauens, der Freundschaft und des Brief­
geheimnisses, welch letzteres namentlich von allen zivilisierten Völkern heilig 
gehalten wird" (TRIEL, S. 53, Anm. 35). 

25) SCHULTE, S. 95. 
26) PB 2 (1870), S. 87. 
27) TRIEL, S. 3-4; zum Tell abgedruckt in: PB 4 (1872), S. 31-32. 
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zurück, die ihn als Heuchler und als charakterlos geschmäht hat­
ten. Er rührte an die verletzlichste Stelle des Braunsherger Philo­
sophen, der die altkatholische Bewegung von Anfang an mittrug, 
wenn er daran erinnerte, daß man von diesem, "seitdem er seine 
Schul-Examina überstanden, noch keine Zeile einer wirklich wis­
senschaftlichen Arbeit gesehen" habe. Er wisse, daß Michelis 
"nicht einen einzigen größeren Kirchenvater oder die Akten eines 
einzigen allgemeinen Konzils gelesen" habe2'). Thiel konnte sich 
diesen sarkastischen Hinweis erlauben, weil er selbst durch aner­
kannte wissenschaftliche Publikationen - und gerade durch 
Quelleneditionen- ausgewiesen war. 

Thiels Haltung zum I. Vatikanum, d. h. seine Anerkennung der 
faktischen Machtverhältnisse nach anfänglicher leidenschaftli­
cher Opposition, spielte noch bei den Umständen seiner Wahl eine 
Rolle. Sein damaliges Umschwenken prägte das Bild des Bischofs 
bei den staatlichen Stellen entscheidend mit und führte zu Cha­
rakterisierungen von Thiels Verhalten als "Strebertum und 
Herrschsucht''211). 

li 
Als Nachfolger von Bischof Krementz, der nach 17jährigem Wir­

ken die Diözese verlassen hatte, fand Thiel im großen und ganzen 
gebahnte Wege vor. Auf dem Gebiet der Diözesanverwaltung kon­
zentrierte sich die Aktivität des neuen Bischofs in besonderem 
Maße auf die Sorge um den Klerus und seine Ausbildung, verbun­
den mit einer manchmal zu großen Strenge gegen einzelne Prie­
ster, auf die Visitations- und Firmungsreisen und die Bemühun­
gen für die unter Andersgläubigen zerstreut lebenden ermländi­
schen Katholiken. Wegen der im Kulturkampf durch die Maige­
setze 1873 angeordneten Anzeigepflicht, welche die Kirche ab­
lehnte, konnte kein Geistlicher mehr eingestellt werden. Seit Sep­
tember des Jahres hatte der damalige Kultusminister Falk spür­
bare Repressalien gegen das Priesterseminar zu Braunsberg ein­
geleitet; Ende November 1876 verfügte er dessen sofortige Schlie­
ßungso). Am 18. Oktober 1886 konnte Thiel seiner Diözese verkün­
den: "Es ist mir eine große Freude gewesen, am gestrigen Tage das 
Convict beim Gymnasium zu Braunsberg wieder eröffnen zu kön­
nen." Diese Freude konnte naturgemäß nicht darüber hinweg­
täuschen, daß zehn Jahrgänge Priesternachwuchs fehlten. Die 
Auswirkungen waren noch bis 1891 spürbar. "Zu den schwersten 
Übelständen, unter denen die Diözese Ermland gegenwärtig noch 
zu leiden hat, gehört der Mangel an genügenden Kräften für die 
Seelsorge. Die Zahl der Priester hat sich seit 20 Jahren um mehr 

28) THIEL, S. 30, 40, 44. Vgl. GA'IZ, Krementz und die Rezeption, S. 144. 
29) Belegebel KARP, S. 74-75; vgl. PB 2 (1870), S. 19. 
30) Vgl. G. DETTMER, Die ost-und westpreußischen Verwaltungsbehörden im Kul­

turkampf. Heidelberg 1958, S. 45-46. 
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als ein halbes Hundert verringert"31). Diese Feststellung des· Bi­
schofs aus dem Jahr 1891läßt sich durch Zahlen belegen: Während 
1871 im Ermland noch 320 Geistliche tätig gewesen waren, sank 
die Zahl1891 auf ihren tiefsten Stand seit der Jahrhundertmitte, 
auf 258. Demgegenüber war die Zahl der Kommunikanten im glei­
chen Zeitraum (1870 bis 1895) von etwa 170 000 auf 210 000 gestie­
gen12). Thiellegte aus diesem Grunde die Aufnahmebestimmungen 
vor, um neue Alumnen zum Eintritt zu bewegen. Die Werbung um 
Knaben für das Konvikt machte er 1891 daher auch zu einem der 
Themen des alljährlich stattfindenden Ruralkapitels. Mehrfach 
wies Thiel vor allem seinen Klerus auf den Priestermangel hin 
und forderte ihn auf, nach möglichen Anwärtern für das Priester­
amt Ausschau zu halten. Große Hoffnung zur Linderung der 
"presbyterorum penuria" setzte er auch auf die Eröffnung des 
Konvikts zu Rößel189412). Die Lage besserte sich in der Tat in den 
folgenden Jahren, so daß zu Beginn des 20. Jahrhunderts die Zahl 
der Geistlichen den Stand vor der Kulturkampfzeit wieder er­
reichte. 

Thiels Sorge um den Priesternachwuchs äußerte sich ferner in 
einer Vorlage für die Fuldaer Bischofskonferenz von 1899, die 
erstmals eine echte Reform des Studiums der Priesteramtskandi­
daten diskutierte. Thiel legte seinen Amtsbrüdern eine Denk­
schrift vor, die "bemerkenswerte Sachkenntnis und viel Ver­
ständnis für die Förderung von Spezialstudien bewies"1•). Er trat 
nämlich für eine größere Breite des Studiums und der Kenntnisse 
der zukünftigen Kleriker ein, die auch Gebiete wie Botanik, 
Astronomie, Philologie und die von Thiel so geschätzte Geschichte 
kennenlernen sollten. Zugleich forderte er praktische Übungen 
von den ersten Semestern an. 

Vor Ort sorgte sich Thiel um die allgemeine Schulbildung als die 
Grundlage der Konviktausbildung. Da die Pfarrgeistlichen die 
Ortsinspektion über die im Pfarrbezirk befindlichen Schulen hat­
ten, schärfte Thiel ihnen auch diese Aufgabe ein und ermahnte sie 
besonders, die Schulen öfters, d. h. wenigstens jeden Monat ein­
mal, zu besuchen. Dabei sollte zwar der Religionsunterricht im 
Zentrum der Bemühungen stehen, es ging aber z. B. auch um die 
Revision der Schülerbibliothekenn). Auf diesem Feld kam Thiel 
zu Hilfe, daß er sich neben seiner wissenschaftlichen Tätigkeit 
auch für die Erziehungsaufgaben der Schule interessiert hatte und 
elf Jahre Religionslehrer an der katholischen Höheren Mädchen-

31) PB 23 (1891), S. 38. 
32) PB 30 (1898), S. 20-22; 46-47. 
33) PB 23 (1891), S. 52; 24 (1892), S. 41; 26 (1894), S. 41. 
34) E. GATZ, Akten der Fuldaer Blschofskonferenz. Bd. 2: 1888-1899 (VEROFFENTLI­

CHUNGEN DER KOMMISSION FOR ZEITGESCHICHTE, Reihe A, Bd. 27). Mainz 1979, 
Dok. Nr. 755 und S. LXU-LXID. 

35) PB 18 (1886), S. 125; 21 (1889), S. 87; 22 (1890), S. 39; 26 (1894), S. 46. 
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schule in Braunsberg gewesen war. Aus diesen praktischen Erfah­
rungen resultierte ein "Kurzer Abriß der Kirchengeschichte für 
höhere Volksschulen", den er als Generalvikar 1872 veröffent­
lichte und der 1906 in der zehnten Auflage erschien. Noch als Bi­
schof nahm Thiel häufig an den theologischen Prüfungen der Prie­
steramtskandidaten teil, nachdem er bereits in den Jahren 1854 
und 1855 kurzfristig die Stelle eines Subregens am Priestersemi­
nar versehen hatte. In der religiösen Unterweisung der Jugend 
sah Thiel für die Seelsorge des Geistlichen in seiner Gemeinde 
eine zentrale Aufgabe; auch hier galt seine besondere Aufmerk­
samkeit der Diaspora311). 

Neben dieser allgemeinen Sorge des Bischofs, die in seinen Ver­
lautbarungen Ausdruck fand, stehen einige Einzelfälle, in denen 
der ermländische Ordinarius gegenüber seinem Klerus doch wohl 
zu streng reagierte. In dem einen Fall handelt es sich um den 
Kaplan Michael Reddig in Gr. Köllen (1842-1907), gegen den Thiel 
im Zusammenhang mit dem Auftreten der Dargelsekte vorging. 
Anneliese Triller urteilt über die Maßnahmen des ermländischen 
Oberhirten, daß dieser mit weniger Härte und mehr menschlicher 
Wärme der Situation leichter Herr geworden wäreJ'). Bei dem 
zweiten Fall handelt es sich um die Auseinandersetzung Thiels 
mit dem Königsherger Propst Johannes Szadowski (1834 bis 1914). 
Das Verhalten dieses um den Aufbau der Seelsorge in der Haupt­
stadt Ostpreußens verdienten Priesters in Geldangelegenheiten 
rechtfertigte wohl kaum die Feststellung seines Ordinarius, daß 
er es "mit einem eitlen Schismatiker zu tun habe", und die Maß­
nahmen, mit denen er den Propst in der Öffentlichkeit zurück­
setzte38). 

Diese beiden Einzelschicksale dürfen sicherlich nicht verallge­
meinert werden. Allerdings wird Thiels Standpunkt aus seinen 
eigenen Erfahrungen erklärbar. Sein Verhalten in den Jahren 
1870/71 zeigt seine Bereitschaft, eigene Bedenken dem Gehorsam 
gegenüber seinem Bischof hintanzusetzen, auch wenn ihm eine 
Lehre oder ein Gebot der Kirche nicht genehm war. Und eben die­
sen rigorosen Gehorsam, den Krementz bei der Anerkennung der 
vatikanischen Dekrete von ihm und anderen gefordert und den 
Thiel geleistet hatte, verlangte dieser nun seinerseits von seinem 
Klerus. Wenngleich seine Strenge sich nicht mit dem Einfühlungs­
vermögen verband, das Krementz im Ermland ausgezeichnet hatte, 
entspringt sie doch dem aufrechten Bemühen eines Bischofs, sei-

36) PB 22 {1890), S. 52. -Zu weiteren Regelungen vgl. die Ruralkapitel von 1890 (PB 
22, 1890, S. 39) und 1897 (PB 29, 1897, S. 62): Schreiben an den Klerus seiner 
Diözese 1891 (PB 23, 1891, S. 50), 1892 (PB 24, 1892, S. 42) und 1895 (PB 27, 1895, 
S. 50-51) sowie PB 40 (1908), S. 54. - S. u. S. 19. 

37) Vgl. A. TRILLER. Die Dargelsekte lm Ennland. In: ZGAE 39 (1978), S. 35-59. 
38) Vgl. A. TRILLER, Zur Biographie des Könlgsberger Propstes Johannes Szadowski 

(1834·1914): m diesem Band, unten S. 134-147, ZitatS. 141. 
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ner Diözese eine geregelte Seelsorge zu garantieren. In dieser Hin­
sicht vermitteln auch die Berichte über die Visitations- und Firm­
reisen des Bischofs in den Pastoralblättern einen Eindruck davon, 
wie wichtig Thiel seine Aufgaben nahm, und dies trotz seiner 
Kränklichkeit und seiner Anfälligkeit gerade für Witterungsein­
flüsse, die solche Reisen für ihn immer zur Strapaze werden lie­
ßen. Zwei Angaben sollen hier für diesen überaus wichtigen Kom­
plex genügen: Im Dekanat Heilsberg war Thiel in den Jahren 1889, 
1890, 1894, 1895, 1900 und 1901. In den Jahren 1902 und 1903 war er 
viermal im Jahr für insgesamt jeweils über acht Wochen unter­
wegs. Seit 1905 mußte allerdings der Weihbischo:P) diese Aufgabe 
für den inzwischen fast 80jährigen Oberhirten übernehmen. 

Schon während der kurzen Zeit als Kaplan in Memel und Dran­
gowski hatte Thiel die Verhältnisse und Bedürfnisse der litaui­
schen Diaspora kennengelernt. Als langjähriger Sekretär des 
Adalbertvereins, der sich der Diasporaprobleme annahm, gewann 
er dann eine genaue Einsicht in die kirchlichen Zustände der an 
das südliche Ermland grenzenden Bezirke und in die Lage der dort 
zerstreut wohnenden Katholiken. Nach seinem Tod fand sich ein 
im Manuskript vorliegender Aufsatz "Die katholische Diaspora 
der Diözese Ermland, Zustand derselben im 16. bis 18. J ahrhun­
dert", in dem er sich über die Schicksale des Katholizismus in 
Altpreußen und die Errichtung der Missionsstationen Königs­
berg, Heiligelinde und Drangowski verbreitet40). Damit waren die 
Voraussetzungen für die Fürsorge Thiels in jenen Gebieten gege­
ben. In seiner Amtszeit sind in der Diaspora zahlreiche Kirchen, 
Kapellen und Schulen gegründet worden. So ging mit der Zu­
nahme der katholischen Bevölkerung eine Verbesserung der Pa­
storisation Hand in Hand. Neu errichtet wurden die Pfarreien 
Landsberg, Robkojen, Mensguth, Ortelsburg, Rastenburg, Bar­
tenstein, Raunau, Hohenstein, Bilderweitschen, Passenheim, Ko­
bulten, Lyck und Oberhaberberg, ferner die Kuratien Goldap, Or­
zechowo und Gumbinnen; außerdem erfolgte die Umpfarrung 
mehrerer Ortschaften, um eine bequemere Ausübung des Gottes­
dienstes zu ermöglichen41). Die Diasporaseelsorge und die Mission 
in jenen Gebieten machte Thiel wiederholt zum Thema seiner Fa­
stenhirtenbriefe, seiner jährlichen Schreiben an den Klerus der 
Diözese sowie der Ruralkapitel, in denen er auf Verbesserungen 

39) Eduard Herrmann. Zu seiner Ernennung vgl. unten S. 28 mit Anm. 74. 
40) Vgl. DITI'RICH, Dr. Andreas Thlel, S. 450. 
41) Als Belspiel sei hier aus der .. Urkunde über Errichtung der katholischen Pfarr­

gemeinde Bartensteln" zitiert (PB 26, 1894, S. 4): .. Da hienach sämtliche kltdüi· 
ehe Einrichtungen zur Errichtung einer katholischen Pfarrgemeinde Bartenstein 
getroffen sind (zuvor genannt), und die Zahl der katholischen Einwohner ln den 
nahegelegenen Ortschaften, welche dem Gottesdienst daselbst beigewohnt ha­
ben, gewachsen ist, habe ich es zur besseren Seelsorge und Hebung der Religi6-
sitiit für notwendig erachtet, eine katholische Pfarrgemeinde Bartenstein zu er­
richten." 



Bischof Andreas Thiel 19 

drängteu). Hier verband sich seine Sorge um den Religionsunter­
richt mit der Sorge um die Katholiken in den protestantischen 
Gebieten, indem er den Missionsgeistlichen detaillierte Anwei­
sungen für die religiöse Unterrichtung gab. Da es nicht möglich 
war, allen katholischen Schulkindem in protestantischen Gegen­
den einen regelmäßigen katholischen Religionsunterricht zu ver­
schaffen, sollten die Geistlichen häuslichen Unterricht organisie­
ren und darauf drängen, daß die Kinder in die Kirche und zum 
Gottesdienst mitgebracht würden. Von Zeit zu Zeit sollten sie fer­
ner die Kinder versammeln, über das Gelernte befragen und ein 
neues Pensum zum Erlernen aufgeben. Die nötigen Katechismen 
stellte der Bischof zur Verfügung, wie er ebenso bereit war, bei 
der Deckung der sonstigen Auslagen behilflich zu sein. Seine 
Gläubigen ermahnte Thiel immer wieder zum Gebet und rief sie 
zu Spenden für die Diaspora sowie insbesondere zur Unterstüt­
zung des Adalbertvereins aufO). 

m 
Eine reichhaltige Quelle für die pastoralen Anliegen Thiels bil­

den die "Pastoralblätter für die Diözese Ermland"; hier sind es 
vor allem die jährlichen Fastenhirtenbriefe, die lateinisch abge­
faßten Schreiben des Bischofs an den Klerus der Diözese, die The­
men der seit ihrer Einrichtung durch Krementz 1869 jährlich ab­
gehaltenen Ruralkapitel und zahlreichen Erlasse und Aufrufe des 
Bischofs. Aus der Fülle der Themen werden im folgenden zwei 
ausführlicher behandelt, da sie charakteristisch für das seelsorg­
liche Bemühen Thiels zu sein scheinen. Es sind die Probleme der 
Abwanderung und der Trunksucht, auf die der Bischof wiederholt 
zu sprechen gekommen ist. 

Die durch die Gesetzgebung des Staates gewährleistete Freizü­
gigkeit aller Staatsangehörigen hatte zur Folge, daß viele Katho­
liken ihre ermländische Heimat verließen, um jenseits der Gren­
zen der Diözese ihren Lebensunterhalt zu verdienen"). Dies war in 

42) Fastenhlrtenbrief: PB 21 (1889), S. 29. - Schreiben an den Klerus: PB 24 (1892), 
S. 41.- Ruralkapitel: PB 22 (1890), S. 39; 23 (1891), S. 39; 26 (1894), S. 46; 29 (189'1), 
8.62. 

43) S. oben S. 17. Vgl. ferner PB 23 (1891), S. 51-52. Zum Adalbert-Vereln vgl. PB 21 
(1889), s. 29; 40 (1908), s. 31. 

44) "Emigrationes ln exteras regiones, quae bis temporibus praesertlm a multis pau­
perioribus quasi pro remedio universal! fortunae adversae arripiuntur, regulariter 
felicitati et conditioni vitae illorumnihll aut parum opitulantur, at saluti spiritual! 
eorum exitium aut saltem summum periculum affertunt" PB 21 (1889) S. 39.- Zu 
diesen Abwanderungen vgl. W. KOLLMANN, Industriealislerung, Binnenwande­
rung und soziale Frage. Zur Entstehungsgeschichte der deutschen Industriegro.ß.. 
stadt lm 19. Jahrhundert. In: VIERTELJAHRSCHIRFT FOR SOZIAL- UND WIRT· 
SCHAFI'SGESCHICHTE 46 (1959), S. 45-'10 = Ders., Bevölkerung in der industriellen 
Revolution. Studien zur Bevölkerungsgeschichte Deutschlands. Göttingen 19'14, S. 
106-124; H. FENSKE, Internationale Wanderungen in Mitteleuropa (1850-1914). In: 
GESCHICHTE IN WISSENSCHAFT UND UNTERRICHT 31 (1980), S. 593-608. 
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dem ungleichmäßigen wirtschaftlichen Wachstumsprozeß begrün­
det, welcher einerseits durch die Hochphase der Industrialisie­
rung gekennzeichnet war und andererseits durch ein äußerst 
schleppendes Wachstum der Landwirtschaft, die z. B. im Ermland 
weitgehend in ihren traditionellen Verhältnissen verharrte. 

Auch die preußische Landgemeindeordnung von 1891 änderte 
im Alltag der bäuerlichen Bevölkerung nicht viel. Für die recht­
lich deklassierten Landarbeiter wurde seit dieser Zeit, in der auch 
Thiels Stellungnahmen beginnen, der Fluchtweg der Binnenwan­
derung in die Industriereviere mit ihrer steigenden Konjunktur 
immer attraktiver. Ober 1 500 000 Deutsche aus den Ostgebieten, 
aus Ost- und Westpreußen, Pommern, Posen und Schlesien, fan­
den den Weg in die Städte, zur Industrie. Ihre Schwierigkeiten 
bestanden u. a. in der Umstellung von der gewohnten, auf persön­
liche Beziehungen gegründeten agrarischen und kleinstädtisch­
bürgerlichen Ordnung auf die unpersönliche, sach- oder leistungs­
bezogene Ordnung der industriellen Arbeitswelt. 

Häufig trafen sie dabei auch auf völlig unzureichende seelsor­
gerliehe Verhältnisse. "Eine Krankheit der Zeit" nannte Thiel 
1892 die leichtsinnigen Abwanderungen - er verwendet stets den 
Begriff "Auswanderung" - in ferne unbekannte Gegenden, bei 
der zahlreiche junge Leute der bäuerlichen Bevölkerung in Ge­
biete aufbrachen, in denen eine seelsorgerische Betreuung nicht 
gewährleistet war'11

). Thiel drang darauf, daß die Geistlichen, 
wenn sie schon die Abwanderer nicht zum Bleiben überreden 
konnten, sie wenigstens auf Gebiete verwiesen, wo die katholi­
sche Seelsorge garantiert war wie in Masowien und Natangen48). 

Solche Abwanderung geschah in der Hoffnung auf höheren Lohn 
und größere Ungebundenheit, wobei die Zukunft von den Händ­
lern, welche die jungen Leute anwarben, häufig allzu rosig ausge­
malt wurde. Besonders vor diesen Anwerbern warnte der Bischof: 
"Setzt nicht eurerseits Zeit und Ewigkeit auf eine unbekannte 
ungewisse Karte eines Seelenhändlers." Viele der Abwanderer 
kämen nach kurzer Zeit zurück, um in der Heimat zu sterben. 
Andere schickten ihre Kinder nach Hause, manchmal stamme die 
letzte Nachricht aus dem Krankenhaus einer großen Stadt. Thiel 
kam häufig auf dieses Thema zu sprechen4'). 

Im Jahre 1905 sah er neuerlich einen speziellen Grund zur Sorge. 
In Schleswig-Holstein befand sich eine große Zahl katholischer 
Dienstmädchen und Saisonarbeiterinnen, die aus den östlichen 
Provinzen, u. a. dem Ermland, dorthin gezogen waren. Ihnen 

45) PB 24 (1892), S. 26. 
46) PB 21 (1889), S. 39: 25 (1893), S. 39-40. Thlels Hinweis auf Masowien und Natangen 

zeigt sein Unverständnis gegenQber der Lage der Abwanderer, da belde Gebiete 
ebenso bäuerlich strukturiert waren wie das Ermland und somit selbst dringend 
Hilfe benötigten. 

47) PB 24 (1892), S. 26: 32 (1900), S. 28-29. 
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wurde vorgespiegelt, daß sie dort ihre religiösen Pflichten leicht 
erfüllen könnten, tatsächlich arbeiteten sie aber oft weit von der 
nächsten katholischen Kirche entfernt. Thiel beklagte, daß diese 
Mädchen religiös und sittlich zugrunde gingen, eine Folge sei die 
erschreckende Zunahme von unehelichen Geburten und von 
Mischehen. Er ermahnte den Klerus seiner Diözese eindringlich, 
die Eltern solcher Mädchen ernstlich auf die Folgen dieser Ab­
wanderung hinzuweisen411). 

Seine mehrfach gegebene Begründung, daß Eltern und Groß­
eltern in der Heimat zufrieden und glücklich gelebt, Wohnung, 
Nahrung und Kleidung gefunden und mit ihrem Bleiben auch 
ihren Glauben bewahrt hätten, ist zwar charakteristisch für sein 
eigenes bodenständiges Denken, bot allerdings keine Lösung für 
die offensichtlich bestehende, weit verbreitete Unsicherheit und 
Armut, die den von ihm so gegeißelten Händlern leichtes Spiel 
verschaffte. 

Ebenso wie seelsorgerische Betreuung tat auch materielle Hilfe 
not, damit die Diözesanen erst gar nicht ihre Heimat verlassen 
mußten. Zu diesem Zweck verfügte die Diözese über einen kirch­
lichen Darlehens- und Hilfsfond, den "Mons pietatis", der aller­
dings längst nicht ausreichte. Die in der zweiten Hälfte des 15. 
Jahrhunderts verstärkt aufgekommenen Leihanstalten waren 
1515 durch einen Erlaß Leos X. institutionalisiert und durch Thiel 
im Ermland - wie die Mäßigkeltsvereine - wiederbelebt wor­
den. Der "Mons pietatis" war eine rein kirchliche Stiftung im 
Aufsichtsrecht des Bischofs von Ermland. Die Darlehen standen 
katholischen Handwerkern zur Verfügung, die unter der Jurisdik­
tion des Bischofs lebten. Sie sollten es den Handwerkern ermög­
lichen, ihren Beruf aufzunehmen oder einen eigenen Hausstand zu 
gründen6 ). 

Auf vergleichbare soziale Mißstände ist ein weiterer Sachver­
halt zurückzuführen, den der Bischof ebenfalls mehrfach in im­
mer wieder neuen Variationen beklagte. Das Thema behandelte 
Thiel erstmals ausführlich in dem Fastenhirtenbrief des Jahres 
1890, in dem er über die "Tugend der Mäßigkeit und der Nüchtern­
heit" predigte. Trunkenheit, so führte er aus, ist der "unmittel­
bare Weg zur Hölle, schließt vom Reiche Gottes aus, ist Götzen­
dienst, Feindschaft des Kreuzes Christi". Als Folge dieses na­
mentlich in den Gegenden des Nordens anzutreffenden Lasters110) 

benannte der Bischof den Unfrieden mit sich selbst und der Um-
48) PB 37 (1905), S. 81. 
49) Das Regulativ über Gebrauch und Verwaltung des Ermländiscben Mons pietatis 

für Handwerker ist abgedruckt in: PB 28 (1896), S. 40. Im folgenden Jahr konnte 
der Fonds aufgestockt werden: PB 29 (1897), S. 61. -Zur Geschichte der Leihan­
stalten vgl. L. v. PASTOR. Geschichte der Päpste seit dem Ausgang des Mittel­
alters. Bd. m, 1. Freiburg 111928, S. 93-97. 

50) Vgl. J. S. ROBERTS, Der Alkoholkonsum deutscher Arbeiter im 19. Jahrhundert. 
In: GESCHICHTE UND GESELLSCHAFT 6 (1980), S. 225, Anm. 17. 
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gebung, Verlust des Vertrauens vor seinen Mitmenschen, Krank­
heit, Siechtum. Sehr realistisch beschrieb er, wie Trunkenheit 
einen Mann verändern könne, im eigenen Herzen, aber auch nach 
außen hin: ,,wüste, viehische Reden, Fluchen, Schimpfen, Toben, 
Unverträglichkeit, Grausamkeit, bittere Kränkung vor allem ge­
gen die, welche ihm auf dieserWeit am nächsten stehen, gegen die 
Glieder seiner Familie, seine Frau, seine Kinder, seine Geschwi­
ster, sogar, hat er solche noch am Leben, gegen seinen Vater, seine 
Mutter". Konkret bezeichnete er den Branntwein als das Haupt­
reizmittel. Als Heilmittel empfahl er den Beitritt in die "Enthalt­
samkeits- und Mäßigungsbruderschaft", die durch das gemein­
same Anliegen den einzelnen in seinem Kampf gegen den Alkohol 
unterstützen könne und deren segenreiches Wirken im Ermland, 
als einmal nahezu alle männlichen Katholiken ihr angehörten51), er 
wiederum in einer historischen Rückschau darstellte, um sie seinen 
Gläubigen ans Herz zu legen. In derselben Ausgabe des Pastoral­
blattes, in der sein Fastenhirtenbrief erschien, ließ er die Statuten 
für die Mäßigkeltsbruderschaft in der Diözese Ermland ab­
drucken, die für katholische Mitglieder 1852 gegründet wurde. 
Diese mußten geloben, sich von allen gebrannten Getränken, vor 
allem Branntwein, zu enthalten und ferner Wein, Bier und derglei­
chen gegorene Getränke nur mäßig zu genießen. Bereits zwei Jahre 
später kam Thiel erneut auf dieses Thema zu sprechen und mahnte 
wiederum dringend zum Eintritt in die Bruderschaft111). 1896 regte 
er als Verhandlungsgegenstand für die Fuldaer Bischofskonferenz 
die Möglichkeit der kirchlichen Unterstützung von Trinkerheil­
anstalten an51). Wiederholt informierte er in der Folgezeit die Leser 
des Pastoralblattes überwissenschaftliche Kurse zum Studium des 
Alkoholismus, veröffentlichte das Programm der Vorlesungen, 
verwies auf die Publikationen des Zentralverbandes zur Bekämp­
fung des Alkoholismus und empfahl seinen Geistlichen die Lektüre 
der Schriften und den Besuch der VeranstaltungenM). 

Die Frage nach den Ursachen dervon Thiel kritisierten "Trunk­
sucht" stellte sich dem Bischof nicht. Heute läßt sich diese Er­
scheinung typologisch in den zwei Arten des instrumentalen und 

51) Die Grilndung des Vereins fand 1852 statt. Zwischen 1854 und 1858 gehörten 84 % 
der milnnllchen Bevölkerung im südlichen Ermland der Enthaltsamkeltsbewe­
gung an, vgl. J. JAS~SKI, Ruch trzefwoAcl na poludniowej Warmll w polowie 
XIX wleku. In: KOMUNIKATY MAZURSKO-W.AilMmSKIE Nr. 3-4 (137-138), 1977, S. 
357-366. - Auf der 46. Generalversammlung der Katholiken Deutschlands, die 
1899 in Neisse stattfand, hielt der Reichstagsabgeordnete Bernhard Stephan aus 
Beuthen eine Rede über ,.Die katholischen Mäßigkeltsbestrebungen mlt beson­
derer Berdckslchtlgung der Aufgaben der Gesetzgebung ... Er schUderte darin, 
ähnlich wie Thiel, Bliite und Niedergang der MIUUgkeitsbestrebungen seit 1850 
und betonte, daß slch in jiingster Zeit .,überall neues frisches Leben'" rege, vgl. 
Verhandlungen der 46. Generalversammlung der Katholiken Deutschlands zu 
Neisse vom 27. bis 31. August 1899. Neisse 1899, S. 272 und 276. 

52) PB 22 (1980), S. 13-20 und 37; 24 (1892), S. 27. 
53) GATZ, Akten, Dok. 716. 
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sozialen Trinkens näher kennzeichnen. Instrumentales Trinken 
meint dann den Alkoholkonsum aus physiologischen Gründen; es 
wird getrunken, weil Alkohol den Durst stillt, Hungergefühle un­
terdrückt, und weil er als begrenzter Nahrungsersatz gelten kann. 
Zu Beginn des 19. Jahrhunderts revolutionierte die Verwendung 
von Kartoffeln anstelle von Getreide die Branntweinproduktion. 
Diese entwickelte sich später zu einem ausgedehnten Zweig der 
Landwirtschaft mit einem Schwerpunkt in den östlichen Provin­
zen Preußens. Die Preise sanken infolgedessen, und dies sowie die 
starke Vermehrung und Ausbreitung der Produktionsstätten be­
wirkten einen erhöhten Branntweinkonsum. Vor allem bei der 
Verpflegung der Landarbeiter fand der Schnaps durch das Truck­
system Verbreitung, durch die Bezahlung der Arbeitnehmer in 
Waren, besonders in Lebens- oder Genußmitteln an Stelle des Bar­
lohns; hinzu kam eine zweifelhafte Großzügigkeit der Arbeitge­
ber, die ihren bäuerlichen Arbeitern Branntwein anboten, damit 
sie lange Arbeitszeiten und schlechte Arbeitsbedingungen leichter 
ertrügen. Die Landarbeiter betrachteten den Alkohol als Bestand­
teil ihrer Ernährung, da er ihnen ein Gefühl von Wärme und Kraft 
gab, wie es ihre kargen und eintönigen Mahlzeiten sonst nicht 
vermochten. In Ostdeutschland war auch um 1900 nach wie vor ein 
hoher Branntweinkonsum zu verzeichnen, nicht zuletzt deshalb, 
weil das Gebiet gegenüber dem übrigen Reich eine Sonderrolle 
einnahm. In diesen Branntwein produzierenden Gegenden war 
besonders die auf dem Land arbeitende ärmere Bevölkerung an 
den Schnaps gewöhnt. Der Übergang vom instrumentalen zum 
sozialen Trinken war aufgrund dieses ausgedehnten Alkoholkon­
sums und der in beiden Fällen zugrunde liegenden gleichen sozia­
len Symptome leicht gegeben. Das soziale Trinken, ein Alkohol­
konsum, der auf psychische Wirkungen zielt, war der Versuch, mit 
den zahlreichen Traumata der wirtschaftlichen Unsicherheit, den 
harten Arbeitsbedingungen, den erbärmlichen Wohnverhältnis­
sen und den familiären Konflikten, die sich zwangsläufig aus 
alledem ergaben, und die Thiel so treffend beschrieben hat, fertig 
zu werden16). Man vermißt aus heutiger Sicht bei Thiel allerdings 
wie bei dem Problem der Abwanderung das Verständnis für die 
Lage seiner bäuerlichen Diözesanen, denn auch die im Folgenden 
kurz zu schildemden Hilfen, die er bot, berücksichtigten die öko­
nomisch bedingten Ursachen ihres Verhaltens nicht, sondern setz­
ten bei den Symptomen an. 

Neben der materiellen Hilfe- wie z. B. bei dem Problem der 
Abwanderung - ist es Aufgabe der Kirche und ihres Oberhirten, 

54) PB 38 (1906), S. 38-39; 39 (1907), S. 33-34. Bei diesem akuten Problem ihrer Zelt 
trafen sich die Intentionen Thiels und der Justlna Dargel; auch sie wamte vor 
dem Laster der Trunksucht, das .,dem Tiere ähnlich .. mache, vgl. TRILLER, Dar­
gelsekte, S. 42-43. 

55) Vgl. ROBERTS, S. 220-242. 
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auch eine geistige, religiöse Stütze für die Gläubigen zu bieten. 
Thiel boten vor allem die Fastenhirtenbriefe Gelegenheit zur reli­
giösen Unterweisung und Stärkung seiner Diözesanen. Aus derum­
fangreichen Thematik können nur einige Aspekte herausgestellt 
werden, darunter namentlich solche, durch die Thiel seelsorgeri­
sche Hilfe bei den eben behandelten Problemen bieten wollte. So 
steht in zahlreichen Verlautbarungen- neben großen Themenkrei­
sen wie der Bußese)- vor allem seit der Anregung durch die Enzy­
klika "Rerum novarum" Leos XIII. von 1891 die christliche Fami­
lie im Mittelpunkt, sei es, daß konkrete Probleme wie die Misch­
ehenfrage angesprochen werden, oder daß generen die Familie als 
Keimzelle des gesellschaftlichen Lebens behandelt wird. Immer 
wieder kommt Thiel auf das Christentum, d. h. den Glauben als 
Klammer allen Seins zurück5'). Im Fastenschreiben des Jahres 1889 
erläuterte er den Diözesanen seine Sorge um die Erhaltung des 
Glaubens. In eindringlichen Sentenzen, die er in den folgenden Jah­
ren mehrmals wörtlich wiederholte, mahnte er zum Besuch der Pre­
digten und der Christenlehre: "Es ist eine allbekannte Sache: Was 
man noch so gut gelernt hat, vergißt man allmählich, wenn man es 
nicht stetig übt oder im Gedächtnis wiederholt. So ist es auch mit 
derreligiösen Kenntnis, dem Inhalt deines Glaubens~~). Darum ver­
säumt es nicht, an den Sonn- und Feiertagen regelmäßig der Pre­
digt und namentlich auch der nachmittägigen Christenlehre ... 
aufmerksam und andächtig beizuwohnen58)." Nur durch die regel­
mäßige Gemeinschaft beim heiligen Opfer und durch das Gebet 
könne sich der Glaube bis in die Familie hinein entwickeln und ent­
falten. "Betet also ohne Unterlaß", rief er den Gläubigen mit den 
Worten des 1. Thessalonicherbriefes (5, 17) zu. Damit ist ein weite­
rer Kernpunkt seiner Predigten angesprochen. 

In seiner ersten Ansprache an die am zweiten Ostersonntag (9. 
Mai 1886) in der Kathedrale in Frauenburg versammelten Gläu­
bigen nach seiner Konsekration und Inthronisation ging Thiel auf 
die Pflichten eines katholischen Bischofs ein, nämlich "Träger des 
Evangeliums Jesu Christi zu sein". Bereits bei dieser ersten Pre­
digt stellte er den Geist des Gebetes in den Mittelpunkt seiner 
Betrachtungeneo). Dieses Grundthema führte er detailliert in sei­
nem ersten Hirtenschreiben vom selben Tag an alle Gläubigen der 
Diözese aus. Diesen Geist des Gebetes bezeichnete er als das 
wahre Lebensglück, die geistige Lebensluft und Nahrung und die 
nie fehlende Wehr und Waffe des Christen. Der Geist des Gebetes 

56) PB 32 (1900), S. 25-29; 33 (1901), S. 17-23; 34 (1902), S. 13-17; 35 (1904), S. 26-28. 
57) Z. B. 1891 (PB 23, 1891, S. 13-18), 1892 (PB 24, 1892, S. 28-29) und 1895 (PB 27, 1895, 

S. 25-30); vgl. auch das Schreiben an den Klerus seiner Diözese PB 28 (1896), S. 38. 
-Zur Mlschehenfrage: PB 28 (1896), S. 37. 

58) PB 21 (1889), S. 26. 
59) PB 24 (1892), S. 28. 
60) PB 18 (1886), S. 67. 
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war für ihn Obung des Glaubens, der Hoffnung und der Liebe, in 
diesen Tugenden sah er die Grundpfeiler des gesamten christli­
chen Lebens, das eigentliche innnere Wesen des Gebets. Diesen 
Geist des Gebetes exemplifizierte er dann am "Vater unser" und 
am "Gegrüßet seist du, Maria " 01

). "Das Gebet", so schrieb er drei 
Jahre später, "ist die erste Ausübung unseres heiligen Glaubens, 
außerdem noch das von Gott verordnete Mittel, neue Gnaden zu 
empfangen"01). In der Sorge um das tägliche Gebet läßt sich ein 
Hauptanliegen der pastoralen Bemühungen Thiels sehen. Um eine 
bessere und regelmäßige Möglichkeit zum Gebet zu eröffnen, er­
richtete er am 15. März 1893 die "Bruderschaft des allerheiligsten 
Altarssakraments" und mahnte während seiner gesamten Hirten­
tätigkeit in immer wieder neuen Wendungen zum Gebet, zur "Er­
hebung des Gemütes zu Gott"03

). In seinem letzten Hirtenschrei­
ben schloß sich gleichsam der Kreis seiner geistlichen Unterwei­
sung, als er, wie zu Beginn seines bischöflichen Wirkens, "das 
hohe Gut des christlichen Glaubensec in den Mittelpunkt stellte114). 

IV 
In enger Verknüpfung mit Thiels pastoraler Tätigkeit bildete 

der Nationalitätenkampf des ausgehenden 19. und beginnenden 
20. Jahrhunderts eines der zentralen Probleme seiner Amtszeit, 
das in dieser Zeitschrift bereits ausführlich behandelt worden 
ist05). Charakteristisch für Thiels Einstellung zur Sprachenfrage in 
seiner Diözese war das von ihm schon zu Beginn seiner Amtszeit 
am 29. Dezember 1886 erlassene Dekret für die zweisprachigen 
Gemeinden, in dem er die deutsche Predigt und Katechese und 
den deutschen Gesang im Gottesdienst begünstigte00); die Verord­
nung wurde von Regierungsstellen als Muster auch für andere öst­
liche Diözesen angesehen'"). Sein Standpunkt kommt auch in zwei 
Hirtenschreiben aus den Jahren 1893 und 1894 zum Ausdruck. Im 
Jahre 1893 schaltete sich der Bischof in einem von den Kanzeln 
verlesenen Hirtenbrief in deutscher und polnischer Sprache in 
den Wahlkampf zur bevorstehenden Reichstagswahl ein. Darin 
hieß es: "Während der letzten Jahre haben wiederholt ver­
schmitzte, ehrgeizige Abenteurer und Aufwiegler, vorgeblich im 
Interesse der polnischen Nationalität, mündlich und schriftlich 

61) PB 18 (1886), S. 53-54 und 57; 28 (1896), S. 25-29. 
62) PB 21 (1889), S. 27. 
63) PB 25 (1893), S. 45-47; 28 (1896), S. 26. 
64) PB 40 (1908), S. 29-31. 
65) Vgl. H. J. KARP in: ZGAE 37 (1974), S. 57-103. 
66) Ebd. S. 85-86. 
67) GATZ, Akten, Dok. Nr. 53. - Ober die Fuldaer Bischofskonferenz von 1888 be­

richtet Kardinal Kopp von Breslau an Blsmarck: Thiel, die Bischöfe von Posen 
und Kulm, sowie er selbst, die sie alle mit polnischen Angelegenheiten befaßt 
seien, hätten sich verständigt, den nationalen Aspirationen der Polen .,unter 
keinen Umständen und auf keine Welse Vorschub zu leisten ... ebd. Dok. Nr. 511. 
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die schnödesten Unwahrheiten und Verleumdungen gegen eure 
kirchentreuen Geistlichen und selbst gegen eure Bischöfe verbrei­
tet. Aus christlicher Milde und weil sie auf die baldige Beruhi­
gung der augenblicklichen, außerordentlichen Aufregung rechne­
ten, haben letztere bis jetzt stillgeschwiegen, sogar aufgefordert 
es abgelehnt, auf die Bestrafung der Schuldigen hinzuwirken. 
Neuerdings sind nun jene Leute in ihrer Bosheit so weit vorge­
schritten, daß sie für ihre ähnlichen Verleumdungen in einer Ein­
gabe an die Geistliche Behörde eine Reihe von Namen aus der 
betreffenden Gemeinde unterschreiben, während diese Personen 
selbst davon keine Ahnung haben und empört gegen solche Ehr­
losigkeit und Betrügerei Widerspruch erheben. Es nötigt mich 
dies, euch besonders, meine geliebten Diözesanen polnischer 
Zunge, eindringlichst zu warnen und zu bitten, gegen solche ehr­
losen, betrügerischen Verleumder, die zunächst Zwietracht zwi­
schen euch und euren glaubenstreuen Geistlichen stiften wollen, 
wohl auf eurer Hut zu sein. In eurer lobenswerten natürlichen 
Harmlosigkeit habt ihr gar keine Ahnung, wie schlecht jene aus 
der Fremde eingeschllchenen Sendlinge oder mit Geld erkauften 
Söldner der Aufreizung sind. Sie wollen in hinterlistiger Weise 
euch zunächst von euren treuen katholischen Priestern und Bi­
schöfen trennen, um euch dann dem Abfall vom Glauben, dem 
Russischen Schisma oder dem Unglauben der Sozialdemokraten 
zu überliefern. Betet für diese unglücklichen, schlimmsten Feinde 
eurer polnischen Nation, aber zugleich seid eurerseits eifrigst 
wachsam und auf eurer Hut, ihren Schmeichelreden und Schlin­
gen nicht, zum Untergang für Leib und Seele, zum Opfer zu 
fallen''"). 

Nach der für Thiel enttäuschenden Wahl von 1893 und dem Miß­
erfolg seines Hirtenschreibens griff er die Thematik erneut in sei­
nem Fastenhirtenbrief von 1894 auf. Von dem Bild des ungeteilten 
Rockes des Herrn ausgehend, war sein Thema die Einheit und 
Einigkeit der Kirche, wobei er sich auf die Unstimmigkeit unter 
den Katholiken seiner Diözese bezog. Wie damals in der Leidens­
stunde des Herrn, so begann er seine Ausführungen, "umtost auch 
heute der Aufruhr des Hasses und wilder Leidenschaften das Ste­
gespanier Jesu Christi." Seine Bemerkungen nahmen fast wört­
lich Bezug auf die eben zitierte "Warnung und Bekanntmachung" 
vom 8. September 1893, wenn er sagte, daß böse Geister den Erd­
ball durchziehen, die "unter den verschiedensten Titeln und Vor­
wänden Zwietracht unter den Kindem Gottes stiften". Dagegen 

68) PB 25 (1893), S. 128. Dieser Aufruf ist neben einem Hymnus auf Dorothea von 
Montau (PB 21, 1889, S. 93) und einem - dem hl. Adalbert zugeschriebenen -
Muttergotteslied (Boga rodzica: PB 29, 1897. S. 65-67), der einzige polnische Text, 
der während Thiels Amtszelt in den PASTORALBLA'l"l'ERN erschien. Tbiel pre­
digte selbst nur äußerst selten in polnischer Sprache, vgl. A. W AKAR, Przebud­
zenie narodowe Warm111886-1893. Olsztyn 1965, S. 27. 
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betonte er in immer wieder abgeänderten Sentenzen die Einigkeit 
der Kirche, indem er die Gemeinschaft J esu Christi als einziges 
großes Gottesreich, als großes allgemeines Reich charakterisierte, 
das alle Völker und alle Nationen umgreift. Dann kam er jedoch 
auf die konkreten Zeitumstände der Jahre 1893/94 zu sprechen: 
"So ... umfaßt auch unsere Diözese Angehörige von nicht weni­
ger als drei verschiedenen Sprachen und Nationalitäten. Alstreue 
Kinder der einen, katholischen Kirche haben dieselben all die Zeit 
hindurch in vollster Einigkeit und Liebe miteinander gelebt, auch 
wo sie selbst zu einem Orte, zu einer Pfarrei zusammengehörten." 
Aber gegenüber diesem Triumph der Einheit suchten die Feinde 
in jeder Weise Zerstörerische Zwietracht unter den Gläubigen zu 
säen. In einer historischen Rückschau erinnerte der Bischof 
daran, daß dies bereits zu Zeiten der Apostel so war und daß es in 
der Kirche schon immer Irrlehrer gab, die die nationalen Vorur­
teile aufstachelten. Er nannte hier u. a. Photius bei den Griechen, 
Hus bei den Böhmen und Heinrich VIII. von England. Abschlie­
ßend kehrte er nochmals zum aktuellen Anlaß zurück: "So also, 
meine Geliebten, im Anblicke des unzerteilten Rockes des Herren 
beharrettreuund fest, trotzder Verschiedenheit der Nation und 
der Sprache, in der Einheit der katholischen Kirche, und laßt euch 
unter keinem Vorwand und um keinen Preis davon trennen " 89). 

Auf der publizistischen Ebene unterstützte Bischof Thiel nicht 
nur die Gründung der polnischsprachigen Zentrumszeitungen 
"Nowiny Warmiilskie" (1890) und "Warmiak" (1893)70

), sondern 
empfahl seinem Klerus auch, in den Gemeinden einen ,,Circulus 
lectionis" einzurichten, und gab Anregungen betreffs der Zeitun­
gen, die dort gelesen werden sollten11). Neben der Bekämpfung der 
polnischen Bewegung dienten die Lesezirkel auch der Zurück­
drängung des Sozialismus72

). 

Thiel war zweifellos Patriot, wenn auch nicht Nationalist im 
Sinne des zeittypischen, nach Bismarcks Rücktritt zunehmend er­
starkenden Wilhelminischen Hurrapatriotismus, aber dennoch 
bestrebt, auch die Rechte seiner polnischen Diözesanen") zu 

69) PB26(1894), 8.13-18. 
70) Vgl. KARP, S. 68-69. 
71) PB 23 (1891), S. 49-50. - Zur Haltung der katholischen Geistlichkeit gegenüber 

der polnischen Frage vgl. J. JAS~SKI, Duchowieflstwo katollekle a sprawa 
polska na Warmll w XIX w.ln: ZESZYTY NAUKOWE STOWARZYSZENIA PAX 2 
(15),1977, s. 93-111. 

72) PB 24 (1892), S. 42. Vgl. femer die Ruralkapitel von 1890 (PB 22, 1890, S. 38) und 
1891 (PB 23, 1891, S. 52). Die Anregungen zu den Mahnungen gegenüber der So­
zialdemokratie hatte Thlel au1 der Fuldaer Bischofskonferenz von 1890 erhalten, 
vgl. GATZ, Akten, S. XXIX. 

73) Ihre Zahl betrug um die Jahrhundertwende etwa 80 000 und damit etwa 26 % der 
Katholiken der Diözese, vgl. KARP, S. 60-61; E. GATZ, Akten zur preußischen 
Kirchenpolitik in den Blstilmem Gnesen-Posen, Kulm und Ermland 1885-1914 
(VERÖFFENTLICHUNGEN DER KOMMISSION F'OR ZEITGESCHICHTE. Reihe A, Bd. 
21). Mainz 1976, S. LXXXVU.-Thlels eigene Schätzung: PB 18 (1886), S. 67. 
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wahren. Er gewährte zwar, wie deutlich an den Ereignissen von 
1893/94 zu sehen ist. den politischen Forderungen der polnischen 
Bewegung in seiner Diözese keine Unterstützung, sondern begün­
stigte die Maßnahmen zur Eindeutschung der polnischen Bevöl­
kerung, war dabei jedoch bemüht, die kirchliche Unabhängigkeit 
zu bewahren. Die Ernennung Eduard Herrmanns zum Weihbi­
schof im Jahr 1901,.) dokumentierte dies nochmals und zeigte zu­
gleich, daß er in der Seelsorge, im Religionsunterricht und im 
Gottesdienst, obgleich er der deutschen Sprache den Vorrang gab, 
entsprechend dem Dekret von 1886 auch bestrebt war, das 
,.Recht" und die ,.religiöse Erbauung" der polnischen Gemeinde­
mitglieder zu garantieren'5). 

Dennoch gilt Bischof Thiel in der historischen Rückschau zu 
Recht als ,.staatsfreundlich"TS). Seine Beziehungen zu den staat­
lichen Behörden waren fortdauernd gut; geradezu freundschaft­
lich waren sie zum Kaiserhaus. Was der Dompropst Franz Dittrich 
1908 in seiner Gedächtnisrede auf den toten Bischof hervorhob, 
bestätigen dessen Verlautbarungen während einer 22jihrigen 
Amtszeit. Dittrich nannte den V erstorbenen einen glühenden Pa­
trioten und engen Freund Kaiser Wilhelms n. Er knüpfte damit 
an das kaiserliche Beileidstelegramm an, in dem es hieß: "Der 
nun Entschlafene war ein treuer Diener Gottes und ergebener 
Freund meines Hauses""). Dementsprechend nahmen neben einer 
großen Menge von Gläubigen und mehr als 100 Priestern zahlrei­
che Vertreter städtischer und staatlicher Behörden und des Kai­
serhauses an den Beisetzungsfeierlichkeiten am 21. Juli 1908 
in Frauenburg teil. Wie sich Thiel als Jüngling und noch als 
Bischof für den Hohenzoller auf dem ermländischen Bischofs­
stuhl, J oseph von Hohenzollern, begeistert hatten), so auch für die 
Hohenzollern auf dem preußischen Königs- und dem deutschen 
Kaiserthron. Die Gelegenheiten, die Thiel nutzte, um das Kaiser­
haus zu feiern und in die kirchlichen Gebete einzuschließen, 
waren zahlreich; einige wenige seien hier genannt: So ordnete er 
1894 an, in der Messe ,.der Bewahrung Allerhöchstderselben (d. h. 
des Kaisers) vor einem fluchwürdigen Attentat, das durch Gottes 
gnädige Fügung vereitelt worden ist, zu gedenken"78). Es gab 
femer Dankgebete anlißlich des 100. Geburtstages Kaiser Wil­
helms I., der Großjihrigkeitserklirung des Kronprinzen Fried­
rich Wilhelm, der bevorstehenden Vermählung des Kronprinzen 

74) Vgl. KARP, 8. 98-102. Die Dokumente des Auswärtigen Amtes jetzt gedruckt bei 
GATZ, Akten zurpreußischen Klrchenpolltlk, 8.186-201. 

75) Vgl. KARP, 8. 102-103. Kritisch gegenOber den Thesen Karps: J. JASIA'SKI, Blskup 
Thiel wobec j~ka polsklego. In: KOMUNIIq\.TY MAZURSKO-W.AR!4:mSKJE Nr. 3 
(129),1976, s. 373-381. 

76) Vgl. KARP, 8. 84. 
77) PB 40 (1908), 8. 18. 
78) PB 18(1880), 8.125; 21 (1889), S. 37; 23 (1891), 8. 50; 25 (1892), 8. 37. 
79) PB 26 (1894), 8. 2. 
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usw. 60). Ein charakteristisches Bild, gleichsam paradigmatisch für 
sein Wirken, verwandte Thiel in seinem Toastspruch bei der Fest­
tafel anläßlich seiner Weihe zum Bischof. Als Ideal der Zusam­
menarbeit von Kirche und Staat zitierte er die 6. Novelle des 
oströmischen Kaisers Justinian (527-565), in der dieser das Ver­
hältnis von Staat und Kirche als Symphonie, als wohlklingendes 
Zusammenspiel, bezeichnet hatte11). Als Thiel sein bischöfliches 
Amt antrat, war der Kulturkampf nahezu beendet, der Friede 
zwischen Kirche und Staat angebahnt. Zudem vertrat der Bischof 
zwar die Rechte der Kirche, war aber weit davon entfernt, Kon­
flikte mit den staatlichen Behörden heraufzubeschwören. Thiel 
verwaltete stattdessen das ihm auferlegte Amt "in engem An­
schluß an die Staatsregierung", wie es der Fürstbischof Kopp ein­
mal für seine eigene Tätigkeit programmatisch formuliert hatte82). 

Wie in seinem Trinkspruch bei der Feier seiner Inthronisation 
ausgeführt, praktizierte Thiel während seiner Amtszeit die we­
sentlich von Kopp mitgeschaffene "concordia sacerdotü et impe­
rii''83). Thiel verstärkte daher in den Fuldaer Bischofskonferenzen 
den vom Breslauer Erzbischof geführten regierungsfreundlichen 
Flügel und stimmte meist mit der Mehrheit ab114). Thiels durchge­
hendes und vorbehaltloses Bekenntnis zum Vaterland wurde pro­
blematisch, weil er es in seiner Diözese mit einer beträchtlichen 
Minderheit polnisch sprechender Diözesanen zu tun hatte. Man 
gewinnt durch Thiels Haltung während des Sprachenstreits den 
Eindruck, daß er im Konfliktfall letzten Endes dem staatlichen 
Interesse die Priorität einräumte. Damit ging Hand in Hand, daß 
Thiel die monarchisch-konservative Grundlage des Staates be­
jahte, die überkommene Gesellschaftsstruktur akzeptierte und 
somit konservierte und wenig Verständnis für die daraus erwach­
senden Schwierigkeiten seiner Gläubigen zeigte. 

Wie während seiner Zelt als Professor in Braunsberg, als er ent­
gegen seiner leidenschaftlich formulierten Überzeugung die Be­
schlüssedes I. Vatikanischen Konzils über die Unfehlbarkeit des 
Papstes akzeptierte, und als Generalvikar unter Krementz war 
auch für den Bischof Thiel Loyalität gegenüber der kirchlichen 

80) PB 21 (1889), S. 25; 27 (1895), S. 95; 28 (1896), S. 15 und 60; 29 (1897), S. 41; 32 (1900), 
S. 61; 33 (1901), S. 4-5, 15 und 91; 37 (1905), S. 62. 

81) Politisches Archiv des Auswärtigen Amtes, Bonn. Preußen Nr. 2. Kirche 1m Erm­
land,12. 5.1886. 

82) In einem Schreiben vom 6. 4. 1884 an Bismarck: zit. nach R. MORSEY, Georg 
Kardlnal Kopp, Fürstbischof von Breslau (1887-1914). Kirchenfürst oder .,Staats­
bischof"? In: WICHMANN JAHRBUCH FOR KlRCHENGESCHICHTE IM BISTUM BER­
LIN 21/23 (1967/69), S. 57. 

83) So in der nach dem Tode Kopps im HOCHLAND 11 (1914), S. 239, anonym erschie­
nenen Würdigung des Kardinals. 

84) Die Einfilhrung von GATZ in die Akten der Bischofskonferenz (Anm. 34) verzeich­
net Thlels Namen meist nur dann, wenn die Bischöfe aufgelistet werden, die eine 
Mehrheitsentscheidung herbeiführten~ vgl. ebd. S. XLV, XLVIII, XLIX und Dok. 
Nr. 584, S. 166. 
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wie auch der staatlichen Obrigkeit ein entscheidendes Wesens­
merkmal. 

Biskup warmiliski Andrzej Thlel (1886-1908) 
Streszczenie 

Andrzej Thiel urodzil si~ 28 IX 1825 r. Po studiach w Braniewie otrzymal 
30 IX 1849 r. §wi~enia kaplaflskie. Za prace z zakresu historii wczesnego 
chrzdcijailstwa zostal mianowany w Braniewie profesorem zwyczajnym 
historii Koaciola i prawa kanonicznego. Podczas Soboru Watykailskiego I 
naleial do przeciwnik6w dogmatu o nieomylno§ci. Ust~Wil dopiero, gdy 
uznania uchwal soborowych ZaZ(\dal jego biskup Flllp Krementz. W 1870 
r. zostal mianowany kanonikiem, a w 1871 r. wikariuszem generalnym. 
15 xn 1885 r. zostal wybrany biskupem warmiilskim, jako nast~a bis­
kupa F. Krementza, i 9 V 1886 r. konsekrowany. Thiela moi.na okrdli6 
jako biskupa, kt6ry wobec pailstwa pozytywnie byl ustosunkowany i 
kt6ry m. in. jako niemiecki patriota prusk~ polityk~ wobec Polak6w 
popieral. Lojalnoa6 byla jedn" z jego najwaZniejszych cech. Mimo tego 
Thiel staral si~ r6wniei broni6 praw swoich polskleb dlecezjan, kt6rzy 
stanowüi prawle 26% wlemych powierzonych jego pieczy. R6wnocze§nie 
jednak cz~sto ich przestrzegal, aby nie wt,czali si~ do ruchu polskiego. 
Podkrdlal jedno§6 Ko§clola, kt6ry obejmuje wszelkie ludy i narody. 
Gl6wne jego zaslugi to ZB.rZ4dzanle dlecezj~ i troska o powolania 
kaplailskie. Straty poniesione podczas "Kulturkampfu" udalo si~ mu 
szybko odrobl6. W duszpasterstwie nie przejawial wlasnych inicjatyw. 
Problemy wsp6lczesne, jak ucieczk~ rolnik6w do przemyslu, pijailstwo, 
pot~pial, nie zgl~ biaj~c jednak ich przyczyn. 

Andreas Thiel, Bisbop of Warmia (1886-1908) 
Summary 

Thiel was bom on September 28th, 1825. After bis studies in Braunsberg 
he was ordained priest on September 30th, 1849. With writings on Ancient 
Ecclesiastical History he qualified as a professor of Ecclesiastical History 
and Canon Law at Braunsberg. During the First Vatican CouncU he was 
one of the opponents of the infallibility dogma. He yielded only after bis 
bishop, Phlllpp Krementz, bad forced him to acknowledge the canons. In 
1870 he became Capitular of the Cathedral and, in 1871, Vicar General. On 
December 15th, 1885, he was elected Bisbop of Wannia as the successor to 
Krementz and was consecrated on May 9th, 1886. He can be characterized 
as a state bishop, who, as a German patriot, supported- among others -
the Prussian Poles-policy. Loyalty was one of bis most significant traits of 
character. On the other band, he was at pains to guard the rights of the 
Poles in Warmla, who comprised some 26% of bis diocesans. And yet, he 
kept warning them not to join the Pan-Polish movement, emphasizing the 
unity of the church comprising all peoples and nations. Hismajor faculties 
were in the field of diocesan administration and in bis endeavours for new 
prlests. He succeeded in quickly balancing out the Iosses from from the 
years of the struggle of the state agalnst the church. In pastoral work he 
hardly opened ways of bis own. Problems of bis time, such as the mlgra­
tion of peasants to industrial regions and the widely spread alcohollsm, he 
pilloried, yet without analyzing any of their origins. S. K. 



Die Christlichen Gewerkschaften 
in Ost- und Westpreußen 

Von WernerThimm 

Der Gesamtverband der Christlichen Gewerkschaften Deutsch­
lands wurde im Jahre 1900 auf Beschluß eines in Frankfurt am 
Main abgehaltenen Gewerkschaftskongresses verschiedener 
christlicher Gewerksvereine, die teilweise aus den Fachgenossen­
schaften der katholischen Arbeitervereine hervorgegangen wa­
ren, gegründet. Die einzelnen Berufsverbände der Christlichen 
Gewerkschaften organisierten sich, von dem jeweiligen Zentral­
verband gesteuert, selbständig und errichteten Ortsgruppen und 
Gewerkschaftssekretariate nach Bedarf und Mitgliederstärke. 
Die gewerkschaftlichen Berufsgruppen verschiedener Verbände 
am selben Ort schlossen sich zu einem Ortskartell zusammen1). 

Ideelle Unterstützung fanden die Christlichen Gewerkschaften 
durch die evangelischen Arbeiter- und Volksvereine. Ihr Gesamt­
verband, der Pfingsten 1912 in Königsberg tagte, faßte auf Antrag 
von Pfarrer Reidys folgende Resolution: ,,Die Verbandsversamm­
lung erachtet es für durchaus notwendig, die Gründung der 
Christlichen Gewerkschaften in Ostpreußen mit allen Mitteln zu 
fördern. Sie beauftragt den Verbandsvorstand, mit dem Zentral­
ausschuß der Christlichen Gewerkschaften deswegen in Verbin­
dung zu treten2)." 

Abkürzungen: 
AV = Allensteiner Volksblatt 
DA Der Arbeiter 
DB Die Baugewerkschaft 
DOM = Der Deutsche Maler 
DDMA Der Deutsche Metallarbeiter 
DHA Der Holzarbeiter 
DLZ Danziger Landeszeitung 
JChG = Jahrbuch der christlichen Gewerkschaften 
1) Die christlichen Gewerkschaften. Hrsg. v. Generalsekretariat des Gesamtverban­

des der christlichen Gewerkschaften. Köln 1919. - Die Ortskartelle innerhalb der 
christlichen Gewerkschaftsbewegung. Hrsg. v. Kartellsekretariat des Gesamtver­
bandes der christlichen Gewerkschaften Deutschlands. Köln 1920. 

2) DOM v. 15. 6. 1912.- Das evangelische Arbeitersekretariat in Elblng, 1910 von H. 
Krause geleitet, zu dessen Geschäftsbezirk ganz Westpreußen gehörte, arbeitete 
mit den ChrlsWchen Gewerkschaften eng zusammen, ebenfalls der evangelische 
Arbeiter- und Arbeiterinnenverein Königsberg, den 1921 Gertrud Kappke führte. 
Vor dem Ersten Weltkrieg zählten 79 evangelische Arbeiter- und Arbeiterinnen­
vereine mit über 6500 Mitgliedern zum ostpreußischen Verbandsbezirk ln Königs­
berg. Vgl. G. METZ, Das Gewerbe ln Ostpreußen (GRUNDLAGEN DES WIRT­
SCHAFTSLEBENSIN 0STPREUSSEN,6). Jena 1918,8.161. 
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Während die katholischen Arbeitervereine Süd- und West­
deutschlands auch ihren Mitgliedern den Eintritt in die Christ­
lichen Gewerkschaften empfahlen, lehnten die dem Berliner Ver­
band angeschlossenen ostdeutschen Arbeitervereine auf Weisung 
des Pastorale der preußischen Bischöfe aus dem Jahre 1900 die 
Christlichen Gewerkschaften ab und bildeten ihrerseits die 
"Beruflichen Fachabteilungen" in den Arbeitervereinen. Der 
hiermit heraufgerufene Gewerkschaftsstreit führte zu starken 
Spannungen unter der katholischen Arbeiterschaft Ostdeutsch­
lands, wo die beruflichen Fachabteilungen und die Christlichen 
Gewerkschaften in Konkurrenz und Gegnerschaft zueinander 
standen1). 

Die Führer der katholischen Arbeiterschaft Ost- und Westpreu­
ßens waren in der Gewerkschaftsfrage gespalten. Im Bistum Erm­
land befürworteten sie die beruflichen Fachabteilungen in den 
Arbeitervereinen zur Wahrnehmung gewerkschaftlicher Aufga­
ben. Der einflußreiche Leiter der Arbeitervereine des Bistums 
Kulm, der spätere Generalvikar Franz Scharmer, war dagegen ein 
warmer Fürsprecher der christlichen Gewerkschaftsbewegung. 
Er löste deshalb 1906 die Kulmer Arbeitervereine aus dem Berli­
ner Verband und ebnete damit sowohl den katholischen Arbeiter­
vereinen als auch den Christlichen Gewerkschaften den Weg einer 
günstigen Entwicklung in Westpreußen. In der Folgezeit nutzten 
die Christlichen Gewerkschaften diese Situation zur erfolgrei­
chen Agitation unter der katholischen Arbeiterschaft der Diözese 
Ermland, so daß die beruflichen Fachabteilungen der katholi­
schen Arbeitervereine ihre Gewerkschaftsarbeit nach dem Ersten 
Weltkrieg einstellen mußten•). 

Vor Ort nahm der Streit zeitweise erbitterte Formen an, beson­
ders auf öffentlichen Werbeveranstaltungen der Christlichen Ge­
werkschaften im Jahre 1906 in Elbing11), 1908 in Guttstadt11) und 
1909 in Allenstein1

), wo nicht nur sozialdemokratische freie Ge­
werkschaftler, sondern auch Mitglieder katholischer Fachabtei­
lungen als Gegner auftraten. 

3) Die Einstellung der süddeutschen katholischen Arbeitervereine zu den Christ­
liehen Gewerkschaften ist neuerdings differenzierter dargestellt worden von 
H. D. DENK, Die christliehe Arbeiterbewegung in Bayern bis zum Ersten Welt­
krieg (VEROFFENTLICBUNGEN DER KOMMISSION FOR ZEITGESCHICHTE, Reihe B, 
Bd. 29). Mainz 1980, S. 291-300. -Zum Gewerkschaftsstreit der deutschen Katho­
liken vgl. R. BRACK, Deutscher Episkopat und Gewerkschaftsstreit 1900-1914 
(BONNER BEITRAGE ZUR KIRCHENGESCHICHTE, 9). Köln/Wien 1976; 
DENK, S. 300-330; W. THIMM, Die katholische Arbeiterbewegung in den 
Bistilmern Ermland, Kulm und Danzig. In: ZGAE 40 (1980) S. 30-32, 37, 38, 
42-45 und die päpstllche Stellungnahme vom 24. 9. 1912 im Anhang I, unten 
S.58f. 

4) Vgl. TRIMM, a. a. 0., S. 46 f. 
5) DA v. 14. 10. 1906. 
6) DDMA v. 21. 3. 1908. 
7) DAv.21. 3.1909. -DDMA v.10.4.1909.-DBv. 26. 2.1911. 
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Die Entwicklung der Christlichen Gewerkschaften in Ost- und 
Westpreußen ist, da zentral gesammeltes Zahlenmaterial fehlt, 
am besten an Gründungen von Ortsgruppen, Zahlstellen, Ge­
schäftsstellen, Ortskartellen und Sekretariaten abzulesen•). Die 
Darstellung fußt auf den Verbandsorganen der Christlichen Ge­
werkschaften, die die Bibliothek des "Volksvereins für das ka­
tholische Deutschland" (1890-1933) gesammelt hat und heute von 
der Stadtbibliothek in Mönchengladbach verwahrt werden"). 

Die christliche Bauarbeitergewerkschaft 
Schon bevor der "Verband katholischer Arbeitervereine Nord­

und Ostdeutschlands" auf seinem Delegiertentag 1902 in Berlin 
die fakultative Einführung von beruflichen Fachabteilungen an 
Stelle anderweitiger gewerkschaftlicher Organisationen be­
schlossen hatte10

), waren im Jahre 1900 in Oliva, Danzig, Zoppot, 
Kulm und Allenstein Ortsgruppen des Verbandes christlicher 
Bauarbeiter entstanden. Die Danziger Ortsgruppe arbeitete nur 
kurze Zeit und mußte 1903 wiedergegründet werden11). Die Allen­
steiner Ortsgruppe hielt sich auch noch, als im örtlichen katholi­
schen Arbeiterverein eine "Berufliche Fachabteilung für Bau­
arbeiter" eingerichtet worden war. 

Im Jahre 1903 hatte die Gewerkschaft der christlichen Bauarbei­
ter in Ostdeutschland festen Fuß gefaßt, so daß der Zentralver­
band den Bezirk Posen (neben einem westdeutschen Bezirk Bo­
chum und einem süddeutschen Bezirk Frankfurt/Main) einrichten 
konnte, den der Gewerkschaftssekretär Friedrich Hasse von 
Posen aus verwaltete. Innerhalb kurzer Zeit gewann die christli­
che Bauarbeitergewerkschaft weiter an Boden und schuf 1905 den 
Verbandsbezirk Ost- und Westpreußen mit einem von Wilhelm 
Koch geleiteten Bezirkssekretariat in Danzig. Bereits im folgen­
den Jahr wurde der Bezirk Königsberg für Ostpreußen geschaffen 
und dem Bezirksleiter August Schönekäs anvertraut, dertrotzder 
starken Konkurrenz der Fachabteilungen der katholischen Arbei­
tervereine eine erfolgreiche Tätigkeit entwickelte. Im Jahre 1907 
gab Wilhelm Koch die Leitung des Bezirks Danzig an Heinrich 
Müller ab. Am 1. Apri11911 wurden die Bezirke Danzig und Kö­
nigsberg wegen rückläufiger Mitgliederzahlen zum Verbandsbe­
zirk Königsberg zusammengelegt. Die Verwaltungsstelle Danzig 
übernahm Emil Beuster. Die Königsherger Verwaltungsstelle lei­
tete bis zum Jahresende 1911 der Gewerkschaftssekretär Bartel, 
8) Der Stand der Industrialisierung Ost- und Westpreußens ist aus dem Anhang 

VUI, unten S. 63-66, zu ersehen. 
9) Vgl. J. KOENZGEN, Gliederungsplan der Bibliothek des ehemaligen Volksvereins 

fiirdas katholische Deutschland (1890-1933). Mönchengladbach 1972. 
10) ARBEITER-ALMANACH TOR 1911. Berlin 1910, S. 43 f. 
11) Kurzer Rückblick auf die 25jährige Entwicklung und Tätigkeit des Verbandes. 

Berlin 1925, S. 8. - K. FORMELL, Achtundzwanzig Jahre christlicher Bau­
arbeiterverband Danzlg. In: DB v. 12. 8. 1928. 
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der Anfang 1912 das Bezirkssekretariat der evangelischen Arbei­
tervereine Ostpreußens übernahm. An seine Stelle trat der Ge­
werkschaftssekretär Bernhard Liebnitz. August Schönekäs be­
hielt die Bezirksleitung bis zum Kriegsende bei. 1916 vertrat er 
bei den Tarifverhandlungen für das ostpreußische Aufbaugebiet 
die Interessen der christlichen Bauarbeiter12). 

Der Weltkrieg riß gewaltige Lücken in den Mitgliederbestand, 
nahezu drei Viertel aller Mitglieder waren zu den Waffen gerufen 
worden. Am Ende des Krieges zählte die Gewerkschaft der christ­
lichen Bauarbeiter in Ost- und Westpreußen nur noch rund 500 
Mitglieder11). 

Vor dem Ersten Weltkrieg besaß der christliche Bauarbeiterver­
band Verwaltungsstellen und Ortsgruppen in Allenstein, Berent, 
Bischofsburg, Bischofstein, Braunsberg, Christburg, Cranz, 
Czersk, Danzig, Dirschau, Elbing, Friedland, Flötenstein, Groß 
Katz, Groß Kommorek, Groß Trampken, Guttstadt, Hammer­
stein, Heilsberg, Hohenstein, Karthaus, Kladau, Königsberg, 
Landsberg, Lauenburg in Pommern, Liebschau, Marienburg, 
Mehlsack, Mem.el, Mohrungen, Mühlhausen, Neidenburg, Neu­
stadt (Wejherowo), Nikolaiken/Ostpr., Oliva, Ortelsburg, Pel­
plin, Peßken, Prangenau, Praust, Prechlau, Preußisch Eylau, 
Preußisch Stargard, Putzig, Rastenburg, Rößel, Schneidemühl, 
Schöneck, Schönlanke, Schönwarling, Schwetz, Seeburg, Sens­
burg, Soldau, Stegers, Tapiau, Tilsit, Tuchel, Usch, Wartenburg, 
Wehlau, Wormditt und Zoppot. Einige Ortsgruppen bestanden nur 
kurze Zeit1•). 

Nach dem Krieg wurde wegen der durch Gebietsabtretungen an 
Polen bedingten Verluste und der Beendigung des Gewerkschafts­
streits der Katholiken zugunsten der Christlichen Gewerkschaf­
ten ej.ne Neuordnung des Bezirks notwendig. Die Zahl der Verwal­
tungsstellen wurde auf die drei Geschäftsstellen Danzig, Königs­
berg und Allenstein reduziert, denen die Ortsgruppen angeschlos­
sen wurden. Neue Ortsgruppen christlicher Bauarbeiter entstan­
den in Frauenburg, Neuteich-Tiegenhof, Lautem, Schöneberg, 
Prossitten, Groß Bertung und Lötzen111). Der bewährte Bezirkslei­
ter August Schönekäs wurde 1920 in die Hauptgeschäftsstelle des 
christlichen Bauarbeiterverbandes in Berlin-Lichtenberg berufen 
und mit der Organisation von Bauproduktivgenossenschaften be-

12) Diese Mitteilungen sind nach den Jahresberichten der Bezirksleiter in der Ver­
bandszeltschri1t DB zusammengestellt worden. 

13) DB v. 7. 3. 1915 und 12. 8. 1928. 
14) Zusammengestellt nach dem Geschäftsbericht des Zentralverbandes christlicher 

Bauarbeiter Deutschlands für die Jahre 1911-1917. BerliD 1918, S. 87 und den 
Jahresberichten der Bezirksleiter in: DB 1906, S. 20, 30 t.; 1907, S. 14, 42; 1908, S. 
21 f.,26, 45 f.; 1909, s. 25 f., 29 f.; 1910, s. 18, 24 f.; 1911, s. 28 f., 40; 1912, s. 92 f.; 
1913, s. 181 f.; 1914, s. 214; 1915, s. 38 f. 

15) Geschäftsbericht des Zentralverbandes christlicher Bauarbeiter Deutschlands 
fürdie Jahre 1922-1924. Berlln 1925,8.144. 
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traut, die den Arbeitern zu billigem Wohnraum verhelfen soll­
ten111). Der neue Bezirksleiter Bernhard Liebnitz verwaltete die 
Geschäftsstelle Königsberg bis zum Verbot der Christlichen Ge­
werkschaften im Juni 1933. Ihn unterstützte anfangs der Gewerk­
schaftssekretär Konrad Papke, der aber im Inflationsjahr 1923 
nach Allenstein überwechselte, wo er die Nachfolge des Ge­
schäftsstellenleiters J ohann Marschallek antrat17). Ende der zwan­
ziger Jahre übernahm der Maurer Grabowski die Leitung der Al­
lensteiner Geschäftsstelle. Die Danziger Geschäftsstelle der 
christlichen Bauarbeitergewerkschaft, deren Geschäftsbereich 
das Tenitorium des Freistaates Danzig umfaßte, führte seit 1920 
der Gewerkschaftssekretär Karl Formell. Er hat für seine konse­
quente Haltung unter den Verfolgungen der Nationalsozialisten 
besonders leiden müssen18). 

Die Mitgliederzahlen im östlichen Verbandsbezirk der christ­
lichen Bauarbeiter Deutschlands schwankten je nach der wirt­
schaftlichen Entwicklung. In den Vorkriegsjahren wurde die Zahl 
von 3000 bereits überschritten, sie sank aber während des Krieges 
auf ca. 500 ab. Nach der Auflösung der beruflichen Fachabteilun­
gen der katholischen Arbeitervereine in Ost~reußen stieg die Mit­
gliederzahl auf über 2000 an. Die Inflationszeit brachte notgedrun­
gen einen Rückschlag, der in der zweiten Hälfte der zwanziger 
Jahre wettgemacht wurde, bis die Wirtschaftskrise in den letzten 
Jahren der Weimarer Republik wieder rückläufige Zahlen 
brachte19). 

Baukonjunktur wie Arbeitslosigkeit bestimmten wesentlich 
die Arbeit der gewerkschaftlichen Gruppen. Die Mitglieder be­
wiesen oft eine erstaunliche Mobilität, man suchte dort Arbeit, 
wo man sie fand, auch fern von der Familie. Die Bilanz der Ge­
werkschaftsarbeit in Ost- und Westpreußen schlug sich in den er­
sten Jahren der gewerkschaftlichen Tätigkeit nicht nur in lohn­
verbessemden Tarifverträgen und Arbeitszeitverkürzungen nie­
der, sondern auch in den Mißerfolgen verlorengegangener Streiks, 
wie der der Maurer in Rastenburg und Neidenburg und der der 
Steinsetzer in Allenstein. Bausperren der Maurer in Allenstein 
und Bischofstein waren ebenfalls auf der Verlustseite zu bu­
chen20). Bei einem großen Bauarbeiterstreik in Zoppot wurden 
Italiener als Streikbrecher herangezogen21). Nach dem Ersten 
Weltkrieg mußte die Baugewerkschaft vier Jahre lang Lohn-

16) Geschäftsbericht des Zentralverbandes christlicher Bauarbeiter Deutschlands 
fürdie Jahre 1920und 1921. Berlin 1922. S. 27 ff. 

17) AVv. 23. 8.1923. 
18) C. J. BURCKHARDT, Meine Danziger Mission 1937-1939. München 1960. 

S.86f. 
19) Vgl. die gedruckten Geschäftsberichte des Verbandes und die Jahresberichte der 

Bezirksleiter aus Ost- und Westpreußen, in: DB. 
20) DA v. 21. 3. 1909. 
21) DB v. 12. 8. 1928. 
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kämpfe führen. Erfolge größerer Steiks meldeten die Verwal­
tungsstellen Danzig 1921, 1922 und 1924, Königsberg 1924 und Al­
lenstein 1922 und 1924.21

). 

Die christliche Holzarbeitergewerkschaft 
Die Holzarbeitergewerkschaft gehört ebenfalls zu den Vorrei­

tern der Christlichen Gewerkschaften in Ost- und Westpreußen. 
1903 begann sie von Danzig aus mit ihrer Agitation, konnte im 
Ermland aber erst 1908 nennenswerte Erfolge verbuchen. Ihre 
Stärke lag vor allem in Westpreußen, und zwar in Danzig und 
Neustadt. Ab 1908 gab es auch eine starke Ortsgruppe in Gutt­
stadt, kleinere Ortsgruppen existierten in Allenstein und Königs­
berg, vorübergehend auch in Tapiau und Tilsit. Nach einem kon­
junkturbedingten Einbruch zählte die christliche Holzarbeiterge­
werkschaft im Jahre 1910 in Ostpreußen nur noch 63 Mitglieder, 
in Westpreußen 136. Das Bezirkssekretariat befand sich in Danzig 
und wurde von dem Gewerkschaftssekretär Paul Schopohl23) ge­
leitet. 

Zum Einzugsbereich des Danziger Bezirks gehörte auch das Erz­
bistum Gnesen-Posen mit Ortsgruppen in Argenau, Bromberg, 
Czersk, Gnesen, J arotschin, Kosten, Mogilno, Posen (bis 1909), 
Schneidemühl und Schönlankel•). Allerdings behinderte der Na­
tionalitätenstreit in den polnischsprachigen Landstrichen die 
Ausbreitung der Christlichen Gewerkschaften erheblich, weil die 
polnischen Arbeiter preußischer Nationalität sich in überwälti­
gender Mehrzahl den polnischen Gewerkvereinen anschlossen. 
Besonders offenkundig war das im holzverarbeitenden Gewerbe 
bei der Firma Schütt in Czersk. Bei einer Belegschaft von 1000 
Beschäftigten waren nur 450 gewerkschaftlich organisiert, davon 
allein 360 im polnischen Verband. 

Aber auch unter der deutschen Bevölkerung war der Boden für 
die christliche Gewerkschaftsbewegung sehr steinig, zumal ihr 
insgesamt eine äußerst rührige Sozialdemokratie, und in Ostpreu­
ßen obendrein noch die Berliner Fachabteilungsbewegung der ka­
tholischen Arbeitervereine entgegenstand. Der Danziger Bezirks­
sekretär Schopohl war in seinem Tätigkeitsbericht 1910 allein mit 
den katholischen Arbeitervereinen des Danziger Raumes zufrie-

22) Vgl. die in Anm. 15 und 16 angef1lhrten Geschäftsberichte des Zentralverbandes 
christlicher Bauarbeiter Deutschlands für die Jahre 1920-1924. 

23) Paul Schopohl, am 24. 5. 1881in Anröchte, Kr. Lippstadt, geboren, war Schreiner 
1m Katholischen Gesellenverein Dortmund, als er 1903 dem Verband christlicher 
Holzarbeiter Deutschlands beitrat und zum Gewerkschaftssekretär ausgeblldet 
wurde. Am 1. 9. 1907 \lbemahm er das Bezirkssekretariat in Danzlg, am 16. 6. 1913 
das Bezirkssekretariat Breslau. Zu Beginn des Weltkrieges zu den Waffen geru­
fen, starb er am 18. 9. 19151m Kriegslazarett Wlodawa an der Cholera. Vgl. DHA 
v. 1. 10. 1915. 

24) Der Zentralverband christlicher Holzarbeiter Deutschlands in den Jahren 
1908/09. Köln 1910, S. 7-11. 
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den, deren Präses Schanner sich für die Christlichen Gewerk­
schaften und gegen die Fachabteilungen ausgesprochen hatte25). 

Schopohl geriet auf einer öffentlichen Versammlung der Holz­
arbeiter am 21. März 1909 in Allenstein, wo er die Werbetrommel 
unter dem Motto rührte, die Stadt zu einer "Hochburg der Christ­
lichen Gewerkschaften'' zu machen, in eine heftige Auseinander­
setzung mit dem katholischen Arbeitersekretär Viktor Kuczin­
skise), der für die Fachabteilungen sprach21). Die Veranstaltung 
scheint jedoch eine gewisse Werbewirkung für die Christlichen 
Gewerkschaften nicht verfehlt zu haben, denn auf dem Delegier­
tentag des Verbandes der katholischen Arbeitervereine (Sitz Ber­
lin) am 1. Mai 1910 in Allenstein wurden die Fachabteilungsmit­
glieder für die Dauer ausgehandelter Tarifverträge zur Zwangs­
mitgliedschaft verpflichtet, um ihrer Abwanderung zur Christli­
chen Gewerkschaft vorzubeugen•). 

Die bei ihrer Gründung 95 Mitglieder starke Ortsgruppe Gutt­
stadt29) fiel1911 nach einem fehlgeschlagenen Streik auseinander. 
Als im Juni 1913 der Danziger Bezirksleiter Schopohl den Bres­
lauer Bezirk übernahm30), fand sein Nachfolg er Fabian Knoch11) 

folgende Ortsgruppen vor: Allenstein, Braunsberg, Czersk, Dan­
zig, Elbing, Karthaus, Kalmar, Lauenburg in Pommern, Neu­
stadt, Ortelsburg, Schneidemühl, Schönlanke, Stolp in Pommern 
und Zoppot12). Knoch, der mit großem Elan an die Gewerkschafts­
arbeit ging, wurde zu Beginn des Krieges einberufen und fiel im 
Januar 1915 an der Ostfront. Bis zum Kriegsende verwaltete Ernst 
Warnke, Schönlanke, das Danziger Verbandssekretariat12). Beim 
Einbruch der Russen in Ostpreußen löste sich die Ortsgruppe Or­
telsburg auf, die Allensteiner Zahlstelle wurde vorübergehend 
nach Magdeburg verlegt34). Trotz starker, kriegsbedingter Ein­
bußen bei den Ortsgruppen gab es am Ende des Krieges noch ein 
tragfähiges Gerüst der christlichen Holzarbeitergewerkschaft mit 
Zahlstellen in Danzig, Schneidemühl und Schönlanke. Nach dem 
Stillstand der Waffen begann ein vielversprechender N euaufbau. 
Beispielsweise traten allein der von Konrad Papke am 18. Dezem-

25) Ebd. s. 112 f. 
26) Vgl. TlmiM, a. a. 0., S. 39, Anm. 90. 
27) DA v. 21. 3. 1909. 
28) Der Zentralverband christlicher Holzarbeiter ... 1908/09, S. 112 f. 
29) DHA v. 26. 2. 1909. 
30) DHA v. 20. 3. 1914. 
31) Fabian Knoch wurde am 15. 9. 1887 in Buchenau bei Bruchsal geboren, erlernte 

das Schreinerhandwerk und arbeitete als Wanderbursche in Köln, Wilhelmsha­
ven, Kiel, Nürnberg, München und Hamburg. 1904 trat er dem Verband christli­
cher Holzarbeiter bei und wurde am 16. 6. 1913 Bezirksleiter in Danzlg. Beim 
Ausbruch des Weltkrieges wurde er zu den Waffen gerufen und fiel am 28. 1. 1915 
anderOstfront. Vgl. DHAv1 26. 2.1915. 

32) DHA v. 7. 2. 1913,14. 2. 1913 und 16. 10. 1913. 
33) DHA V. 14. 12. 1918. 
34) DHA v. 20.11.1914. 
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ber 1918 in Neustadt wiedergegründeten Holzarbeitergewerk­
schaft 110 neue Mitglieder bei35). Die katholischen Holzarbeiter 
Ostpreußens strömten mehrheitlich der Christlichen Gewerk­
schaft zu. So gestärkt, konnte sie maßgeblichen Einfluß auf die 
Gestaltung der Lohn- und Arbeitsverhältnisse im ost- und west­
preußischen Holzgewerbe nehmen, beispielsweise bei der Bestrei­
kung der südostpreußischen Sägewerksindustrie im März/ April 
1923•). Den Danziger Bezirk leitete zu dieser Zeit Max Kleins'). Zur 
Zeit der Weltwirtschaftskrise Ende der zwanziger und Anfang der 
dreißiger Jahre führte der Gewerkschaftssekretär Carl Uhl den 
Gau Danzig-Ostpreußen der christlichen Holzarbeitergewerk­
schaft. 1931 gehörten folgende Zahlstellen dazu: Allenstein, 
Braunsberg, Danzig, Elbing, Heilsberg, lnsterburg, Königsberg, 
Marienwerder, Mehlsack, Oliva, Tilsit und Zoppot. An fast allen 
Zahlstellen bestanden auch Jugendgruppen18). 

Die christliche Fabrik- und 
Transportarbeitergewerkschaft 

Die erste Ortsgruppe der christlichen Fabrik- und Transport­
arbeiter111) wurde am 1. Dezember 1903 in Danzig gegründet. Schon 
nach kurzer Zeit zählte sie über 200 Mitglieder, hauptsächlich aus 
den Berufssparten der Straßenbahner, Brauerei-, Hafen- und Kai­
arbeiter. 1906 gehörten zur Ortsgruppe Neufahrwasser allein 500 
Mitglieder. In demselben Jahr wurde ein Tarifvertrag für die Ha­
fenarbeiter abgeschlossen, der Lohnerhöhungen und Arbeitszeit­
verkürzungen brachte. Zur effektiveren Gestaltung der Gewerk­
schaftsarbeit errichtete der Zentralverband am 1. September 1907 
den Bezirk Danzig, der Ost- und Westpreußen, Posen und den 
größten Teil der Provinz Pommern umfaßte. Bezirksleiter wurde 
der Gewerkschaftssekretär Johann Krause. Er verwaltete das 
Amt bis 1924. 1907 schlossen sich 62 vereidigte Getreidewäger aus 
Danzig dem Verband an. 1908 wurden lohnverbessernde Tarifver­
träge für die Zuckerraffineriearbeiter in Neufahrwasser und die 
Hafen- und Kaiarbeiter abgeschlossen. Im Jahr 1912, das mit 1475 
Mitgliedern den höchsten Mitgliederstand der Vorkriegszeit auf­
wies, gab es im Bezirk 14 Lohnbewegungen, wovon drei zum 
Streik führten; 12 Bewegungen wurden erfolgreich, zwei erfolglos 
beendet. Der Schwerpunkt der gewerkschaftlichen Arbeit lag in 
der Vorkriegszeit fast ausschließlich im westpreußischen Raum. 
Außer in Danzig und Neufahrwasser existierten Ortsgruppen in 

35) DHAv.27.12.1918. 
36) AVv. 31. 3.1923. 
3'1) Anschriftenverzeichnis der christlichen Gewerkschaften Deutschlands. Köln 

1921,8.22. 
38) DHA v.10. 6.1931. 
39) Der Verband wurde am 1. Januar 1913 von dem bis dahin bestehenden Verband 

der Staats-, Gemeinde-, Verkehrs-, HUfs- und sonstiger Industriearbeiter orga­
nisatorisch abgezweigt. 
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Graudenz (Militärarbeiter), Bromberg (Flößer) und Schönlanke 
(Hilfsarbeiter)'O). 

In Ostpreußen konnte die christliche Fabrik- und Transportar­
beitergewerkschaft bei der Stärke der katholischen Fachabteilun­
gen keinen Boden gewinnen. Sehr geschadet hat ihr auch ein ver­
lorengegangener Streik der Getreideträger in Königsberg41). 1913 
gab es kleine Ortsgruppen in Tilsit, Ragnit und lnsterburg, 1914 
entstand eine etwas größere Gruppe in Braunsberg"), die auch die 
Kriegsjahre überstand. Nach dem Krieg wurde in Braunsberg 
eine Geschäftsstelle errichtet, die Johann Krause neben der Dan­
ziger G~chäftsstelle verwaltete. Zu seiner Entlastung wurde in 
Danzig der Gewerkschaftssekretär J oseph Cierocki angestellt43). 

Beim Ausscheiden Krauses aus der Gewerkschaftsarbeit wurde 
der Gewerkschaftssekretär Hermann Kloppenburg, der die Eisen­
bahnergeschäftssteile in Stettin geleitet hatte, zum neuen Be­
zirksleiter in Allenstein bestellt"). Ende der zwanziger Jahre ging 
Kloppenburg nach Königsberg und setzte dort die Gewerkschafts­
arbeit bis zum Verbot der Christlichen Gewerkschaften fort. Im 
Freistaat Danzig fungierte J oseph Cierocki als Bezirksleiter der 
christlichen Fabrik- und Transportarbeiter und gewann als Zen­
trumsabgeordneter des Volkstags auch Einfluß auf das politische 
Leben der Stadt"). 

Bei der Neuordnung des "Verbandes der Staats-, Gemeinde-, 
Verkehrs-, Hilfs- und sonstiger Industriearbeiter" im Jahr 1913 
entstanden neben der Fabrik- und Transportarbeitergewerk­
schaft ein Verband der Keram- und Steinarbeiter und ein Verband 
der Arbeitnehmer öffentlicher Betriebe und Verwaltungen. Der 
Verband der Keram- und Steinarbeiter vermochte Anfang 1914 in 
Danzig Fuß zu fassen und eine Zahlstelle zu errichten. Sie gehörte 
zum Bezirk Sachsen-Schlesien und unterstand dem Bezirksleiter 
Anton Baumgart. Ihre 30 Mitglieder waren als Pflastersteinschlä­
ger beschäftigt, die ihr Material als Rohblock aus Schweden bezo­
gen oder sogenannten Feldstein der Danziger Gegend verarbeite­
ten. In der Nachkriegszeit wurde der Steinarbeiterverband aufge­
löst, seine Mitglieder wurden in den Verband der Arbeitnehmer 
öffentlicher Betriebe und Verwaltungen übernommen~). Dieser 
Verband gewann im Nordosten Deutschlands erst nach der Infla­
tionszeit 1923 eine größere Bedeutung. 

40) Vgl. 25 Jahre Verband und Geschäftsbericht des Hauptvorstandes [des Zentral­
verbandes christlicher Fabrik- und Transportarbeiter Deutschlands] fiir die 
Jahre 1922-1924. Berlin 1925. S. 47 f. 

41) DAv. 21. 3.1909. 
42) DIEGEWERKSCHAFTSSTIMMEv.10. 3.1916. 
43) Anschriftenverzeichnis (wie Anmerkung 37). S. 17 
44) AVv. 7.11.1924. 
45) DLZ v. 14. il. 1927 und 5. 4. 1933. 
46) KERAM- UND STEINARBEITER-ZEITUNG V. 7. 3. 1914 u. 21. 3. 1914. 
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Die christlichen Arbeitnehmer 
öffentlicher Betriebe und Verwaltungen 

Der Zentralverband der Arbeitnehmer öffentlicher Betriebe 
und Verwaltungen im Gesamtverband der Christlichen Gewerk­
schaften errichtete nach dem Ersten Weltkrieg ein Bezirkssekre­
tariat für Ostpreußen und den Freistaat Danzig, das aber in der 
Inflationszeit 1923 geschlossen werden mußte. Der Abbau dieses 
Sekretariats hatte das Eingehen der Ortsgruppen Königsberg, Al­
lenstein, Guttstadt, Mehlsack und Bischofstein zur Folge. Intakt 
blieben nur die Ortsgruppen Danzig und Braunsberg. Am 
1. April 1924 wurde das Sekretariat in Danzig neu eröffnet und 
mit dem Gewerkschaftssekretär Valentin Kunzelmann besetzt, 
der die Elbinger Geschäftsstelle des Christlichen Metallarbeiter­
verbandes geleitet hatte. Im selben Jahr entstanden neue Orts­
gruppen in Elbing und Heilsberg, und die Ortsgruppe Königsberg 
wurde wiedergegründet47). Die Organisation gewann bis Anfang 
der dreißiger Jahre weitere Ortsgruppen in Zoppot, Marienwer­
der, Marienburg, Allenstein, Mehlsack, Bischofsburg, Insterburg 
und Tilsit. Zur Intensivierung der Arbeit im östlichen Bezirksbe­
reich trug vor allem das im Juni 1929 in Königsberg errichtete 
Sekretariat bei, das Gustav Micks leitete"). 

Für die Beurteilung des gewerkschaftlichen Erfolges dürfte ein · 
Lohnvergleich zwischen Braunsberg und Königsberg aus dem 
Jahr 1924 interessant sein. In Braunsberg schloß der christliche 
Arbeitnehmerverband öffentlicher Betriebe und Verwaltungen 
die Tarifverträge allein ab, während in Königsberg der sozialisti­
sche Verband der Gemeinde- und Staatsarbeiter die Christliche 
Gewerkschaft von den Verhandlungen auszuschließen vermochte. 
Die Braunsherger Stundenlöhne für Gemeindearbeiter lagen um 
vier bis zehn Pfennig höher als in Königsberg, außerdem wurde in 
Braunsberg täglich nur acht Stunden, in Königsberg dagegen 
neun Stunden gearbeitet•). 

Ende 1931 waren die Lohn- und Arbeitsbedingungen der Arbeit­
nehmer in 17 Tarifvertrigen gesichert, und zwar mit dem Arbeit­
geberverband ostpreußischer Gemeinden für Gemeindearbeiter, 
für vorübergehend Beschäftigte, Straßenbahner und Straßenwär­
ter, mit den Kreisausschüssen von Heilsberg und Rößel für Stra­
ßenwärter, mit dem Senat der Freien Stadt Danzig für Forstarbei­
ter, Trichinenbeschauer des Städtischen Schlachthofes, Ge­
meinde- und Staatsarbeiter, mit dem Arbeitgeberverband Danzig 
für Straßenbahner, mit der Allgemeinen Ortskrankenkasse Dan-

47) Geschäftsbericht des Vorstandes [des Zentralverbandes der Arbeitnehmer öf­
fentlicher Betriebe und Verwaltungen] für die Zeit vom 1. Januar 1922 bis 31. 
Dezember 1924. Köln 1925, S. 25 u. 108. 

48) Geschäftsbericht für die Zeit vom 1. Januar 1928 bis 31. Dezember 1931. Köln 
1932, s. 40,163-171. 

49) Geschäftsbericht des Vorstandes 1922-1924, S. 110. 
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zig für das Personal des Badehauses, mit der Danziger Verkehrs­
gesellschaft, mit den Kreisen Danzig-Höhe und Großes Werder, 
mit der Steinsetzer- und Steinhauerinnung Danzig und mit dem 
Städtischen Gut Zoppot50). 

Um in der Zeit des wirtschaftlichen Niedergangs Entlassungen 
zu vermeiden, wurden 1930/31 in einigen Orten Arbeitszeitver­
kürzungen durchgesetzt. In Braunsberg wurde die Arbeitszeit auf 
45 Stunden wöchentlich gesenkt, in den Militärwerkstätten in Til­
sit auf 42 Stunden, in einem Betrieb in Marlenburg sogar auf 
39 Stunden. Danzig führte 1932 die 40-Stunden-Woche ein, aller­
dings ohne Lohnausgleich. Nur bei der Danziger Elektrischen 
Straßenbahn kam es wegen Rückgangs des Verkehrs zur Entlas­
sung von 60 Betriebsangehörigen51). 

Die Gewerkschaft schulte ihre Mitglieder in den einzelnen Orts­
gruppen und in zentralen Bildungseinrichtungen. Ausgewählte 
Mitglieder schickte sie zur Teilnahme an Kursen nach Spandau 
und Königswinter. 1931 waren 64 Mitglieder des Gaus Ostpreu­
ßen-Danzig in Betriebsvertretungen tätig, davon waren allein 
15 Betriebsratsvorsitzende. Auch in den sozialen Körperschaften 
und in den politischen Gremien des Gaus war die Gewerkschaft 
zahlreich vertreten52). 

Die Deutschen Eisenbahner 
im Gesamtverband der Christlichen Gewerkschaften 

Die "Deutschen Eisenbahnhandwerker und -arbeiter", nach 
ihrer Zentralstelle auch kurz Elberfelder Eisenbahner genannt, 
errichteten ihre erste östliche Ortsgruppe 1908 in Danzig. Bereits 
im folgenden Jahr wurde eine zweite Danziger Zahlstelle mit 
52 Mitgliedern gegründet. Kurz darauf entstanden die Ortsgrup­
pen Zoppot, Marlenburg (104 Mitglieder), Elbing (50 Mitglieder), 
Königsberg, Neufahrwasser(44 Mitglieder), Praust, Berent, Kart­
haus, Hohenstein (Westpreußen) und Mohrungen. Die guten Fort­
schritte der christlichen Eisenbahner erlaubten 1911, einen Ver­
bandsbezirk in Ost- und Westpreußen einzurichten. Julius Wohl­
gemuth, einer der Pioniere der christlichen Gewerkschaftsbewe­
gung in Ostdeutschland und Bezirksleiter der Malergewerkschaft 
in Königsberg, übernahm zusätzlich die Bezirksleitung der Eisen­
bahnergewerkschaft, in der sich vor allem Werkstättenhandwer­
ker und -arbeiter, Betriebs- und Oberbauarbeiter, Hafeneisenbah­
ner und Strombau-und Wasserbauarbeiter sammelten. In rascher 
Folge entstanden weitere Ortsgruppen in Arys, Bischdorf, Bi­
schofstein, Braunsberg (1911: 104 Mitglieder), Bromberg, Czersk, 
Kulm, Danzig-Langfuhr, Dirschau, Heilsberg (1911: 24 Mitglie-

50) Geschäftsbericht des Vorstandes 1928-1931, S. 164-166. 
51) Ebd. 
52) DLZv.27.10.1931. 
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der), Kurzebrack, Mehlsack, Memel, Neustadt, Ortelsburg, Plllau, 
Prosken, Rheda, Seeburg, Tamowitz, Thom, Tilsit, Tuehel und 
Zintenu). 

Kurz vor dem Ersten Weltkrieg wurde der Bezirk Ost- und West­
preußen in die Bezirke Königsberg (Bezirksleiter Wohlgemuth) 
und Danzig (Bezirksleiter Kuhnert) geteilt. Als Wohlgemuth im 
August 1914 zum Heeresdienst einberufen wurde56), übernahm 
Franz Rautenberg aus Braunsberg die Bezirksleitung des östli­
chen Verbandsgebiets. Auffallenderweise litt die Gewerkschafts­
arbeit der Eisenbahner weniger als die anderer Gewerkschaften 
unter dem Krieg. Einen großen Verlust bedeutete für sie aller­
dings der Tod von Julius Wohlgemuth, der im letzten Kriegsjahr 
im Alter von 49 Jahren fiel65

). 

Bis 1921 unterhielten die Deutschen Eisenbahner Geschäftsstel­
len in Danzig (geleitet von Franz Klein), Braunsberg (geleitet von 
Franz Rautenberg) und Königsberg (geleitet von Gustav Falk und 
Gustav Stolz)M). Mit dem Jahr 1921 schieden die Eisenbahner aus 
dem Gesamtverband der Christlichen Gewerkschaften aus und 
traten dem Gesamtverband deutscher Beamtengewerkschaften 
im Deutschen Gewerkschaftsbund bei1'). Mit der Wandlung der 
Deutschen Eisenbahner zu einer Beamtengewerkschaft wandten 
sich die Werkstättenarbeiter dem christlichen Metallarbeiterver­
band zu. 

Der Gutenbergbund 
Der bereits im Jahr 1893 gegründete Gutenbergbund, die Be­

rufsvereinigung der Buchdrucker, fand erst im Jahr 1907 An­
schluß an die Christlichen Gewerkschaften, nachdem alle Orts­
gruppen bis auf die Luzemer in einer Urabstimmung den Beitritt 
befürwortet hatten•). Zu diesem Zeitpunkt existierten Ortsgrup­
pen des Bundes in Allenstein, Gumbinnen, Insterburg und Oste­
rode9). Ihr Kreisleiter war R. Herrmann aus Gumbinnen. 1910 
ging die Ortsgruppe Osterode ein. 1912 entstand die erste west­
preußische Ortsgruppe in Danzigec'). Bedingt durch die gute Ent­
wicklung des Bundes, wurde 1913 zu dem einzigen Sekretariat in 

53) Die Verbandsorganisation in Nordostdeutschland und die Ortsgruppengriindun­
gen wurden nach dem ZENTRALORGAN DEUTSCHER EISENBAHNER 1909-1918 zu. 
sammengestellt. 

M) ZENTRALORGAN DEUTSCHER EISENBAHNER v. 8. 8. 1914. 
55) Julius Wohlgemuth (1869-1918), langjiihrlger Ortskartellvorsitzender in Königs­

berg, war von Beruf Maler und zuniichst fllr den christlichen Malerverband titlg. 
- DHA v. 1. 11. 1918. 

56) Anschriftenverzeichnis (wie Anm. 37), S. 14. 
57) JChG :für 1926. Hrsg. v. Gesamtverband der Christlichen Gewerkschaften 

Deutschlands. Berlln 1925, S. 26. 
58) Protokoll der 8. ordentlichen Generalversammlung am 29., 30. und 31. März 1907 

zu Halle an der Saale. Berlln 1907, S. 18. 
59) Jahres-und Rechenschaftsbericht für das Jahr 1907. Berlln 1908, S. 15. 
60) Geschä.fts-und Kassenbericht :für das Jahr 1912. Berlln 1913, 8.14. 
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Köln ein zweites, ostdeutsches Sekretariat in Breslau errichtet'n), 
das Emil Jaletzky bis Ende der zwanziger Jahre leitete. Sein 
Nachfolger war Bernhard Müller aus Berlin82). Neben der üblichen 
Gewerkschaftsarbeit pflegten die Ortsgruppen die Fortbildung in 
beruflichen Zirkeln und Lehrlingsgruppen63). 

Der christliche Metallarbeiterverband 
Der christliche Metallarbeiterverband fand in Ost- und West­

preußen nur schwer Eingang. Bis 1911 oblagen die Provinzen dem 
Bezirkssekretär Jakob Minter in Berlin. Trotz der weiten Entfer­
nung betrieb er in Danzig, Elbingst) und KönigsbergGII) eine ge­
schickte Agitation, so daß 1911 der Verbandsbezirk Danzig mit 
775 Mitgliedern errichtet und dem Gewerkschaftssekretär Ri­
chard Gaikowski88) anvertraut werden konnte. In Elbing und Kö­
nigsberg hatte die christliche Metallarbeitergewerkschaft bei der 
Dominanz der sozialdemokratischen Freien Gewerkschaft und 
des Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereins sowie der Konkurrenz 
der entsprechenden Fachabteilung der katholischen Arbeiterver­
eine einen schweren Stand117). 

Bereits auf der ersten öffentlichen Werbeveranstaltung am 
6. Oktober 1906 im "Goldenen Löwen" in Elbing prallten die Auf­
fassungen der christlichen Gewerkschaftler und der Fachabtei­
lungsmitglieder hart aufeinander"). Nach und nach aber setzte 
sich die christliche Metallarbeitergewerkschaft auch in Ostpreu­
ßen durch. Unmittelbar nach dem Weltkrieg entstanden Ortsgrup­
pen in Allenstein, Heilsberg und Rößel. Am 1. Januar 1919 wurde 
neben der von Gaikowski in Danzig geleiteten Geschäftsstelle 
eine zweite in Elbing errichtet und mit dem Gewerkschaftssekre­
tär Valentin Kunzelmann besetzt9 ). Die westpreußischen Orts-

61) Geschäfts- und Kassenbericht für das Jahr 1913. Berlln 1914, S. 13. 
62) DB v.13. 8. 1928. 
63) Geschäftsbericht 1926. Berlin 1927. 
64) Die Ortsgruppe Elbing wurde 1906 von evangelischen Arbeitern gegründet. 

DDMv. 31.10.1931. 
65) Die Ortsgruppe Königsberg wurde 1909 gegründet. DDM v. 10. 4. 1909. 
66) Richard Gaikowski wurde am 30. 3. 1880 in Dortmund geboren und starb am 

5. 6. 1932 in Danzig. In Dortmund hatte er das Formerhandwerk erlernt und 
wurde 1908 Arbeitersekretär des katholischen Arbeitervereins in Bochum. An­
fang Februar 1911 wurde er Angestellter des Christlichen Metallarbeiterverban­
des in Dortmund und am 25. 11. 1911 Bezirksleiter des Verbandes für das östli­
che Deutschland in Danzig. 1916 wurde er Stadtverordneter der Zentrumspartei, 
1920 Mitglied der Verfassunggebenden Versammlung. Er war Mitglied des Dan­
ziger Staatsrats und aller vier Volkstage, 1929 wurde er Vizepräsident des Dan­
ziger Volkstags. DLZ v. 6. 6. 1932.- DDMA v. 18. 6. 1932. 

67) In Westpreußen erhielt der christliche Metallarbeiterverband auch Konkurrenz 
durch die Abteilung der Hütten-, Fabrikarbeiter und verwandter Berufe der 
Polnischen Berufsverelnigung. 1913 zählte diese Abteilung in den Bezirken 
Posen und Westpreußenzusammen 603 Mitglieder. DDM.A v. 9. 8. 1913. 

68) DA v. 14. 10. 1906. 
69) DDMA v. 20. 3. 1920. 
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gruppen Bromberg, Graudenz und Konitz gingen nach Inkrafttre­
ten des Friedensvertrages ein, weil Hunderte von Metallarbeitern 
das zu Polen geschlagene Gebiet verließenTO). 

Zur gewerkschaftlichen Bilanz der Vorkriegszeit gehören ein 
verlorener Streik bei der Firma Komnick in Elbing 1910 und ein 
zwanzigwöchiger, erfolgloser Arbeitskampf im Sommer 1911 bei 
der Schichauwerft in Danzig, bei dem die Belegschaft der Schwe­
sterwerke in Elbing den Danziger Arbeitern die Streikunterstüt­
zung versagte. Dabei hatte der christliche Metallarbeiterverband 
mehrmals vergeblich an die in Elbing dominierenden sozialdemo­
kratischen Freien Gewerkschaften und den Hirsch-Dunckerschen 
Verband appelliert71

). 

In der streikfreudigen Nachkriegszeit wurden bereits im De­
zember 1918 für die Schiebau-Arbeiter in Danzig und Elbing Lohn­
erhöhungen erreicht. In Elbing waren zu dieser Zeit etwa 7000, in 
Danzig 3500 Arbeiter beschäftigt. Während in Danzig hauptsäch­
lich die Schiffsbauarbeit verrichtet wurde, stellte Schichau­
Elbing Schiffsmaschinen und Lokomotiven her72). 

1919 wurden weitere Lohnerhöhungen in Danzig für die Arbei­
ter der Waggonfabrik, der Nietenfabrik und der Finnen Besch, 
Viohl und Orenstein & Koppel durchgesetzt. Lohnverbessernde 
Tarifverträge gab es außerdem für die Danziger Goldschmiede 
und Graveure, für die Werkstättenarbeiter der Elektrischen Stra­
ßenbahn, für Elektriker, Klempner, Installateure und Heizungs­
monteure"). 

Bei Lohnverhandlungen bei den Firmen Schichau und Komnick 
in Elbing versuchten die Vertreter des sozialdemokratischen Me­
tallarbeiterverbandes und des Hirsch-Dunckerschen Gewerkver­
eins wiederholt, die Vertreter des christlichen Metallarbeiterver­
bandes auszuschalten. Die christliche Metallarbeitergruppe 
wußte sich abertrotzaller Schwierigkeiten zu behaupten,.). 

Mit der Eisengießerei und Maschinenfabrik Schulz in Heilsberg 
wurde 1918 ein Lohnabkommen getroffen, das Lohnsteigerungen 
bei weiteren Teuerungen vorsah'5). Auch in Rö.Bel waren 
die christlichen Metallarbeiter erfolgreich. Nachdem sie sich 
organisiert hatten, bestreikten sie 1918 wegen abgeschlagener 
Lohnforderungen die Eisengießerei Fest. In den Schlichtungs­
verhandlungen unter dem Vorsitz des Rößeler Bürgermeisters Ar-

70) Berichtdes Verbandsvorstandes 1918/1919. Duisburs 1920, S. 397. 
71) Geschäftsbericht 1910/1911. Duisburg 1912, S. 182. - DDMA v. 24. 4. 1911, 29. 4. 

1911,6. 5.1911,22. 7.1911,19.8.1911 und2. 9.1911.-DDMv.20. 4.1912. 
72) Bericht des Verbandsvorstandes 1918/1919, S. 403-405. 
73) Ebd. S. 404. 
74) DDMA v. 31. 10. 1931.- 'Ober das Kräfteverhältnis mag das Ergebnis der Betriebs­

ratswahlen 1926 bei Schichau-Elblns Aufschluß geben: Die Freien Gewerkschaf­
ten erhielten 1429 Stimmen, der Gewerkvereln Hirsch-Duncker 490 und die 
Christlichen Gewerkschaften 367 Stimmen.- DPMA v. 23. 10. 1926. 

75) Berichtdes Verbandsvorstandes 1918/1919, S. 405. 
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tur Blockhagen erreichten sie schließlich eine spürbare Lohn­
erhöhung"). 

Durch die Friedensvertragsregelungen war die wirtschaftliche 
Lage Ost- und Westpreußens verschlechtert worden, doch konnten 
mit Hilfe des christlichen Metallarbeiterverbandes viele Arbeits­
plätze erhalten werden. Die Militär- und Staatsbetriebe und die 
Privatwerften wurden auf Friedensarbeit umgestellt, und die 
Danziger Werft (ehemals Kaiserliche Werft) und die Eisenbahn­
hauptwerkstätte Troyl sowie die Schiffswerften Schichau in Dan­
zig und Elbing arbeiteten weiter. Polen wurde vertraglich ver­
pflichtet, der Danziger Werft Arbeitsaufträge zu geben"). 

Neue Ortsgruppen des christlichen Metallarbeiterverbandes 
entstanden in Rosenberg/Westpreußen (1923), Wormditt (1925) 
und Braunsberg (1929). Den Schichauwerften Danzig und Elbing 
wurde 1925 durch Schiedsspruch ein Tarifvertrag abgerungenTB). 
1928 waren für alle Betriebe in Danzig und Ostpreußen Tarifver­
träge abgeschlossenN). 

In der zweiten Hälfte der zwanziger Jahre drückte die allge­
meine wirtschaftliche Not auch der Gewerkschaftsarbeit den 
Stempel aufiO). Mit zunehmenden Arbeitslosenzahlen mehrte sich 
die Rechtsschutztätigkeit der Sekretariate. Arbeitslose Jugendli­
che und Jungarbeiter wurden in den Jugendabteilungen des 
christlichen Metallarbeiterverbandes beruflich fortgebildet8a). 
Die darbende Metallarbeiterschaft erhielt Lebensmittellieferun­
gen durch die "Christliche Arbeiterhilfe"112). 

Nach dem Tod von Richard Gaikowski im Juni 1932 übernahm 
Mathias Ganrath aus Elbing die Führung des christlichen Metall­
arbeiterverbandes des Bezirks Danzig-Ostpreußen. Er vermochte 
es nicht, den christlichen Metallarbeiterverband vor der Einglie­
derung in die "Deutsche Arbeitsfront" zu bewahrena). Selbst im 
Freistaat Danzig wurden bereits im Juni 1933 die christlichen 
Metallarbeiter auf die Eingliederung ihres Verbandes in die Deut­
sche Arbeitsfront vorbereitet114). 

Der christliche Malerverband 
Kleine Gruppen des christlichen Malerverbandes entstanden 

schon bald nach 1900 unter dem Einfluß der christlichen Bauarbei­
tergewerkschaft in Gnesen, Allenstein, Kattowitz und Zoppot, 
hatten aber bis auf Zoppot nur einen kurzen Bestand. Eine konti-

76) Ebd. S. 406. 
77) DDMA v. 23.11.1929. 
78) DDMA v. 30. 5. 1925. 
79) DDMA v. 23.11.1929. 
80) DDMA v. 19. 3. 192'1, 2. 4. 192'1, 23. 2. 1929, 9. 3. 1929 und 13. 2. 1932. 
81) DDMA v. 24. 3.1928. 
82) DDMA v. 23. 4 .. 1932. 
83) DDMA v. 8. 7.1933. 
84) DLZv.14. 6.1933. 
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nuierliche Entwicklung der Organisation begann mit der Grün­
dung der Zahlstelle Bromberg 1906 und dem Übertritt des Königs­
herger Lokalvereins der Malergehilfen in den christlichen Maler­
verband 190885

). Julius Wohlgemuth übernahm die Bezirksleitung 
in Königsberg und gründete 1909 Zahlstellen in Allenstein80), Dan­
zig und Graudenz, 1910 in Memel, Kreuzburg, Neiße und Katto­
witz86). Die letzten drei Zahlstellen wurden 1911 einem neueinge­
richteten schlesischen Bezirk zugeordnet. 1912 entstanden auch 
Ortsgruppen in Dirschau und Tilsit81

). 

Der christliche Schneiderverband 
Zu den kleineren Organisationseinheiten der Christlichen Ge­

werkschaften gehörte der Zentralverband der Schneider, dessen 
ostdeutsches Bezirkssekretariat von Karl Nolte in Breslau gelei­
tet wurde. Die erste Zahlstelle des nordostdeutschen Raumes 
wurde 1904 in Danzig eingerichtet, 1906 folgten Ortsgruppengrün­
dungen in Königsberg, Marienburg, Marlenwerder und Schneide­
mühl88). Weitere Zahlstellen entstanden 1912 in Dirschau, 1913 in 
Deutsch-Krone und 1914 in Allenstein und Graudenz. 1921 unter­
hielt der Zentralverband der Schneider eine Geschäftsstelle in 
Danzig, die von Theodor Mitkogeleitet wurde89

). 

Die christlichen Lederarbeiter 
Die christlichen Schuh- und Lederarbeiter konnten im Nord­

osten Deutschlands kaum Fuß fassen. Zahlstellengründungen ge­
langen nur 1906 in SchönlankeOO) und 1912 in DanzigG1). 

Die christlichen Heimarbeiterinnen 
Der Verband der Heimarbeiterinnen sammelte in seinen Reihen 

die in Heimarbeit tätigen Frauen der Kleider- und Wäschefabri­
kation. Auch heimarbeitende Tabakarbeiterinnen gehörten dem 
Verband an. Die erste Gruppe in Ost- und Westpreußen wurde 
1904 von Therese de la Croix112) in Königsberg gegründet93). Die 
Gruppe entfaltete ein reges gewerkschaftliches Leben. Ihre Mit­
gliederzahl wuchs beständig, so daß sie sich 1912 teilen mußte und 
1917 sogar 1015 Mitglieder in fünf Königsherger Sektionen 
zählte"). Schon 1904 erreichten die Mitglieder unentgeltliche Aus­
kunft in allen gewerblichen Angelegenheiten durch den Königs-
85) DDMv.1. 7.1911. 
86) Ebd. v. 10. 7. 1909. 
87) Ebd. v. 26.10.1912. 
88) SCHNEIDER-ZEITUNG v. 13. 8. 1910. 
89) Anschriftenverzeichnis (wie Anm. 37), S. 32. 
90) DEUTSCHELEDERARBEITER-ZEITUNGv.6.1.1906. 
91) Ebd. v. 5. 10.1912. 
92) Therese de la Croix, geb. am 24. 10. 1860 in Detmold, gest. am 25. 5. 1909 in Berlin, 

war Lehrerin und Mitbegründerin der christlichen Helmarbeiterinnenbewegung 
im Jahre 1900 in Berlln. 

93) DIEHEIMARBEITERINNr. 6,Juni 1904. 
94) Ebd. Nr. 3, März 1917. 
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berger Justizrat Hennig00). 1907 konnte mit der Schinnindustrie 
ein Tarifvertrag abgeschlossen werden. Unterstützt von dem 
westpreußischen Generalsuperintendenten D. Döblin und dem 
Pelpliner Domherrn Scharmer, gelangen 1908 weitere Ortsgrup­
pengründungen in Danzig, Bromberg, Dirschau und Elbingoe). 1916 
entstand auch in Insterburg eine Gruppe. 

Den Königsberger Heimarbeiterinnen stand in Sassau im Sam­
land ein eigenes Erholungsheim zur Verfügung~~'~). 1914 erhielten 
sie eine Grundstücksstiftung zur Errichtung eines Altersheims88

). 

Von 1905 bis 1923 hatten die Königsberger Heimarbeiterinnen in 
Frau Caspar ihre anerkannte Gewerkschaftsführerin. In der 
Nachkriegszeit wurde in Königsberg eine Geschäftsstelle einge­
richtet, die von Fräulein Medinnus geleitet wurdeDG). Das Gesetz 
zur Abänderung des Hausarbeitsgesetzes vom 27. Juni 1923 be­
rührte den Status der Heimarbeiterinnen schließlich existentiell. 

Die christliche Tabak- und Zigarrenarbeitergewerkschaft 
Die Arbeit der christlichen Tabak- und Zigarrenarbeiterge­

werkschaftbegann in Ost- und Westpreußen mit einem Mißerfolg. 
Die erste, im Jahr 1906 in Neustadt/Westpreußen gegründete 
Ortsgruppe, der ausschließlich Arbeiterinnen angehörten, wurde 
von den Tabakfabrikanten zerschlagen, die sämtliche christlichen 
Gewerkschaftsmitglieder ihrer Betriebe entließen100). Erst nach 
dem Weltkrieg wurde die Agitation im Nordosten Deutschlands 
wieder aufgenommen, wobei die Ortsgruppe Danzig als Basis 
diente. Dem Schriftleiter der Verbandszeitung H. Mucker, Düssel­
dorf, gelangen im Dezember 1918 Gruppengründungen in Elbing 
und Braunsberg101

). Beide Gründungen entfalteten sich gut: Die 
Ortsgruppe Elbing wuchs in zehn Jahren von elf auf 300 Mitglie­
der an; die Braunsherger Ortsgruppe pflegte die Geselligkeit und 
glänzte durch Tanzkränzchen, Winter- und Sommerfeste, Auffüh­
rung von Theaterstücken, Pflege des Volkstanzes und Ausflüge ins 
Walschtal bei Mehlsack und zur Frischen Nehrung. Das Gros der 
Mitglieder bestand auch hier aus Arbeiterinnen. Ende der zwan­
zigerJahrewurden in den Ortsgruppen Jugendgruppen gegründet 
und Unterrichtskurse eingerichtet102). Die drei ost-und westpreu­
ßischen Ortsgruppen bildeten zusammen mit der im Jahre 1907 in 
Schönlanke entstandenen Zahlstelle103) den Verbandsbezirk Dan­
zig, den der Gewerkschaftssekretär Aloys Heuft führte. 

95) Ebd. Nr. 7, Juli 1904. 
96) Ebd. Nr. 5, Mai 1908, und Nr. 12, Dezember 1908. 
97) Ebd. Nr. 5, Mai 1912. 
98) Ebd. Nr. 6, Juni 1914. 
99) Ebd. Nr. 1, Januar 1922.- Anschriftenverzeichnis (wie Anm. 37), S. 21 (Merllnus). 

100) DEUTSCHE TABAKARBEITER-ZEITUNG v. 31. 8. 1906. 
101) TABAKARBEITER-ZElTUNGv.16.11.1928und21. 9.1928. 
102) Ebd. v. 3. 2. 1929 und 31. 5. 1929. 
103) DEUTSCHETABAKARBEITER-ZEITUNG V. 24. 5.1907. 
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Die christliche Landarbeitergewerkschaft 
Die Organisierung der ost-und westpreußischen Landarbeiter 

betrieb der Gesamtverband der Christlichen Gewerkschaften er­
folgreich erst nach dem Ersten Weltkrieg. Sie war zugunsten des 
Aufbaus der Organisation der Industriearbeiterschaft vom Mün­
chener Gewerkschaftskongreß 1902 zunächst zurückgestellt wor­
den1"'). Dennoch stand die Lösung der Landarbeiterfrage auch vor 
dem Krieg auf dem Programm der Gewerkschaftsarbeit. Für die 
Landarbeiterschaft wurden insbesondere die Aufhebung des Ko­
alitionsverbots und die Einführung der Krankenversicherungs­
pflicht gefordert. Ländliche Arbeitervereine sollten nach dem 
Vorbild der industriellen Arbeitervereine zur Vorbereitung der 
allgemeinen Organisation der Landarbeiter gegründet werden. 
Sie sollten sozialpolitische Aufklärungsarbeit leisten, die Land­
arbeiter zur Wahrung ihrer wirtschaftlichen Interessen anleiten 
und Wohlfahrtskassen zur Verbesserung der Lebensverhältnisse 
einrichten105). Diese Arbeit wurde tatsächlich in Ost- und West­
preußen weithin von den ländlichen katholischen Arbeiterverei­
nen übernommen. Als sich nach dem Krieg die katholische Arbei­
terschaft Ostpreußens in den Christlichen Gewerkschaften orga­
nisierte, gerieten die ländlichen katholischen Arbeitervereine in 
eine schwere Krise108). 

Im Jahr 1919 wurden die Landarbeiter den Industriearbeitern 
gesetzlich gleichgestellt, sie erhielten Koalitionsfreiheit und 
Streikrecht101). Die Christlichen Gewerkschaften organisierten die 
ländlichen Arbeiter im "Zentralverband der Landarbeiter", des­
sen Königsherger Bezirk Geschäftsstellen in Königsberg, Gum­
binnen, Allenstein, Mohrungen, Elbing und Danzig umfaßte. 1921 
waren folgende Gewerkschaftssekretäre angestellt: Hennann 
Schwarz und J ohann Fischer in Königsberg, F. Schäfer in Gum­
binnen, Julius Pohl und H. Bördner in Allenstein, K. Kullack in 
Mohrungen, F. Erdmann in Elbing und Simon Stawicki in Dan­
zig108). Die Masse der Landarbeiter erhielt einen Teil ihrer Entloh­
nung in Agrarprodukten, mit deren Hilfe kleine Eigenwirtschaf­
ten betrieben werden konnten. Hauptsächlich wurden Nahrungs­
mittel für den Verbrauch erzeugt, z. B. Schweine, Eier, Butter. 
Diese Landarbeitergruppe bildete das Rückgrat der christlichen 
Landarbeitergewerkschaft. 

104) Protokoll über die Verhandlungen des IV. Kongresses der Christlichen Gewerk­
schaften Deutschlands. Abgehalten vom 29. Juni bis 2. Juli 1902 ln München. 
Köln 1902, S. 86. 

105) Ebd. S. lOB f. 
106) Vgl. THIMM, a. a. 0., S. 49 f. 
107) W. KUHNE, Landarbeiter (Hardehauser Historische Beiträge, 4). München-

Paderborn-Wien 1977, S. 35. · 
108) Anschriftenverzeichnis (wie Anm. 37), S. 24-26. 
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Als vorbildliche Selbsthilfeeinrichtung galt die im Jahr 1920 un­
ter dem Gewerkschaftssekretär J ohann Ostehr in Königsberg ge­
gründete "Wirtschaftshilfe GmbH", die die Landarbeiter mit bil­
ligem Saatgut, Kunstdünger, Haushalts- und Landwirtschaftsge­
räten für die Eigenwirtschaft versorgte. Die Wirtschaftshilfe be­
trieb eine eigene Spar- und Darlehnskasse und bot eine Feuer- und 
Viehversicherung an. 1922 existierten ihre Geschäfte bereits an 
acht verschiedenen Orten, vergleichbar den freigewerkschaftli­
chen Konsumeinrichtungen. Im selben Jahr baute man die Kartof­
felabteilung, die den großstädtischen Arbeitern zu billigen Ein­
kellerungskartoffeln verhalf, zu einer ,,Versorgungsstelle zur Be­
schaffung von Landeserzeugnissen GmbH" aus, die die Agrar­
überschüsse der Landarbeiter und Deputanten ohne Zwischen­
handelsspannen an städtische Gewerkschaftsmitglieder ver­
kaufte109). 

Zur Aushandlung landwirtschaftlicher Tarifverträge mit dem 
Christlich-sozialen Arbeitgeberverband verfolgte die christliche 
Landarbeitergewerkschaft gewöhnlich eine verbindliche Strate­
gie ohne das Mittel des Streiks. Als im Juni 1923 im Kreis Stuhm 
ein wilder Landarbeiterstreik ausgebrochen war, betonte der Zen­
tral verband der Landarbeiter, daß Mitglieder der christlichen 
Gewerkschaft daran nicht beteiligt seien110). 

Im November 1924 wagte sich die christliche Landarbeiterge­
werkschaft mit dem ersten ermländischen Landarbeitertag in 
Heilsberg an die Öffentlichkeit. Als Gäste waren der Heilsherger 
Bürgermeister Schröter, Landrat Büttner, Erzpriester Buchholz, 
Pfarrer Hildebrandt, Hauptgeschäftsführer Edde vom Landwirt­
schaftsverband, Gutsbesitzer Lilienthai-Engelswalde für die 
Landwirtschaftskammer und den Ermländischen Bauernverein 
und Besitzer Lingk-Klutkenmühle erschienen. Der Königsherger 
Bezirksleiter Boehm erläuterte die im Frühjahr 1924 abgeschlos­
senen Landarbeitertarife und ließ den Franziskanerpater Odilo 
aus Breslau über Christentum und Sozialismus referieren. Außer­
dem sprach der Gewerkschaftssekretär Janzen über die Bedeu­
tung der christlichen Gewerkschaftsbewegung für die deutsche 
Volkswirtschaft111

). Eindrucksvolle Demonstrationen für die wirt­
schaftlichen, sozialen und kulturellen Forderungen der ländli­
chen Arbeitnehmerschaft waren auch die Reichsverbandstage des 
Zentralverbandes. Der vierte Verbandstag wurde am 7. Juli 1929 
in Breslau mit einer großen Landarbeiterkundgebung beendet112). 

Gegenüber den zuständigen Gesetzgebungsorganen verlangte 
der Zentralverband der Landarbeiter die Ausdehnung des Arbei-

109) W. MATULL, Ostdeutschlands Arbeiterbewegung (OSTDEUTSCHE BEITRAGE 
AUS DEM GÖTI'INGER ARBEITSKREIS, Bd. 53), Wünburg 1973, S. 345 f. 

110) AVv.21.6.1923. 
111) AVv. 5. 11. 1924. 
112) DLZv.10. 7.1929. 
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terschutzes auf die Land- und Forstwirtschaft, die Regelung der 
Berufsausbildung für die ländliche Arbeitnehmerschaft und die 
gleichberechtigte Mitwirkung der Landarbeiter in den öffentlich­
rechtlichen Vertretungen des Berufsstandes, vornehmlich in den 
Landwirtschaftskammem113

). 

Im Jahr 1929 wurde die christliche Landarbeitergewerkschaft 
umorganisiert. Zum neuen "Reichsverband ländlicher Arbeitneh­
mer" gehörten nun der Zentralverband der Landarbeiter, der 
Gutshandwerker-Verband, der Deutsche Gärtner-Verband und 
die Berufsverbände der Forstarbeiter, Weinbergsarbeiter, Mel­
ker, Straßenwärter und Schäfert1•). 

Die Weltwirtschaftskrise mit ihrer Millionenzahl von Arbeitslo­
sen schlug auch bis in den Agrarsektor durch, was bei den Christ­
lichen Gewerkschaften rapide sinkende Mitgliederzahlen zur 
Folge hatte. Auch Lohnminderungen infolge des Sinkens der 
Preise der Naturalbezüge blieben nicht ohne Einfluß auf den Mit­
gliederbestand. Zudem machte sich ab 1931 der kommunistische 
"Einheitsverband der Land- und Forstarbeiter" unter der Land­
arbeiterschaft Ostpreußens bemerkbar, der wegen mancher Ge­
waltmaßnahmen einiger radikaler landwirtschaftlicher Arbeitge­
ber auf dem Lohn- und Sozialversicherungsgebiet einen guten Bo­
den vorfand. So hatten beispielsweise einzelne Arbeitgeber die 
Beiträge an die Landkrankenkassen nicht gezahlt oder sogar ihre 
Arbeiterschaft von der Krankenkasse abgemeldetna). 

Im Bereich der Freien Stadt Danzig ist der christliche Landar­
beiterverband erst im Jahr 1929 von dem Gewerkschaftssekretär 
J oseph Cierocki und dem Verband der katholischen Arbeiterver­
eine gegründet worden. Die guten Anfangserfolge erwiesen auch 
hier die Notwendigkeit der gewerkschaftlichen Organisierung 
der Landarbeiter115). 

Als Informations- und Schulungsorgan erschienen ab 1922. die 
,,Ostdeutschen Nachrichten des Zentralverbandes der Landarbei­
ter für Ostpreußen", die 1924 in "Ostdeutsche Rundschau. Wo­
chenblatt für das schaffende Landvolk" umbenannt wurdenm). 

Ortskartelle und Mitgliederzahlen der Christlichen 
Gewerkschaften in Ost- und Westpreußen 

Die Entwicklung der Christlichen Gewerkschaften in Ost- und 
Westpreußen spiegelt sich in der Gründung von Ortskartellen wi­
der, die überall dort eingerichtet wurden, wo es mehr als eine 
Berufsgruppe der Christlichen Gewerkschaft gab. Ortskartelle 
entstanden in: Danzig 1904, Königsberg 1906, Bromberg 1907, 

113) JCbG 1929. Berlin 1928, S. 153 f. 
114) DLZv.10. 7.1929.-JChG 1931. Berlln 1930,8.183. 
115) JChG 1932. Berlin 1931, S. 132 f. 
116) DLZ v. 22. 11. 1929. 
117) MATULL, S. 357. 
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Allenstein 1911, Elbing und Heilsberg 1921, Braunsberg 1924, 
Rößel 1925, Bischofstein, Frauenburg, Mehlsack, Orteisburg und 
Seeburg 1928, Wormditt und Insterburg 1929 sowie Tilsit 1930. Das 
Bromherger Ortskartell existierte bis 1920, die übrigen bis 1933. 
Im Jahr 1930 wiesen die Ortskartelle etwa folgende Mitglieder­
zahlen auf: Elbing 1200, Braunsberg 1100, Königsberg 800, Allen­
stein 700, Heilsberg 450, Mehlsack 250, Wormditt 200, Bischof­
stein, Frauenburg, Insterburg und Tilsit 150, Orteisburg 130, See­
burg 70 und Rößel50118). 

Genaue Mitgliederzahlen der Christlichen Gewerkschaften in 
Ostpreußen ließen sich nur für den Zeitraum von 1928 bis 1931 
ermitteln, weil die Mitgliederstatistik in der Regel nur die Mit­
gliederzahlen der Berufsverbände des gesamten Reichsgebiets 
aufweist. Nur für einen kurzen Zeitraum sind die Mitgliederzah­
len auch regional aufgeschlüsselt. 1928 hatten die Christlichen 
Gewerkschaften in Ostpreußen 30 631 Mitglieder (bei einer Ge­
samtzahl von 647 364 Mitgliedern der Christlichen Gewerkschaf­
ten Deutschlands), 1929: 27 401 (673 127), 1930: 24 116 (658 707) und 
1931: 22 214 (577 512). Für den Freistaat Danzig sind die Mitglie­
derzahlen nicht feststellbar, weil die Danziger Mitglieder in den 
Regionalstatistiken zusammen mit den saarländischen u. a. auf­
geführt sind. Rheinland und Westfalen stellten allein die Hälfte 
der christlichen Gewerkschaftsmitglieder. Ostpreußen trug um 
1930 nur etwa 4 % zur Gesamtmitgliederzahl bei, war damit aber 
ebenso stark wie Hessen und Niedersachsen vertreten1111). Die 
Freien Gewerkschaften waren 1928 in Ostpreußen dreimal so 
stark wie die Christlichen Gewerkschaften, und in den folgenden 
Jahren verschob sich das Gewicht sogar noch ein wenig mehr zu 
ihren Gunsten1zo). 

Christliche Gewerkschaften und Politik 
Zur jeder Zeit haben die Christlichen Gewerkschaften nicht nur 

theoretische Auseinandersetzungen geführt, grundsätzliche so­
ziale Forderungen vertreten und praktische Gewerkschaftsarbeit 
geleistet, sondern auch am Zeitgeschehen, der Tagespolitik, aktiv 
teilgenommen. Dazu waren sie schon gezwungen, weil die Ent­
wicklung ihrer Bewegung wesentlich von der jeweiligen Wirt­
schaftslage abhing. 

Das einschneidendste politische Ereignis in ihrer Geschichte 
war der Erste Weltkrieg, der sie organisatorisch festgefügt mit 
360 000 Mitgliedern traf121). Sie glaubten, der Krieg sei ihnen von 

118) Aus der Gewerkschaftspresse zusammengestellt. 
119) Nach JChG 1929 bis 1932 zusammengestellt. 
120) MATULL, S. 353. 
121) Niederschrift der Verhandlungen des 10. Kongresses der Christlichen Gewerk­

schaften Deutschlands. Abgehalten vom 20. bis 23. November in Essen. Köln 
1920,5. 37. 
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einer Welt von Feinden aufgezwungen worden, und halfen in einer 
alle Standes- und Klassenunterschiede überbrückenden Volks­
solidarität, die Lebensrechte der Nation zu verteidigen. Einberu­
fungen zum Heer lichteten die Reihen der Gewerkschaftssekre­
täre, so daß die Führungsgremien die Gewerkschaftsorganisation 
nur mühsam aufrechtzuerhalten vermochten. Die Christlichen 
Gewerkschaften erstrebten die "Erringung eines Friedens der 
Gerechtigkeit122)", sahen sich darin schließlich aber bitter ent­
täuscht. Rückblickend schrieb ein gewerkschaftlicher Chronist: 
"Es steht uns nicht an, heute zu rechten, auf der Seite welchen 
Volkes oder welcher Völkergruppe die größte Schuld gegeben 
war, die diesen Weltenkrieg gebären mußte. Schließlich kam die­
ser Krieg, weil die Menschheit insgesamt zu klein gewesen ist, die 
Fragen der Völker friedlich zu lösen. In diesem Lichte sehen wir 
den Krieg und sehen wir seinen Ausgang. Deutschland, überwäl­
tigt von einer Übennacht und erwürgt vom Hunger, liegt nieder­
gerungen am Boden. Die Fragen der Menschheit und der Völker 
sind nicht gelöst. Der Vertrag von Versailles, der den Frieden ver­
bürgen soll, kündet es allen Sehenden, daß nicht Deutschland 
allein, sondern daß die Menschheit den Krieg verloren hat123)." 

Während des Krieges war die engere Gewerkschaftsarbeit im 
Interesse der nationalen Gemeinschaftsarbeit eingestellt worden, 
dafür traten andere Aufgaben an die Gewerkschaften heran: die 
Fürsorge für die Kriegerfamilien und Kriegsbeschädigten sowie 
Fragen der Volksernährung und Kleiderversorgung12'). Daneben 
schenkten sie aber auch Fragen der Erweiterung der Volksrechte 
ihre Aufmerksamkeit, wie beispielsweise der Frage des Wahl­
rechts in Preußen, das längst nicht mehr in die Zeit paßte121). 

Nach dem Untergang der Monarchie begrüßten die Christlichen 
Gewerkschaften den neuen demokratischen Staat in Erwartung 
großzügiger Reformen auf dem Gebiet der Rechtsgleichheit aller 
Staatsbürger und in der Hoffnung auf bessere Arbeitsmöglichkei­
ten zur Lösung der sozialen Probleme. Die Periode der Arbeiter­
und Soldatenräte hielten sie für einen schlechten Anfang des Neu­
aufbaus125). Die Dolchstoßlegende lehnten sie ab, weil sie in rich­
tiger Einschätzung der Lage die Angriffskraft der deutschen 
Heere schon vor den verschiedenen Friedensinitiativen und dem 
Ausbruch der Revolution gebrochen sahenm). In die Weimarer 
Nationalversammlung zogen 31 christliche Gewerkschaftler ein, 
die auf alle bürgerlichen Parteien verteilt waren. Zwei führende 
Gewerkschaftsvertreter übernahmen in der Weimarer Republik 

122) Ebd. S. 39. 
123) Ebd. S. 37 f. 
124) Ebd. S. 48-57. 
125) Ebd. S. 64. 
126) Ebd. S. 65 f. 
127) Ebd. S. 64. 
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Ministerämter: J ohann Giesberts in der Reichsregierung und 
Adam Stegerwald in Preußenw). 

Unter den Stellungnahmen zu den großen politischen Ereignis­
sen der Zeit findet sich die Forderung nach Revision des Versati­
ler Vertrags, dem der Essener Gewerkschaftskongreß 1920 jede 
innere Rechtsgültigkeit absprach, weil er den besiegten Völkern 
mit Gewalt aufgenötigt worden sei. Der Vertrag sei eine unüber­
schreitbare Schranke für den wirtschaftlichen Wiederaufbau und 
für die soziale Neugestaltung Deutschlands und Europas. Er ver­
ewige das mechanistisch-militaristische Denken, verneine die 
christliche Grundauffassung von der sittlichen Persönlichkeit des 
einzelnen und der Völker, hemme die Wiederherstellung der na­
türlichen Arbeitsteilung zwischen den Völkern und drücke die 
Arbeitnehmer aller besiegten Staaten auf die niedrigste soziale 
Stufe herab, denn er raube den einzelnen wie den Völkern in den 
besiegten Ländern die freie Bestimmung über ihr Arbeitspro­
dukt. Von einem gemeinsamen Kampf gleichgesinnter Arbeitska­
meraden aller Länder gegen den Versailler Vertrag erwarteten die 
Christlichen Gewerkschaften die Gesundung Europas128). Zu den 
bedeutendsten Zukunftsaufgaben rechneten sie die Mitwirkung 
der Arbeiter in Staat, Kommune und Wirtschaft und damit die 
Entwicklung der Arbeiterschaft zum gleichgeachteten Stand. 

Nach dem Kapp-Putsch verlangte das Generalsekretariat der 
Christlichen Gewerkschaften Deutschlands, alle gewerkschaftli­
chen Arbeitnehmerorganisationen an der Neugestaltung der poli­
tischen Ordnung zu beteiligen, weil die Arbeiter an der Beseiti­
gung Kapps maßgeblich mitgewirkt hätten130). 

Auch die gewerkschaftliche Basis war politisch aktiv, wie ei­
nige markante Begebenheiten in Ostpreußen beweisen. Der Allen­
steiner Ortskartellvorsitzende Konrad Papke verhandelte in der 
Inflationszeit mit dem Regierungspräsidenten in Allenstein, mit 
dem Allensteiner Magistrat und mit verschiedenen Arbeitgebern 
über Lohnzahlungen in Dollar als wertbeständigem Zahlungsmit­
tel. Er drängte den Magistrat zur Ankurbelung eines Baupro­
gramms, zur Stabilisierung des Brotpreises, zur Verbilligung des 
Brotes für die unteren Bevölkerungsschichten und zur Schaffung 
wertbeständigen Stadtgeldes. Seinen Forderungen verlieh eine 
am 4. November 1923 im Vereinshaus "Kopemikus" in Allenstein 
abgehaltene Gewerkschaftsversammlung den nötigen Nachdruck. 
Von dieser stürmischen Versammlung berichtete das "Allenstei­
ner Volksblatt", daß es den Gewerkschaftsführern nur mit Mühe 
gelungen sei, die Mitglieder zu beruhigen, und es sei schon der Tag 
abzusehen, an dem dieses nicht mehr möglich sein werde131). In der 

128) Ebd. S. 67. 
129) Ebd. S. 443 f. 
130) AVv.2.4.1920. 
131) AVv. 5.11.1923. 



54 Thimm 

Krisenzeit 1930 forderte das Insterburger Kartell der Christlichen 
Gewerkschaften die Reichsregierung zur Ordnung der Staats­
finanzen auf111). 

Zu einem Eklat zwischen der katholischen Arbeiterschaft und 
dem maßgeblich von der ermländischen Geistlichkeit getragenen 
Zentrum kam es 1929 in Heilsberg. Zu den Kommunalwahlen am 
17. November 1929 war hier die katholische Arbeiterschaft mit 
den Freien Gewerkschaften eine Listenverbindung eingegangen, 
um die Arbeiterinteressen im Kreistag und in der Stadtverordne­
tenversammlung besser vertreten zu sehen. V ergebtich versuchte 
der Vorsitzende der Heilsherger Zentrumspartei, Rektor Hennig, 
die Absplitterung der Arbeiterschaft von der Partei rückgängig 
zu machen. Auch ein öffentlicher Appell von Erzpriester Alfons 
Buchholz, der den katholischen Arbeiterverein und die Christli­
chen Gewerkschaften Heilsbergs beschwor, die .. Wahlverbindung 
und Fraktionsgemeinschaft mit den kirchenfeindlichen Elemen­
ten der Freien Gewerkschaften" aufzugeben, hatte keinen Er­
folgd3). 

Unermüdlich bemühten sich die Gewerkschaftssekretäre 
darum, das staatsbürgerliche Wissen in der Arbeiterschaft zu ver­
mehren. Anläßlich der Provinziallandtags- und Kreistagswahlen 
1925 informierte der Allensteiner Gewerkschaftssekretär Her­
mann Kloppenburg eine breitere Öffentlichkeit in einem Leit­
artikel des , ,Allensteiner Volksblattes" über die Bedeutung die­
ser Wahlen für die Arbeiterschaft, indem er den Unterschied zwi­
schen Staatsverwaltung und Selbstverwaltung erklärte und die 
volkswirtschaftlichen und sozialen Aufgaben ihrer Organe um­
rißlM). 

Die Gewerkschaften des Deutschen Reiches und der Weimarer 
Republik waren Weltanschauungsgewerkschaften, die sich eng an 
eine politische Partei hielten und die die jeweilige Partei hinwie­
derum zur Absicherung ihrer Massenbasis gebrauchte. Das galt 
selbstverständlich auch für die Christlichen Gewerkschaften, de­
ren Mitglieder mehrheitlich der Zentrumspartei zuneigten, ob­
schon einzelne christliche Gewerkschaftler auch Mitglieder ande­
rer bürgerlicher Parteien waren. Man sagt den Weltanschauungs­
gewerkschaften der Weimarer Zeit nach, daß sie durch ihre Zer­
splitterung den politischen Zersetzungsprozeß beschleunigen hal­
fen. Dieser Mangel muß auch den damaligen Führungsgremien 
der gemäßigten Gewerkschaften bewußt gewesen sein, denn sie 
gründeten als Barriere gegen die Radikalisierung des politischen 
Lebens durch Nationalsozialisten und Kommunisten das .,Reichs­
banner Schwarz-Rot-Gold" zur Verteidigung der Republik. 1927 

132) ZENTRALBLA'IT DER CHRISTLICHEN GEWERKSCHAFTEN DEUTSCHLANDS v. 1. 
8.1930. 

133) AVv.1.10.1929,16.10.1929und23.11.1929. 
134) AVv.25.11.1925. 
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hatte der Gau Ostpreußen des Reichsbanners 132 Ortsgruppen. Er 
wurde von dem freien Gewerkschaftssekretär und Königsherger 
Stadtrat Wilhelm Meißner geführt, die Gaugeschäftsleitung lag in 
den Hinden von Adolf Kalesse, der aus der katholischen Arbeiter­
bewegung kam1311). 

In der Schlußphase der Weimarer Republik engagierten sich die 
christlichen Gewerkschaftler auffallend stark in der Ostpreußi­
schen Zentrumspartei. Auf den Kandidatenlisten zum Reichstag 
und zum Preußischen Landtag erschienen in den Jahren 1932/33 
folgende Gewerkschaftssekretäre: Fliege (Mehlsack), Bernhard 
Liebnitz und Hermann Kloppenburg (Königsberg). Außerdem 
kandidierte der Arbeitersekretär der katholischen Arbeiterver­
eine, Otto Link, Heilsberg, 1932 für den Preußischen Landtag und 
1933 für den Reichstag"11). 

In der Allensteiner Kommunalpolitik erwarb sich der Ortskar­
tellvorsitzende Grabowski politische Lorbeeren. Bis zum Ende 
der Weimarer Republik warb er in allen Wahlkämpfen im gesam­
ten südermländischen Raum für die Zentrumspartei. Am 24. Juli 
1932 mobilisierte er zusammen mit dem Königsherger Gewerk­
schaftssekretär Kloppenburg im Allensteiner Vereinshaus ,,Ko­
pernikus" 500 Arbeiter gegen die Politik des Reichskanzlers von 
Papen"'). Zu den letzten freien Reichstagswahlen wies er im Fe­
bruar 1933 auf einer Sitzung des Arbeiterbeirats der Zentrumspar­
tei sehr deutlich auf jene Kräfte hin, die das katholische Volk aus 
der Politik ausschalten, die Demokratie vernichten und eine Dik­
tatur errichten wollten1S8). 

Bei dieser kompromißlosen Gegnerschaft zerschlugen die Natio­
nalsozialisten nach der Wahl und Machtergreifung die Gewerk­
schaftsorganisationen unerbittlich. Ihre Führer wurden verfolgt, 
unter Anklage gestellt und häufig hart bestraft. Der christliche 
Gewerkschaftssekretär Krumeich aus Königsberg ist im Dritten 
Reich hingerichtet worden'"). 

Schon in den Jahren der Weltwirtschaftskrise versuchten die 
Nationalsozialisten die Gewerkschaften durch eine NS-Betriebs­
zellenorganisation zu unterhöhlen. Ihr Ziel war die Propagierung 
illegaler Mittel zum gewaltsamen Umsturz der Weimarer Ord­
nung. Die Christlichen Gewerkschaften machten gegen diese Um­
sturzbestrebungen entschieden Front•.o). Im Februar 1931 forder­
ten die erwerbslosen christlichen Gewerkschaftler Danzigs, den 
radikalen Kreisen, die das Wirtschaftsleben durch einen General-

135) MATULL,S.346fundAVv.16. 5.1927. 
136) AVv. 30. 3.1932und 10. 2.1933. 
137) AVv. 25. 7.1932. 
138) AVv.14. 2.1933. Vgl. auch Anhang V, untenS. 61. 
139) MATULL, S. 353. 
140) JChG 1932. Berlin 1931, S. 4. 
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streik und Demonstrationen zu zerstören suchten, mit allem Nach­
druck entgegenzutretenm). 

Der Danziger Kartellvorsitzende der Christlichen Gewerkschaf­
ten, Carl Uhl, benutzte in der schweren Endphase mit Vorliebe 
das Forum des Deutschen Gewerkschaftsbundes1U), um politische 
und soziale Forderungen zu stellen. Die Wirtschafts- und Sozial­
politik des Reichskanzlers Brüning unterstützte er energisch"'), 
obschon Danzig nicht zum Deutschen Reich gehörte. Der "Danzi­
ger Gewerkschaftler", das Organ der Christlichen Gewerkschaf­
ten für das Gebiet der Freien Stadt Danzig, befaßte sich immer 
wieder mit den drängenden Zeitproblemen, mit Arbeitslosigkeit 
und Teuerung, mit Notverordnungen und politischer Radikalisie­
rung. Scharf bekämpften die Christlichen Gewerkschaften die 
Politik Polens, den Hafen Gdingen gegenüber dem Danziger Ha-

141) DLZ v. 23. 2. 1931. - Die DLZ, das Organ der Danziger Zentrumspartei, vertrat 
die Belange der Katholiken und überwiegend deutschen Bevölkerung des Frei­
staates Danzig. Ihr Chefredakteur Franz Steffen, der die Zeitung seit 1925 re­
digierte, wandte sich vehement sowohl gegen die Obergriffe einer chauvinisti­
schen polnischen Kultur- und Wirtschaftspolitik als auch gegen die Ideologie 
und zunehmende politische Wühlarbeit der Nationalsozialisten. Im September 
1933 wurde Steffen aus dem Amt des Hauptschriftleiters entlassen, nachdem es 
den Nationalsozialisten gelungen war, die DLZ zu einem Organ der Arbeitsge­
meinschaftKatholischer Deutscher, die sich das Einbringen des katholischen 
Volksteils in den natlonalsoziallstlschen Neuaufbau zum Ziel gesetzt hatte, um­
zufunktionieren. Aber die von dem ehemaligen Zentrumssenator und späteren 
NSDAP-Mitglied Dr. Wiercinskl-Keiser geleitete Arbeitsgemeinschaft bot nur 
ein schwaches geistiges und wirtschaftliches Fundament für die weitere Exi­
stenz der DLZ, sie stellte am 28. 9. 1934 ihr Erscheinen ein. Bis zum Verbot der 
Danziger Zentrumspartel 1937 redigierte Steffen das Ende 1933 neugegründete 
Zentrumsorgan DANZIGER VOLKSZEITUNG, danach gab er bis 1944 das kultu· 
reUe Wochenblatt IN DEN WOGEN DER ZEIT heraus. Steifen fiel als Vol.kssturm­
mann bei der Verteidigung Danzigs 1m März 1945. Er stammte aus dem Kreis 
Allenstein, war Lehrer in Kockendorf, Soldat 1m Ersten Weltkrieg und 1919 bis 
1924 Generalsekretär der Ostpreußischen Zentrumspartei. Seine journalisti­
schen Sporen hatte er sich beim AV unter dem Chefredakteur Carl Stephan 
verdient. - Biographische Nachrichten über Franz Steffen von CARL STEPHAN 
in seinen ungedruckten Lebenserinnerungen, von R. STACHNIK in: ALTPREUS. 
SISCHE BIOGRAPHIE. Bd. 2. Marburg 1965, S. 693, und in: DLZ v. 5. 9. 1933.- Zu 
Stephan vgl. H. KUNIGK. Das Allensteiner Volksblatt in der Weimarer Repu­
blik, in diesem Band, unten S. 69-132, bes. 73-77. 

142) Schon am 22. November 1919 hatten die Christlichen Gewerkschaften ihr Ak­
tlonsfeld verbreitert, indem sie sich in Berlln mit den auf christlichem und 
nationalem Boden stehenden Angestellten- und Beamtengewerkschaften zum 
.,Deutschen Gewerkschaftsbund" zusammenschlossen. Sie schufen damit einen 
Gegenpol zu dem , ,Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund'" sozialistischer 
Prägung. Vorrangiger Zweck der Bundesgründung war die Wahrnehmung der 
gemeinsamen wirtschaftlichen, beruflichen und sozialen Interessen von Arbei­
tern, Angestellten und Beamten 1m neuen deutschen Staat, vgl. JChG 1921, Köln 
1920, S. 29-33. - Der Landesverband Ostpreußen 1m Deutschen Gewerkschafts­
bund entstand 1926 in Könlgsberg. Der Vorsitzende Weltmann, Könlgsberg, 
nannte auf der zweiten ostpreußischen Landestagung am 6. März 1927 in Allen­
stein die für den industriearmen Osten beachtliche Zahl von 36 000 Mitgliedern 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes, vgl. AV v. 7. 3. 1927. 

143) DLZ v. 23. 2. 1931. 
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fen zu bevorzugen. Sie erinnerten Polen an seine Verpflichtung 
zur Ausnutzung des Danziger Hafens und mahnten den Hochkom­
missar des Völkerbundes, über die Danziger Interessen zu wa­
chen1"). Eine Besserung der Lage versprachen sie sich von der Re­
vision des Versailler Vertrags und einer internationalen Verstän­
digung zur Überwindung der Wirtschaftskrise. Eine autarke Wirt­
schaftspolitik, wie sie die Nationalsozialisten verlangten, lehnten 
sie wegen der starken wirtschaftlichen Verflechtungen Deutsch­
lands mit dem internationalen Handel ab1411). 

Am Vorabend der Machtergreifung Hitlers warnten die Spitzen­
organisationen der deutschen Gewerkschaften den Reichspräsi­
denten von Hindenburg telegrafisch vor der Berufung einer so­
zialreaktionären und arbeiterfeindlichen Regierung und forder­
ten eine verfassungsmäßige Lösung der Krise•"). Am Tag der Ver­
öffentlichung dieses Telegramms aber ernannte Hindenburg Hit­
ler zum Reichskanzler. In einer am selben Tag veröffentlichten 
Stellungnahme lehnten die Christlichen Gewerkschaften das Ka­
binett Hitler-Papen-Hugenberg entschieden ab14'). Aber diese 
Grundeinstellung gegenüber den neuen Machthabern behielten 
sie in der Folgezeit nicht bei. 

Im Frühjahr 1933 reiften bei den Nationalsozialisten die Pläne 
zum Aufbau der HDeutschen Arbeitsfront" und zur Zerschlagung 
der Gewerkschaften. Zunächst beabsichtigten sie, die Monopol­
stellung der drei großen Gewerkschaftsverbände, der Freien Ge­
werkschaften, der Christlichen und der Hirsch-Dunckerschen Ge­
werkschaften, bei Tarifverhandlungen und Besetzung von Ar­
beitsgerichten, Arbeitsämtern und Sozialversicherungsstellen zu 
erschüttern, indem sie die "Nationalsozialistische Betriebszellen­
organisation" und andere nationale Wirtschaftsverbände den 
übrigen Gewerkschaften gleichzustellen suchten141), schritten 
dann aber zur Bildung der Deutschen Arbeitsfront und zur ge­
waltsamen Beseitigung der Gewerkschaften. Am 2. Mai 1933 gin­
gen SA und SS unter dem HAktionsleiter" Robert Ley gegen die 
Freien Gewerkschaften vorund verhafteten ihre Führer. Von den 
Christlichen Gewerkschaften erwartete Ley, daß sie sich "gleich­
schalteten", andernfalls würden sie einem Auflösungsprozeß 
nicht entgehen140). Die Mehrheit der christlichen Gewerkschafts­
führung suchte nun durch Sonderverhandlungen mit den Natio­
nalsozialisten einen Modus vivendi150). Aber im Juni 1933 schloß 
Ley die christlichen Gewerkschaftsführer aus dem großen Ar­
beitskonvent der Deutschen Arbeitsfront aus und ließ die Dienst-

144) DLZ v. 13. 6. 1931 und 13.1.1933. Vgl. auchAnhangU, unten S. 59. 
145) DLZ v. 19. 10. 1931, 27. 1. 1932 und 13. 1. 1933. 
146) DLZv. 30.1.1933. Vgl. auchAnhanglli, untenS. 60. 
147) DLZv.1. 2. 1933. Vgl. auch Anhang IV, untenS. 60 f. 
148) DLZv. 31. 3.1933. 
149) DLZv. 3. 2.1933. 
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stellen der Christlichen Gewerkschaften mit Nationalsozialisten 
besetzen161

). Im Freistaat Danzig lief die Zerschlagung der Ge­
werkschaften mit der Zerschlagung der Gewerkschaften im Deut­
schen Reich parallel. Die vom Völkerbund garantierte Danziger 
Verfassung bot den demokratischen Einrichtungen der Freien 
Stadt keinen ausreichenden Schutz. 

Anhang I 

Ausmg aus der Enzyklika SiDgulari quadam vom 24. 9.1912111) 

Die reinkatholischen Arbeitervereinigungen. welche immer in Deutsch­
land vorhanden sind, zeichnen Wir freudigst mit jedem Lob aus, und Wir 
wünschen, daß ihnen alle Bestrebungen zum Vorteil des arbeitenden Vol­
kes gelingen mögen und daß sie ein immer freudigeres Wachstum be­
glücke. Indem Wir dies erklären, verneinen Wir aber das Recht der Katho­
liken nicht, nach Verbesserung der Lage der Arbeiter und günstigeren 
Lohn- und Arbeitsverhältnissen zu streben oder bellehige andere Ziele 
ehrenhaften Vorteils wegen gemeinsam mit den Nichtkatholiken, jedoch 
mit gebotener Vorsicht, für das gemeine Wohl zu betreiben. Wir würden es 
aber lieber sehen, wenn zu diesem Zweck katholische und akatholische 
Vereinigungen unter sich ein Bündnis eingingen vennittelst jener prakti­
schen Einrichtung, die man Kartell nennt. 

Nicht wenige unter Euch10), ehrwürdige Brüder, bitten Uns hier, daß es 
Euch durch Uns gestattet werde, die sogenannten christlichen Gewerk­
schaften, wie sie gegenwärtig in Euem Diözesen begründet sind, zu dul­
den, weil sie eine viel größere Zahl von Arbeitern umfassen als die rein 
katholischen Gewerkschaften und weil große Nachteile entständen, wenn 
dies nicht erlaubt würde. Im Hinblick auf die besondere Lage des katho­
lischen Lebens in Deutschland glauben Wir, dieser Bitte willfahren zu 
sollen, und erklären, daß sie geduldet werden können und den Katholiken 
erlaubt werden kann, auch an den gemischten Vereinigungen Anteil zu 
nehmen, welche in Euern Diözesen bestehen, soweit diese Duldung nicht 
wegen Hinzutritt neuer Verhältnisse aufhört, zweckmäßig und gerecht zu 
sein. Es sollen jedoch geeignete Maßnahmen getroffen werden, um jenen 
Gefahren vorzubeugen, welche, wie Wir erklärt haben, mit Vereinigungen 
dieser Art verbunden sind. Die hauptsächlichsten Maßnahmen dieser Art 
sind die folgenden: In erster Linie ist dafür zu sorgen, daß die kathollschen 
Arbeiter, welche Mitglieder dieser Gewerkschaften sind, zugleich auch 
den katholischen Arbeitervereinigungen angehören, welche Arbeiterver-

150) Vgl. H. BRONING, Memoiren 1918-1934. Stuttgart 1970, S. 675 und J. ARETZ, 
Katholische Arbeiterbewegung und Nationalsozialismus. Der Verband Katho­
lischer Arbeiter- und Knappenvereine Westdeutschlands 1923 bis 1945 (VERöF­
FENTLICHUNGEN DER KOMMISSION FGR ZEITGESCHICHTE. Reihe B, Bd. 25). 
Mainz, 1978, S. 86-88. 

151) DLZv.23. 6.1933. Vgl.auchAnhangVII,untenS. 62. 
152) Rundschreiben Unseres HeWgsten Vaters Plus X., durch göttliche Vorsehung 

Papst, über katholische und gemischte Arbeiter-Vereinigungen. Autorisierte 
Ausgabe. Lateinischer und deutscher Text. Freiburg 1916, S. 9. - Diese pipst­
Uehe Weisung druckte die DLZ vom 10. 4. 1931 nach. 

153) Gemeint sind die deutschen Bischöfe. 
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eine heißen. Sollten sie aus diesem Grunde ein Opfer, zumal an Geld, lei­
den müssen, so sind Wir gewiß, daß sie es bei ihrem Eifer für die Unver­
sehrtbett ihres Glaubens gerne tun werden. Denn es trifft sich glücklich, 
daß diese katholischen Vereinigungen, unterstützt vom Klerus, dessen 
Führung und Schutz sie genießen, zum Schutz des Glaubens und der Sit­
tenreinheit bei ihren Mitgliedern sehr viel tun können, ebenso auch zur 
Belebung des religiösen Geistes durch die Veranstaltung mannigfacher 
Übungen der Frömmigkeit. 

Außerdem müssen diese Gewerkschaften, sollen sie anders so beschaf­
fen sein, daß Katholiken bei ihnen Mitglieder sein können, sich von allem 
enthalten, was theoretisch oder praktisch mit den Lehren und Geboten der 
Kirche oder der gesetzlichen geistlichen Obrigkeit nicht übereinstimmt. 
Die Bischöfe müssen es daher für ihre heilige Pflicht ansehen, eifrig über 
die Haltung dieser Vereinigungen zu wachen und zu verhüten, daß Katho­
liken durch ihre Mitgliedschaft bei ihnen Schaden leiden. Die katholi­
schen Gewerkschaftsmitglieder selbst aber dürfen es niemals zulassen, 
daß die Gewerkschaften, auch nur als solche, in Wahrnehmung der irdi­
schen Interessen ihrer Mitglieder Grundsätze vertreten oder Schritte un­
ternehmen, welche irgendwie den vom obersten Lehramt der Kirche über­
lieferten Geboten, insbesondere den von Uns oben berührten, zuwider 
sind. 

Anhang II 
Entschließung des Deutseben Gewerkschaftsbundes, Landesausschuß 

Danzlg, vom 10.1.1933 zurpolnischen Wirtscbaftspolitlkut) 
Der Deutsche Gewerkschaftsbund, Landesausschuß Danzig, der über 

15 000 Arbeiter, Angestellte und Beamte nebst Familienangehörigen um­
schließt, verlangt in öffentlicher und einmütiger Kundgebung, daß die 
polnische Regierung nunmehr gezwungen wird, die gegen die Danziger 
Wirtschaft gerichteten Maßnahmen unverzüglich aufzuheben, nachdem 
von der Danziger Regierung alles getan wurde, um eine gütliche Beilegung 
zu erreichen. 

Polen will keine Verständigung! 
Die von Polen eingeführte Warensperre ist in einem gemeinsamen Zoll­

gebiet vertrags- und sinnwidrig. Sie bezweckt die Abwürgung der Danzi­
ger Wirtschaft und die Stillegung vieler Betriebe. Die ohnehin in der all­
gemeinen Wirtschaftskrise begründete Arbeitslosigkeit wird durch die 
polnischen Obergriffe ungeheuerlich vergrößert. Der Danziger Bevölke­
rung werden in steigendem Maße die letzten Erwerbsmöglichkeiten ge­
nommen. Die Verannung weiterer Schichten schreitet fort, und der Lohn­
druck wird auf das Unerträglichste gesteigert. 

Wir verlangen freien Warenverkehr nach Polen, Aufhebung der Kontrol­
len Danziger Waren und der Überwachung Danziger Betriebe seitens pol­
nischer Behörden. Wenn Polen sich weiterhin nicht an die abgeschlossenen 
Verträge hält, so ist damit auch die Zollunion in ihrer tatsächlichen Wir­
kung aufgehoben. Zur Sicherung des notwendigsten Lebensunterhaltes 
muß unser Verhältnis zu Polen grundsätzlich geändert werden, denn eine 
Zollunion, die der Danziger Bevölkerung nur drückende Lasten bringt, ist 
unhaltbar. 

154) DLZv.13.1.1933. 



60 Thimm 

Anhang 111 

Telegramm der Gewerkschaften, Angestellten- und Beamtenverbinde 
vom 28. 1. 1933 an den Reichsprisidenten von Hlndenburg111) 

Hochverehrter Herr Reichspräsident! 
In tiefer Sorge über die unser Volk beunruhigenden und bedrohlichen 

politischen Gefahren sind die Gewerkschaften aijer Richtungen zur Bera­
tung der überaus ernsten Lage zusammengetreten. 

Sie halten sich in dieser entscheidenden Stunde verpfiichtet, darauf hin­
zuweisen, daß die Berufung einer sozialreaktionären und arbeiterfeindli­
chen Regierung von der gesamten deutschen Arbeitnehmerschaft als eine 
Herausforderung empfunden werden würde. Die Gewerkschaften erwar­
ten, daß Sie, Herr Reichspräsident, allen unterirdischen Bestrebungen, die 
auf einen Staatsstreich hinzielen, Ihren entschiedenen Widerstand entge­
gensetzen und auf einer verfassungsmäßigen Lösung der Krise bestehen. 

Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund 
Allgemeiner freier Angestelltenbund 
Gesamtverband der christlichen Gewerkschaften 
Gewerkschaftsring deutscher Arbeiter-, Angestellten­
und Beamtenverbände 
Allgemeiner deutscher Beamtenbund 

Anhang IV 

Stellungnahme der Christilehen Gewerkschaften zum Kabinett 
Bitler-Papen-Hugenberg vom 30. 1. 19331") 

Reichspräsident von Hindenburg bat mitten in der schweren Krise, die 
auf dem deutschen Volke lastet, eine folgenschwere Entscheidung getrof­
fen. Beeinflußt von nichtverantwortlichen Ratgebern, bat er der Regie­
rung Schleicher dasVertrauen entzogen. 

Die sich anbahnende Volksverbundenheit der Regierung Schleicher, ihr 
Festbalten an der Verfassung, ihr erfolgreiches Bemiihen, die von der Re­
gierung Papen verursachten Störungen zu überwinden, zog ihr die Feind­
schaft der Reaktion um Bugenberg und Papen zu. Die Behandlung des 
Osthilfeskandals und die vor allem von den Nationalsozialisten gefürch­
tete Reichstagsauflösung und nachfolgende Neuwahl verstärkten die 
Feindschaft gegen den ,,sozialen General''. Er mußte fallen. 

Der politischen Betriebsamkeit von Papen gelang es, die nationalsozia­
listische ,,Arbeiterpartei" und die soziale und politische Reaktion, die 
sich noch gestern lärmend bekämpften, zusammenzuführen. 

Politischer Machthunger der Nationalsozialisten, Subventionsgier und 
Herrschaftsdünkel ostelbischer Großagrarier, die arbeiter- und gewerk­
schaftsfeindliche Gesinnung Bugenbergs fanden sich zum Bunde gegen 
den sozialen Willen des verfassungstreuen deutschen Volkes. 

Hindenburg hat das Kabinett der Harzburger Front, der Front der Geg­
ner seiner Wiederwahl zum Reichspräsidenten, unter Hitlers Führung be­
stätigt. 

Der volks- und arbeiterfeindliebe Wille der Bugenberg und Papen wird 
den Regierungskurs bestimmen~ 

155) DLZ V. 30. 1. 1933. 
156) DLZv.l. 2.1933. 
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Die Arbeiterschaft, die Arbeitslosen, die Sozial- und Kleinrentner, das 
werktätige Volk in Stadt und Land sollen wiederum die Leidtragenden 
sein. 

Die Gefahr des unversöhnlichen Auseinanderbrechens des deutschen 
Volkes ist da. 

Christliche Gewerkschaftler, Kameraden der Arbeit, damit steht die 
deutsche Arbeiterschaft vor neuem, schwerem Kampf. Es wird ein bitte­
rer und schwerer Kampf sein. Ein Kampf um Menschenrecht und Men­
schenwürde, um Arbeit und Brot. 

Rüstet euch für diesen Kampf! 
Kein aufrechter Arbeiter darf mehr abseits stehen! 
Arbeitende und arbeitslose Kameraden, ruft den letzten Mann auf, daß 

er sich zur Gewerkschaft, zu seiner Kampforganisation bekenne. 
Die christlichen Gewerkschaften stehen mit ihrer ganzen Kraft für eure 

Rechte. Stärkt die gewerkschaftliche Macht! 
Für die freie deutsche Arbeiterschaft! 
Für eine soziale Volksfront! 
Für die Unantastbarkeit der Verfassung! 
Für ein aufrechtes Volksdeutschland! 
Berlin, den 30. 1. 1933 

Der Vorstand 
des Gesamtverbandes derchristlichen 

Gewerkschaften Deutschlands 

Anhang V 
Aufruf des Arbeiterbeirats der Alleusteiner Zentrumspartei 

zu den Märzwahlen 1933U'I) 
Katholische Arbeiter! 
Obermütige und machtgierige Kräfte haben uns wiederum einen Wahl­

kampf aufgezwungen, mit dem Ziel, das Zentrum und mit ihm die katho­
lische Arbeiterschaft aus der Politik auszuschalten. Ihr Ziel ist Diktatur 
-ist Entrechtung der Arbeiterschaft. Arbeiter! Erkennet den Ernst der 
Stunde! Es geht um euer Schicksal, um Sein oder Nichtsein! Es geht um 
eure so schwer errungene Freiheit. Setzet eure ganze Persönlichkeit, eure 
ganze Kraft ein für diesen Kampf, der nach Aussage der Machthaber der 
letzte sein soll. Setzet euch ein für die Partei, die den Kampf führt für 
ReCht und Freiheit, für den christlich-sozialen Volksstaat. Es ist keine 
Zeit jetzt für Nörgeleien und Kleinllchkeiten. Es geht jetzt ums Ganze! Wer 
abseits steht in dieser entscheidenden Stunde, versündigt sich am deut­
schen Volke. Katholische Arbeiter! Schart euch zusammen zu einer Ein­
heit! Gebt denen, die euch eure Freiheit nehmen, die euch in ein noch 
größeres Elend führen wollen, am 5. und 12. März die Antwort, die euren 
Gegnern in den Ohren gellt: Wir haben genug der Worte und Phrasen! Wir 
wollen Taten sehen. Nicht gegen das Volk, sondern für das Volk. Die 
Stunde der Entscheidung rückt heran. Katholischer Arbeiter! Katholische 
Arbeiterfrau! Sichere deine Zukunft! Jetzt hast du über dein Schicksal 
selbst zu entscheiden! Für uns gibt's nur eine Losung: Wir kämpfen mit der 
Zentrumspartei für Recht und Freiheit, für den sozialen Volksstaat, für 
ein freies und mächtiges Deutschland! 

157) AVv.14. 2.1933. 
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Anhang VI 

Verfügung des F1ibrers der Deutschen Arbeitsfront, Robert Ley, vom 
22. 6.1933, katholische und evangellsche Arbeitervereine betreffend•") 

Mit der Bildung der Deutschen Arbeitsfront sollte der Vielheit der Ar­
beitnehmer- und Unternehmerorganisationen gegenübergetreten werden. 
Nicht allein sollte damit der letzte Unterschlupf des Marxismus getroffen 
werden, sondern es sollte auch die unglückselige V erknüpfung der deut­
schen Arbeitsmenschen behoben werden. Kleinliche und eigensüchtige 
Subjekte wollen diese große revolutionäre Tat nicht anerkennen und ver­
suchen, mit Nachbildungen und Selbsthilfeorganisationen diese Arbeit zu 
schwächen. Es ist der Wille des Führers, daß außer der Deutschen Arbeits­
front keinerlei Organisationen mehr, weder der Arbeitnehmer noch Ar­
beitgeber, existieren. Ausgenommen sind der ständische Aufbau und Or­
ganisationen, die einzig und allein der Fortbildung im Berufe dienen. Alle 
übrigen Vereine, auch sogenannte katholische und evangelische Arbeiter­
vereine, sind als Staatsfeinde zu betrachten, weil sie den großen Aufbau 
hindern und hemmen. Deshalb gilt ihnen unser Kampf, und es ist höchste 
Zeit, daß sie verschwinden. 

gez. Dr. Robert Ley 

Anhang VII 

Verfügung des Filhrers der Deutschen Arbeitsfront, Robert Ley, vom 
22. 6. 1933, die Christlichen Gewerkschaften betreffend"') 

Der Nationalsozialismus handelt kraft seiner Stärke großmütig, jedoch 
wird dieses Handeln hier und dort von seinen Gegnern als Schwäche aus­
gelegt, und diese Tat wurde mit Undank und llioyalität beantwortet. 
Hierzu kommt, daß sich in verschiedenen Verbänden bezüglich Kassen­
und Wirtschaftsangelegenheiten große Korruption herausgestellt hat. Aus 
dieser Erkenntnis heraus verfüge ich folgendes: Die Dienststellen der 
christlichen Gewerkschaften und der Angestelltenverbände sind mit Na­
tionalsozialisten zu besetzen. Die Mitglieder des großen Arbeitskonvents 
der Deutschen Arbeitsfront: Bernhard Otte, Friedrich Baltrusch, Dr. 
Theodor Brauer, Franz Bebrens sowie die bisherigen Führer der christli­
chen Gewerkschaften (Stegerwald, Imbusch u. a.) werden von mir aus der 
Deutschen Arbeitsfront ausgeschlossen. Sie dürfen selbstverständlich kei­
nerlei Amt führen, und es ist hiermit allen Dienststellen der Deutschen 
Arbeitsfront verboten, irgendwelche Verhandlungen mit diesen Leuten zu 
führen. Hierdurch soll dokumentiert werden, daß jeder, der es wagt, den 
großen revolutionären Aufbau unserer Nation anzutasten, für alle Zeit 
geächtet wird. 

Dr. Robert Ley 

158) DLZ v. 23. 6. 1933. -Die Vorgänge bei der Eingliederung der Katholischen 
Arbeitervereine in die Deutsche Arbeitsfront sind im einzelnen dargestellt bei 
ARETZ, S. 69-193. 

159) DLZ v. 23. 6. 1933. 
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Anhang VIII 

Materlallen zum Stand der Industrialisienmg Ost- und Westpreußens 
am Anfang des 20. Jahrbundertstto) 

Ort/Einwohner 
Allenstein 

24 307 E. (1900) 
14 066kath. 

Bartenstein 
6805 E. (1900) 
349kath. 

Berent 
5460 E. (1900) 
3420kath. 

Bischofsburg 
5250 E (1900) 
3590kath. 

Braunsberg 
12 497 E. (1900) 
8439kath. 

Bromberg 
52 204 E. (1900) 
15 663kath. 

Czersk 
5361 E. (1900) 
4102 kath. 

Danzig 
140 563 E. (1900) 
44 265kath. 

Dirschau 
12 808 E. (1900) 
6525kath. 

Elbing 
52 518 E. (1900) 
10 233kath. 

Frauenburg 
2492 E. (1900) 
2296kath. 

Industrie 
Bierbrauereien, Bau- und Möbeltischlerei, Ziege­
leien, Landmaschinenfabrikation, Zündholzfabrik, 
Kunststeinfabrik 
Eisengießerei, Maschinen- und Wagenfabrikation 

Schnupftabak- und Essigfabrikation 

Maschinen- und Werkzeugfabrikation, Mühlen, Zie­
geleien 

Bierbrauerei, Leder-, Tabak- und Maschinenfabrika­
tion 

Bierbrauereien, Ziegeleien, Mühlen, Fabrikation 
von Dampfkesseln, Maschinen, Zementwaren, 
Schnupftabak, Leder; Bau- und Möbeltischlerei 
Fabrikation von Landmaschinen, Goldleisten, Stüh­
lenundÖfen 

Schiffbau (Kaiserliche Werft: 3500 Arbeiter, Schi­
chau-Werft: 2000 Arbeiter), Eisengießereien, Maschi­
nenbauanstalten, Fabrikation von Bernstein, 
Zuckerwaren, Chemikalien, Sprit, Essig, Likören, 
Tabak und Zigarren; Tauereien, Bierbrauereien, 
Bau- und Möbeltischlerei, Gewehr- und Munitionsfa­
brikation, Artilleriewerkstätte 
Eisenbahnwerkstätte, Fabrikation von Maschinen, 
Dachpappe, Biskuits und Waffeln; Bierbrauerei, Sä­
gewerke 
Schichau-Werft, Eisengießerei, Lokomotivenbau, 
Stahlgießerei, Maschinen-, Zigarren- und Kunst­
steinfabrikation, Orgelbau, Blechwaren- und Dach­
pappefabrikation, Emaillierwerk, Messingwalz­
werk, Kupferverarbeitung, Leinenindustrie, Ge­
treide- und Sägemühlen, Kunsttischlereien, Bier­
brauereien, Großmolkerei 
Schneidemühle, Brauerei 

160) Zusammengestellt nach HERDERB KONVERSATIONS.LEXIKON Freiburg •1902 -
1907 und G. METZ, Das Gewerbe in Ostpreußen, Jena 1918. 
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Graudenz 
32 727 E. (1900) 
10 415kath. 

Gumbinnen 
14 000 E. (1900) 

297kath. 
Guttstadt 

4588 E. (1900) 
4078kath. 

Heiligenbeil 
4553 E. (1900) 
219kath. 

Heilsberg 
5514 E. (1900) 
4701kath. 

Insterburg 
27 787 E. (1900) 

787kath. 
Karthaus 

2642 E. (1900) 
1714kath. 

Königsberg 
189 483 E. (1900) 

8448kath. 
Konitz 

10 697 E. (1900) 
5974kath. 

Kulm 
11 079 E. (1900) 

7179kath. 
Landsberg 

2430 E. (1900) 
608kath. 

Marlenburg 
11262E.(l900) 
4030kath. 

Marlenwerder 
9686 E. (1900) 
1868kath. 

Mehlsack 
4152 E. (1900) 
3703kath. 

Memel 
20 166 E. (1900) 

851 kath. 
Mobrungen 

4025 E. (1900) 
134kath. 

Thimm 

Maschinenfabriken, Eisengießereien 

Müllerei, Getreidehandel 

Eisengießerei, Sägewerke, Ziegelei 

Landmaschinenfabrikation 

Ziegeleien, Gerbereien, Rübölfabrikation 

Chemische Versuchsstation 

Kalkmergelwerke 

Maschinen- und Waggonfabrikation, Zellstoffabri­
kation: 600 Arbeiter; Schneidemühle, Bau- und Mö­
beltischlerei, Schiffsbauanstalt 
Mahl- und Schneidemühlen, Dampfziegelei, Glasma­
lerei 

Eisengießerei und Kesselschmieden, Bandreifenfa­
brikation, Brauereien 

Schneidemühle 

Zucker- und Maschinenfabrikation 

Zucker- und Seifenfabrikation, Mahlmühle, Bier­
brauereien 

Ringofenziegeleien, Maschinenfabrikation, Mühlen 

Schiffbau, Sägewerk, Fabrikation von Maschinen, 
Chemikalien, Bier und Spirituosen 

Schneidemühle, Faßfabrik 
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Mühlhausen Ostpr. 
2326 E. (1905) 
459kath. 

Neidenburg 
4710 E. (1905) 
608kath. 

Neustadt Westpr. 
8205 E. (1905) 
5252kath. 

Neuteich 
2645 E. (1905) 
1250kath. 

Oliva 
6894 E. (1905) 
4119kath. 

Orteisburg 
5125 E. (1905) 
400kath. 

Osterode 
13 951 E. (1905) 
1974kath. 

Pelplin 
3524 E. (1905) 
3222kath. 

Pillau 
7374 E. (1905) 
233kath. 

Preußisch Eylau 
3248 E. (1905) 

35kath. 
Preußisch Holland 

4923 E. (1905) 
292kath. 

Mahl- und Schneidemühle 

Korn- und Sägemühlen, Fabrikation von Spiritus, 
Öfen, Kupferwaren 

Holzindustrie 

Mälzerei, Rübenzuckerfabrikation, Sägewerk und 
Holzbearbeitung 

Feld- und Industriebahnwerke, Kunststeinfabrika­
tion 

Holzindustrie, Müllerei 

Eisenbahnwerkstätte, Maschinenfabriken, Mahl­
und Schneidemühlen 

Zuckerfabrik 

Werft, Hartsteinwerk, Fischhandel 

Eisengießerei 

Fabrikation von Stühlen und Spunden, Ziegelei 

Preußisch Stargard Fabrikation von Maschinen, Möbeln, Schuhen, Holz-
10 485 E. (1905) waren, Kunststein, Tabak, Branntwein 
5779kath. 

Putzig Sägemühlen 
2159 E. (1905) 
1523kath. 

Rastenburg Zuckerfabrik, Brauerei, Mühlenwerke 
11 890 E. (1905) 

875kath. 
Riesenburg Zuckerfabrik 

4826 E. (1905) 
841kath. 

Rosenberg Westpr. Sägemühlen, Brauerei, Töpferei 
3258 E. (1905) 
250kath. 
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Rößel 
4363 E. (1905) 
2938kath. 

Schneidemühl 
21 624 E. (1905) 
7674kath. 

Schönlanke, 
Prov.Posen 

7304 E. (1905) 
2042kath. 

Schwetz 
7747 E. (1905) 
4320kath. 

Seeburg 
2955 E. (1905) 
2723kath. 

Soldau 
4187 E. (1905) 
858kath. 

Tapiau 
5118 E. (1905) 
228kath. 

Thom 
46 796 E. (1907) 
20 062kath. 

Tiegenhof 
2872 E. (1905) 
718kath. 

Tilsit 
37 148 E. (1905) 

1052kath. 
Talkemit 

3386 E. (1905) 
3132kath. 

Tuehel 
3448 E. (1905) 
2214kath. 

Wartenburg 
4426E. (1905) 
3802kath. 

Wehlau 
5284 E. (1905) 

86kath. 
Wormditt 

5593 E. (1905) 
4816kath. 

Thimm 

Eisengießerei, Landmaschinenfabrikation, Schnei­
demühle 

Stärkefabrikatlon: 400 Arbeiter, Ziegeleien: 400 Ar­
beiter, Sägemühlen, Elsenbahnwerkstätte 

Holzindustrie: Bildhauerei, Drechslerei, Möbel­
fabrikation; Zigarren-, Schuh-, Kalksandstein- und 
Zementwarenfabrikation 

Zuckerfabrik: 300 Arbeiter 

Ziegelei, Getreidemühle 

Großdestlllation, Torfstecherei 

Sägewerke, Brauerei 

Fabrikation von Seife, Lichtem, Tabak, Sprit, 
Essig, Schokolade, Honigkuchen; Maschinenbau, 
Eisengießerei, Brauerei, Mühlen- und Sägewerke 
Dampfdestillatlon, Fabrikation von Zucker, Kise, 
Rohrgeweben 

Fabrikation von Zellstoff: 1500 Arbeiter, Seife, Ma­
schinen 

Schiffbau, Fabrikation von Töpferwaren, Ziegeleien 

Sägemühlen, Fabrikation von Gold- und Silberwa­
ren, Kalksandsteinwerke 

Ziegeleien, Zigarrenfabrikation 

Eisengießerei, Maschinenfabrik, Säge- und Mahl­
mühle, Tonwarenfabrikation 

Orgelbauanstalt, Fabrikation von Schnupftabak; 
Mühlen, Ziegeleien. 
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Chrzescijanslde Zwi~ Zawodowe 
w Prosach Wschodnich i Zachodnich 

Streszczenie 
Zalozone w 1900 r. Chrze~cijatiskie Zwi~ Zawodowe, mi~dzywyzna­

niowe i partyjno-politycznie neutralne, znajdowaly si~ w slabo uprzemy­
slowionych p6lnocnowschodnich Niemczech w trudnym polozeniu. 
Rzadko istniej~ce wi~ksze o~rodki przemyslowe byly daleko oddalone od 
siebie, a wi~szo~~ robotnik6w w miasteczkach prowincjonalnych zatrud­
niona byla w zawodach rzemie~lniczych i drobnym przemy~le, pozostaj~c 
w patriarcbalnycb stosunkach. Poza tym Cbrze~cijaflskie Zwi~ki Zawo­
dowe mialy konkurencj~ ze strony socjalistycznych Wolnych Zwi~k6w 
Zawodowycb, stowarzyszen zawodowycb systemu Hirscha - Dunckera, 
wydzial6w zawodowych katollekleb stowarzyszen robotniczych i cz~­
ciowo r6wnie2: ze strony polskleb stowarzyszen zawodowych. Przed I woj­
n~ ~wiatow~ mogly one tylko w rejonie Gdanska wywrzel: jaki~ godny 
uwagi wplyw na ~wiat pracy, poniewa2: otrzymywaly one ideowe wspar­
cie ze strony katolickich stowarzyszefl robotniczych diecezji Cbelmiilskiej. 
W Prusach Wschodnich rozw6j chrz~cijaflskiego rucbu zwi~owego 
rozpocz~ si~ dopiero w ostatnich latach przed wojn~, i to dzi~i poparciu 
ze strony ewangelickich stowarzyszeil ludowych i robotniczycb oraz ze 
wzgl~du na regres katolickich wydzial6w zawodowych. Wojna ~wiatowa 
w du2:ym stopniu zniweczyla prac~ tw6~. Po wojnie rozpocz~a si~ 
wielce obiecuj~ca praca nad odbudow~, zwlaszcza gdy czlonkowie kato­
lickich oddzial6w zawodowych po zakoilczeniu spor6w mi~dzy zwi~kami 
zawodowymi niemieckicb katolik6w mogli zosta~ wl~czeni do Chrze~ci­
janskich Zwi~k6w Zawodowych, a warunki pracy chrze~cijailskiego 
zwi~ku zawodowego pracownik6w rolnych znacznie si~ poprawily pod 
wzgl~dem prawnym. 0 dalszym wzmocnieniu chrze~cijanskiego rucbu 
zwi~owego ~wiadczy r6wniez wyodr~bnienie si~ zwi~ku robotnik6w, 
pracownik6w i urz~dnik6w. kt6re razem wchodzily w sklad Niemieckich 
Zwi~k6w Zawodowych. Porazki przyni6sl przede wszystkim rok inflacjl 
1923 i ~wiatowy kryzys gospodarczy pod koniec Republik! Weimarskiej. 
Na atak narodowego socjalizmu w 1933 r. Chrze~cljailskie Zwi~ki Zawo­
dowe, podobnle jak inne zwi~ki zawodowe, byly slabo przygotowane. W 
okresie Republiki Weimarskiej Chrz~cijatiskie Zwi~ki Zawodowe w 
Prusach Wscbodnich i Zachodnich posiadaly okolo jednej trzeclej liczby 
czlonk6w stoj~cycb na czele Wolnych Zwi~6w Zawodowych. 

Tbe Christian Trade-Unions in East- and West-Prussia 
Summary 

The Christian trade-unions, founded in 1900 and organized mixed-deno­
mlnationally and neutrally as to party politics, had much to contend with 
in the Nortb-East of Germany so thinly industrialized. The few major 
industrial towns were remote from each other, andin the rural towns the 
bulk of tbe workers came from craft and light industry which stuck to 
patriarchal traditions. Furthermore, tbe Christfan trade-unions bad to 
compete with the socialist Free Trade-Unions, with the Hirsch-Duncker­
Unions, with the professtonal branches of the Catbolic Workers' Societies 
and, partly, witb the Polish Professional Association. Before tbe Great 
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War, they managed only in the Danzig area to gain some considerable 
influence upon the working class, as, there, they were supported ideally 
by the Catholic Workers' Societies of the diocese of Kulm. In East-Prussia, 
the break-through of the Chrlstian labour-movement began only in the 
immediate pre-War years, with the help of the Protestant People's and 
Workers' Societies and along with the decline of the professional branches 
of the Catholic Workers' Societies. The Great War ruined for the most part 
those beginnings. After the War, however, a much promising reconstruc­
tion was initiated, particularly as the members of the professtonal bran­
ches of the Catholic Workers' Socleties could be incorporated into the Chri­
stfan trade-unions, after the so-called unions-quarrel among the German 
Catholics bad been settled, and, second, as the operating conditions of the 
Christian union of agrlculturallabourers bad been improved. The specia­
lization into leagues of workers, of employees and of civil servants -
afflliated totheGerman Trade-Unions Congress- shows some further 
strengtbenlog of the Chrlstian labour-movement. Set-backs, however, 
were effected by the inflation of the year 1923 and by the Great Depression 
at the end of the Weimar Republic. Just like the other unions, the Chri­
stfan trade-unions were not able wo wfthstand the national-socialist ons­
laught in 1933. During the years of the Weimar Republic, the Chrlstian 
trade-unions in East- and West-Prussla amounted to about one thlrd of the 
members of the Free Trade-Unions leading. S. K. 



Das Allensteiner Volksblatt 
in der Weimarer Republik 

Von Helmut Kunigk 

Die vorliegende Untersuchung beruht in erster Linie auf den lei­
der lückenhaften Beständen des Allensteiner Volksblatts in den Bi­
bliotheken des K~trzyilski-Instituts und des Masurischen Mu­
seums in Allenstein (0lsztyn)1

). Hinzu kommen einige Einzelnum­
mern aus verschiedenen Jahrgängen, die sich in der Bibliothek des 
Historischen Vereins für Ermland in Münster befinden. Im übri­
gen ist das Allensteiner Volksblatt in der Bundesrepublik nicht 
nachgewiesen1). Die erreichbaren Bestände erlauben es also nicht, 
die Berichte und Kommentare zum politischen Geschehen in der 
Zeit zwischen 1920 und 1933 kontinuierlich zu verfolgen. Das gilt 
sowohl für die Bereiche von Innen- und Außenpolitik wie auch für 
Wirtschaft, Kultur, Kommunalpolitik, Religions- und Weltan­
schauungsfragen und nicht zuletzt für die Auseinandersetzung mit 
den Organen der polnischen Minderheit in Ostpreußen. Trotz die­
ser Einschränkung lassen sich jedoch einige Meinungslinien genau 
verfolgen. In den Wochenendkommentaren am Sonnabend wird 
nicht nur Bezug auf das Geschehen in den vergangenen sieben Ta­
gen genommen, sondern auch auf früher erschienene Artikel ver­
wiesen, und es werden Meinungsänderungen begründet, die im 
Laufe der Jahre eingetreten sind3). Unberücksichtigt bleiben Auf­
sätze, die eindeutig aus Korrespondenzen übernommen oder von 
Zentrumspolitikern - aus dem "Reich" oder dem Ermland -
nicht nur für das Allensteiner Volksblatt geschrieben worden sind. 

Wichtige Informationen über die verlegerische Seite des Allen­
steiner Volksblatts lieferten das im Ermländischen Diözesanarchiv 
in Allenstein befindliche Protokollbuch des Verwaltungsrates der 

1) Im K~trzyl\ski-Institut [Oarodek Badafl Naukowych im. Wojciecha K~trzyl\s­
kiego] sind folgende Nummern vorhanden: 28 (1920) 1-154. 156-199; 31 (1923) 1-211, 
214-284; 32 (1924) 200-273; 33 (1925) 149-302; 35 (1927) 1. 142-143. 148-183. 188-198, 
301-302; 37 (1929) 150-303; 39 (1931) 2-144. 146-148; 40 (1932) 1-6. 133-149; 41 (1933) 
1-146.- Im Masurischen Museum [Muzeum. Mazurskie] befinden sich dle Nummern: 
38 (1930) 68. 217, 222, 232. 236-237. 245. 273; 39 (1931) 4. 25, 35, 89. 200, 203, 215. 236, 
290.293;40(1932) 18. 20.66-68.74.79,164,166,171.196,216.231,260.262-263,273, 
275, 281, 283, 286, 298; 41 (1933) 54, 60. 66. 99, 243-244, 247, 249, 296. Vgl. B. OCHRA· 
NOWICZ • I. SUCHTA • J. MlNAKOWSKI, Katalog zasob6w czasopism i wydawnictw 
zblorowych bibliotek Olsztyna. ~I. Olsztyn 1976, S. 22 f. 

2) Vgl. G. HAGELWEIDE, Deutsche ZeitungsbestAnde in Bibliotheken und Archiven. 
Düsseldorf 1974. S. 55. 

3) Als Belspiel sei hier das Eintreten für Wilhelm Marx bei den Reichstagswahlen von 
1925undfürPaul von Hinden burgbeiden Wahlen von 1932genannt, vgl. unt.S.lOO ff. 
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Ermländischen Verlagsgesellschaft GmbH in Braunsberg für die 
Jahre 1925 bis 1937 sowie die Lebenserinnerungen des in der in 
Frage stehenden Zeit verantwortlichen Chefredakteurs Carl Ste­
phan. Dieser hat mit der Niederschrift seiner Memoiren erst kurz 
vor seinem Tod (1941) begonnen. Sie reichen daher leider nur bis 
zum Jahr 19204). 

Ermländische Zeitungen nach dem Ersten Weltkrieg 
Das A llensteiner Volksblatt gehörte zu jenen vier Zeitungen in Ost­

preußen, die die politische Richtung der Zentrumspartei vertra­
ten11). Neben ihm waren es noch die Ermlandische Zeitung in Brauns­
berg, die Kreiszeitung Heilsberg-Guttstadt in Guttstadt und die 
Wormditter Zeitung. Die höchste Auflage&) hatte die Ermlllndische 
Zeitung mit 8000 Exemplaren. Hierbei muß allerdings berücksich­
tigt werden, daß auf die Stadt Braunsberg selbst 51 % und auf die 
umliegenden Städte und Dörfer 48 % der Bezieher entfielen. Die 
Kreiszeitung Heilsberg-Guttstadt gab 2000 Abonnenten und die 
Wormditter Zeitung 1300 Abonnenten an. Demgegenüber muß die 
Auflagenhöhe des Allensteiner Volksblatts mit 6000 Exemplaren un­
ter Berücksichtigung der Einwohnerzah1Allensteinsvon40 OOOund 
des Landkreises von etwa 60 000 relativ bescheiden erscheinen. Je­
denfalls stand diese Zahl in keinem Verhältnis zur potentiellen Le­
serschaft und zum Anteil des Zentrums bei den Reichstags-, Land­
tags- und Kommunalwahlen in der Zeit der Weimarer Republik. 

In Allenstein hatte das Volksblatt eine Konkurrenz, gegenüber 
der es immer im Hintertreffen blieb: die Allensteiner Zeitung, ein 
Blatt rechtsbürgerlicher und später deutschnationaler1) Tendenz, 
dessen Auflage8) es niemals erreichen konnte. Hinzu kam, daß es 
erst Mitte 1930 als Amtliches Verkandungsblatt von Staats- und Ge­
meindebeh6rden zugelassen wurde. Dieser Titel wurde ihm aber 
schon kurz nach der nationalsozialistischen Machtübernahme am 
8. Mai 1933 genommen. Im Kopf der Zeitung blieb bis zum Ende 
der Name SUdostpreußische Landeszeitung&). Dieser Name bezeich-

4) Zu besonderem Dank ist Verf. der Tochter von Carl Stephan, Frau Rosemarie 
Maczey, nicht nur für das Oberlassen der Memoiren, sondern auch f(ir die Einwil­
ligung zur Auswertung verpßichtet. Dank gilt nicht minder den Herren Prof. Dr. 
Marian Borzyszkowsk.l, Dozent Dr. Zygmunt Lietz und Jerzy Mlnakowski MA. in 
Allenstein, die entscheidende Unterstiltzung bei der Beschaffung des Materials 
und bei der Obertragung auf Mikrofilm leisteten. 

5) V gl. Handbuch der deutschen Tagespresse. Berlin 41932, S. 205 ff. 
6) Nach dem Stand von 1932. 
'l) .,Die Allenstelner Zeitung verkauft- Der Betrieb und der Verlag der Allensteiner 

Zeitung ist an ein deutschnationales Konsortium verkauft worden. Die Ober­
nahme erfolgt am 1. Juni. Jahrzehnte hindurch ist die Allenstefner ZeftunB lm Ver­
lag der Familie Harich erschienen. Mit dem Verkauf verschwindet ein altes Zei­
tungsgeschift." ALLENSTEINER VOLKSBLATI' [kilnftig: A V] Nr. 119, 25. Mai1923. 

8) 1932: 10 500Exemplare, vgl. Anm. 5. 
9) Seit Juli1923 nannte sich das AV im Untertitel auch eine zeitlang Tageszeitung jar 

dfe Kreise Allenstein und RlJßef. 
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net das regionale Verbreitungsgebiet, in dem es seine Leser 
suchte, das südliche und mittlere Ostpreußen oder das südliche 
Ermland mit Heilsberg als nördlicher Grenze. Als Zentrumszei­
tung hatte das Volksblatt seine potentielle Leserschaft so gut wie 
ganz nur in der katholischen Bevölkerung. An diese konnte sie 
sich wenden oder versuchen, sie, sofern noch nicht geschehen, für 
sich als Leser zu werben oder von anderen Blättern abzuwerben. 

In Heilsberg existierte die Warmia, die während der Inflation 
1923 auf "Korn-Basis"10

) in deutschnationale Hände ging. Die Auf-

10) Am 5. November 1923 erschienen vor dem Notar Seelmann·Eggebrecht in Königs­
berg Rittergutsbesitzer Emll Hönig, Condehnen, Leo Braun, Gamsau und Georg 
Buchholz und erklärten: .,Wir haben durch notariellen Vertrag vom heutige Tage 
jeder einen Geschäftsanteil von 5000 M der A. Woll/ Buchdruckerei der Warmfa, 
Gesellschqft mit beschrankter Haftung in Heilsberg erworben und zwar gegen Zah­
lung eines Preises von je 600 Ztr. Roggen pro 5000 M Geschllftsantelle. Diese 
600 Ztr. Roggen hat uns der Landesverband Ostpreußen der Deutschnationalen 
Volkspartei in Königsberg zinslos zur Verfügung gestellt. Der Erwerb der Ge­
schäftsanteile erfolgt von uns als Treuhänder des von der Deutschnationalen 
Volkspartei zu gründenden Presseverbandes Ostpreußen. Wir drei Erschienenen 
tragen hiermit dem Landesverband Ostpreußen der Deutschnationalen Volks­
partei bzw. dessen Rechtsnachfolger oder einer von diesen zu bestimmenden drit­
ten Person den Erwerb der von uns heute erworbenen je 5000 M Geschäftsanteile 
der A. Wolf! Buchdruckerei der Warmia GmbH in Heilsberg zum Preise von je 
600 Ztr. Roggen an und bemerken, daß wir Anspruch auf die Lieferung von 600 
pro 5000 M Geschäftsantell nicht haben, da uns ja, wie oben bemerkt, der Lan­
desverband Ostpreußen der Deutschnationalen Volkspartei den Roggen zum Er­
werb der Geschäftsanteile zinslos darlehnsweise zur Verfügung gestellt hat. Wir 
halten uns an dieses Angebot, 30 Jahre vom heutigen Tage an gerechnet, gebun­
den. Unsere Verpflichtung geht auch auf unsere Erben über. Protokollbuch des 
Verwaltungsrates der Ermländischen Verlagsgesellschaft GmbH. Braunsberg. 
Ermländisches Diözesanarchiv Allenstein [Archiwum Diecezji Warm!njkiej w 
Olsztynie]. - Das Volksblatt meldete unter der Rubrik "Parteinachricht": "Der 
Verlag der Warmfa-Heilsberg erklärt in ihrer Nummer 268 vom 18. November 
1923, daß der Presseverband Ostpreußen, der sonst in erster Linie zur Unterstüt­
zung der deutschnattonalen Presse sein sollte", dem Verlag der Warmfa einen 
Kredit gewährt habe. Weiter wird erklärt: "Eine partelamtllche Vertretung des 
Ostpreußischen Zentrums muß der Verleger naturgemäß in Zukunft ablehnen. 
Die Warmfa-Heilsberg ist also in Zukunft nicht mehr Organ der Zentrumspar­
tei." AV Nr. 270, 20. November 1923. Vgl. auch H. PREUSCHOFF, Zeitungen im 
Ermland. In: UNSERE ERMLANDISCHE HEIMAT 24 (1978), Nr. 2/3, S. V ff., und 
Nr.4,S.IXff. 
Auf eine kleine Anfrage des Abg. Goldau-Bchönwiese (auf ihn wird später im 
Zusammenhang mit dem Abschluß des Preußenkonkordats eingegangen, vgl. un­
ten S. 90 ff) und der übrigen Mitglieder der Christlich-Nationalen Bauern- und 
Landvolkpartel (Deutsche Fraktion) lm Zusammenhang mlt der Entziehung der 
amtllchen Aufträge und Annoncen an die Warmfa durch den Landrat von Hells­
berg antwortete der Preußische Innenminister Waentig unter dem 10. Juli 1930: 
"Soweit der Zeitung Warmfa die amtlichen AuftrAge der Kreiskommunalverwal­
tung durch Beschluß des Kreisausschusses entzogen worden sind, handelt es sich 
um eine Selbstverwaltungsangelegenheit, in die von Aufsichts wegen nicht ein­
gegriffen werden kann. Soweit der Landrat in Heilsberg hinsichtlich der staat­
lichen Bekanntmachungen und Druckaufträge sich dem Vorgehen des Kreisaus­
schusses angeschlossen hat, billige ich bei der verfassungsfeindlichen Haltung 
der Zeitung seine Maßnahme in vollem Umfange." Geheimes Staatsarchiv Preu­
ßischer Kulturbesitz. Berlin. Rep. I, 203, 484. Zeitungen und Zeitschriften, H. 2: 
Preußischer Landtag, 3. Wahlperiode, 1. Tagung 1928/30, Kleine Anfrage und 
Antworten, Bl. 1673, Kleine Anfrage Nr. 1389 vom 9. Mai 1930 und Antwort vom 
10. Jull1930. 
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lageder Warmia lag nur um 500 Exemplare unter der des Volks­
blatts. Allerdings erstreckte sich das Verbreitungsgebiet nicht nur 
auf die Stadt Heilsberg mit seinen damals 8500 Einwohnern. Ver­
suche, die Warmia zurückzukaufen und damit wieder in ein Zen­
trumsblatt umzuwandeln, scheiterten11

). Das in Rößel erschei­
nende RlJßeler Tageblatt (Auflage 1500) tendierte ebenfalls zu den 
Deutschnationalen12). Es hatte in Erzpriester Dr. Georg Matem13

) 

einen reputierten Mitarbeiter, dessen Eintreten bei den Präsident­
schaftswahlen 1925 für Hindenburg und damit gegen den Zen­
trumskandidaten Wilhelm Marx sogar Dompropst Franz-Xaver 
Sander•) in Frauenburg in die Auseinandersetzungen eingreifen 
ließ. Die anderen Zeitungen im Ermland mit kleineren Auflagen 
- Bischofsburger Zeitung, Biseholsteiner Anzeiger mit der Neben­
ausgabe Seeburger Zeitung und Wartenburger Zeitung- nannten 
sich parteilos16). 

In Allenstein gab es bis 1939 als Organ der polnischen Minder-

11) Vgl. Viktor Wolf1 (Mitinhaber der Warmfa) an Erzpriester Buchholz, Wormditt, 
22. 1. 1930, und Buchholz an Karl Skowronski (Direktor der Ermlindischen Zei­
tungs- und Verlagsdruckerei in Braunsberg), 30. 1. 1930. Ermlindisches Di­
özesanarchiv in Allensteln. Vgl. auch PREUSCHOFF, a. a. 0., S. X f. 

12) Handbuch derdeutschen Tagespresse, S. 205 ff. 
13) Vgl. A. POSCHMANN, Georg Matern. In: ALTPREUSSISCHE BIOGRAPHIE [APB] 

Bd. 2. Marburg/Lahn 1969, S. 423 f. 
14) Vgl. H. SCHMAUCH, Franz Heinrich Paul [!] Sander. Ebd. S. 589 - Matem hatte 

in der W'armfa und im RIJßeler Tageblatt gleichlautend geschrieben, daß es weder 
in der Pflicht noch im Interesse der Katholiken liege, Marx zu wählen. Weiter 
war von "Verrat am christlichen Glauben durch den mit der Sozialdemokratie 
verbündeten Zentrumsmann Marx11 die Rede. Dompropst Sander antwortete auf 
einem Flugblatt u. a.: "Das war eine unglückliche Stunde, sehr verehrter Herr 
Erzpriester, in der Sie diesen Artikel schrieben, unglücklich zunächst filr Sie, 
und ich fQrchte, unglücklich filr das ermlindische Volk, in dessen Reihen Sie 
Verwirrung und Zweifel säten ... Zum angeblichen Wahlbündnis zwischen Zen­
trum und Sozialdemokratie betonte Sander: "Dieser Beweis ist der Bankrott 
Ihres politischen Rufes •.. Das Abkommen nämlich, von dem Sie mit so viel 
Abscheu reden, besteht nicht. Es ist reine Erfindung der deutschnattonalen 
Presse, auf die Sie aber leider hereingefallen sind ... Das Abkommen von dem 
Sie glatt behaupten, daß es geschehen ist, ist glatt erfunden. Jeder einigermaßen 
unterrichtete Politiker, der nicht ausschließlich deutschnattonale Blätter liest, 
wußte es. Auch Sie mußten es wissen und haben es leider nicht gewußt, und so 
fielen Sie bedauerlicherweise auf diesen Schwindel hinein und haben diesen 
Schwindel dem Volk Ermlands als Tatsache vorgesetzt. Das ist - ich kann mir 
nicht helfen - blamabel für Sie und irreführend filr unser Volk ... Das Flugblatt 
schließt mit den Worten: "Der hochwürdigste Herr Bischof [Augustinus Bludau] 
hat mich ermächtigt, Ihnen zu erklären, daß er Ihren Artikel bedaure wegen der 
irrigen Voraussetzungen desselben und wegen der Verwirrung, die Sie mit Ihren 
aus falschen Voraussetzungen gezogenen irrigen Schlußfolgerungen im ermlin­
dischen Volk angerichtet haben. Er wählte Marx, weil er der Oberzeugung sei, 
daß er mit dieser Wahl sowohl Vaterland wie Kirche am besten diene. Er w\irde 
sich freuen, wenn seine Diözesanen ebenso dächten und handelten." Diese Kon­
troverse behandelte Carl Stephan in einem Aufsatz unter dem Titel "Der Präsi­
dentschaftskampf in Ostpreußen11

, der am 6. Mal1925 in der GERMANIA, dem 
Berliner Organ der deutschen Zentrumspartei, erschien. 

15) Handbuch der deutschen Tagespresse, S. 205 f1. 
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heit im südlichen Ostpreußen die Gazeta Olsztyriska18). Die Auflage 
des Blattes sank in den Jahren von 1920 bis 1933 von 5000 auf 850 
und die Zahl der Bezieher von 2000 auf 601. 1939 lagen die entspre­
chenden Zahlen bei 600 beziehungsweise bei 350. Da die Zeitung 
vornehmlich im Landkreis Allenstein gelesen wurde11) und in ih­
rer Kritik an den deutschen Behörden, nicht zuletzt in Fragen der 
Kultur- und Minderheitenpolitik, nicht zimperlich agierte, die 
deutsche Geistlichkeit in der Sprachenfrage und im Religionsun­
terricht genauestens, ja fast penibel, kontrollierte und strenge 
Distanz zum Zentrum übte, gab es immer wieder Konfrontatio­
nen. Der Hauptgegner für das Volksblatt blieb aber die Allenstei­
ner Zeitung, nicht nur aus wirtschaftspolitischen und Konkurrenz­
gründen, sondern mehr noch aus der republikanischen Frontstel­
lung gegen die Deutschnationale Volkspartei (DNVP) und später 
zusätzlich gegen dieN ationalsozialisten. 

Das Allensteiner Volksblatt 
und sein Chefredakteur Carl Stephan 

Das Allensteiner Volksblatt ist 1891 von dem Wormditter Eugen 
Buchholz (1865-1928) gegründet worden. Dieser, ein Bruder des 
ermländischen Historikers Franz Buchholz (1884-1949), hat 

"Vermögen und Gesundheit seiner Gründung geopfert. Zweifellos 
hatte er einen guten Blick für das Bedürfnis Allensteins nach einem 
katholischen Organ. Die Katholiken, zwei Drittel der Bevölkerung, 
hatten überhaupt nichts zu sagen. Sie waren bestenfalls geduldet. Für 
mittlere Beamtenposten kamen sie kaum, für höhere gar nicht in Be­
tracht. In Allenstein war also für ein katholisches Blatt wirklich Pio­
nierarbeit zu leisten. Buchholz tat sein Möglichstes. Seine Finanzkraft 
reichte aber nicht hin, zumal er überall auf größte Schwierigkeiten 
stieß. Als er sich einen den Körper fast lähmenden Rheumatismus 
zugezogen hatte, mußte er sich zurückziehen. Es wäre mit dem Blatt 
zu Ende gewesen, hätte es nicht der Bischöfliche Stuhl übemom­
men"11) . 

.Ähnlich äußert sich auch Preuschof:f111). Um der nationalpolnisch 
eingestellten Gazeta Olsztyftska das Wasser abzugraben, hatte 
Buchholz 1890 die Nowiny Warmiriskie, eine Zeitung in polnischer 
Sprache mit deutscher Tendenz, gegründet20). Sie erschien dreimal 
wöchentlich und mußte wegen Unrentabilität 1891 ihr Erscheinen 

16) Vgl. J. CHLOSTA, Wydawnictwo Gauty Olsztyfasldej w latsch 1918-1939. Olsztyn 
1977 undA. WAKAR, Olsztyn 1353-1945. Olsztyn 1971,5.167 ff. 

15) Handbuch der deutschen Tagespresse, S. 205 ff. 
16) Vgl. J. CHLOSTA, Wydawnictwo Gauty Olsztyfasldej w latach 1918-1939. Olsztyn 

1977 undA. WAKAR, Olsztyn 1353-1945. Olsztyn 1971,8.167 ff. 
17) Eine Leseranalyse aus dem Jahre 1927 ergab, daß von 456 Beziehern 245 aus dem 

Ennland - praktisch aus dem Landkreis Allenstein - 70 aus Masuren und 151 
aus Westpreußen kamen, vgl. CHLOSTA, S. 147. 

18) STEPHAN, Lebenserinnenmgen, S. 170. 
19) PREUSCHOFF, a. a. 0., S. VII. 
20) Vgl. A. FUNK, Geschichte der Stadt Allenstein. Leer 1955, S. 402. 
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einstellen. Dafür brachte Buchholz 1891 die ebenfalls dreimal wö­
chentlich erscheinende Allensteiner Volkszeitung heraus. Aber 
auch diese ging schon 1892 ein. 1893 versuchte es Buchholz noch 
einmal mit einer Allensteiner Volkszeitung und mit der in polni­
scher Sprache gedruckten Zeitung Warmiak. Um der Volkszeitung 
eine sichere Grundlage zu geben und um ein wirksames Mittel 
gegen die polnische Agitation zu haben, kaufte die kirchliche Be­
hörde in Frauenburg Druck und Verlag, und die Zeitung erschien 
als Allensteiner Volksblatt bis zum 31. Dezember 1935. "Bestim­
mend für den Erwerb der Zeitung durch die kirchliche Behörde 
war die im Jahre 1892 erfolgte Wahl des polnischen Pfarrers Wol­
slegier-Gilgenburg zum Mitglied des Deutschen Reichstages"21). 

Das Allensteiner Volksblatt erhielt aber seine Bedeutung als po­
litische Zeitung und als Stimme der Zentrumspartei erst mit Carl 
Stephan, der die Redaktion am 1. April 1914 übernahm. Ein­
schränkend muß hinzugefügt werden, daß die Phase des Ersten 
Weltkrieges eine verantwortungsbewußte journalistische Tätig­
keit nur mit Hindernissen zuließ. 

Carl Stephan22) wurde am 31. Juli 1884 in Lüdermund, Kr. 
Fulda, geboren. Nach dem frühen Tod der Eltern kam er zu Ver­
wandten nach Oberbimbach, Kr. Fulda, wo ihn der Ortspfarrer 
durch Privatunterricht auf den Besuch des Gymnasiums vorberei­
tete. 1899 trat er in das Kolleg der Franziskaner in Watersleyde 
(Holland) ein. Ostern 1903 folgte das Noviziat bei den Franziska­
nern in Ottbergen bei Hildesheim. Doch nach sechs Monaten trat 
Stephan wegen seines schlechten Gesundheitszustandes und nach 
eigenem Eingeständnis wegen ,,mangelnder Eignung zum Ordens­
leben" aus dem Kloster aus. Es folgte Ostern 1904 die Aufnahme 
in die Unterprima des Gymnasiums Fulda. Nach dem Abitur be­
gann er ein Studium an der Universität Bonn und übte in dieser 
Zeit- als Werkstudent- eine Hauslehrertätigkeit in der Eifel 
aus. Mit dem Wintersemester 1906 siedelte er nach Berlin über und 
konzentrierte sein Studium auf Vorlesungen und Seminare im 
Bereich der Nationalökonomie bei Professor Adolph WagnerJS). 
Die 1908 an der Universität Marburg eingereichte Dissertation 
über "Das Finanzwesen Kurhessens von 1800 bis 1862" wurde 
wegen ihrer Länge zunächst abgelehnt und sollte umgeschrieben 
werden. Dazu kam es dann - wie so oft bei J oumalisten - nicht 
mehr, nachdem Stephan eine Volontärstelle bei der Fuldaer Zef-

21) Vgl. ebd., S. 403. Zu Wolszlegier und Buchholz vgl. auch H.-J. KARP. Bischof 
Andreas Thlel (1886-1908) und die Sprachenfrage im südlichen Ermland. In: 
ZGAE 37 (1974) S. 57-103, bes. S. 67 ff., hier auch weitere, vor allem polnische 
Literatur. 

22) Vgl. Lebenserinnerungen, und demnächst H. KUNIGK, Carl Stephan. In: ALT­
PREUSSISCHE BIOGRAPHIE. 

23) Adolph Wagner (1835-1917), seit 1870 Professor in Berlln, vgl. Biographisches 
Wörterbuch zur deutschen Geschichte [künftig: BWDG]. 2. Aufl. Bearb. v. K. 
BOSL- G. FRANZ- H. H. HOFMANN. München. Bd. 3, 1975, Sp. 3009 f. 
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tung angenommen hatte. 1911 wurde er Redakteur der Zentrums­
zeitung DUsseldorier Tageblatt und wechselte 1912 zum Paderbor­
ner Anzeiger. Als dieser in finanzielle Schwierigkeiten geriet, be­
warb sich Stephan um die "erstbeste Stelle, die sich bot", und das 
war ein Redakteursposten beim Allensteiner Volksblatt. Stephan 
schreibt in seinen Lebenserinnerungen: 

.,Meine Bewerbung an den Verleger des Allensteiner Volksblatts habe 
ich noch an jenem 23. März 1914") abgehen lassen. Ich schrieb einen 
ausführlichen Brief, konnte aber keine Zeugnisse beifügen, da ich die 
Leute des Paderborner Anzeigers, die noch im Besitz meiner Papiere 
waren, nicht eher ins Bild setzen wollte, als bis mir die neue Stelle 
sicher war. 'Oberraschenderweise erhielt ich wenige Tage darauf aus 
Allenstein eine einfache Postkarte, auf der mir mitgeteilt wurde, daß 
ich die Stelle als Redakteur am Volksblatt erhalte. Ich wurde gleich­
zeitig angefragt, ob ich am 1. April meinen Dienst dort antreten 
könne. Unterzeichnet hatte die Karte nicht der Verleger Kaplan von 
Tempskfa), sondern der Geschäftsführer Hugo Rohde. Gleichzeitig 
gingen mir einige Nummern des Allensteiner Volksblatts zu. Sie waren 
für mich eine schlimme Enttäuschung. Es hatte den Anschein, als 
müßte ich in Allenstein ebenso weit von vom anfangen wie in Pader­
bom. In der einen Nummer beispielsweise stand auf der ersten Seite 
des Blattes ein Bericht über eine ordentliche Versammlung des katho­
lischen Gesellenvereins mit gut 70 Zeilen ... Am Morgen des 1. April 
1914 kam ich mit dem D-Zug Berlin-Posen-Thom in Allenstein an. Es 
war ein sonniger Tag. Was ich zunächst von der Stadt sah, machte auf 
mich einen günstigen Eindruck. Ihre ersten Einwohner allerdings, mit 
denen ich zusammentraf, wirkten weniger günstig. Gleich am Bahn­
hof fragte ich einen Mann nach dem Allensteiner Volksblatt Er antwor­
tete mir überhaupt nicht. Ich ging der Stadt zu und fragte nochmals. 
Der Gefragte wußte angeblich nichts von dem Blatt. Am Gymnasium 
erkundigte ich mich zum dritten Mal. Diesmal war es ein freundlicher 
Mensch, der sich sogar erbot, mich bis zum Volksblatt zu bringen. Ich 
nahm das Angebot gern an. Im Laden des Allensteiner Volksblatts 
nannte ich meinen Namen und wurde in ein enges Bürozimmer neben 
dem Laden verwiesen. Hier stellte sich mir Hugo Rohde vor. Das war 
also der Geschäftsführer, der mir mein Engagement mitgeteilt hatte. 
Sicher war er nicht älter als 25 Jahre. Er führte mich nach kurzer 
Unterhaltung eine Treppe höher zur Redaktion. Noch am selbigen 
Morgen habe ich meine Arbeit aufgenommen. Den Verleger lernte ich 
wohl auch noch an jenem Vormittag kennen. Auch da sprach er noch 
nichts von der Regelung meines Gehaltes. Erst ein paar Tage später 
mußte ich das Thema anschneiden. Als bei der Verhandlung Kaplan 
von Tempski sich den Scherz leistete, mir 50 Mark weniger zu bieten, 
als ich in Paderbom gehabt hatte, erklärte ich ihm kurz und kühl, 
mein Koffer sei noch gepackt; unter den angebotenen Bedingungen 

24) Stephan wurde von einem westfälischen Paramentenhändler, der regelmäßig das 
Ermland besuchte, angeregt, sich nach Allenstein zu bewerben. Auf einer seiner 
Reisen sei er gebeten worden, sich nach einem Redakteur umzuschauen, vgl. Le­
benserinnerungen, S. 135. 

25) Bruno von Tempski (1879-1941), vgl. L. PLoETZ, Fato profugi. Neumünster 1965, 
8.66. 
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hätte es für mich keinen Sinn, in Allenstein zu bleiben. Ich möchte 
dann lieber sofort wieder abreisen. Schließlich war Kaplan von 
Tempski mit dem gleichen Gehalt wie in Paderbom einverstanden. 
Mit 250 Mark monatlich habe ich bis ins Jahr 1920 auskommen müs­
sen. In jenen ersten Apriltagen 1914 allerdings hatte ich nicht die Ab­
sicht, solange in Ostpreußen auszuhalten. Ich dachte, so ein bis andert­
halb Jahre! Es ist anders gekommen"CS). 

Stephan hatte es als Nichtostpreuße und Nichtermländer sicher 
anfangs schwer, journalistisch in Allenstein heimisch zu werden. 
Erstaunlicherweise gelang ihm das Fußfassen nicht nur als Jour­
nalist relativ schnell. Auch als Zentrumspolitiker wurde er rasch 
respektiert, so daß er 1919 in die Stadtverordnetenversammlung 
gewählt wurde und bis 1933 der Sprecher der Zentrumsabgeord­
neten blieb. Rein journalistisch, und nicht in seiner Person be­
gründet, war der Beginn deshalb schwierig, weil seine Vorgänger 
Grunwald und Thömmes einiges getan hatten, um das Renommee 
des Volksblattes zu verdunkeln. 

"Was sollte den Katholiken auch ein Blatt, dessen Redakteur dauemd 
betrunken war und die Vormittage in Kneipen mit Damenbedienung 
verbrachte ... Oder was sollte den Katholiken ein Blatt helfen, des­
sen Redakteur leichtgläubiger war als ein Kind ... , der sich dadurch 
einen Prozeß nach dem anderen auf den Hals zog"n). 

Diese ,.Mißwirtschaft'' der Vorgänger mußte den moralischen 
Kredit des Blattes schwer erschüttern. Im Gegensatz dazu 

"war die Allensteiner Zeitung allgemein angesehen. Sie war gut gelei­
tet und fast immer ausgezeichnet unterrichtet. Ihr Chefredakteur 
Hugo Gerlach, der mir in späteren Jahren ein lieber Freund werden 
sollte, war ein tüchtiger Mensch, ein vornehmer Charakter und ein 
ausgezeichneter Journalist, der sich zudem hütete, in seinem Blatt den 
Katholiken zu nahe zu treten, so daß die Mehrzahl der Katholiken im 
Alleosteiner Land gar nicht auf den Gedanken kam, anstelle der evan­
gelischen Allensteiner Zeitung das katholische Volksblatt zu halten "1'). 

Stephan war in den ersten Jahren Alleinredakteur des Blattes. 
Auf sein Drängen hin erhielt er kurz nach dem Ersten Weltkrieg 
einen zweiten Redakteurs'). Er war der Bruder des Geschäftsfüh­
rers Hugo Rohde. Paul Rohde hatte in der Expedition und in der 
Buchhaltung der Zeitung gearbeitet und eine Setzerlehre absol­
viert. Als Redakteur kümmerte er sich um die lokalen Notizen 
und berichtete über die Stadtverordnetenversammlungen. 1927 
kam mit Gerhard Schöpf ein weiterer Redakteur zum Volks­
blatF). Laut Impressum war er für das Feuilleton und für die 
vermischten Nachrichten zuständig. Er schrieb aber auch politi-

26) Lebenserinnerungen, S. 169. 
27) Ebd. S. 171. 
28) Dieses Urteil in bezugauf die Allerasteiner Zeituns gilt jedoch nur für die ersten 

Jahre der Tätigkeit von Stephan in Allenstein. 
29) Im Impressum des AV Nr. 2 vom 3. Januar 1920 heißt es: ., ... verantwortlich ... 

für den lokalen, provinziellen, vermischten und schöngeistigen TeU: Paul 
Rohde". Vgl. auch Lebenserinnerungen, S. 176. 
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sehe Kommentare, die er mit seinem Namen zeichnete oder mit 
G. S. signierte, sowie in Vertretung von Stephan als "Politicus 
i. V." das "Politische Wochenend". Paul Rohde zeichnete nicht 
selbst. 

Volksabstimmung und Minderheitenprobleme 
Die Volksabstimmung im südlichen Ermland und in Masuren 

nach dem Ersten Weltkrieg bot Stephan ein Aktionsfeld, in das er 
sich nicht nur als J oumalist stürzte. Es war für ihn von vornher­
ein klar, sich und seine Zeitung voll und ganz für die deutsche 
Sache zur Verfügung zu stellen. Er gehörte zu den 25 Männem, die 
sich am 21. März 1919 in Allenstein zusammenfanden und die Be­
zirksstelle des "Ostdeutschen Heimatdienstes" ins Leben rie­
fen31). Von der Allensteiner Zeitung war in der Unterzeichnerliste 
niemand vertreten. Daher bemerkte auch Max Worgitzki bissig: 
"Die größte Tageszeitung aber im Bezirke, die Allensteiner Zeitung 
(28 000 Auflage)32), nahm eine Haltung ein, die fast an die Möbel­
wagen auf den Straßen erinnerte. Sie hat die deutsche Propa­
ganda schwer gehemmt, und erst wenige Monate vor der Abstim­
mung entdeckte sie, daß unser Gebiet doch wohl nicht an Polen 
fallen würde. Da wurde sie sogar angriffslustig. Um so erfreuli­
cher und erfrischender war die Haltung der zweitgrößten Zeitung, 
des Allensteiner Volksblattes, und seines leitenden Redakteurs, 
Carl Stephan. Diesem wackeren deutschen Mann hat das Abstim­
mungsgebiet viel zu danken. Vom ersten Augenblick an, da die 
Polen mit ihren Ansprüchen auf Ermland und Masuren hervortra-

30) Von Gerhard Schöpf waren leider genaueAngaben zu seiner Biographie nicht zu 
erlangen. Nach Angaben von Frau Rosemarle Maczey hatte die Tatsache, daß 
Schöpf wie Stephan aus der Gegend von Fulda stammte, keinen Einfluß auf seine 
Anstellung in Allenstein.- Das Protokollbuch des Verwaltungsrates der Erm­
ländischen Verlagsgesellschaft in Braunsberg (s. Anm. 10) vermerkt unter dem 
20. Mai 1926: .,Für das AlleruJtefner Volksblatt soll als Volontär cand. phil. G. 
Schöpf aus Fulda gewonnen werden." Unter dem 8. März 1927 heißt es: ,.Der 
Sitzung war am 7. März eine Besichtigung der Filiale in Allenstein durch die 
Verwaltungsratsmitglieder und Gesellschafter und eine Besprechung mit den 
Redakteuren Stephan und Schöpf vorausgegangen". Also war Schöpf zu dieser 
Zeit schon beim AV beschäftigt. Er hatte zuvor- nach einer mündlichen Mittei­
lung von Hans Preuschoff- an der Universität München u. a. bei Professor. 
Artur Kutscher Theaterwissenschaft studiert. Nach der Einstellung des AV 
wurde er 1936 Redakteur des Ermllfndischen Kfrchenblattes. Während des Zwei­
ten Weltkrieges zur Wehrmacht einberufen, ist Gerhard Schöpf 1944 vor der rus­
sisch-polnischen Festung Ostrowiec gefallen, vgl. PREUSCHOFF, a. a. 0., S. vn. 

31) Vgl. FUNK, S. 303. - Zur Tätigkeit dieser Organisation vgl. M. WORGI'I"lKI, 10 
Jahre Ostdeutscher Heimatdienst. In: MASURISCHER VOLKSKALENDER 1930, 
S. 114-121 (zitiert bei Z. LIETZ, Ostdeutscher Heimatdienst. Materla)y do anty­
polsklej dziatalno§ci z lat 1927-1933 [0. H. Materialien zur antlpolnlschen Tätig­
keit in den Jahren 1927-1933]. In: KOMUNIKATY MAZURSKO-WARMffi'SKIE 1959, 
Nr. 2 (64), S. 198, Anm. 3). - Zu Worgitzki vgl. K. MAEDER, Max Worgitzki. In: 
APB n. S. 825 f. 

32) Bel dieser Auflagenhöhe handelt es sich um eine Zahl, die keineswegs dem nor­
malen Durchschnitt entsprach, sondern durch die Abstimmungszeit bedingt war. 
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ten, trat er auf den Plan und nahm den Kampf auf. Und nicht 
zaghaft, sondern mit kräftigen Streichen. Aber leider war das 
Wirkungsfeld des Allensteiner Volksblattes, da es ein Zentrums­
blatt ist, auf das katholische Ermland beschränkt""). Auch Funk 
scheute sich nicht, noch 1943 das Urteil von Worgitzki zu übemeh­
men14). 

Stephan selbst vermerkt über diese Zeit: 
"Es war zu Beginn der Abstimmungszeit, im Januar 1920, als aller­
dings die Marschroute des Allenstefner Volksblatteslängst und unwi­
derruflich festgelegt war. Da kam eines Morgens Kaplan von Tempski 
mit einem Brief des Bischofs AugustiDus zu mir. Darin stand, ich 
möchte während des Kampfes um die Volksabstimmung bei aller Fe­
stigkeit im Eintreten für die deutsche Sache doch auch die christliebe 
Liebe nicht vergessen. ,Suaviter in modo, fortiter in re!• solle meine 
Haltung sein. leb nahm das zur Kenntnis als einen schönen Wunsch, 
der dem Bischof wohl anstände, der aber angesichts der Tonart, die 
von den Polen in dem Kampfe längst vorgelegt worden war, keines­
wegs immer durchzuführen sein würde. Einige Tage später kam Ka­
plan von Tempski von neuem mit einem bischöflichen Brief. Inzwi­
schen hatte die Gazeta Olsztyfaska wieder einmal in der heftigsten 
Form gegen die ,Germanisierungsarbeit der deutseben katholischen 
Geistlichen• tosgelegt und als den dafürVerantwortlichen den Bischof 

33) M. WORGl'l'ZKI. Geschichte der Abstimmung in Ostpreußen. Der Kampf um Erm­
land und Masuren. Leipzig 1921, S. 58 f. Zu dem Buch von Worgitzki machte die 
Pressestelle des Oberpräsidiums in Königsberg eine vertrauliche Pressenotiz fQr 
die Redaktionen der ostpreußischen Blätter. Darin wurde empfohlen, bei einer 
etwaigen Besprechung auf die Darstellungen über die Allenstelnet Zeitungen 
nicht weiter einzugehen, .,um nicht eine Pressefehde heraufzubeschwören, die 
leicht zu einer Beeinträchtigung der deutschen Interessen führen könnte ... Dage­
gen muß Stephan beim Oberpräsidium protestiert haben. Unter dem 23. 7. 1921 
regte die Pressestelle ein Antwortschreiben an das AV an, in dem bemerkt 
wurde, mit der vertraulichen Mitteilung habe hautsächlich verhütet werden sol­
len, daß die betreffende Darstellung Anlaß zu allgemeinen Auseinandersetzun­
gen in der ostpreußlschen Presse geben könnte, .,wobei die Gefahr bestand, daß 
auch mancherlei andere vertrauliche Dinge während der Abstimmungszelt bier­
bei besprochen werden. Aus einer solchen allgemeinen Diskussion würden auf 
jeden Fall die Polen nur Nutzen ziehen und die an und für sich schon gefährdete 
außenpolitische Lage Ostpreußens weiter benachteiligt werden können. Nur mit 
Rilcksicht auf die allgemeinen ostpreußischen Interessen hielten wir die Behand­
lung und Wlederaufrollung der Einzelheiten über die Allensteiner Presseverhält­
nisse in den Tageszeitungen, wobei auch partelpolitische Gegensätze sich ent­
wickeln konnten, nicht für angebracht und regten daher bei den Schriftleitungen 
an, von der Behandlung oder Wiedergabe dieser angedeuteten Stellen Abstand zu 
nehmen ... Dabei sei es - so wurde eigens betont - den Zeitungen überlassen 
geblieben, auf diese ,,Anregung .. einzugehen. In einem Schreiben des Oberpräsi­
diums vom 17. August 1921 an Oberregierungsrat von Jerln beim Regierungsprä­
sidium in Allenstein ist von einem Schriftwechsel der Pressestelle mit dem AV 
die Rede. Er ist nicht erhalten. Von Jerln wurde gebeten, Stephan zu beruhigen 
und lhm den Verdacht zu nehmen, als ob das Eingreifen seitens der Pressestelle 
auf Veranlassung der AUenstefner Zeitung erfolgt sei. ,.Im übrigen sollte ja durch 
die Pressenotiz dem AUenstefner Volublatt keinerlei Verdienst genommen wer­
den ... Geheimes Staatsarchiv Preußischer Kulturbesitz. Berlln. Oberpräsidium 
Königsberg. Rep. 2, U, Nr. 4262, Bl. 110, 111 und 117. 

34) Vgl. FUNK, S. 303. 
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AugustiDus persönlich in massivster Weise angegriffen. In dem Brief 
an Kaplan von Tempski lehnte es der Bischof mit Recht ab, öffentlich 
zu den Angriffen der Gazeta Stellung zu nehmen; aber er legte 
in dem Brief ausführlich seine Auffassung dar. Kaplan von Tempski 
las mir das alles vor. Als er zu Ende war, fragte ich in aller Harm­
losigkeit: , Und wo bleibt da der oberhirtliehe Grundsatz suaviter in 
modo?' Worauf wirbeidein schallendes Gelächter ausbrachen. Der 
Brief war nämlich nicht nur fortiter in re, sondern ebenso fortiter in 
modo!"11) 

Stephan sehrleb acht Jahre später: ,,So habe ich in den Monaten 
von März 1919 bis August 1920 faktisch nichts anderes geschrie­
ben, kaum anderes gedacht als Volksabstimmung, Volksabstim­
mung. Leicht war's nicht":"'). Man darf diese Aussage nicht über­
bewerten. Selbstverständlich gab es für Stephan in dieser Zeit 
auch andere Themen, die er kommentierte. Es sei nur daran erin­
nert, daß in den Märztagen des Jahres 1920 der Kapp-Putsch die 
junge Republik vernichten wollte, der als "ein Versuch mit un­
tauglichen Mitteln''11) bezeichnet wird und von dem es fünf Tage 
später bei aller vorangegangenen Kritik an der "Schaukelpolitik 
der sozialdemokratischen Regierung Bauer" heißt: "Die Phrase 
von der militärischen Bedrohung hat gerade den Streich Kapps in 
ein Nichts zerfließen lassen. Die Demokratie sitzt bei uns fester 
denn je im Sattel "SB). 

"Fortiter in modo" wurde der deutsche Standpunkt rigoros 
während der ganzen Abstimmungszeit vertreten. Das galt vor al­
lem dann, wenn religiöse, katholische Aspekte in die Auseinan­
dersetzungen hineingetragen wurden. Die Verteidigung von Bi­
schof AugustiDus Bludau gegen Angriffe der Gazeta Olsztynska 
geschah aus der "Ehrfurcht", die den "Bischöfen und Priestern 
als Stellvertretern Christi gegenüber" empfunden wurde. 

"Die ganze Polemik gegen die oberste kirchliche Behörde des Ermlan­
des ... ist daher eine böswillige Mache, gegen die wir Katholiken uns 
auf das entschiedenste wehren müssen. Leute, die ein derartiges Vor­
gehen gegen den Bischof verantworten zu können glauben, haben kein 
Recht, als ihr Motto den katholischen Gruß zu führen, haben kein 
Recht, ihre Versammlungen mit Gebet und geistlichem Lied zu eröff­
nen, eben kein Recht, sich als die einzig wahren Katholiken aufzuspie­
len. Das ist krasse Heuchelei, nichts weiter, und zwar um so mehr, 
als sie selber ja nicht an das glauben, was sie da vorbringen"»), 

Die jeweils besseren Christen und Katholiken zu sein: dieser 
Anspruch auf beiden Seiten macht aus der Rückschau die Polemik 
nicht erfreulicher. Schon vorher hatte in einem Leitartikel mit 
der Oberschrift "Moral in Polen" Kirchschullehrer Kirch, Gr. Le-

35) Lebenserinnerungen. S. 173. 
36) In: UNSERE HEIMAT Nr. 28, 8. Juli 1928. Die Zeitung war das Organ des ,.Ostdeut-

schen Heimatdienstes" und erschien in Allenstein. 
37) AV Nr. 63, 16. März 1920. 
38) AV Nr. 68, 21. März 1920. 
39) AV Nr. 78, 2. Apri11920; dieser Artikel ist mit C. S. signiert. 
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schienen, u. a. behauptet~), daß die unehelichen Geburten in 
Posen 5,8 Prozent und in Deutschland dagegen nur 2,81 Prozent 
betrügen; Prostitution, Trunkenheit und Analphabetentum lägen 
weit über den entsprechenden Zahlen im Deutschen Reich. Gegen 
diesen Artikel protestierte Eugen Buchholz in der Gazeta. Er warf 
dem Volksblatt vor, "extrem nationalistisch" und "gehässig" zu 
sein, den "Beifall der K.irchenfeinde" zu haben sowie .,unter ka­
tholischer Flagge Haß und Zwietracht zu säen". Darauf wurde in 
einem mit Y. Z. signierten Artikel geantwortet .. ). Der Schreiber­
es könnte wegen der Kenntnisse der Interna Carl Stephan gewe­
sen sein - erinnerte daran, daß Eugen Buchholz das Allensteiner 
Volksblatt 1891 gegründet und bis 1898 persönlich geleitet hatte. 
lnfolge Krankheit habe er sich nach Wormditt zurückziehen müs­
sen. Seit vielen Jahren könne er sich nicht mehr von seinem Kran­
kenstuhl erheben. Bis 1903 sei er an der Leitung des Volksblatts 
beteiligt gewesen, dann ganz ausgeschieden. Sein "Hineingleiten 
in eine ganz eigenartige Richtung geschichtlicher, historischer 
und psychologischer Liebhabereien" habe eine weitere Aufnahme 
seiner Arbeiten unmöglich gemacht. Der Kommentator stellte 
sich hinter K.irch, den er einen "der ruhigsten und sachlichsten 
Kämpfer" nennt, "der sich bei seinen Arbeiten fast ausschließlich 
auf polnische Quellen stützt". Eugen Buchholz müßte dankbar 
sein, daß nicht nur die Verhimmelung Polens in der Welt herum­
getragen werde, sondern die Öffentlichkeit auch einmal erfahre, 
wie man in Polen selbst über das eigene Volk denke. 

Trotz Härte und Schärfe sowie nicht zu bestreitender Demago­
gie auf beiden Seiten machte sich Stephan vier Wochen vor dem 
eigentlichen Datum der Abstimmung (11. Juli) "Gedanken zur 
Liquidation der Abstimmungszeit"a) . 

.,Die polnisch orientierten Ermländer und Masuren ständen also nach 
der Abstimmung einsam unter ihren Volksgenossen da. Sie müssen 
und werden sieb auf die Dauer als Fremde im Lande filhlen, und die 
Bevölkerung selbst wird in diesen Zeiten nationaler Hochspannung 
sie stets als Stachel empfinden und sie abzustoßen versuchen. In allen 
Ermländem und Masuren ist das Heimatgefilhl unstreitig einer der 
stärksten Impulse in ihrem öffentlichen Handeln. Wer von ihnen wird 
sich der Gefahr aussetzen, wegen einer politischen Verirrung in wech­
selreichen Zeiten seine Heimat verlieren zu müssen? Wir nehmen es 
unbesehen als wahr hin, daß im umgekehrten Falle - also wenn ein 
Anschluß an Polen erfolgt wäre - die Mehrzahl der Ermlinder und 
Masuren, ja 99 von 100, sich eher dem schweren Joch der Fremdherr­
schaft unterworfen hätten, als ihre Heimat zu verlassen. Selbst wenn 
man nicht verglßt, daß auch bei diesem Helmatgefilhl in einer durch­
weg bäuerlichen Bevölkerung wirtschaftliebe Interessen mitspielen, 

40) AVNr. 54, 5. Miirz 1920. 
41) AV Nr. 70, 24. März 1920; in diesem Artikel auch dle Zitate von Eugen Buchholz 

aus der GAZETA OLSZ~SKA Nr. 37, 23. März 1920. 
42) AV Nr. 138, 17. Junl1920. 
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darf doch die Stärke des reinen und idealen Heimatgedankens nicht 
verkannt oder seine Bedeutung gering veranschlagt werden. Und des­
wegen wird es auch bei der Beurteilung jener, die heute schon oder in 
naher Zukunft zum Deutschtum zurückfinden, durchaus angebracht 
sein, den ehrlichen Mann vom Lumpen zu unterscheiden. Schon vor 
einigen Tagen haben wir zum Ausdruck gebracht, daß an eine Polen­
verfolgung oder etwas ähnliches nach der Abstimmung in unserem 
Ermland und in Masuren nicht zu denken sei. Aber selbst in den nach­
barlichen, freundschaftlichen und verwandtschaftlichen Beziehungen 
-und wer wäre denn im Ermland nicht verwandt oder verschwägert? 
- werden sich die Gegensätze ausgleichen müssen. Auch hier wird 
sich das Band der gemeinsamen Heimat als unzerreißbar erweisen. 
Der Ermländer und Masure wird sich sagen: Lieber einen Lumpen 
ungeschoren lassen als einen ehrlichen Mann treffen! .. 

Einschränkend schließt aber der Kommentar, daß das "Volks­
empfinden "0 ) anders hinsichtlich der "Fremden von drüben" rea­
giere. Sie würden "heute als lästige Fremde empfunden und wer­
den es in alle Zukunft bleiben". 

Zehn Jahre später stellte Stephan in einer Festbeilage zur Erin­
nerung an die Abstimmung"), die er als historische und politische 
Erscheinung zu werten versuchte, die Frage, wieweit Minderhei­
tenpolitik eine Kulturaufgabe sei, und behauptete, daß sich die 
polnischen Einwohner auf den Boden der nationalen Minderheit 
mit allen ihren Rechten, aber auch Pflichten gestellt hätten . 

.,Man hat deutscherseits gut daran getan, den Polen auf dem Boden 
dieser These zu folgen. Jetzt haben die Polen das Dasein ihrer natio­
nalen Minderheit in dem von ihnen behaupteten Umfange zu bewei­
sen. Die deutsche Politik hat keinen Anlaß, sie daran zu hindem oder 
ihre Arbeit zu erschweren. Allerdings nur so lange und so weit, als sie 
ihre ideellen Rechte wahren und ihre kulturellen Interessen als Min­
derheit pflegen. Eine andere Haltung Deutschlands wäre weder poli­
tisch noch gerecht. Der Hakatismus"} als politische Aufgabe im natio­
nalen Kampf hat ausgespielt, wenn sich auch die jungen Staaten, vor 
allem Polen, darauf versteifen, an sich die schlechten Erfahrungen des 
alten Preußens zu wiederholen. Auch der Versuch einer Politik des ,do 
ut des', die zeitweilig in den Beziehungen zur polnischen Minderheit 
eine Rolle gespielt hat, hat sich als Fehlgriff erwiesen. Sie hätte uns 
jedenfalls auf die Dauer in eine Sackgasse geführt. Die von der offi­
ziellen deutschen Politik der polnischen Minderheit gegenüber einge­
nommene Haltung war anfänglich heftig umstritten. Besonders in der 
öffentlichen Meinung Ostpreußens. Heute wird sie nur noch von den 

43) Das Wort ist keine nationalsozialistische Wortschöpfung, wie der Gebrauch in 
diesem Kommentar beweist. 

44) AV 11. Juli 1930 (die Beilage trägt keine Nummern-Angabe). 
45) Dieser Begriff ist aus den Anfangsbuchstaben der Namen Hannemann, Kenne­

mannund Thiedemann gebildet. Sie gründeten 1894 den ,.Ostmarkenverein .. , 
eine chauvinistische Organisation, deren Ziel es war, der polnischen Bewegung 
in den Ostprovinzen Einhalt zu gebieten. Vgl. D. FRICKE (Hrsg.), Die bürgerli­
chen Partelen in Deutschland. Bd. 1. Leipzig 1968, S. 502 :ff. und A. GALOS- F. 
H. GENTZ.:EN - W. JAKÖBCZYK, Die Hakatisten. Der Deutsche Ostmarkenverein 
(1894-1934). Berlin(Ost) 1966. 
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nationalistischen Gruppen bekämpft, die noch in den Spuren der 
Hannemann, Kennemann und Th.iedemann wandeln. Wir haben diese 
Polenpolitik der Vorkriegsära für falsch gehalten, weil nationale Fra­
gen weder mit brutaler Gewalt noch mit wirtschaftlichem Druck zu 
bereinigen sind ... Die Mittel, die einer gesunden Minderheitspolitik 
anstehen, können auch da nur positiver Art sein, wo es gilt, einer etwa 
werbenden Kraft der Minderheit zu begegnen. Die Polen in Ostpreu­
ßen meinen ja, aus der sogenannten Zwischenschicht, also aus den Rei­
hen unserer Volksgenossen4a), die zwar ein polnisches Idiom sprechen, 
aber ihrem Willen und ihrer Gesinnung nach deutsch sind, für ihre 
Minderheitsgemeinde jene Rekordziffern zu schaffen, von denen sie in 
phantasievollen Zeitungsartikeln schwärmen. Demgegenüber würde 
es an sich genügen, darauf zu achten, daß die polnischen Werbemittel 
die freiwillige Entscheidung der Umworbenen nicht antasten." 

Hier spielt nun die preußische Schulpolitik gegenüber der pol­
nischen Minderheit eine wichtige Rolle. Es ließ sich leider nicht 
feststellen, ob aus der Redaktion des Volksblatts selbst Stellung zu 
diesem Problem genommen wurde. Stephan hatte guten Kontakt 
zur Redaktion der Berliner Zentrumszeitung Germania. Stephan 
und der zeitweilige Chefredakteur Hermann Orth4') kannten sich 
von ihrer gemeinsamen Tätigkeit als Lokalredakteure bei der 
Zentrumszeitung Dasseldorjer Tageblatt vor dem Ersten Welt­
krieg. Darauf ist es zurückzuführen, daß Stephan in der Zeit bis 
1932 wiederholt für die Germania schrieb48). So griff er auch in 
diesem Blatt das Thema des Schulwesens au~11). Für ihn gingen die 

46) Vgl. Anm. 43. 
47) Orth war 1922-1927 Chefredakteur der Germanfa. Er mußte seinen Platz 1927 für 

den bisherigen Leiter des Berliner Büros der Kölnischen Volkszeitung Dr. Ernst 
Buhla räumen. Orth übernahm dafür den Berliner Posten von Buhla. Anlaß war 
das Einsteigen Franz von Papens als Gesellschafter in die Germania. Für ihn 
war Orth zu sehr nach ,.links .. tendierend. Orth wurde nach der nationalsoziali­
stischen Gleichschaltung der Presse, obwohl kein Nationalsozialist, Verlags­
direktor der .Ermlandischen Zeitung in Braunsberg. Er soll auf der Flucht in 
der Nähe von Danzlg 1945 umgekommen sein. Zu Orth vgl. J. BACH, Franz 
von Papen in der Weimarer Republik. Düsseldorf 1977, S. 226; K. KOSZYK, Deut­
sche Presse 1914-1945. Berlin 1972, S. 299; K. LÖFFLER, Geschichte der katholi­
schen Presse Deutschlands. Mönchengladbach 1924, S. 77; PREUSCHOFF, a. a. 0., 
S. VII; Lebenserinnerungen, S. 130 ff.; schriftliche Mitteilung von Bundesmini­
ster a. D. JOHANN BAPTIST GRADL vom 2. Mal 1979 (Gradl war 1926-1930 Wirt­
schaftsredakteur der Germania. Er wurde von Papen hinausgedrängt, vgl. BACH, 
s. 7). 

48) Dabei behandelte er vornehmlich ostpreußische Themen, so z. B. u. a ... Pfingst­
besuche in Ostpreußen" (24. Ma11922), wo es um Reisen von Stegerwald sowie 
Generalfeldmarschall von Hindenburg und General Litzmann nach Ostpreußen 
ging); .,Wahlkampf und Wahlergebnis in Ostpreußen" (16. Dezember 1924, Kom­
mentar zu den Reichstags- und Landtagswahlen am 7. Dezember 1924); .. Die Be­
ziehungen Plus' XI. zur deutschen Ostmark" (22. Februar 1922); .,Das ostpreußi­
sche Zentrum 1m nationalen Abwehrkampf" (12. Januar 1922); ,. Ostpreußen zwi­
schen den Wahlen .. {8. Apri11925, Reichstagswahlen vom 29. März 1925); .. Kultur­
arbeit in Südostpreußen" (21. November 1925); .,Warum nicht auch gegen uns? 
Bermerkungen eines Ostdeutschen zur Hetze gegen den Prälaten Kaas" (8. April 
1932, zum Thema .,Oststaat"). 

49) GERMANIA vom 21. September 1928. 
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Pläne für eine Minderheitenschulordnung auf die Initiative von 
Persönlichkeiten zurück, denen die kulturellen Interessen der 
deutschen Minderheit im Ausland besonders am Herzen lagen. 
"Man glaubt, diese auslandsdeutschen Kulturinteressen viel 
wirksamer fördern zu können, wenn den ausländischen Regierun­
gen der Vorwand genommen wäre, daß die Deutschen draußen 
nicht etwas zu fordern berechtigt seien, was Deutschland seinen 
Minderheiten bisher verweigere, nämlich die Regelung ihrer be­
sonderen Lage als Minderheiten." Stephan bedauerte, daß die zu­
ständigen Stellen in Berlin sehr geheimnisvoll mit ihren Plänen 
umgingen. Er stützte sich auf einen "Sonderbericht", den eine 
Reihe "rechtsgerichteter Blätter" abdruckte. Er wendete sich ge­
gen den Vorschlag, dem preußischen Entwurf die Form eines 
Staatsvertrages zu geben und diesen den Polen unter der Bedin­
gung der Gegenseitigkeit zur Annahme anzubieten. 

,.Gewiß, die geplante preußische Verordnung ist eine Art Vorleistung, 
von der die Deutschen im Auslande, nicht allein in Polen, eine Besse­
rung ihrer Position erwarten. Aber die Frage des Minderheitsschul­
wesens ist so lange zweifellos eine interne deutsche Frage, als nicht 
alle Staaten sich ihrer ausschließlichen Autorität auf diesem Gebiete 
begeben und ein übernationales Forum dafür geschaffen ist. Der Völ­
kerbund hat in der Minderheitenfrage bislang versagt. Das Internatio­
nale Schiedsgericht in Haag ist nach den bisherigen Erfahrungen 
ebenfalls nicht als solche übernationale Stelle geeignet. Ein Vertrag, 
dazu lediglich zwischen Deutschland und Polen, würde eine neue 
Quelle von Reibungen und Zwistigkeiten sein, während eine einsei­
tige Regelung der Schulfrage für die preußischen Polen eine Basis der 
Verständigung auf Grund neuer Erfahrungen sein kann." 

Dieses Thema wird dann noch einmal50) auf Grund eines Arti­
kels in der bürgerlich-liberalen KlJnigsberger Allgemeinen Zeitung 
aufgegriffen. Für das Blatt war die Zunahme der polnischen Min­
derheitsschulen in der Grenzmark Posen-Westpreußen alarmie­
rend, weil es in diesem Gebiet im Sommer 1929 22 polnische Schu­
len mit 1200 Kindem und 36 Lehrern gab. Stephan fand, daß für 
eine Alarmstimmung noch kein Grund vorhanden war. Die Polen 
seien "Meister der Anfangserfolge". Hinzu käme, daß die neue 
Verwaltungseinheit der Provinz noch lange nicht zu einer politi­
schen und kulturellen Einheit zusammengewachsen sei und die 
geographische Lage der Provinz eine einheitliche, kraftvolle, kul­
turelle Beeinflussung von deutscher Seite erschwere. Die wirt­
schaftlichen Schwierigkeiten täten ein übriges. Verwunderlich sei 
nur, daß sich gerade die Königsherger Allgemeine Zeitung, das 
"betont Stresemannsche Leibblatt", zum Sprachrohr der Unge­
duldigen in Schneidemühl mache. Waren es doch 

"in hohem Maße Rücksichten auf unsere Minderheiten lm Ausland, 
die zum Erlaß der Minderheitsschulordnung51) führten. Das Auswär-

50) AV Nr. 167, 20. Juli 1929. 
51) Die .,Ordnung zur Regelung des Schulwesens für die polnische Minderheit" trat 

am 31. Dezember 1928ln Kraft. 
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tige Amt hat darauf gedrängt; und die Wamer saßen nicht allein auf 
der Rechten. Nun ist•s einmal ein wenig anders gekommen, als Opti­
misten es erhofft hatten. Vom Auswärtigen Amt will ich nicht einmal 
annehmen, daß es Zug um Zug die erwarteten Erfolge im Ausland 
einzuheimsen gedachte. Oder hat Stresemann doch auch da wieder 
einmal einen Silberstreifen am Horizont gesehen?"51) 

Beschwerden sollten, so schließt dieser Absatz, im Auswärtigen 
Amt und bei seinem Chef Stresemann vorgebracht werden. 

Klares Bekenntnis zur Republik 
Kompromißlos, eindeutig und unmißverständlich ist durch die 

Jahre bis 1933 das Bekenntnis der Zeitung zur Republik, zur Ver­
fassung von Weimar und zu den Farben Schwarz-Rot-Gold. Das 
zeigt sich am eindrucksvollsten bei Gerhard Schöpf. Das dürfte 
nicht zuletzt auf den Altersunterschied zwischen Stephan und 
Schöpf zurückzuführen sein. Stephan, 1884 geboren, hat noch be­
wußt das kaiserliche Deutschland erlebt. Schöpf dagegen ist zu 
Beginn dieses JahrhUnderts auf die Welt gekommen. Das Kaiser­
reich und der Erste Weltkrieg hatten auf ihn nicht mehr einen so 
bestimmenden Einfluß51). Vorbehaltloser konnte daher auch sein 
Bekenntnis zur Republik sein. In einem WochenkommentarM) an­
läßlich des bevorstehenden Verfassungstages55) schrieb er: 

"Und so wuchs auch die Weimarer Verfassung über den Wert un­
brauchbar gewordener Tradition, über den Wert organischer Entwick­
lung, die noch nicht dasein konnte, binaus zu dem Werte, der in der 
gewaltigen Willenskundgebung zur volklieben und staatlieben Wie­
dergeburt aller Deutseben beruht. Die Weimarer Verfassung hat Zeug­
nis abgelegt für die unverwüstliche Kraft selbst unseres zerschlage­
nen Volkes. Die Weimarer Verfassung überwand die Revolution. Aus 
der Weimarer Verfassung, mag sie sieb im Laufe der Zeiten ändern, 
wie sie will, zog unser Volk und Staat die Möglichkelt zum Wiederauf­
stieg und zur Wiedergesundung." 

Ebenso leidenschaftlich ist dann das Bekenntnis zu den Reichs-
farben Schwarz-Rot-Gold. 

"Es sind die Farben des deutseben Volkes, unter denen wir wieder 
erstarkt sind, es sind die Farben, die Anspruch auf Achtung und Ehre 
haben, und die zu schmähen jeder Deutsche sieb schämen sollte, der 
noch ein wenig Selbstachtung vor sieb und Stolz gegenüber dem Aus­
land bat. Es bat sieb ein miißiger Streit erhoben, ob es klug war, 
Schwarz-Weiß-Rot durch Schwarz-Rot-Gold zu ersetzen. Es ist ersetzt 
worden mit der Mehrheit des deutseben Volkes, mit der besonnenen 
Mehrheit, und das sollte genug sein, zu achten, auch wenn man nicht 
lieben kann. Oberdies bat es sieb eigentlich gar nicht mehr darum 

52) Stephan stand der Politik Stresemanns distanziert gegenüber. FQr ihn führte er 
lediglich jene Politik weiter. die Joseph Wirth (1879-1956) als Reichskanzler 
(1921-1922) begonnen hatte und nicht weiterfflhren konnte. 

53) Vgl. H. LUTZ. Demokratie im Zwielicht. Der Weg der Deutschen Katholiken aus 
dem Kaiserreich in die Republik 1914-1925. München 1963, S. 67 ff. 

54) AV Nr. 179, 3. August 1929. 
55) Er wurde am 11. August begangen. 
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gehandelt, Schwarz-Rot-Gold für Schwarz-Weiß-Rot zu wählen, son­
dern es ist im Grunde darum gegangen, die rote Fahne der Revolution, 
die schon längst die schwarzweißrote vernichtet hatte, von den Dä­
chern zu holen und binaufzupflanzen eine Fahne, zu der nicht mehr 
nur eine Partei, sondern das Volk aufschauen konnte." 

Schöpf appelliert dann an die Einwohnerschaft Allensteins, 
zahlreicher als sonst schwarzrotgoldene Fahnen aus den Fenstern 
zu hängen. Es gehe um Gesinnungstüchtigkeit und Bekennermut. 

"Wie viele Allensteiner besitzen diese Eigenschaften nicht? Ist es zu­
viel verlangt, wo es um Staat und Volk geht, daß der Zahnarzt es 
verschmerzt, wenn ihm die Goldplombe des deutschnationalen Ritter­
gutsbesitzers von Sowieso entgeht? Daß der Arzt die Entsagung zu­
wege bringt, ein paar völkische Herzen weniger zu untersuchen? Daß 
der Geschäftsmann darauf verzichtet, seine Heringe auch der in Raten 
zahlenden Gattin eines hohen Beamten ,nationaler Denkungsart' zu 
verkaufen? Und daß diese Herren und alle anderen, die es angeht, 
dafür lieber staatsbürgerliche Gesinnung an den Tag legen?" 

In einer Polemik mit der Heilsherger WarmiaBB), wobei dem 
Blatt unterstellt wird, "ohne ständige Reibereien mit dem Zen­
trum einfach nicht leben" zu können, weil sonst ihre "deutschna­
tionale Existenzberechtigung im Ermland" nicht zu begründen 
wäre, fragte das Volksblatt: 

"Wo waren denn diese Lenker des schwarzweißroten ,Volkswillens' 
seinerzeit auch im Ermland, als allenthalben die roten Fahnen flatter­
ten? Da haben wir, die wir uns heute zur Republik bekennen, das 
großdeutsche Schwarz-Rot-Gold als Protestzeichen getragen. Und 
viele auch von denen, die heute nur noch von Schwarz-Rot-Gelb re­
den ... Wir sind Republikaner, weil wir einen Volksstaat wollen, 
einen Staat, an dem alle Volksgenossen teilhaben, nicht allein die Jun­
ker und Großagrarier, die Leute von den feudalen Korps und von den 
Ritterakademien. Und wir sind nicht Republikaner geworden über 
Nacht, wie es die gute, ehrliche Warmfa hinzustellen beliebt, die es 
eigentlich wissen müßte, weil sie in jenen Jahren der inneren Klärung 
doch noch zu uns gehörte." 

In dieser Auseinandersetzung mit der Warmia über den Verfas-
sungstag heißt es dann an anderer Stelle6'): 

"Auch die deutschnationale Warmia in Heilsberg sucht die Verfassung 
der deutschen Republik dadurch zu diskreditieren, daß sie von der 
,damaligen in den Wirren der Revolution, in der Lähmung nach dem 
unglücklichen Ausgang des Krieges zusammengepeitschten National­
versammlung' spricht, die die ,Zweidrittelmehrheit für die neue Ver­
fassung aufgebracht' habe ... Die Warmia spekuliert doch wohl all­
zusehr auf die Vergeßlichkeit ihrer Leser, die sich heute noch sehr gut 
erinnern, wie freudig die Warmfa selbst und auch ihre heutigen jour­
nalistischen Parteüreunde das Zustandekommen der Verfassung be­
grüßt haben. Gewiß haben sich ,die Zeiten inzwischen gründlich ge­
ändert'. Gewisse Leute sind inzwischen eben aus den Mäuselöchern 
wieder hervorgekommen. Und wenn sich diese Leute heute daran er-

56) AV Nr. 227, 30. September 1927; der Artikelist ungezelchnet. 
57) AV Nr. 185, 12. August 1927. 
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innern zu dürfen glauben, daß auch vor dem 11. August 1919 eine Ver~ 
fassungbestanden habe, ,eine gute, ja eine bessere Verfassung' als die 
neue republikanische, so scheint man doch in jenen Kreisen vergessen 
zu haben, daß es einen 9. November 1918 gegeben hat, daß sich ein 
Hohenzoller nach Holland geflüchtet und die zwei Dutzend deutscher 
Fürsten ihre Throne verlassen hatten. Die Verfassung des Kaiserrei~ 
ches war wesentlich eine Verfassung der Souveräne und mit diesen 
verschwunden. Etwas N eues mußte geschaffen werden, sollte nicht 
das Chaos kommen. Das ist in Weimar geschehen." 

Am 18. September 1927 wurde in der Nähe von Hohenstein das 
Tannenbergnationaldenkmal eingeweiht. Dieses Denkmal, das an 
den Sieg der deutschen Truppen unter - damals - General von 
Hindenburg 1914 über die russischen Armeen erinnern und gleich­
zeitig die katastrophale Niederlage des Deutschen Ordens unter 
Hochmeister Ulrich von Jungingen 1410 aus dem Geschichtsb~ 
wußtsein verdrängen sollte, war für die nationalen Verbände ein 
Anlaß, ihre Gruppen und Gruppierungen mit Fahnen und Stan­
darten am Reichspräsidenten, Generalfeldmarschall von Hinden­
burg, vorbeimarschieren zu lassen. Weil bei der Grundsteinlegung 
drei Jahre zuvor im August 1924 ein Generalmajor a. D. Kahns die 
Worte sprach: "Nun schmiede neu die Kaiserkrone", lehnte es das 
"Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold" ab, wegen des erneut zu b~ 
fürchtenden monarchistischen Akzents an den Feierlichkeiten 
teilzunehmen. Ein weiterer Grund war das zu erwartende 'Ober­
wiegen der schwarzweißroten Fahnen. Das Volksblatt stellte sich 
nicht voll und ganz hinter die Entscheidung des "Reichsban­
ners"•). Aufgrund der schlechten Erfahrungen sollten die Repu­
blikaner erst recht dafür sorgen, daß sich die Vorgänge von 1924 
nicht wiederholten. Allerdings fand es das Volksblatt unzumutbar, 
daß Angehörige des "Reichsbanners" an General Ludendorff&) 
vorbeidefilierten. Mit Blick auf die keineswegs republikanische 
Einstellung der Spitze des Denkmalsvereins schließt der Artikel: 

"So geht es diesmal nicht! Sie werden schon in Schwarz-Rot~Gold et~ 
was mehr tun müssen. Sie werden sich erinnern müssen, daß unter den 
Spendern für das Denkmal viele Tausende sind, denen SchwaiZ~Rot~ 
Gold Herzenssache ist. Sie werden daran denken müssen, daß sie auch 
Mittel von zahlreichen öffentlichen Verbänden und Kommunen erhal~ 
ten haben, deren nicht geringe Zahl von Gliedern Republikaner sind. 
Sie werden vor allem auch im Auge behalten müssen, daß die Toten, 
die sie ehren wollen, zum größten Teil aus Schichten, Parteien und 
Weltanschauungen herkamen, die sie zweifellos heute zu begeisterten 
Republikanern gemacht hätten, die es damals zum Teil schon waren. 
Wenn Ihr Werk, alle Teile des deutschen Volkes in Tannenberg zusam~ 
manführen zu wollen, wahr werden soll, dann vergessen Sie nicht, daß 
die Mehrheit des deutschen Volkes republikanisch ist. Sonst wird das 

58) AVNr.184, ll.Augustl927. 
59) Erich Ludendorff (186~1937) war während der Schlacht von Tannenberg Gen~ 

ralstabschef beim Befehlshaber der 8. Armee, General von Hlndenburg; 1923 
nahmeram HitlerputschinMilnchen teil, vgl. BWDGß, 1974, Sp.1702~1705. 
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Fest vom 18. September ein Mißklang, der die ungeheuren Kosten des 
Denkmalbaues in ihrem moralischen Effekt illusorisch machen 
würde ... 

In einer Nachbetrachtung zu der Feier unter der Überschrift 
"Der Geist von Tannenberg"80

) wird auf einen Schatten hingewie­
sen, der auf das Fest gefallen sei. Der "Bund Jüdischer Frontsol­
daten" hatte wie zuvor das "Reichsbanner" in letzter Stunde 
seine Teilnahme abgesagt. Was war geschehen? 

"Dem Königsberger Rabbiner Dr. Lewin. der laut anfänglichem Pro­
gramm nach dem evangelischen und katholischen Geistlichen beim 
sogenannten Feldgottesdienst sprechen sollte, (ist) von Persönlichkei­
ten der Festleitung nahegelegt worden. seine Rede ,an anderer Stelle 
im späteren Verlauf der Feier' zu halten. Wenn man schon die Vertre­
ter der Konfessionen in der bei uns üblich gewordenen Feier sprechen 
lassen wollte. so war der ursprüngliche Gedanke durchaus richtig, 
auch den Rabbiner dort sprechen zu lassen. Das nachtrigliche Ansin­
nen an ihn. etwa bei der Kranzniederlegung im Denkmalsinnern zu 
sprechen. war eine zum mindesten höchst unüberlegte und demüti­
gend wirkende Zumutung. Solange man den jüdischen Soldaten gut 
genug hält für Kampf und Tod, soll seine Religionsgemeinschaft nicht 
minderen Rechts sein als die anderen Konfessionen. Die Ablehnung 
des Bundes Jüdischer Frontsoldaten, nach Tannenberg zu kommen. 
kann daher nur als berechtigte Abwehr einer beabsichtigten Krän­
kung angesehen werden. nicht aber etwa, wie man sie auf der politi­
schen Rechten zu deuten sucht, als Oberempfindllchkeit. die sie von 
der Feier selbst ausgeschlossen habe. Wir nehmen nicht an, daß der 
gesamte Denkmalsverein für diesen Zwischenfall verantwortlich ist, 
aber wir möchten wünschen, daß dieienigen Stellen. die für den Miß­
griff verantwortlich sind. in aller Offentliehkelt desavouiert wer­
den ... 

Deutschvölkische Umtriebe im Landkreis Allenstein 
Unter der Überschrift "Die Revolution im Bierkeller""1

) nahm 
Stephan zum Hitler-Putsch vom 9. November 1923 in München 
Stellung. Die Vorgänge 

"sollten nach der Absicht unserer Rechtsradikalen offenbar das Si­
gnal zur großen Rechtsrevolution in Deutschland sein. Daß diese Vor­
bereitungen getroffen waren, daran zweüelt niemand. An der nord­
bayerischen Grenze standen die Bünde Jungdo, Wiking und wie sie 
alle heißen, zum Vormarsch auf das Sündenbabel Berlin. KaJull) 
selbst hatte dies geduldet. In Pommern, Mecklenburg und Schlesien 
sind Putschisten-Banden bereit. Es ist möglich, daß das von München 
aus entzündete Feuer fortfrißt, hier und da zu heller Lohe aufflammt. 
Vielleicht werden Hitler und Ludendorff mancherorts doch noch ernst 
genommen. Aber der allgemeine deutsche Rechtsputsch ist im Entste-

60) AV Nr. 218, 20. September 1927. 
61) AV Nr. 262, 10. November 1923. 
62) Gustav Ritter von Kahr, (1862-1934), bayerlscher, konservativer partikularisti­

scher Politiker, Generalstaatskommlssar, schlug den Hltler-Putsch vom 9. No­
vember 1923 nieder; am 30. Jun11934 von den Nationalsozialisten ermordet, vgl. 
BWDG n, 1974, Sp. 1370 f. 
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hen an dem Fluch der Lächerlichkeit gestorben. Der Räuberhaupt­
mann Hitler mit knallender Pistole, die zahlreichen Rinaldos hinter 
ihm und die vor einer brüllenden Menge vorgenommene Revolution 
im Bierkeller, diese Revolution, ginge es uns nicht an sich schon 
hundsmiserabel, hätte in ganz Deutschland und in der gesamten Welt 
nur ein homerisches Gelächter ausgelöst. Es ist verständlich, daß 
deutschnationale Blätter, die bislang täglich den großen Rechtsruck 
mit einer Diktatur Ludendorff oder Helfferich03) als unmittelbar be­
vorstehend vorausgesagt hatten, heuteangesichtsdieser ,Revolution' 
recht bekniffen dastehen. Hitler und Genossen haben sich als kläf­
fende Köter mit umgehängter Löwenhaut entpuppt. Mit diesen Ma­
chern und ihrem Werk ist wirklich kein Staat zu treiben ... 

In den folgenden Jahren bis etwa 1930 war die Aufmerksamkeit 
des Volksblatts im innenpolitischen Geschehen mehr auf die 
Deutschnationalen als auf die Nationalsozialisten und die 
Deutschvölkischen gerichtet. Das bedingten die Verhältnisse im 
Reich und in Preußen, aber auch die Existenz von drei deutschna­
tionalen Zeitungen im Ermland. Mit der Allensteiner Zeitun~) 
bestand zudem ein unmittelbarer Konkurrenzkampf. 

Auf den Gütern Alt-Allenstein und Klaukendorf im Landkreis 
Allenstein wurden Anfang November 1925 durch Beamte der Lan­
deskriminalpolizei in Königsberg etwa 20 Personen unter dem 
Verdacht der Geheimbündelei festgenommen•). Sie sollen militär­
ähnlich gekleidet gewesen sein, militärische 'Obungen abgehalten 
haben, und es sollen bei ihnen Gewehre und Munition gefunden 
worden sein. Zwei Tage späterGC') wurde dann unter Berufung auf 
die Königsherger Hartungsehe Zeitungo') berichtet, unter den Ver­
hafteten seien Angehörige der Deutschnationalen Volkspartei, 
der Deutsch-Völkischen Freiheitspartei, des Hitlerstoßtrupps, 
des Schlageterbundes, der Sturmfahne Roßbach, des Rollkom­
mandos Roßbach, des Oberlandesbundes u. a. m. gewesen . 

.,Die Führer sind meist vorbestraft, wegen Hehlerei, Betrugs, Dieb­
stahls, einer mit 18 Monaten Gefängnis wegen gefährlicher Körper­
verletzung. Es scheint sich überhaupt um Leute zu handeln, die nichts 
zu verlieren haben als ihr Leben. Auch bankrotte Kaufleute befinden 
sich unter ihnen, die unter Hinterlassung erheblicher Schulden aus 
ihrer Heimat ßüchtig geworden sind. Zweck ihrer Unterbringung auf 

63) Karl HelHerich (1872-1924), nach 1918 deutschnattonaler Politiker, vgl. BWDG I, 
1973, Sp. 1103 f. 

64) Exemplare der Allenstefner Zeitung aus der Zwischenkriegszeit sind in Allenstein 
nicht vorhanden. In der Universitätsbibliothek Thom (Toruil) befinden sich -
nach Auskunft von Dr. Zygmunt Lietz- die Jahrginge 1920, 1927-26 und 1930 ff. 
Die Jahrginge der Ermlllndlschen Zeitung aus der Zelt der Weimarer Republik 
sind- ebenfalls nach Mitteilung von Lietz- dort fast komplett vorhanden. 

65) AV Nr. 263, 11. November 1925. 
66) AV Nr. 265, 13. November 1925. 
67) Zur Hartungsehen Zeitung vgl. K. FORSTREUTER, Das Ende der Königsherger 

Hartungsehen Zeitung. In: Acta Prussica. Abhandlungen zur Geschichte Ost- und 
Westpreußens. Fritz Gause zum 75. Geburtstag. Würzburg 1968, S. 325 ff. FQr 
diese Zeitung schrieb in den 20er Jahren gelegentlich Carl Stephan. 
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den Gütern war zunächst, die linkseingestellte Arbeiterschaft zu ver­
drängen; zunächst haben sie sich aber in der Hauptsache auf militäri­
sche Übungen beschränkt''"). 

Die "Geheimbündelei" spielte für das Volksblatt jedoch in die­
sem Zusammenhang eine untergeordnete Rolle. Viel wichtiger 
war die dabei deutlich werdende Einstellung der Zeitung zur 
Rolle der Gewerkschaften und zum Streik in einem demokrati­
schen Staatswesen. In dem Artikel "Einige Randbemerkungen -
Die Verhaftungen im Landkreis Allenstein"Bi) schrieb Fritz Feld­
mann70): 

.,Auch die christlichen Landarbeiter sind empört über die reaktionäre 
Machtpolitik, die die Allensteiner Zeitung gegenüber den einheimi­
schen Landarbeitern predigt. Es handelt sich, gerade nachdem das 
Schlagwort von dem Kampf gegen die freien Gewerkschaften in die 
Debatte geworfen ist, nicht mehr bloß um die Angelegenheit der so­
zialistisch organisierten Arbeiter, sondern um ein Interesse der ge­
samten ländlichen Arbe! terschaft. Sämtliche Landarbeiter ste­
hen zur Zeit unter schwerstem wirtschaftlichen Druck. Es ist nicht 
ausgeschlossen, daß sie, wenn man ihre berechtigten Wünsche nicht 
erfüllt, eines Tages zum letzten gewerkschaftlichen Mittel, zum 
Streik, greifen müssen. Man mag über einen landwirtschaftlichen 
Streik denken, wie man will; der landwirtschaftliche Arbeiter ohne 
Unterschied der Organisation hält ihn für erlaubt. Müssen da nicht 
,Streikbrecher', als die die im kritischen Augenblick herangezogenen 
fremden Arbeiter angesehen werden {zumal wenn diese fremden Ar­
beiter durch Zuwendungen von dritter Seite ein Einkommen bezie­
hen, das sich der einheimische Arbeiter auch nicht entfernt träumen 
läßt), der gemeinsame Feind aller ländlichen Arbeiter sein? Und die 
christlichen Landarbeiter sind nicht so naiv zu glauben, sie würden 
verschont, wenn man erst die Freien klein gemacht hat.'' 

Nachfolgend wird dann die Allensteiner Zeitung zitiert, die die 
Ansicht vertreten hatte, daß es sich bei den verhafteten Arbei­
tem71) um Männer von streng nationaler Gesinnung und um Ange­
hörige vaterländischer Verbände gehandelt habe. Sie seien gerufen 
worden, um arbeitsscheue und vaterlandsverräterische Elemente, 
die im Allensteiner Bezirk immer mehr um sich griffen, "auszu­
merzen". Die Güter brauchten verläßliche Arbeitskräfte, um ihre 
Produktion sicherstellen zu können. Man müsse es ihnen danken, 
daß sie anstelle des vaterlandslosen Gesindels staatserhaltende 
Kräfte in ihren Dienst stellten. Es handele sich um einen "offenen 
Kampf" gegen die freien Gewerkschaften, der, gestützt auf vater-

68) AVNr. 270,20. November 1925. 
69) AV Nr. 266, 14. November 1925. 
70) In der Nr. 263 vom 12. November 1927 wurde eingestanden, daß dieser Name ein 

Pseudonym für Carl Stephan war und versichert, daß er in Zukunft, da ein wirk­
licher Fritz Feldmann inzwischen in Allenstein wohnte, nicht mehr gebraucht 
werde. 

71) AV Nr. 270, 20. November 1925, weist nach, daß unter den Festgenommenen nur 
einer aus Ostpreußen, die anderen aus Hamburg, Mecklenburg, Bayern, Ober­
schlesien und Westpreußen stammten. 
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ländische Kräfte, zu einem guten Ende geführt werde ... Nicht 
die Republik sei gefährdet, sondern die sozialdemokratischen Ge­
werkschaften seien in ihrem Bestand bedroht. Wer die Entwick­
lung der Arbeiterbewegung aufmerksam verfolge, dem werde die 
Feststellung nicht entgangen sein, daß nationale Gesinnung in 
weitesten Arbeiterkreisen Platz gegriffen habe. Man wolle dieser 
Bewegung Gewalt antun und dazu sei jedes Mittel recht. Nicht 
Putschisten und Fememörder bekämpfe man, sondern vaterlän­
dische Gesinnung. 

Angesichts dieser "Schimpfkanonade" frage man sich, heißt es 
in dem Kommentar des Volksblatts weiter, ob das Zentrum klug 
gehandelt habe, sein Geschick im Landkreis Allenstein an eine 
Pa~ei zu binden12), die von den Arbeitern, nur weil sie organisiert 
seien, als von vaterlandslosem Gesindel spreche. 

,,Wir von unserem Standpunkt aus protestieren jedenfalls mit aller 
Entschiedenheit gegen diese Art des politischen Kampfes. Mag der 
Angriff formal nur gegen die freien Gewerkschaften gerichtet sein, 
wir sehen auch in dem sozialistischen Gegner den Menschen und den 
deutschen Mitbürger. Und ist es ein Wunder, daß tiefste Erbitterung 
in den Reihen der Landarbeiter Platz greift, wenn sie bei einem viel­
fach mangelhaften Deputat hie und da einen Barlohn beziehen, der in 
seiner Geringfügigkeit zum Himmel schreit? Wir sind die letzten, die 
nicht wünschen möchten, daß es dem Bauern und Gutsbesitzer gut­
geht. Wir glauben an das Wort ,Hat der Bauer Geld, hat's die ganze 
Welt'. Der vernünftige Landwirt weiß auch selbst, daß seines Inst­
manns Wohlergehen das seine Ist. Und wenn an manchen Orten nur 
6 Mark Barlohn monatlich gegeben werden, wie können dann diesen 
fremden Arbeitern neben freier Station monatlich 45 Mark gegeben 
werden?" 

Der Fall Goldau und das Preußenkonkordat 
Die Meinung des Allensteiner .volksblatts zum Inhalt des Preu­

ßenkonkordats73)- und analog dazu zum Vertrag mit der Evan­
gelischen Kirche in Preußen- sowie vor allem zu den Konsequen­
zen für die östlichen Diözesen, die mit Einschluß des Ermlandes 
trotz des Widerspruchs ostpreußischer kirchlicher und staatlicher 
Stellen zu einer Kirchenprovinz zusammengefaßt wurden, läßt 
sich aufgrund des vorliegenden Bestandes nicht rekonstruieren. 

'12) Für die Kreitagswahlen am 29. November 1926 hatten im Landkreis Allenstein 
die Deutschnationalen und das Zentrum eine gemeinsame bürgerliche deutsche 
Liste aufgestellt. 

'13) Zum Preußenkonkordat vgl. D. GOLOMBEK., Die politische Vorgeschichte des 
Preußenkonkordats (1929). Malnz 1970 (für das Ermland, S. 70 f.); H. HOMIG, Das 
preußische Zentrum in der Weimarer Republik. Malnz 1979, S. 184 ff.; J. LINNE­
BORN, Zentrum und Preußenkonkordat. In: K. A. SCHULTE, (Hrsg.), Nationale 
Arbeit. Das Zentrum und sein Wirken in der deutschen Republik. Berlln-Leipzig 
1929, S. 226 ff.; H. SCHULZE, Otto Braun oder Preußens demokratische Sendung. 
Frankfurt-BerUn-Wien 1977, S. 554 ff. 
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Lediglich zum Fall Goldau und seinen lmplikationen liegen Nach­
richten und Kommentare vor. 

Bei der dritten Lesung der Konkordatsvorlage kam es am 9. Juli 
1929 im Plenum des Preußischen Landtags zu einem Eklat"). Der 
ermländische deutschnationale Abgeordnete Goldau aus Schön­
wiese111) erklärte, daß er im Gegensatz zu seiner Fraktion für das 
Konkordat stimmen werde. Daraufhin wurde er aus der Fraktion 
ausgeschlossen. In der Schlußabstimmung wurde das entspre­
chende Gesetz mit 243 Stimmen der Regierungsparteien (SPD, 
Zentrum und Demokraten) und der Wirtschaftspartei angenom­
men. Dagegen entschieden sich 172 Abgeordnete der Rechtspar­
teien, der Deutschen Volkspartei und der KPD. 35 Abgeordnete 
beteiligten sich nicht an der Abstimmung. 

Der "Fall Goldau" wurde in den kommenden Wochen in der 
Auseinandersetzung mit den Deutschnationalen wiederholt zum 
Anlaß genommen, das Verhältnis der Rechten zu den Katholiken 
deutlich zu machen. Aber das Zentrum mußte auch immer wieder 
sein Zusammengehen mit den "gottlosen" Sozialdemokraten 
rechtfertigen. Im Allensteiner Volksblatt hieß es dazu711), in dem 
Konkordat werde der preußische Staat in seiner republikanischen 
und demokratischen Verfassung anerkannt. Der Hl. Stuhl habe 
keine Bedenken gehabt, mit einer preußischen Regierung zu ver­
handeln und einen Vertrag abzuschließen, deren Führung in den 
Händen von Sozialdemokraten liege. "Die Kurie erkennt also 
eine mit Sozialisten durchsetzte Regierung als die legale und voll­
berechtigte Vertretung des Landes Preußen an." Als ebenso alt 
wie töricht wird der Vorwurf von Rechts bezeichnet, daß das Zen­
trum durch das Zusammengehen mit der SPD in Preußen die So­
zialdemokraten erst regierungsfähig gemacht habe. 

,.Wenn aber dem Zentnun vorgehalten wird, es habe mit den gott­
losen Sozialdemokraten zusammen das Konkordat ge­
mach~, so paßt in diesem Fall das Sprichwort ausgezeichnet, daß man 
nicht päpstlicher zu sein braucht als der Papst. Wenn der Hl. 
Stuhl die derzeitige Regierung Preußens als Vertragspartner nicht 
scheut, warum sollte das Zentnun Bedenken haben? Die Deutschna­
tionalen und mit ihnen die deutschnationalen katholischen Abgeord­
neten haben es nicht über sich vermocht, für das Konkordat zu stim­
men. Soweit es sich um evangelische Abgeordnete der Deutschnatio­
nalen Volkspartei handelt, wird man das aus ihrer Mentalität verste­
hen, obwohl sie bisher stets in Wahlzeiten in katholischen Gegenden 
sich den Anschein gaben, als seien die katholischen Interessen bei den 
Deutschnationalen sogar noch besser aufgehoben als beim Zentrum. 
Es wird den Deutschnationalen schwerfallen, zu sagen, das Konkor­
dat berühre die katholischen Interessen nicht. Jedenfalls wäre jetzt, 

74) AV Nr. 158, 10. Juli 1929. 
75) Franz Goldau, geb. 1887 in Thegsten, Kr. Heilsberg, Landtagsabgeordneter der 

DNVP, vgl. Handbuch des Preußischen Landtags. Berlin 1928, S. 521 f. 
76) WieAnm. 74. 
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wo Papst und Bischöfe den Abschluß des Konkordats wünschten, eine 
gute Gelegenheit für die Deutschnationalen gewesen, ihre Katholi­
kenfreundlichkelt auch durch die Tat zu beweisen." 

Für die katholischen Deutschnationalen gäbe es aber kein Be­
greifen, noch weniger ein Entschuldigen. Sie seien einfach dem 
Druck der evangelischen Mehrheit in der Fraktion widerstandslos 
erlegen. 

"Nur der ermländiscbe Abgeordnete Goldau, Scbönwiese, hat sich ge­
wehrt und ist dafür aus der deutschnationalen Fraktion hinausgewor­
fen worden. Gerade seine Haltung aber, die wir anerkennen (die Be­
gründung mit der Beleidigung ist so kindisch!), stellt die Schwäche 
seiner bisherigen katholischen Fraktionsgenossen in ein eigenartiges 
Licht. Sie haben, wie es in der partelamtlichen Erklärung der deutseh­
nationalen Fraktion heißt, sieb einmütig den Auffassungen der evan­
gelischen Mehrheit angeschlossen. Sie haben die rechtliche und wirt­
schaftliche Schlechterstellung der katholischen Kirche seit 1924 ohne 
Widerspruch hingenommen. Der Verlust der katholischen Kirche in 
Preußen seitdem stellt sieb, nach den Angaben des Ministers Dr. 
Becker"), auf 2,3 Millionen Mark. Jetzt aber, wo es galt, für die katho­
lische Kirche die Parität herzustellen, da weigern sich die katholi­
schen deutschnatlonalen Abgeordneten und fordern lm letzten Augen­
blick gleichwertige und gleichzeitige Beiträge." 

Zehn Tage später78) kam das Volksblatt auf das Thema Sozial-
demokraten und Konkordat zurück. 

"Warum die Sozialdemokraten dem Konkordat zugestimmt haben, ist 
nicht unsere Verantwortung. Keinesfalls sind dieser Zustimmung ir­
gendwelche Verabredungen mit dem Zentrum vorausgegangen, die 
unsere politische Entscheidungsfreiheit einengen. Immerhin ist die 
Tatsache nicht aus der Welt zu schaffen, daß mit der Linken in Preu­
ßen das Konkordat zustande kam und mit der Rechten im Reich das 
Schulgesetz scheiterte"). Das Zentrum denkt nicht daran, deswegen 
irgendwie irrige Auffassungen über seine weltanschaulich grundsitz­
liehe Gegnerschaft gegenüber der Sozialdemokratie aufkommen zu 
lassen, und wird Versuche, die von anderer Seite kommen, energisch 
abwehren. Warum aber sollen wir Katholiken uns nicht freuen, daß 
die preußische Republik der katholischen Kirche gibt, was das König­
reich Preußen verwehrte? Und erst die Parität! Wir Katholiken wären 
glücklich gewesen, wenn die königlich-preußische Regierung auch nur 
einmal uns gegenüber einen Akt der Parität in der Art vorgenommen 
hätte, wie ihn die Minister Dr. Braunm) und Dr. Becker 1m Landtag 
anläßlich des Konkordats der evangelischen Kirche gegenüber prokla­
miert haben." 

77) Carl Heinrich Becker (1876-1933), 1925-1930 preußischer Kultusminister, vgl. 
BWDG I, 1973, Sp. 217. 

78) AV Nr. 167, 20. Juli 1929. 
79) Vgl. G. GRONTHAL, Reichsschulgesetz und Zentrumspartei in der Weimarer 

Republik. Düsseldorf 1968. 
80) Otto Braun (1872-1955), 1920-1933 mit Unterbrechungen preußischer Mini­

sterpräsident (SPD), seit 1925 an der Spitze der aus SPD, Zentrum und De­
mokraten bestehenden Koalition in Preußen, vgl. 0. BRAUN, Von Weimar zu 
Hltler, Hamburg 1949, und SCHULZE. 
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Und noch einmal auf die Sozialdemokraten zurückkommend, 
schrieb der Kommentator dann weiter: 

.,Es war bestimmt keine Liebe zur katholischen Kirche oder Hinnei­
gung zu katholischen Grundsätzen. Die sozialdemokratische Presse, 
auch die Königsherger Volkszeitunlf'), hat nie ein Hehl daraus gemacht, 
daß rein staatspolitische Rücksichten für die sozialdemokratische 
Landtagsfraktion maßgebend waren." 

Bei aller weltanschaulichen Distanz zu den Sozialdemokraten­
Sozialdemokraten, Sozialisten, Marxisten, Freidenker werden 
nicht immer streng auseinandergehalten, in der Endphase der 
Weimarer Republik werden bei Wahlauseinandersetzungen sogar 
die Nationalsozialisten als nationale Sozialisten bezeichnet- zei­
gen sich doch eine Übereinstimmung und ein enges Zusammenge­
hen in den Fragen der Republik und im Bemühen um die Erhal­
tung der Demokratie. Bei den Wahlen zum neuen Oberbürgermei­
ster von Allenstein 1932 als Nachfolger von Georg Zülch gelang es 
dem Zentrum nur mit Unterstützung der Sozialdemokraten, sei­
nen Kandidaten Otto Gilka durchzubringen82). 

Volksbegehren und Volksentscheid 
keine Mittel gegen Reparationslasten 

Die deutschen Reparationsverpflichtungen, wie sie der Vertrag 
von Versailles vorsah, wurden 1924 im Dawesplan vorläufig gere­
gelt und dann 1929 im Youngplan endgültig festgelegt. Dagegen 
konstituierte sich am 9. Juli 1929 ein "Reichsausschuß für das 
deutsche Volksbegehren". Ihm gehörten an: der Vorsitzende der 
Deutschnationalen Volkspartei (DNVP), Alfred Hugenberg, die 
Führer des "Stahlhelms - Bund der Frontsoldaten", Franz 
Seldte und Theodor Duesterberg, der Führer des "Alldeutschen 
Verbandes", Heinrich Claß, und der Führer der Nationalsoziali­
stischen Deutschen Arbeiterpartei (NSDAP), Adolf Hitler. Der 
"Reichsausschuß für das deutsche Volksbegehren" legte den Ent­
wurf eines "Gesetzes gegen die Versklavung des deutschen Vol­
kes" vor. Sein § 4 bestimmte, daß der Reichskanzler und die 
Reichsminister, die den Youngplan billigten oder ähnliche Ver­
träge abschlössen, unter die Anklage des Landesverrats gestellt 
werden sollten. Reichspräsident von Hindenburg bezeichnete die-

81) Die Königaberger Volkszeitung, gegründet 1893, war das Organ der Sozial­
demokraten in Ostpreußen. Angaben über die Au nagenhöhe liegen offiziell nicht 
vor, vgl. Handbuch der deutschen Tagespresse, S. 209. W. MATULL, Ost­
preußische Arbeiterbewegung. Würzburg 1970, S. 107, spricht von einer Auflage, 
.,die 10 000 überschritt". In Insterburg und in Gumbinnen gab es mit der 
Volkswacht und dem Gumbinner Volksfreund Kopfblätter der Volkszeitung. 
In Elbing erschien seit 1919 die Freie Presse. Im Silden Ostpreußens hatten 
die Sozialdemokraten kein Sprachrohr. Eine Untersuchung über Informations­
und Kommunikationsmöglichkeiten in Ostpreußen während der Weimarer Zeit 
fehlt. 

82) Zur Oberbürgermeisterwahl siehe unten S. 114 ff. 
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senParagraphenals einen unsachlichen und persönlichen politi­
schen Angriff, den er bedauere und verurteile. Im Reichstag 
stimmten nur 60 von 350 anwesenden Abgeordneten für die Vor­
lage. Selbst zwei Dutzend Deutschnationaler verweigerten ihrem 
Parteiführer Hugenberg die Gefolgschaft. In der Zeit vom 16. bis 
zum 29. Oktober unterzeichneten 4 139 000 Wähler und Wählerin­
nen-das waren 10,06 % der Wahlberechtigten- das Volksbegeh­
ren. Der Anteil reichte zum nächsten Schritt, dem Volksentscheid, 
aus. Beim Volksentscheid am 22. Dezember 1929 waren die 
5 825 000 Jastimmen- 13,8%- zuwenig. Die Pläne der Rechten 
waren gescheitert82), kläglich gescheitert, wird man hinzufügen 
müssen. 21 Mil~ionen Stimmen wären nämlich notwendig gewe­
sen, um die Hürden zu nehmen. 

Das Volksblatt stellte sich von Anfang an sowohl gegen das 
Volksbegehren wie auch gegen den Volksentscheid. Es wurde von 
einem "grundlegenden Irrtum" gesprochen, "von dem die Agita­
tion für das Volksbegehren ausgeht". Man wolle glauben machen, 
"Deutschland besitzt die volle Freiheit, zum Youngplan ja oder 
nein zu sagen. Nur selten wird die Frage erörtert: Was dann, 
wenn wir nein sagen?"at) Im zweiten Blatt derselben Ausgabe 
wurde ein Aufruf veröffentlicht ,,Ostpreußen, bleibt dem Volks­
begehren fem!"85), den führende Persönlichkeiten aus Beamten-

83) Vgl. U. E. EYCK, Geschichte der Weimarer Republik Bd. 2. Erlenbach-Zürich '19'12, 
260 ff. Femer: E. DEUERLEIN. (Hrsg.), Der Aufstieg der NSDAP 1919-1933 in Au­
genzeugenberichten. Düsseldorf 1968, S. 303 ff.; F. FRIEDENSBERG. Die Weimarer 
Republik. Hannover 195'1, S. 146 f.; V. R. BERGHAHN, Der Stahlhelm. Bund der 
Frontsoldaten 1918-1935. Düsseldorf 1966, S. 122 ff.; H. PONDER, Politik in der 
Reichskanzlei. Stuttgart 1961, S. 16 ff. 

84) AVNr. 245,19. Oktober 1929. 
85) Neben dem Oberpräsidenten Dr. Siehr unterschrieben die Regierungspräsiden­

ten von Bahrfeldt, Budding, Rosencrantz und von Ruperti. Für das Ermland 
stehen die Namen Domherr Stoff, Generalvikar Dr. Spannenkrebs, Gutsbesitzer 
Llngk (Klutkenmühle), Dr. Rehaag (Wormditt), Professor Dürr (Braunsberg), 
Oberstudienrat Hönnekes (Allenstein). - In einem Flugblatt aus dem Kreis 
Braunsberg vom Oktober 1929 heißt es: ,.Wer mit uns will, daß auch weiterhin 
mit zusammengebissenen Zähnen unentwegt ruhige Weiterarbeit geleistet wird, 
wer will, daß das Schmutzwerfen auf politische Persönlichkeiten aufhört und 
das politische Leben entgiftet wird, der muß dem Volksbegehren fernbleiben und 
diese Meinung in allen Schichten unserer Heimat verbreiten, die es sonst als 
vorgeschobener Posten des Reiches zuerst zu spüren bekommen, wenn wieder 
Haß und Zank aufflammen". Zu den Unterzeichnern dieses Flugblattes gehörten: 
Block, Lehrer, Schöndamerau; Buchholz, Studienrat, Braunsberg; Crull, Gewer­
berat, Braunsberg; Dr. Dr. Dürr, Rektor der Akademie. Braunsberg; Fromm, 
Pfarrer, Sonnwalde; Hanke. Kaufmann, Braunsberg; Hamau. Gutsbesitzer, 
Kl.-Rautenberg; Harnau, Gutsbesitzer. Schafsberg; Höpfner, Gutsbesitzer, Liset­
tenhof; Keuche!. Kaufmann. Wormditt; Kolberg, Stadtrat. Braunsberg; Krause, 
Versicherungsvertreter, Braunsberg; Lange, Gutsbesitzer. Kl.-Körpen; Lutz, 2. 
Bürgermeister, Braunsberg; Plngler. Gutsbesitzer. Stelnbotten; Dr. Rehaag, Ge­
neralsekretär des Ermlindischen Bauemvereins, Wormditt; Retz, Bürgermei­
ster, Mehlsack; Schmauch, Studienrat, Wormditt; Schröter, Bürgermeister, Frau­
enburg; Schulz, Erzpriester, Braunsberg; Stankewitz, Landrat. Braunsberg; Dr. 
Spannenkrebs. Generalvikar, Frauenburg; Dr. Switalski, Universitätsprofessor, 
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schaft, Geistlichkeit, Industrie, Handel, Landwirtschaft und 
Kunst unterzeichnet hatten. Eine Woche später schwebte ,,der 
Pleitegeier über dem Volksbegehren" 811

). Die großen und kleinen 
Agitatoren würden durch die Lande rasen, aber kein Mensch 
wolle etwas von ihnen wissen. 

"Die Unentwegten, die allemal auf das falsche Pferd zu setzen ge­
wohnt sind, haben gleich in den ersten Tagen ihre schöne ,teutsche' 
Handschrift genommen und sich in die Sammelmappe der Republik­
feinde eingeschrieben. Nun aber hapert's. Man kann wohl deutschna­
tional sein, weil das feudal ist; aber deswegen braucht man noch nicht 
alle Dummheiten dieser Partei der einstigen Feudalherren und neu­
zeitlichen Nabobs, der alten Offiziere Seiner Majestät und der abge­
halfterten Landräte neueren Datums mitmachen. Manche sogar, die 
im ersten Biereifer unterzeichnet haben, möchten gern wieder zurück 
und fragen, ob sie ihren Namen nicht wieder streichen können. Sie 
fühlen sich offenbar nicht recht wohl in der Gesellschaft der großen 
und kleinen Hugenberger, so nett auch sonst die Stellung auf dem 
Präsentierteller und für alle Welt sichtbar sein mag. Leider gibt's kein 
Zurück. Kein Wunder, daß man in der Firma Hitler-Seldte-Hugenberg 
beginnt, nervös zu werden. Die P 1 e i t e droht." · 

In Allenstein mögen dagegen die , , Volksbegehrler'' mehr Glück 
haben. Allerdings würden sie auch hier nicht die Zahl erreichen, 
die bei den letzten Reichstagswahlen die Deutschnationalen und 
die Völkischen auf sich vereinen konnten. 

"Und das, obwohl das Oberhaupt unserer Stadt, Oberbürgermeister 
Zülch, seinen Namen gleich am ersten Tag eingetragen hat. Heute, 
nachdem der Oberbürgermeister mit Namen und Titel ein Flugblatt 
der Volksbegehder mitunterzeichnet hat, darf man ja wohl offen da­
von sprechen, ohne als Denunziant verschrien zu werden. In den Krei­
sen der Besonnenen unserer Stadt hat dieser Schritt des Oberbürger­
meisters Kopfschütteln hervorgerufen ... Warum sollte nicht auch 
ein Oberbürgermeister das Recht haben, seine politische Unzuläng­
lichkeit zu dokumentieren? -wenn nicht die Stadt die Suppe mit 
auszulöffeln hätte." 

Jedermann wisse, daß Allenstein bei der Vergabe von Staats­
subventionen nicht immer glücklich abgeschnitten habe. Früher 
habe der Mangel bei den Verhandlungsführern gelegen. Seit aber 
Zülch diese Verhandlungen selbst geführt habe, sei erfreulicher-

Braunsberg; Dr. Wiehert, Mehlsack; Ziegler, Rechtsanwalt und Notar, Brauns­
berg; Ziegler, Telegraphenleitungsaufseher, Braunsberg (in dieser Liste der ein­
zige Sozialdemokrat. Z. gehörte nach 1949 dem Bundestag in Bonn an). - Auf 
Anordnung des Preußischen Innenministers mußten Beamte, die für das Volks­
begehren eingetreten waren, auf dem Dienstweg dem zuständigen Fachminister 
gemeldet werden. Der Landrat in Braunsberg schrieb unter dem 2. November 
1929, es hätten sich drei Staatsbeamte- ein Landgerichtsrat, ein Studienrat und 
ein Studienrat lm einstwelligen Ruhestand St., K., und Q. ln die Liste eingetra­
gen. Hinzu kämen sieben Gemeindevorsteher und ein Mitglied des Gemeindeaus­
schusses Baslen. Unter den Lebrem sei ,.Fehlanzeige". Staatliches Wojwod­
scha1tsarclllv Allenstein [Wojew6dzlde Archiwum Panstwowe w Olsztynle). 
LandratBraunsberg. X/2-A 11. Polizeiregistratur42/12, H.l.1929. 

86) AV Nr. 251,26. Oktober 1929. 
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weise eine Besserung der Situation festzustellen. Es sei bekannt, 
daß die preußische Regierung über jeden Beamten, der unter­
zeichne, einen Bericht angefordert habe . 

.,Glaubt nun unser Oberbürgermeister, daß dadurch seine Stellung 
bei künftigen Verhandlungen mit den Berliner Regierungsstellen ver­
bessert wird? Natürlich nicht. Die heroische Geste, die die Unter­
schrift unseres Oberbürgermeisters wohl bedeuten sollte, in allen Eh­
ren! Aber Heroismus, der auf dem Rücken unserer Stadt ausgetragen 
werden wird, darf wohl auf wenig Dank rechnen. Da hätte schon bes­
ser die Besonnenheit den Sieg über das aufbrausende Temperament 
davontragen sollen. Solche heroische Geste, die eigene - wenn auch 
falsche- Oberzeugung zum Wohle der Stadtgemeinde zurückzustel­
len, die hätte in allen Schichten unserer Bevölkerung Anerkennung 
verdient und sicher gefunden "87). 

"Ein Pfeil, der den Schützen getroffen hat" heißt ein Kommen­
tar am Schlußtag des Volksbegehrens88). Statt "Pleite" ist dieses 
Mal das Wort "Fiasko" gesetzt, zu dem das Volksbegehren gewor­
den sei, das von der "Nationalen Opposition" in Gang gesetzt 
wurde. "Nationale Opposition" wird als "anmaßender Hochmut" 
bezeichnet. 

"Sie geht von der Voraussetzung aus, daß Deutschland moralisch in 
zwei Hälften zu zergliedern sei, in eine sogenannte nationale und in 
eine sogenannte landesverräterische, antinationale Hälfte. Zur letzte­
ren gehören all diejenigen, die die Revolution und den verlorenen 
Krieg als eine Tatsache anerkannt haben und von dem Ausgangspunkt 
dieser Tatsache her ein neues freies Deutschland aufzubauen suchen. 
Zu der ersteren Gruppe aber sollen die zählen, die jene Tatsache nicht 
anerkennen und die als Ausgangspunkt der heutigen Politik den Tag 
ansehen wollen, da General Ludendorff Reue darüber empfand, von 
dem Kabinett des Prinzen Max von Baden die Herbeiführung eines 
Waffenstillstandes in einem Zeitraum von 24 Stunden verlangt zu ha­
ben. Keine Reichsregierung kann sich gefallen lassen, als 
national unzuverlässig behandelt zu werden. Gegen eine sol­
che Opposition gibt es vielmehr nur den allerschärfsten Kampf." 

Zwischen dem Volksbegehren und dem Volksentscheid fanden 
am 17. November 1929 Kommunal- und Provinzialwahlen in Preu­
ßen statt. Für die Stadt Allenstein zeigten die Ergebnisse, daß die 
Rechtsparteien aus ihrer Propaganda gegen den Youngplan kei­
nen Nutzen in Gestalt von Stimmen ziehen konnten. Die National­
sozialisten, die bisher zwei Mandate in der Stadtversammlung 
gehabt hatten, mußten einen Sitz abtreten; zwei Sitze verloren 
auch die Kommunisten (bisher vier). Die Deutschnationalen muß­
ten zwar Stimmenverluste hinnehmen, konnten aber ihre vier 
Sitze behaupten. Das Zentrum gewann drei Mandate hinzu68). 

Nach dem Mißerfolg des Volksentscheids110) wurde die Fragwür­
digkeit derartiger durch die Verfassung erlaubter politischer 
Möglichkeiten kritisch geprüft01) und an den Volksentscheid vom 
Jahre 1926 über die entschädigungslose Enteignung der Fürsten­
vermögen erinnert112). In einer Zeit, da Millionen ohne Arbeit ge-
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87) AV Nr. 253, 29. Oktober 1929. 
88) In Allenstein trugen sich 4138 Bürger in die Listen zum Volksbegehren ein, das 

waren rund 20 Prozent der Wahlberechtigten. AV Nr. 254, 30. Oktober 1929. 
89) Das VOLKSBLATI' (Nr. 269, 18. Nov. 1929) sprach von der höchsten Stimmenzahl, 

die das Zentrum bisher in der Stadt erreicht hatte. Von den 35 Sitzen entfielen 
auf das Zentrum 17, DNVP 4, SPD 2, Wirtschaftliche Vereinigung (eine wirt­
schaftliche Gruppierung, hinter der vor allem auch die DVP stand) 5, KPD 2, 
Wirtschaftspartei 3, Demokraten 1 und NSDAP 1. Dem "Zentrum fehlte ein Sitz 
zur absoluten Mehrheit. Mit Hilfe der beiden SPD-Stadtverordneten gelang es 
ihm, 1932 in Dr. Otto Gilka einen Oberbürgermeister aus den eigenen Reihen 
durchzusetzen (vgl. unten S. 114 ff.). Im ,.Politischen Wochenend"' des folgenden 
Sonnabends (Nr. 273, 23. November 1929) wurde dann eine Wahlanalyse versucht, 
die neben Allenstein auch das Ermland einbezog. ,.Politicus"' (d. i. Stephan) wie­
derholte, daß es sich für das Zentrum um eine Rekordzahl handelt, .,die die bis­
herige Höchstziffer bei der Wahl zur preußischen Landesversammlung im Januar 
1919 noch erheblich übersteigt. Sie rein arithmetisch zu erklären, etwa mit dem 
natürlichen Zuwachs an Wahlberechtigten, ist unzureichend. Der 17. November 
bedeutete in Wirklichkeit eine Mobilisierung der Katholiken Allensteins ... Ge­
rade in den Kreisen der der Arbeiterschaft und der Jugend sei bemerkt worden, 
daß nur besondere Anstrengungen eine grundlegende Wende in der Gemeindepo­
litik zugunsten des katholischen Volksteils herbeiführen könnten. In einem habe 
es aber keine Illusion gegeben: .,Man war sich klar, daß von denjenigen Katho­
liken, die nach rechts gegangen waren, nur ein kleiner Teil wieder zu gewinnen 
sein würde. Es scheint, als ob der größere Teil davon allerdings doch das deutseh­
nationale Lager verlassen hat und bei der Wirtschaftspartei gelandet ist. Es mö­
gen auch eine Reihe von Katholiken, die bisher Zentrum gewählt haben, zur 
Wirtschaftspartei gegangen sein. Zu den Deutschnationalen hat sich bestimmt 
nicht ein einziger verirrt, der bislang Zentrumsmann war ... Die Stimmenverluste 
bei den Sozialdemokraten und bei den Deutschnationalen im Ermland im Ver­
gleich zu den Reichstags- und Landtagswahlen am 20. Mai 1928 werden nicht mit 
der geringeren Wahlbeteiligung begründet . .,So haben z. B. die Sozialdemokra­
ten in Ostpreußen gegenüber 1928 insgesamt rund 25 000 Stimmen eingebüßt. 
Davon entfallen allein auf die ermländischen Kreise rund 3750, also über 15 Pro­
zent ihres Gesamtverlustes oder fast 25 Prozent ihrer Stimmenzahl von 1928. Bei 
den Deutschnationalen ist das Bild noch deutlicher. Bei einem Gesamtverlust 
von über 23 000 Stimmen in Ostpreußen haben sie im Ermland allein 8200 Stim­
men eingebüßt, also 35 Prozent ihres Gesamtverlustes oder über 38 Prozent ihrer 
Stimmenzahl von 1928. Die Durchschnittsverluste für Ostpreußen betragen bei 
den Sozialdemokraten nur etwas über 9 Prozent und bei den Deutschnationalen 
gar nur etwas über 7 Prozent. Im Ermland reichen also die Gründe der allgemei­
nen Wahlmüdigkeit nicht aus. Hier sind tatsächliche Verluste für die Sozialde­
mokraten und Deutschnationalen entstanden. Das Zentrum hat die traditionelle 
Wahlmüdigkeit natürlich auch zu spüren bekommen. So sind 1m Kreis Heilsberg 
und in einzelnen Diasporagebieten Verluste entstanden, die den Gewinn in den 
anderen ermländischen Kreisen fast völlig wieder aufgezehrt haben ... 

90) Beim Volksentscheid wurden in der Stadt Allenstein 4725 Ja-Stimmen abgege­
ben; für Nein entschieden sich 163 Wahlberechtigte (AV Nr. 298, 23. Dezember 
1929). Vgl. dazu H. PLEYER, Politische Werbung in der Weimarer Republik. Die 
Propaganda der maßgeblichen politischen Parteien und Gruppen zu den Volks­
begehren und Volksentscheiden ,.Fürstenenteignung"' 1926, ,.Frelheitsgesetz" 
1929 und .. Auflösung des Preußischen Landtags" 1931. Diss. phil. Münster 1959, 
s. 21 ff. 

91) AV Nr. 301,28. Dezember 1929. 
92) Der sozialdemokratisch-kommunistische Volksentscheid drängte auf eine ent­

schädigungslose Enteignung der Fürstenhäuser. Am 6. Oktober 1926 trafen der 
preußische Staat und das Haus der Hohenzollern eine Vereinbarung, vgl. 
PLEYER, S. 7 ff. Für U. SCHOREN, Der Volksentscheid zur Fürstenabfindung. 
Düsseldorf 1978, S. 12, datiert der Konflikt vom November 1918, weil damals 
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wesenseien und Millionen durch die Inflation ihr Vermögen ver­
loren gehabt hätten, sei die Parole sehr zugkräftig gewesen. 
"Demgegenüber standen Riesenbeträge, die den Fürsten als Ab­
findung gezahlt werden sollten für Vermögen, deren Erwerb zwei­
fellos nicht immer allen Forderungen des Rechts und der Moral 
gerecht wurde." Trotzdem seien nur 14,5 Millionen Stimmen für 
den Volksentscheid aufgebracht worden, die zu wenig waren. Der­
artige Mißerfolge hingen nicht zuletzt auch davon ab, daß die 
deutsche Wählerschaft zu stark an die Parteien gebunden sei. 

.,Gewiß hat der Volksentscheid 1926 das Parteigefüge ein wenig zu 
lockern vermocht. Aber der Volksentscheid 1929 schon nicht mehr. 

,.die Klärung der Besitzverhältnisse zwischen den Ländern und ihren deposse­
dierten Landesherren aus verschiedenen Gründen nicht erfolgt war". Die katho­
lischen deutschen Bischöfe erklärten, die Kirche trage Mitverantwortung dafür, 
daß ,.die Grundsätze des Eigentumsrechtes, die in der natürlichen sittlichen Ord­
nung begründet und durch Gottes Gebot geschützt" seien, ,.als Grundlage gesun­
der Ordnung im privaten, Familien- und Gemelnschaftsleben" ihre Bedeutung 
behalten sollten, vgl. ebd. S. 210. Nicht so eindeutig war die Stellungnahme des 
Zentrums. Die Reichsleitung versuchte innerhalb der verschiedenen Gruppierun­
gen zu jonglieren. Auf der einen Seite standen die konservativen Kräfte, auf der 
anderen die Arbeiterschaft, die Kleinbauern und nicht zuletzt auch die Jugend, 
die einem Ja zur Fürstenenteignung das Wort redeten, vgl. ebd. S. 219 ff. und 
auch B. LOWITSCH, Der Kreis um die Rhein-Malnische Volkszeitung. Wiesbaden­
Frankfurt 1980, S. 46 ff. Die RMV, die als das Sprachrohr der "Llnkskatholiken" 
in der Zeit von Weimar galt, verlangte, daß sich jeder in seinem Gewissen prüfen 
müsse, welches Unrecht er für das größere halte, den "Raum an einem verarmten 
Volk" oder den "Raum an den Fürsten". Die Entscheidung fiel für das kleinere 
Obel. "Die Liquidierung der Monarchie darf nicht mit einer Bereicherung der 
Monarchen enden ... , erst recht nicht, da das deutsche Volk unter den Folgen des 
von der Monarchie verantworteten Krieges so bitter zu leiden hat". - Die un­
mittelbare Stellungnahme des Volksblatts liegt leider nicht vor. Die Sätze aus 
dem Jahre 1929 lassen doch den Schluß zu, daß Arbeitslosigkeit und Inflation 
B~enken laut werden ließen, daß die erworbenen Fdrstenvermögen "zweifellos 
nicht immer allen Forderungen des Rechts und der Moral gerecht wurden. - Bei 
der Behandlung des Vertrages zwischen Preußen und dem Haus Hohenzollern im 
Preußischen Landtag wandte sich der Abgeordnete der Polnischen Volkspartei 
Jan Baczewski (1890 bis 1958) in so scharfer Form gegen die Vorlage, daß er vom 
Landtagspräsidenten zur Ordnung gerufen wurde. Die Polen könnten es nicht 
vergessen, daß es gerade die Hohenzollern gewesen wären, die das ,. von der gan­
zen zlvlllsierten Welt verurteilte Enteignungsgesetz gegen die Polen in der ehe­
maligen Provinz Posen erlassen 11 hätten. Als Gegner einer entschädigungslosen 
Enteignung und auf dem Standpunkt beharrend, daß ,.Eigentum Helllgtum" sei, 
könnten sie es doch nicht mit ihrem Gewissen vereinbaren, ,.daß einer Familie 
ein Rlesenvolksvermögen, welches sie sich meistens unrechtmäßig angeeignet 
hat, in der Zelt ausgehändigt werden soll, in der so viele Erwerbslose dem Hun­
ger preisgegeben sind. Wir können es mit unserem Gewissen nicht vereinbaren, 
daß den Hohenzollern ein Riesenvermögen ausgehändigt werden soll, derjenigen 
FamUie, die für die Kriegsopfer, für die Krlegsgreuel verantwortlich zu machen 
Ist (hier erfolgte der Ordnungsruf). Solange die Kriegsinvaliden aus dem Welt­
kriege nicht zufriedengestellt sind, solange die Kriegsinvaliden am Hungertuche 
darben müssen, so lange dürfte es niemand ln Preußen geben, der für dieses 
Gesetz stimmt. Zuerst müssen die Kriegsinvaliden und Hinterbliebenen, Witwen 
und Waisen der Gefallenen zufriedengestellt werden. Wir stimmen also gegen das 
Gesetz." STENOGRAPHISCHE BERICHTE DES PREUSSISCHEN LANDTAGS. 211. Sit­
zung, 15. Oktober 1926, Sp. 14632. 
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... Man darf also feststellen, daß in Deutschland ein Volksentscheid 
dann von vornherein zur Erfolglosigkeit verurteilt ist, solange nicht 
eine Parteiengruppe ihn betreibt, die schon im Parlament wenigstens 
nahezu die Mehrheit hat. Aber auch dann, wenn diese Voraussetzung 
gegeben ist, wird man nicht mit Bestimmtheit den Erfolg voraussagen 
können." 

Ein Vorschlag, den Mißbrauch von Volksbegehren dadurch zu 
verhüten, daß man bei einem Mißlingen die Kosten den Antrags­
stellern auferlegt, wird abgelehnt. Dadurch könnte nämlich von 
vomherein jede Initiative - auch eine berechtigte - abgeblockt 
werden, um der parlamentarischen Gesetzgebungsmaschinerie in 
den Arm zu fallen. Das widerspräche sowohl dem demokratischen 
Prinzip wie auch dem Sinn der Grundsätze, die die Reichsverfas­
sung über die Gesetzgebung unmittelbar durch das Volk festge­
legt habe. 

Hindenburg muß Präsident bleiben 
Über die politische Meinung des Allensteiner Volksblatts in den 

Jahren 1930 und 1931- um nur einige Ereignisse zu nennen: Sturz 
der Regierung Müller (SPD) und Kabinettsbildung durch Heinrich 
Brüning (Zentrum) am 28. März 1930, Reichstagswahlen am 14. 
September, die einen sensationellen Anstieg der NSDAP von 12 
auf 107 Mandate brachten, Notverordnungspolitik und Bildung 
der Harzburger Front am 11. Oktober 1931- ist wegen fehlender 
Unterlagen kein Bild zu gewinnen113). Weit günstiger sieht es dann 
im Jahre 1932 aus. In den dramatischen zwölf Monaten, in denen 
das Ende der Weimarer Republik besiegelt wurde, trat das Volks­
blatt mit seinen beiden politischen Köpfen Carl Stephan und Ger­
hard Schöpf konzessionslos für Demokratie und Republik ein04). 

Anlässe dafür waren die beiden Wahlgänge zur Reichspräsiden­
tenwahl, die Landtagswahlen in Preußen, der Sturz der Regie­
rung Brüning und die Berufung Franz von Papens zur Bildung 
eines "Kabinetts der nationalen Konzentration", der sog. "Preu­
ßenschlag'', die zwei Reichstagswahlen vom 31. Juli und vom 
6. November, der Rücktritt des Kabinetts von Papen und die Er­
nennung des Generals von Schleicher zum Reichskanzle:r85). Da­
zwischen lag dann noch als lokales Ereignis die Wahl des Zen-

93) Aus der Fülle der Literatur seien nur genannt: EYCK, S. 286 ff.; K. D. BRACHER, 
Die Auflösung der Weimarer Republik. Stuttgart 1955, vor allem S. 287 ff.; A. 
ROSENBERG, Entstehung und Geschichte der Weimarer Republik. Franldurt/M. 
1955, S. 456 ff.; K. D. ERDMANN, Die Weimarer Republik. In: B. GEBHARDT, 
Handbuch der deutschen Geschichte. Bd. 19. München 1980, 8. 244 ff. 

94) Daneben erschienen jetzt öfter Berichte und Kommentare mit der Unterschrift 
,.Berliner Dr. H. - Mitarbeiter". Eine Identifikation war leider bisher nicht 
möglich. Dr. Grad! (vgl. Anm. 47) hält es durchaus für wahrscheinlich, daß sich 
hinter diesem Signum Dr. Walter Hagemann verbirgt. Er ,.bat sehr viel geschrie­
ben". Hagemann (1900-1964) war 1928-1933 Redakteur und 1934-1938 Chefredak­
teur der Germanfa. Vgl. MEYERS ENZYKLOPADISCHES LEXIKON. Mannhelm 
1974. Bd.ll, S. 286. 
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trumspolitikers Dr. Otto Gilka zum Oberbürgermeister von Al­
lenstein. 

Am 30. Januar 1932 stand es für das Volksbla~) fest, daß das 
Zentrum keinen Augenblick zögern wird, seine Gefolgschaft für 
den bisherigen Reichspräsidenten einzusetzen. In diesem Zusam­
menhang begründete das Blatt die seinerzeitige Gegnerschaft zu 
der Kandidatur von Hindenburg im Jahre 1925: 

,,Wir haben damals aus der politischen Lage heraus und aus Gründen, 
die in jenen Zeiten durchschlagend schienen, die von den Rechtspar­
teien aufgestellte Kandidatur in anständiger Form bekämpft. Wir ha­
ben aber in demselben Augenblick, in dem die Mehrheit des deutschen 
Volkes sich für Hindenburg entschieden hatte, den greisen Kriegs­
heros der Nation auch an höchster Stelle der zivilen Staatsgewalt mit 
Achtung und Respekt begrüßt. Und die Verehrung für den Feldherrn 
wandelte sich schnell in Vertrauen zu dem Staatsmann, der in unbeirr­
barer Treue zum Vaterland sich als starker Wächter und Hüter der 
Verfassung erwies. Die Fronten um Hindenburg haben sich in den 
sieben Jahren seiner Amtstätigkeit gewandelt. Seine einstigen Geg­
ner haben sich fast restlos in seine Anhänger gewandelt. Die Front 
derer, die ihn einst auf den Schild erhob, ist am Zerbröckeln. Ein 
neuer Radikalismus ist entstanden, dem vielfach Leute anhängen, de­
nen das Erlebnis des Krieges eine Sage ist, denen das erbitterte Rin­
gen des deutschen Volkes um seine Freiheit in den ersten Nachkriegs­
jahren als bewußte Pleitewirtschaft hingestellt wurde. Ihnen ist 
Hindenburg nichts, die Macht alles. Um der Machtwillen sind 
sie bereit, den Vater des Vaterlandes unter ihr partelpolitisches Joch 
zu beugen oder ihn zu opfern, wenn er sich außehnt." 

Bugenberg blieb für das Volksblatt der gefährlichste Politiker 
auf dem rechten Flügel. Er "ist dabei der größere Ränkeschmied 
als Hitler"tn). Es würden Hindenburg die Stimmen der Rechtsop­
positionmit Raffinesse offeriert, diese aber dabei davon abhängig 
gemacht, daß Hindenburg sich von Brüning trennt. Damals im 
Februar 1932 war der Reichspräsident für die Zeitung ,.viel zu 
anständig und charaktervoll", um dieses Spiel mitzumachen. Im 
Zusammenhang mit der Frage der Staatsangehörigkeit bzw. Staa­
tenlosigkeit Hitlers wurde versichert, daß sich kein Zentrums­
politiker finden würde, der einen Einbürgerungsantrag ablehnen 
könnte, und zwar deshalb nicht, "weil uns die Persönlichkeit Hit­
lers nicht so überragend wichtig erscheint, daß man ihm eine un-

95) Vgl. dazu u. a. Tb. TRUMPF, Franz von Papen, der preußisch-deutsche Dualismus 
und die NSDAP in Preußen. Diss. phß. Tüblngen 1963; J. BAY, Der Preußenkon­
flikt 1932/33. Diss. jur. Erlangen-N6rnberg 1965; R. MORSEY, Die Protokolle der 
Reichstagsfraktion und des Fraktionsvorstands der Deutschen Zentrumspartei 
1926-1933. Mainz 1969; J. MAURER- H. WENOST (Bearb.), Staat und NSDAP 
1930-1932. Quellen zur Ara Brüning. DOsseidorf 1977: R. MORSEY, Der Untergang 
des politischen Katholizismus. Stuttgart-Zürich 19'17; H. HOMIG, Das preußische 
Zentrum in der Weimarer Republik. Malnz 1979; K. D. ERDMANN - H. SCHULZE 
(Hrsg.), Weimar. Selbstpreisgabe einer Demokratie. Düsseldorf 1980. 

96) AV Nr. 24, 30. Januar 1932. 
97) AV Nr. 30, 6. Februar 1932. 
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verdiente Gloriole mit der Ablehnung des Bürgerrechts verleihen 
müßte"Ga). Und im folgenden zeigte dann "Politicus"119) eine fal­
sche Beurteilung des Vorsitzenden der NSDAP, Adolf Hitler. Er 
sei, ,,wie schon mehrfach gesagt worden ist, in de;r nationalsozia­
listischen Bewegung nur mehr ein Glied, nicht mehr der Führer, 
sondern der Gefangene seiner Prätorianer" 11l0). Aber deutlich 
wurde dann auch sofort dem "kriegsfreiwilligen deutschen Front­
kämpfer Hitler" die Wirklichkeit entgegengehalten. "Hitler hat 
im Felde seine Pflicht und Schuldigkeit getan wie Millionen Deut­
scher in Deutschland und in Österreich. Ob das nun Anlaß ist, ihm 
vor all den anderen Millionen eine besondere Ehrung zuteil wer­
den zu lassen?" 101

) Eine solche Ehrung wäre es aber, wenn ihm ein 
deutsches Land die Einbürgerung ohne sein Gesuch antragen 
wollte. Es wird an den November 1923 erinnert, der in der Ge­
schichte als der Monat des Hitler-Putsches fortleben würde. 

Im Zusammenhang mit der erneuten Kandidatur von Hinden­
burgs für das Amt des Reichspräsidenten ist von einer Kehrtwen­
dung der Rechten im Vergleich zu 1925 die Rede. Dabei wird aber 
bewußt verschwiegen, daß inzwischen das Zentrum selbst eine 
Kehrtwendung gemacht hat. Das Zentrum entschied sich sieben 
Jahre zuvor für Wilhelm Marx als seinen Mann, während die 
"Vaterländischen Verbände" den Generalfeldmarschall zu ihrem 
Kandidaten machten. Damals habe es geheißen: 

,.Wir danken dem großen Führer in der Not für die Bereitwilligkeit, 
mit der er sich erneut zur Verfügung gestellt hat. Hoch über allem 
Parteikampf steht der Feldmarschall als ein Fels in den uns umbran­
denden Wogen. Ein höheres Sinnbild der nationalen Einheit gibt es 
nicht. Der Name Hindenburg ist der Innbegriff christlichen deutschen 
Wesens, er ist die Verkörperung der alten deutschen Tugenden: Rein­
heit, Treue und Wahrheit" 1112). 

Und jetzt würde Hindenburg von diesen Verbänden als der 
"Schützer des Weimarer Systems" bezeichnet, das das Hindernis 
gegen den deutschen Wiederaufstieg sei. Für Goebbels sei er der 
Schildträger der "rot-schwarzen Katastrophenpolitik". Und Hin­
denburg selbst? Das Volksblatt meinte: 

,.Es ist natürlich überflüssig, den greisen Präsidenten des Deutschen 
Reiches gegen die Diffamierungsversuche der Rechtsradikalen in 
Schutz zu nehmen. Sicherlich hätte Hindenburg, der sich peinlich hü­
tete, der Gefangene des Rechtsradikalismus zu werden, eine Kandida­
tur nicht angenommen, wenn er auch nur entfernt den Verdacht hätte 
hegen müssen, daß die Aktion, die ihn jetzt zum Präsidenten vor­
schlägt, eine parteipolitische Angelegenheit etwa der Linken sei " 103). 

98) AVNr. 36,13. Februar 1932. 
99) Das ist Carl Stephan. 

100) AVNr. 36,13. Februar 1932. 
101) Ebd. 
102) Zitiert aus einem Aufruf der ,.Vereinigten Vaterländischen Verbände" vom 12. 

April1925, nachAVNr. 41, 19. Februar 1932. 
103) AVebd. 
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Vierzehn Tage vor dem ersten Wahlgang wird den radikalen 
Parteien, vor allem aber den Nationalsozialisten gesagt, daß sie 
sich klar darüber sein sollten, "daß der hemmungslose Fanatis­
mus und die grenzenlose Gewissenlosigkeit ihrer Agitation all­
mählich einen Grad erreicht, der der Marke des Überschiagens der 
erhofften Wirkung ins Gegenteil nahe bringt"UM). Die Ermländer 
würden sich gegen Methoden wenden, durch die "jedes Heilig­
tum" in den Bereich einer unsauberen Agitation gezogen werde. 

Das Bekenntnis zu Hindenburg steigerte sich, je näher der Wahl­
termin rückte. Es wird ihm bescheinigt, daß "ein Mann von dem 
politischen Format ... doch wohl nicht so leicht einer Intrige zum 
Opfer fällt"1011). Und bald wurde die Gewißheit in der Schlagzeile 
zum Ausdruck gebracht: "Hindenburg wird siegen"1011). Am Vor­
tag der Präsidentschaftswahlen schrieb "Politicus" auf der ersten 
Seite dreispaltig einen Kommentar mit der Überschrift "Deutsch­
land wählt morgen Hindenburg!"101). Darin wird dieser als der 
,,geniale Feldherr'', als der ,,weise Lenker der politischen Ge­
schicke Deutschlands" und als der "Patriot" umjubelt, der dem 
Vaterland dient. Es wird der Schlußsatz einer Rede von Reichs­
kanzler Brüning während einer Kundgebung im Berliner Sport­
palast zitiert: "Hindenburg muß siegen, weil das deutsche Volk 
leben muß. " 108) Emphatisch folgen dann die Kommentarsätze: 

,.Hier bei ihm steht die nationale Front, an der nationalistischer und 
bolschewistischer Ungeist zerbrechen muß. Hier bei ihm steht die 
christliche Front, an der heidnische Menschen- und Staatsvergötte­
rung ihren Untergang findet. Hier bei ihm steht die soziale Front, die 
dem armen gedrückten deutschen Volk Leben und Wohlfahrt in allen 
seinen Schichten sichern und die Diktatur einer Clique vernichten 
wird. National, christlich und sozialt Das ist die Parole, unter der die 
Hindenburg-Front den Kampf führt und siegreich entscheidet. "1~»> 

Die Wahlen selbst110) brachten für keinen der fünf Kandidaten 
die im ersten Durchgang notwendige absolute Mehrheit. Binden­
burg fehlten 168 000 Stimmen. Es stand "Auf des Messers 
Schneide"111) urteilte das Volksblatt. Für Ostpreußen bliebe ein 

,.bitterer Geschmack auf der Zunge zurück, wenn man überlegt, was 
gerade Hindenburg in Krieg und Frieden für Ostpreußen getan hat 
und wie ihm der dafür gebührende Dank jetzt von der Mehrheit der 
Ostpreußen abgestattet wird. Der 13. März 1932 ist kein Ruhmesblatt 
in der Geschichte Ostpreußens; am wenigsten der Parteien, die sonst 

104) AV Nr. 48. 27. Februar 1932. 
105) AV Nr. 54, 5. März 1932. 
106) AV Nr. 57. 9. März 1932. 
10'1) AV Nr. 60, 12. März 1932. 
108) Brünlngam 11. März 1932 im BerllnerSportpalast, nachAVNr. 60,12. März 1932. 
109) AVebd. 
110) Bei 37 660 3'17 abgegebenen gültigen Stimmen entfielen auf Hindenburg 

18 661 736, Hitler 11 338 571. Thälmann 4 982 079. Düsterberg 2 557 876 und Win­
terlll 470Stimmen,AVNr. 61,14. März 1932. 

111) So die Überschrift des Kommentars. ebd. 
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das Nationale für sich in Erbpacht zu haben glauben, die gegen Rin­
denburg hetzten, weil er sich nicht auf ihr Geheiß von dem katholi­
schen Kanzler trennen wollte, und die jetzt noch enttäuscht darüber 
sind, daß eine solche perfide Propaganda nicht einen noch stärkeren 
Erfolg gezeitigt hat. "u') 

Die Entscheidung der ostpreußischen Bevölkerung am 13. März 
wird einige Tage später113

) eingehend analysiert. Die "Zahlen spre­
chen": 

"Im Wahlkreis Ostpreußen hat Hindenburg nur die relative Mehrheit 
erreicht. Das gleiche gilt für die Regierungsbezirke Königsberg, Al­
lenstein und Marienwerder; im Regierungsbezirk Gwnbinnen hat 
Hindenburg nicht einmal die relativ meisten Stimmen erhalten, son­
dern Hitler. Erheblich ist diese relative Mehrheit Hindenburgs in den 
Bezirken Königsberg und Marienwerder, nur knapp im Bezirk Allen­
stein. Immerhin hat Hindenburg in jedem der einzelnen vier Regie­
rungsbezirke mehr Stimmen auf sich vereinigt als die ihn stützenden 
Parteien bei der Reichstagswahl1930 für sich verbuchen konnten. Für 
ganz Ostpreußen macht dieses Mehr 42 255 Stimmen aus, woran der 
Bezirk Königsberg allein mit fast 20 000 Stimmen beteiligt ist. 
Von den 42 ostpreußischen Kreisen hat Hindenburg in zehn die abso­
lute Mehrheit erzielt. Darunter befinden sich die fünf ermländischen 
Kreise Allenstein-Stadt und -Land, Rößel, Braunsberg und Heilsberg, 
ferner der Kreis Stuh.m. Außerdem war eine absolute Mehrheit für 
Hindenburg vorhanden in Elbing-Stadt und -Land, in Marlenburg und 
in Gerdauen. Eine relative Mehrheit war für den Reichspräsidenten in 
14 Kreisen vorhanden, und zwar in Osterode, Bartenstein, Pr. Eylau, 
Fischhausen, Heiligenbeil, Königsberg-Stadt und -Land, Mohrungen, 
Rastenburg, Wehlau, Darkehnen, Insterburg-Stadt, Tilsit-Stadt, Til­
sit-Ragnit. In 18 Kreisen hatte Hitler die relative Mehrheit, die abso­
lute in keinem. 
In 28 Kreisen sind für Hindenburg mehr Stimmen erzielt worden als 
die hinter ihm stehenden Parteien im Jahre 1930 hatten. Hervorzuhe­
ben sind hier die Kreise Allenstein-Land, Rößel, Osterode, Barten­
stein, Pr. Eylau, Königsberg-Stadt, Rastenburg, Heinrichswalde, Til­
slt-Ragnit, Elbing-Stadt, Stuhm. In sechs Kreisen, darunter Allen­
stein-Stadt, ist der Stimmenverlust der Hindenburg-Parteien nicht 
nennenswert, und nur in acht Kreisen fällt der Stimmenverlust ins 
Gewicht. 
Danach haben die Parteien, die für Hindenburg waren, in 66,6 Prozent 
Ostpreußens Zuzug erhalten, in 14,3 Prozent ist ihr Bestand geblieben, 
und in nur 19,1 Prozent der Provinz sind Verluste eingetreten. Zu die­
sen Verlustkreisen gehören bemerkenswerterweise die katholischen 
Kreise Heilsberg (-1850) und Braunsberg (-2860). Im Kreise Brauns­
berg ist die Wahlbeteiligung gegen 1930 um etwa 1000 Stimmen gerin­
ger, im Kreise Heilsberg um etwa 600 Stimmen größer gewesen. In 
beiden Kreisen haben die Deutschnationalen ihre Stimmen ziemlich 
gehalten, die Nationalsozialisten haben je rund 2000 Stimmen gewon­
nen. Es ist natürlich unter den heutigen Umständen nicht unbedingt 
festzustellen, woher dieser Stimmenzuwachs Hitlers kommt, da in 

112) Ebd. 
113) AV Nr. 63, 16. März 1932. 
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beiden Kreisen auch andere Parteien, wie Wirtschaftspartei und 
Landvolk, einige tausend Wähler hatten. Trotzdem wird die Zen­
trumspartei bei dem kommenden zweiten Wahlgang in beiden Kreisen 
eine stärkere Aktivität entfalten müssen. 
Den besonders starken Zuwachs der Nationalsozialisten in den masu­
rischen und in den an Litauen grenzenden Kreisen hat man mit dem 
Hinweis auf die Nervosität der Grenzbevölkerung über eine angeblich 
jetzt stärkere Gefährdung durch Polen bzw. Litauen erklären wollen. 
Diese Erklärung mag insofern etwas Wahres an sich haben, als die 
Nationalsozialisten in ganz Ostpreußen und besonders in den Grenz­
kreisen mit der außenpolitischen Gefährdung hausieren gegangen 
sind. In Westpreußen hat diese unverantwortliche Agitationsmethode 
jedoch keine Panik verursacht, bis auf den Kreis Rosenberg, wo Hit­
ler über 7000 Wähler mehr zugelaufen sind. Ahnlieh ist es im Kreis 
Oletzko gewesen, wo Hitler ebenfalls über 7000 Stimmen mehr hatte. 
Ganz aus der Reihe tanzen die Kreise Lyck mit 8500 mehr, Orteisburg 
mit 10 000 mehr für Hitler; aber auch in anderen masurischen Kreisen 
hat Hitler bis je 5000 Stimmen gewonnen. In allen diesen Kreisen 
hatte aber Hitler schon 1930 eine erhebliche Zahl von Anhängern. 
Wenn jetzt die nationalsozialistische Preussische Zeitung (Nr. 52) in 
einer dicken Schlagzeile behauptet, Hindenburg sei ,auf dem 
Schlachtfeld von Tannenberg geschlagen', so mag das für ihr Agita­
tionsbedürfnis nützlich sein, geschmackvoll und patriotisch wird es 
kaum genannt werden können. Eher bedeutet diese Außerung offener 
Schadenfreude über die politische Verirrung weiter masurischer 
Volkskreise gerade Hindenburg gegenüber eine blanke Nichtswürdig­
keit. 
Hinsichtlich der kommunistischen Stimmen ist darauf hinzuweisen, 
daß sie in den Regierungsbezirken Königsberg, Gumbinnen und West­
preußen abgenommen und nur im Bezirk Allenstein zugenommen ha­
ben. Hier ist es Masuren, das durchweg eine Zunahme der Thälmann­
Stimmen aufweist. Aber auch die ermländischen Kreise Allenstein­
Stadt ( + 150), Alleostein-Land ( + 600) und Heilsberg ( + 170) haben den 
Kommunisten zusammen fast 1000 Stimmen mehr geliefert. Diese 
letztere Feststellung schließt Folgerung und Aufgabe für das Zentrum 
von selbst in sich." 

Nach dieser ersten Runde gingen die parteipolitischen Ausein­
andersetzungen in rascher Folge weiter. Am 10. April war der 
zweite Wahlgang für die Wahl des Reichspräsidenten, und am 24. 
April fiel die Entscheidung über die Zusammensetzung des neuen 
preußischen Landtags. Die Wahlen am 3. April für die Landwirt­
schaftskammern in Ostpreußen können hier außer Betracht blei­
ben. 

Das Motto für den zweiten WiUllgang: "Und nochmal wählen 
wir Hindenburg!"114) wird vor allem mit konfessionellen Argu­
menten begründet. Für di~ Katholiken sei die Entscheidung nicht 
schwierig. Die Wahl eines katholischen Reichspräsidenten sei in 
Deutschland schwerlich möglich. Der Wahlkampf von 1925 habe 
das deutlich gezeigt. 

114) AV Nr. 82, 9. April1932. 
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"Die katholikenfeindlichen Instinkte wurden damals bis zur Siede­
hitze aufgepeitscht. So bleibt der katholischen Minderheit nur übrig, 
denjenigen unter den Kandidaten zu wählen, der außer den politi­
schen Voraussetzungen unbedingt auf positivem christlichen Boden 
steht und die Gewähr für eine christlich orientierte Staatspolitik bie­
tet. Bei Hindenburg sind diese Vorbedingungen voll und ganz er­
füllt ... Konfessionelle Scheuklappen sind ihm fremd, wie sein Ver­
hältnis zum Reichskanzler Dr. Brüning beweist. Hindenburg ist posi­
tiver evangelischer Christ, der seinem Glauben ernstlich nachlebt. 
Ihm gegenüber stehen Thälmann und Adolf Hitler. Ober den Bolsche­
wisten und Gottlosenbündler Thälmann ist in diesem Zusammenhang 
kein Wort zu verlieren. Adolf Hitler aber, sagen uns Nationalsoziali­
sten, sei Katholik! Ist er es wirklich noch? Die bekannten Tatsachen 
lassen an Hitlers Stellung zur katholischen Kirche keinen Zweifel. Er 
hat längst innerlich und äußerlich alle Brücken zu ihr abgebrochen. 
Die Freiheit, die Hitler seinem Mitarbeiter Rosenberg, dem brünsti­
gen Hasser alles Christentums, zu seiner wahnwitzigen Propaganda 
gegen die katholische Kirche läßt, spricht eindeutig genug, selbst 
wenn man nicht aus den Schriften des einstigen Nationalsozialisten 
Dinter111) wüßte, daß Hitler von Religion überhaupt nichts hält, am 
wenigsten von den ,abergläubischen Wahnvorstellungen der katholi­
schen Kirche'. Demonstrativ seinen Glauben verleugnet hat aber Hit­
ler, als er vor wenigen Monaten als Trauzeuge des ebenfalls ,katholi­
schen' Dr. Joseph Goebbels mit einer geschiedenen evangelischen 
Frau in einer evangelischen Kirche vor einem evangelischen Geistli­
chen fungierte. Gibt's angesichtsdieser Tatsache noch einen Zweifel? 
Wer als Katholik auf seinen Christusglauben noch etwas 
hält, wählt morgen den positiv gläubigen evangelischen 
Christen Hindenburg und nicht den vom Katholizismus ab­
gefallenen Freigeist Hi tler11). 

Diese stark emotionalen, aber auch politischen Argumente 
mußten letztlich wirkungslos bleiben und konnten nicht "aus dem 
Tunn heraus" dringennn, weil die Adressaten, die Leser des Volks­
blatts, von wenigen jüdischen Abonnenten abgesehen, als Katho­
liken und Zentrumswähler 1932 von vornherein ihre Entschei­
dung für Hindenburg trafen. Das gilt auch für den Hinweis auf die 
SA und SS als Privatarmeen Hitlers. Ihre Stärke von etwa 420 000 
Mann, ihre geheimen Waffenlager und die Kenntnis der geheimen 
Waffendepots bedeute, so hieß es, eine stets akute Bürgerkriegs­
drohung, die sich kein Staat gefallen lassen könne, am wenigsten 
das Deutsche Reich in seiner prekären innen- und außenpoliti­
schen Lage. 

115) Artbur Dinter (1876-1948), antisemitischer und antiklerikaler völkischer Agita­
tor, 1925-1927 NSDAP-Gauleiter in Thüringen, vgl. P. H'OTTENBERGER, Die 
Gauleiter. Stuttgart 1969, S. 15 f. 

116) AVNr.82,9.Aprll1932. 
117) Dr. Heinrich Teipel, innenpolitischer Redakteur der Germanla, enger Vertrau­

ter des Zentrumspolitikers Joseph Wlrth und Exponent des republikanischen 
Flügels, warf in seiner Broschüre ,.Wir müssen aus dem Turm heraus!", Berlin 
1925, die Frage auf, ob das Zentrum als katholische Weltanschauungspartei noch 
eine Lebensberechtigung habe. 
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,,Aber selbst wenn dieses nationalsozialistische Landknechtskorps im 
Zaune gehalten werden könnte, bis Hitler einmal legal zur Macht 
kommt und dann die Rolle der faschistischen Miliz in Italien zu spie­
len berufen wäre, es ist geradezu erschreckend, mit welcher Leichtfer­
tigkeit nationalsozialitsiche Führer die Triebe ungezügelten Hasses 
und Neides, die in der SA zusammengeballt sind, schüren, ja so weit 
gehen, der SA die ersten 24 Stunden des ,neuen Reiches' freizugeben 
für eine ,Nacht der langen Messer' " 111). 

In nicht einmal zehn Monaten sollte sich dieser Satz bewahrhei­
ten. 

Den zweiten Wahlgang am 10. April gewann dann Hindenburg 
mit 53%, also mit der absoluten Mehrzeit der Stimmen; auf Hitler 
entfielen 36,8 %; und auf Thälmann - weit abgeschlagen -
10,2 %118). Der stellvertretende Stahlhelmsvorsitzende Duester­
berg hatte nicht wieder kandidiert und zur Wahl Hindenburgs 
aufgefordert. Hugenberg, ihn desavouierend, hatte seinen Anhän­
gern die Entscheidung zwischen Hindenburg und Hitler freige­
stellt. Unter Berücksichtigung der Wahlbeteiligung war gegen­
über dem 13. März der absolute Zuwachs an Wählern für Hitler -
fast 2,1 Millionen - dreimal so groß wie für Hindenburg mit 
700 000. Da für diesen am 13. März zur absoluten Mehrheit ledig­
lich 168 000 Stimmen gefehlt hatten und die absolute Mehrheit in 
der zweiten Runde nicht mehr notwendig war, war die Entschei­
dung für den Feldmarschall so nahe gerückt, daß nur ein kleiner 
Teil der bisherigen Duesterberg-Wähler und "einige Linkssoziali­
sten, die zuvor Thälmann gewählt hatten", genügtenuo). 

Hunderttausende von einstigen Duesterberg-Wählem haben 
sich nicht abhalten lassen, zu helfen, um die Gefahr einer Hitler­
herrschaft in Deutschland heraufzubeschwören, folgerte das 
Volksblatt. 

"Sie haben aus Verärgerung, aus dem unklaren Haß gegen das 
,System', aus dem Willen, an Stelle dieses ,Systems' die eigene Partei­
macht aufzurichten, sich einmal der ,nationalen' Opposition ver­
schrieben und können davon nicht wieder los, obwohl sicherlich bei 
manchem das Gewissen gemahnt haben mag. Sie haben sich durch 
diese Halbheit und Entschlußlosigkeit mitschuldig gemacht, daß der 
nationale Akt, den gestern das deutsche Volk durch die Wiederwahl 
Hindenburgs mit absoluter Mehrheit vollzog, sich nicht zu einem noch 
großartigeren Bekenntnis des Volkes zu der historischen Größe und 
weltgeschichtlichen Bedeutung des Reichspräsideten gestaltete. Auch 
ihnen müßte es ja schließlich gedämmert sein, was Hindenburg für 
das deutsche Volk und seinen Kampf um die Freiheit bedeutet. Ihre 
schwere Gewissensschuld bleibt es, daß dieser Erkenntnis nicht die 
politische Tat gefolgt ist. Wie schwer sich die bürgerlichen Hitler­
Wähler am deutschen Volk versündigt haben, dürfte ihnen schon in 

118) AV Nr. 82, 9. April1932. 
119) Vgl. A. MILA1'Z, Wahlen und Wähler in der Weimarer Republik. Bonn 1965, 

S.138f. 
120) Ebd. S. 138. 
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der verflossenen Nacht aufgegangen sein, als sich nicht mehr die klare 
Schlußfolgerung vermeiden ließ, daß zahllose Kommunisten densel­
ben Weg wie sie selber gegangen sind111). Nicht genug damit, daß schon 
bis dahin Millionen einstiger Kommunisten in das nationalsozialisti­
sche Lager hinübergewechselt sind und die sozialistischen Tendenzen 
in der NSDAP zum vollendeten Bolschewismus wandeln, jetzt haben 
auch organisierte Kommunisten offen den Rechtsradikalismus unter­
stützt, um seine revolutionäre Stoßkraft zu verstärken. Graut den 
bürgerlichen Nachläufern Hitlers nicht allmählich doch vor der Ge­
sellschaft, in die sie sich leichtfertig begeben haben?"111

) 

,, Wir lassen uns nicht kommandieren­
weder von Adolf Hitlernach von Erich Koch'' 

In Preußenw) mußte die Bevölkerung bereits 14 Tage später er­
neut zu den Urnen gehen. In Anbetracht dieser kurzen Zeitspanne 
und der zu befürchtenden politischen Ermüdung, einmal, weil 
"das Bewußtsein um die Schicksalsbedeutung dieser Frühjahrs­
wahlen doch noch nicht bis zum letzten Mann und bis zur letzten 
Frau durchgedrungen ist", und zum andem, weil man Wahlent­
haltung am 10. April üben zu können glaubte, da der Sieg Hinden­
burgs ohnehin sicher sei 124), wurde den , ,Zuversichtlichen und Be­
quemen" gesagt: "Die Rechnung für den 24. April geht nicht so 
leicht auf." Neue Wege der Regierungsbildung in Preußen würden 
nur möglich sein, "wenn der Radikalismus einschließlich seines 
deutschnationalen Anhängsels in der Minderheit bleibt und die 
bisherigen Parteien genügend Einsicht besitzen und auf die ver­
änderte Lage Rücksicht nehmen." Wie im Reich, so falle auch in 
Zukunft in Preußen der Zentrumspartei die wichtige Aufgabe zu, 
ihre "starken, ehrlichen und selbstlosen Maklerdienste" der Neu­
ordnung zu leihen. Es gehe darum, den Ansturm des Radikalismus 
auf die Macht in Preußen und über Preußen auf das Reich abzu­
wehren11&). Am Vortag der Wahl wurde dann noch einmal betont, 
erstes Ziel sei es, 

,,den Ansturm des Rechtsradikalismus abzuwehren. Sein bedeutungs­
loser Trabant, die Deutschnationale Volkspartei, hat sich soweit sel­
ber aufgegeben, daß man heute Mühe bat, aus dem Inhalt der deutseh­
nationalen Presse zu erkennen, ob ein Blatt noch Bugenberg oder 
schon Hitler dient. Die übrigen Gruppen der bürgerlichen Rechten 
sind in diesem Wahlkampf nur wenig in Erscheinung getreten: Sie 

121) Nach MILATZ, S. 138f., kam der Zuwachs für Hitler sicherlich von den Deutsch­
nationalen, deren Mehrheit dle Stlmmfreigabe durch Bugenberg zu seinen Gun­
sten interpretierte, zuma1 sich auch der Kronprinz öffentlich für ihn ausgespro­
chen hatte. Aber auch kommunistische Wähler hatten Hitler ihre Stimme gege­
ben, "denn der Verlust von 1,3 Millionen Stimmen, den Thälmann erlitt, war 
keineswegs durch die geringere Wahlbeteiligung und die Zunahme der Binden­
burg-Stimmen allein zu erklären''. 

122) AV Nr. 83, 11. April1932. 
123) Außer in Preußen fanden in Bayern, Württemberg und Anhalt Landtags- sowie 

in Harnburg Bürgerschaftswahlen statt. 
124) AV Nr. 88, 16. Aprill932. 
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haben sich mit der negativen Parole ,Gegen das System' begnügt, 
ohne zu sagen, was sie an die Stelle des ,Systems' setzen wollen "l11). 

Der Kommunismus wird als der linke Antipode des N ationalso­
zialismus angesehen. Beide stammten aus der gleichen Wurzel, 
und in ihren letzten Zielen würden sie nicht sonderlich voneinan­
der abweichen. Dabei wird auch das Verhältnis zur Sozialdemo­
kratie, mit der man schließlich in Preußen zusammen die Verant­
wortung getragen hat, begründet: die materialistische Weltan­
schauung werde entschieden abgelehnt, das dürfe aber nicht dazu 
führen, "ihre politishen Taten, vor allem ihre praktische Arbeit in 
Preußen, von vornherein in Bausch und Bogen zu verdammen"1"). 

Der 24. April brachte "Keine Mehrheit der Rechtsradikalen in 
Preußen"121). Dennoch warereinnoch 

,.schwärzerer Tag in der Geschichte der jungen deutschen Demokratie 
als der 14. September 1930"m). Der politische Unverstand hat noch 
größere Orgien gefeiert als damals. Und doch kann man das Wahl­
ergebnis nicht ganz ohne Genugtuung hinnehmen. Zum ersten Male in 
den letzten Jahren hat es keine 'Oberraschung ergeben. Es war, gemes­
sen an den Zahlen der beiden Präsidentschaftswahlen, das Ergebnis 

125) Im weiteren Verlauf des Kommentars ,.Politisches Wochenend" wird dann zur 
,,Wehrhaftlgkelt in Ostpreußen'' Stellung genommen. Anlaß dazu bot die Not­
verordnung vom 13. Aprll,.Zur Sicherung der Staatsautorltät", die ein Verbot 
der SA und SS beinhaltete und in der .,nationalen Presse" als eine Gefährdung 
der deutschen Grenzen im Osten hingestellt wurde. Es scheint eine Verkennung 
der wahren Lage zu sein, wenn man behaupte, ,.durch das Verbot der Hitler­
schen Zinnsoldaten sei auch der Wehrwille und die Wehrbewegung 
in Ostpreußen lahmgelegt worden. Diese Behauptung mutet besonders 
grotesk an in einem Augenblick, in dem sich der Oberreichsanwalt mit natlo­
nalBozlallstischen Dokumenten befaßt, die ein eigenartiges Licht auf den Wehr­
willender NSDAP im deutschen Osten werfen sollen. 
Nein, die Sicherheit Ostpreußens ist nicht Sache einer Partei oder eines Klün­
gels. Unsere Heimat kann nur geschützt werden durch das ganze einige ostpreu­
ßische Volk. Wenn der Patriotismus der Nationalsozialisten nur so weit reichen 
sollte, als ihnen Freiheit zum Revolutionmachen gewährt wird, wenn sie es 
jetzt, wo ihre SA verboten ist, etwa ablehnen sollten, sich bedingungslos in Reib 
und Glied zu stellen, falls einmal das Vaterland in Gefahr geraten würde, dann 
ist der nationalsozialistische Wehrwille keinen Pfifferling wert. Das wären mir 
schöne Soldaten, die sich mit einem Hut voll Bedingungen anmeldeten. Wenn 
dem natlonalBozlallstlschen Heldenanwärter etwa der schwarze Rock des rech­
ten oder die rote Bluse des linken Nebenmannes nicht passen sollten, dann muß 
und wird es auch ohne sie gehen. Das gäbe ja reizende Zustände, wollte sich 
jeder Soldat im Augenblick der Gefahr erst einen Reichskanzler nach seinem 
Geschmack aussuchen. Da bitten wir bald mehr Reichskanzler als Soldaten. 
Wenn es noch eines Beweises bedurft bitte, wie verwirrt dernationale Gedanke 
im ,nationalen' Lager ist, wie sehr das Erhabene eines Volkes in den Dienst 
einseitiger und egoistischer Machtbestrebungen gestellt wird, dieser Beweis ist 
jetzt erbracht. Das ,nationale' Phrasengebimmel ist lediglich die 
schlechte Begleitmusik für recht reale Parteimachenschaften. 
Gnade Gott dem Staat, den solche Parteien beherrschen würden." AV Nr. 88, 
16. Aprll1932. 

126) AV Nr. 94, 23. Aprll1932. 
127) Ebd. 
128) So die Schlagzelle des AV Nr. 95, 25. Aprll1932. 
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vorauszusehen. Der Rechtsradikalismus ist keine unkontrollierbare 
Macht mehr. Er steht im politischen Tageslicht und mehr noch als am 
10. April erkennt man seine Grenzen." 

Ein politischer Gewinn sei aber das "große Aufräumen unter 
den Splitter- und Interessenten-Parteien". Sie seien restlos ver­
schwunden und aufgesaugt worden durch den Rechtsradikalis­
mus. Weiter wird als befriedigend die Dezimierung der Partei 
Hugenbergs genannt, die fast die Hälfte ihrer Mandate verloren 
habe. Als vierter und größter politischer Gewinn wird verbucht, 
daß weder der Rechtsradikalismus allein noch zusammen mit dem 
Rest der Splitterparteien eine Mehrheit in Preußen erhalten hat. 

"Preußen ist noch nicht hitlerreif, der große Tag ist wieder vorüber­
gegangen, ohne daß der Griff zur Macht gelungen wäre. Der 24. April 
war Hitlers letzte Chance. Sie ist verpaßt. Und auch diejenigen konn­
ten den großen Tag nicht herbeizaubem, die den letzten Rest ihrer 
Partei-Reputation dafür zu opfern bereit waren." 

Das erfreulichste Moment sei die "unbedingte Festigkeit des 
Zentrumsturmes" gewesen. Das Zentrum habe 200 000 Stimmen 
gewonnen. Der Verlust von vier Sitzen sei durch die Verringerung 
der Landtagsmandate insgesamt bedingt. Ohne das Zentrum - so 
der Optimismus des Volksblatts- gehe es in Preußen nicht1s0). 

Auf die Forderung der Nationalsozialisten, daß ihnen aufgrund 
ihrer 162 Abgeordneten die Regierungsbildung in Preußen zu­
komme, wird geantwortet, ebenso habe das "Volk" 162 Abgeord­
nete der sogenannten Weimarer Parteien gewählt. Mit dem glei­
chen Recht könnte daher verlangt werden, das Volk fordere den 
Fortbestand der Weimarer Koalition in Preußen. Mit bloßen Zah­
len könne ein Machtanspruch der Nationalsozialisten nicht be­
gründet werden. Almlieh verhalte es sich 

.,mit der Berufung der nationalsozialistischen Feinde der Demokratie 
auf den parlamentarischen Brauch, daß die stärkste Partei die Regie­
rung zu übernehmen habe. Wer Demokratie und Parlament als den 
Todfeind des Volkes betrachtet, sollte nicht aus Demokratie und Par­
lamentsbräuchen Rechte herleiten wollen. Er macht sich damit nur 
lächerlich. Das um so mehr, je weniger er allein imstande ist, sich in 
den Besitz der Macht zu setzen"tJt). 

Kurz darauf132) folgte eine ungemein scharfe Replik auf einen 

129) Im neuen Landtag fielen der NSDAP 162 (9), der SPD 94 (137), dem Zentrum 67 
(71), der KPD 57 (48), der DNVP 31 (71), der DVP 7 (40), der Staatspartel2 (22) und 
rechten Splittergruppen 3 Sitze zu. Die bisher die preußische Regierung tra­
gende Koalition (SPD, Zentrum und Demokraten -Staatspartei) konnte nur 162 
gegen 260 Mandate auf sich vereinigen. Aber auch eine breite Rechtskoalition 
blieb mit 203 Mandaten gegen 220 in der Minderheit. Ein Zusammengehen der 
Rechten mit dem Zentrum, das eine Mehrheitsbildung ermöglicht hätte, war 
ausgeschlossen. Der Landtag wurde durch eine negative Sperrmehrheit von 
NSDAP und KPD (zusammen 219 Mandate) bewegungsunfähig, vgl. MILA-n, 
S.141. 

130) AV Nr. 95, 25. April1932. 
131) AVNr. 97, 27. April1932. 
132) AV Nr. 100, 30. April1932. 
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Artikel des Gauleiters der NSDAP in Ostpreußen Erleb Koch133
) in 

dem NS-Organ Preußische Zeitung1") in Königsberg/Pr. Laut 
Volksblatt sollte Koch geschrieben haben, seine Partei erwarte 
"auf das bestimmteste, daß das Zentrum ohne jede Bedingung ein 
Kabinett der nationalen Opposition in Preußen ohne seine unwill­
kommene Beteiligung toleriert." Und weiter: "Diese Wahl ist der 
Anfang vom Ende aller Juden- und Romherrschaft über Deutsch­
land"135). Dem antwortete "Politicus"138), Koch habe sich ein Ver­
dienst erworben, zu sagen, was man in nationalsozialistischen 
Kreisen wirklich denkt. Man will 

"allein herrschen, das Zentrum nur benutzen, um zur Macht zu 
kommen ... Wir lassen uns nicht kommandieren, weder von Adolf 
Hitler noch von Erich Koch. Wir treffen politische Entscheidungen 
nach unserer Auffassung zum Wohle des Volkes und Staates ... Am 
Tage vor der Wahl zum Preußischen Landtag ist an dieser Stelle auf 
die nahe Verwandtschaft zwischen N ationalsoziallsten und Kommu­
nisten hingewiesen worden. Da heute die Rechtsblätter mit allem 
Nachdruck fordern, daß das Zentrum das Experiment mit den Natio­
nalsozialisten in der Regierungsverantwortung mache, ja, dem Zen­
trum eine besondere Pßicht unterstellen, Steigbügelhalter der 
NSDAP zu sein, andernfalls es die ,nationalen Interessen • schädige, so 
möchte ich nochmals betonen, daß in Zentrumskreisen über diese 
Frage denn doch grundsätzlich andere Auffassungen bestehen. Wir 
sind bereit, mit jeder Partei zusammenzuarbeiten, die auf der 
Grundlage der Verfassung dem Wohle des ganzen Volkes zu 
dienen entschlossen ist". 

Es folgt ein Satz aus einer Kundgebung13') des preußischen Zen­
trumsvorstandes, in der betont wurde, daß sich die Fraktion allen 
Bestrebungen widersetzen werde, die "Staat und Verwaltung ei­
ner einseitigen Parteidiktatur ausliefern'' wollen und damit Ruhe 
und Ordnung und eine förderliche Reichspolitik gefährden wür­
den. Hier fährt nun der Kommentar fort: 

"Es kann keinem Zweifel unterliegen, die hier aufgestellten Voraus­
setzungen für eine Zusammenarbeit des Zentrums mit anderen Par­
teien werden ebensowenig von den Nationalsozialisten wie 
von den Kommunisten erfüllt. Und wenn Erich Koch in dem schon 

133) Koch Erich, geb. 1896ln Elberfeld, seit 1922 Mitglied der NSDAP, 1928 Gauleiter 
von Ostpreußen, 1933 Oberpräsident von Ostpreußen, 1959 von einem polni­
schen Gericht zum Tode verurteilt, Vollstreckung ausgesetzt, lebt noch in pol­
nischer Haft in Wartenburg (Barczewo), vgl. HO'TrENBERGER, S. 215 und 
BWDG n, 1974, Sp. 1516 f. 

134) Die Preußische Zeitung wurde 1931 gegründet. 1932 gab sie ihre Auflage mit 
31 500 an, vgl. Handbuch der deutschen Tagespresse, S. 210. 

135) Nach AV Nr. 100, 30. April 1932, handelt es sich um die Preußische Zeitung Nr. 
87, das Datum ließ sich nicht feststellen. 

136) Das ist Carl Stepban; darauf wird hier noch einmal hingewiesen, um zu verdeut­
lichen, warum Stepban nach der nationalsozialistischen Machtübernahme nicht 
in die ,.Presseliste .. aufgenommen wurde; daher auch die ausfiihrliche Zitlerung 
des Kommentars. 

137) Diese .,Kundgebung" wurde am 25. April1932 veröffentlicht. 
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erwähnten Artikel der Preußischen Zeitung Tod und Verderben auf 
das Zentrum schleudert, das angeblich die alte Weimarer Koalition 
unter Duldung der Kommunisten aufrechterhalten möchte, so hat er 
sich in unserem besonderen Fall zwar absolut grundlos entrüstet; aber 
der Nazi-Gauleiter Ostpreußens hat augenscheinlich selbst den richti­
gen Sinn dafür, daß, vom Standpunkt des Zentrums gesehen, eine 
Koalition mit den Nationalsozialisten kaum geringere Schwierigkei­
ten bietet als eine solche mit den Kommunisten. Das Vorzeichen ,na­
tional' bei den einen und ,international' bei den anderen ist nicht das 
Wesentliche. Das fühlt man auch im Lager der NSDAP. Darum ver­
sucht man das Zentrum gruselig zu machen mit der Moskauer Abhän­
gigkeit der KPD, mit ihrer Gottlosenpropaganda und ähnlichem. Wir 
übersehen die Dinge gewiß nicht, aber wir wissen auch, daß die 
NSDAP bis heute noch nicht klargestellt hat, wo ihre Geldquellen 
fließen und ihre letzten Abhängigkeiten liegen, daß dieselbe NSDAP 
ihre angebliche christliche Grundauffassung bisher in einem Zwie­
licht gehalten hat, das nicht zu durchdringen war; daß sie die Dissi­
denten in den Reihen ihrer Abgeordneten duldet, dafür aber katholi­
sche Kirche, Priester und Bischöfe in so niederträchtiger Weise ange­
griffen und geschmäht hat, wie es außer den Kommunisten keine an­
dere Partei je in Deutschland gewagt hat." 

Das Zentrum denke nicht im entferntesten an eine Zusammen­
arbeit mit den Kommunisten, aber ebensowenig komme eine Zu­
sammenarbeit mit den Nationalsozialisten in Frage, von denen es 
neben grundlegenden politischen Unterschieden schwere weltan­
schauliche Gegensätze trennen würden. 

"Infolgedessen ist es vergebliche Liebesmühe der Rechtspresse, uns 
aus angeblich nationalen Gründen, die in Wirklichkeit parteiegoisti­
sche sind, in Verhandlungen und Beziehungen zu den Nationalsoziali­
sten zu hetzen. Gewiß sind wir bereit. alles zu tun, was uns mit 
unserer katholischen Grundanschauung und unseren pol ti­
sehen Grundsätzen vereinbar erscheint, um dem Vaterlande 
auch unter den neuen Verhältnissen zu dienen. Wir lehnen es 
aber ab, fremden Diktaten zu folgen oder gar Opfer zu bringen, die 
über den praktischen Alltag in die Sphäre des Grundsätzlichen rei­
chen.'' 

Dem Zentrum habe der Angriff des "machthungrigen" Natio-
nalsozialismus keinen Schaden zugefügt, 

"ein Zeichen, daß unsere Wählerschaft unserer Politik vertraut. Un­
sere Politik hat sogar mehr Wähler als früher an sich gezogen. Warum 
also sollen wir, denen die Wähler gegen den Nationalsozialismustreu 
waren, die Aufgabe haben, demselben Nationalsozialismus in den Sat­
tel zu helfen? Warum stellt Erich Koch nicht etwa an die Sozialdemo­
kratie die Forderung, den Nationalsozialismus bedingungslos zu tole­
rieren? Die Tatsache, daß das Zentrum im Landtag, von rechts her 
gesehen, die nächsten Bänke innehat, kann doch wohl kein Grund 
für die uns gestellte Zumutung sein. Man hat uns so oft im letzten 
Wahlkampf mit den Marxisten in einen Topf zu werfen versucht, un­
serer Politik die schwerste Schuld an allem Widerwärtigen unserer 
Lage beigemessen, unsere Führer in schmählichster Weise verleum­
det. Und nun glaubt man, uns eine besondere .,nationale" Pflicht auf-
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erlegen zu können! Solange man uns so kommt, sind wir nicht 
zu sprechen. Unsere Pflicht liegt in unserem Gewissen, nicht in 
einem äußerlichen Zufall. Und dieses Gewissen ist wach gewesen in 
der Koalition mit der Sozialdemokratie, es wird auch wach sein dem 
Nationalsozialismus gegenüber, zumal die polititischen Differen­
zen zwischen ihm und uns wesentlich größer sind als die, die uns von 
der Sozialdemokratie trennen "tsa). 

Nach dem Sturz Brünings 
Am 30. Mai 1932 wurde Heinrich Brüning als Reichskanzler vom 

Reichspräsidenten von Hindenburg entlassen und zu seinem 
Nachfolger der politisch auf dem äußersten rechten Flügel des 
Zentrums beheimatete Franz von Papen ernannt. Die Hinter­
gründe dieses Wechsels aufzuzeigen, ist nicht Aufgabe dieser Ar­
beit. Die Literatur darüber ist kaum noch zu übersehents~). Vom 
Volksblatt fehlen die entsprechenden Nummern. Lediglich eine 
Ausgabe von Anfang Juni war erreichbar. Darin findet sich ein 
Kommentar mit Außerungen wie "um eine Erfahrung reicher" 
und der "Dank des Vaterlandes". Nur zu deutlich wird spürbar, 
daß die Enttäuschung nach dem "Undank" für das Engagement 
zur Wiederwahl Hindenburgs journalistisch noch nicht verkraftet 
ist. Die "Bestürzung" war noch zu groß, .und erst allmählich 
wuchs die "helle Empörung" über die "Hintergründe" und die 
.,Machenschaften", die zum Sturz Brünings und seines Kabinetts 
geführt hatten. Konfessionelle Intrigen und antikatholische Res­
sentiments werden mit als Anlässe des Sturzes kurz vor den "letz­
ten hundert Metern vor dem Ziel'' gesehen. Noch einmal wird an 
die Mitarbeit des Zentrums bei der Gestaltung der Republik erin­
nert, und es fallen Worte, die in unserer Zeit wie leere Hülsen 
wirken: Zentrumsstaatsmänner hätten sich in der Verantwortung 
für Volk und Reich verzehrt; Opfer an Opfer seien gereiht worden 
für die Allgemeinheit, als andere "in den vergnügten Gefilden 
der Opposition wandelten". Des Vaterlandes Dank sei dann am 
30. Mai gekommen. 

,. Unsere Besten hat man in Formen entlassen, die um so peinlicher 
sind, als der 10. April doch nahe genug liegt, um sich zu erinnem, was 
diesem Tag vorausgegangen ist. Trotzdem hätten wir auch diesmal 
wieder persönliche Unbill hintangesetzt, hätten wir auch diesmal wie­
der der Sache zu dienen gesucht, wenn wir einen wirklich politischen 
Sinn in der neuen Regierungsbildung erkennen könnten"140). 

"Nicht mehr den Willen des deutschen Volkes repräsentie­
rend"1*1), wurde derReichstagam 4. Juni aufgelöst, und es wurden 
für den 31. Juli Neuwahlen ausgeschrieben. Dazwischen lag am 20. 
Juli der sogenannte Preußenschlag. Reichskanzler von Papen ent-

138) AV Nr. 100, 30. April 1932. 
139) Vgl. Anm. 95. 
140) AV Nr. 127, 4. Junl1932. 
141) MILATZ, S. 142. 
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hob die preußische Staatsregierung unter Otto Braun (SPD) ihres 
Amtes. Von Papen hatte den stellvertretenden Ministerpräsiden­
ten Hirtsiefer (Zentrum), die Minister des Inneren und der Finan­
zen, Severing (SPD) und Klepper (DDP) - Ministerpräsident 
Braun war in Urlaub-, zu sich gebeten und ihnen eröffnet, sie 
seien abgesetzt. Die Dinge in Preußen hätten sich nicht so ent­
wickelt, wie er es für richtig hielte. Die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung sei nicht mehr gewährleistet. Der Reichspräsident habe 
daher auf Veranlassung der Reichsregierung eine Verordnung er­
lassen, die ihn - Papen - zum Reichskommissar in Preußen be­
stelle1u). Kraft dieser Vollmacht seien Braun und Severing ihrer 
Amter enthoben. Die Dienstgeschäfte des Ministerpräsidenten 
übernehme er als Kommissar des Reiches selbst1u). Weiterhin vol­
ler Optimismus oder auch unter bewußter Herunterspielung der 
bevorstehenden Gefahren - denn schließlich war in vielen Kom­
mentaren deutlich geworden, daß Stephan den N ationalsozialis­
mus in allen seinen Programmpunkten sowie politischen, ideolo­
gischen und demagogischen Grundsätzen nicht nur durchschaut, 
sondern in seiner Gefährlichkeit auch gebrandmarkt hatte - war 
das Allensteiner Volksblatt überzeugt davon, daß das Volk dafür 
sorgen werde, "daß die nationalsozialistischen Bäume nicht in 
den Himmel wachsen". Im Zusammenhang mit dem Wahlkampf 
für den Reichstag wird dann erneut betont, daß allein die Mitte -
also das Zentrum- in der Lage sei, einen geraden und vernünf­
tigen Kurs zu steuern. Die Mehrheit dürfe weder unter Hitlers 
noch unter Thälmanns Führung stehen14'). 

Der Wahltag am 31. Juli wurde als "Der deutsche Schicksals­
tag"1'5) bezeichnet. Noch einmal setzte sich das Volksblatt mit dem 
Nationalsozialismus auseinander. Dabei wurden wiederum Ver­
gleiche mit dem Kommunismus angestellt. Außerlieh gebe es we­
nig Gemeinsamkeiten. Die NSDAP habe Prinzen, Großagrarier, 
Großindustrielle in ihren Reihen, und sie habe auch einen starken 
kleinbürgerlichen Einschlag. Die Kommunisten seien durchweg 
"Proleten". Es sei kein Zufall, 

"daß der Staat der Nationalsozialisten genauso wie derjenige der Bol­
schewisten der diktatorisch geleitete Staat sein soll. Die ,Dikta­
tur des Proletariats' auf der einen, ,alle Macht dem Führer' auf der 
anderen Seite. Die Zwangsjacke des allmächtigen Staates droht dem 
Volke also von den Nationalsozialisten ebenso wie von den Kom.mu-

142) Verordnung des Reichspräsidenten, betr. die Wiederherstellung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung im Gebiet des Landes Preußen vom 20. Juli 1932, 
Reichsgesetzblatt I 1932, S. 377; Grundlage bildete Art. 48, Absatz 1 (Reichs­
exekution) und Absatz 2 (Dlktaturgewalt) der Weimarer Verfassung, vgl. BAY, 
S. 55 ff. und H. Grund, ,.Preußenschlag" und Staatsgerichtshof im Jahre 1932. 
Diss. jur. Göttingen 1976. 

143) Vgl.BAY,S.5. 
144) AV Nr. 169, 23. Juli 1932. 
145) AV Nr. 175, 30. Juli 1932. 
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nisten. Ohne brutalen Zwang ist nämlich der Umbau des Staats- und 
Wirtschaftssystems im Sinne des Radikalismus beider Richtungen 
nicht möglich. Auf dem Wege über den Mehrheitswillen des Volkes 
kommt er nicht zu seinem Ziel " 1•'). 

Das Zentrum konnte wohl mit 4 586 501 Stimmen- 15,7% der 
Gesamtwählerschaft - einen Zuwachs von 0, 7 % verbuchen. Die 
Zahl der Abgeordneten erhöhte sich von 68 auf 75. Daß aber "Die 
,nationalsozialistische Flut' zum Stehen gebracht!"141) werden 
konnte, blieb ein Wunschdenken, das wenige Monate später von 
der realen politischen Entwicklung zerstört werden sollte. Doch 
schon die Ergebnisse vom 31. Juli machten klar, daß der National­
sozialismus weiter im Aufstieg war. Mit 13,75 Millionen Stimmen 
hatte sich sein Anteil in nicht ganz zwei Jahren von 18,2 auf 37,3 % 
mehr als verdoppelt. Seit der zweiten Runde zur Präsidentenwahl 
waren noch einmal 330 000 neue Wähler dazugekommen. Insge­
samt steigerte die NSDAP die Zahl ihrer Abgeordneten von 107 
auf23ou•). 

In den folgenden Tagen wurde immer wieder auf die Schlüssel­
stellung des Zentrums hingewiesen. Daher der Versuch der 
Rechtsparteien - was allerdings eine Selbsttäuschung sei -, das 
Zentrum unter so starken Druck zu setzen, daß es "bedingungs­
los" ein Rechtskabinett zu dulden bereit wäre. Doch es liege ein 
klarer Auftrag der Wähler vor. 

,.Und der geht dahin, den Staat vor den gefährlichen Experimenten 
der machtlüsternen Rechtspolitik zu bewahren, Recht und Verfassung 
zu schützen. Der Ruf ,Alle Macht der NSDAP!' oder die Diktaturnei­
gungen deutschnationaler Kreise im Sinne einer Fortführung des Pa­
pen-Schleicher-Regiments ohne parlamentarische Fundierung finden 
daher beim Zentrum eine glatte Ablehnung"•U). 

Zentrums-Oberbürgermeister für Allenstein 
In den innenpolitisch hochbrisanten letzten Monaten des Jahres 

1932 fiel in Allenstein eine Entscheidung, die kommunalpolitisch 
für die Stadt eine Wende bringen sollte; durch die nationalsozia­
listische Machtübernahme wurde aber daraus nur ein Intermezzo, 
das für den unmittelbar Betroffenen eine schwere Enttäuschung 
sein mußte. Ende Oktober lief die zwölfjährige Amtszeit von 
Oberbürgermeister Georg Zülch ab150). Nicht zuletzt den Bemü­
hungen und dem Einsatz Carl Stephans war es zu danken, daß es 

146) Ebd. 
147) SodleSchlagzeilederAVNr.176,1.August1932. 
148) Vgl. MILA'IZ, S. 142 ff. Hier auch die gesamte Wahlanalyse und die Ergebnisse 

für die einzelnen Parteien. Zum Ergebnis in Ostpreußen schrieb das Volflsblatt: 
Das Ergebnis ,.bat dem Zentnun einen schönen Zuwachs an Stimmen gebracht, 
der nicht so sehr in den geschlossenen katholischen Gegenden als vielmehr in 
der Diaspora erzielt wurde. In einzelnen katholischen Bezirken wie im Land­
kreis Allenstein sogar ausgesprochen schlecht. Um so mehr ist die Zentrums­
treue der anderen Bezirke anzuerkennen ... AV Nr. 176, 1. August 1932. 

149) AVNr.181, 6. August 1932. 
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nach über 50 Jahren gelang, ein katholisches Stadtoberhaupt 
durchzusetzen. Spannungen zwischen Zülch auf der einen und Ste­
phan zusammen mit dem Zentrum auf der anderen Seite hatte es 
die ganze Zeit der Republik hindurch gegeben. Dafür waren meh­
rere ganz natürliche und in der Sache liegende Gründe ausschlag­
gebend. Stephan war lange Zeit der Sprecher der Zentrumsfrak­
tion in der Stadtverordnetenversammlung1111). Da lagen Kontro­
versen mit dem Magistrat, dessen Spitze zu den Deutschnationa­
len tendierte, nahe. So wandte sich Stephan scharf dagegen, daß 
Zülch seine Unterschrift unter das Volksbegehren gegen den 
Young-Plan setzte, weil er negative Auswirkungen für die Stadt 
befürchtetem). Das primäre Anliegen Stephans war jedoch, daß 
eine Stadt wie Allenstein mit ihrer überwiegend katholischen 
Bevölkerung auch einen katholischen Bürgermeister haben 
müsse. Die Benachteiligung der Katholiken in der Zeit der Monar­
chie und die Revision durch die Republik gaben wesentliche An­
stöße für die Demokratisierung des Beamtenturns in Preußen•u). 
Stephan selbst schreibt in seinen Lebenserinnerungen zur "alt­
preußischen Beamtenpolitik": 

,,Bis zum Beginn des Weltkriegs, ja noch während der schweren 
Kriegsjahre war es preußischer Verwaltungsgrundsatz, möglichst 
wenige katholische Staatsbeamte einzustellen und diese wenigen 
möglichst in nichtkatholischen Gegenden zu beschäftigen. In den 
seltenen Fällen, in denen die Personalpolitik gegenüber uns Katholi­
ken einmal ,welch' zu werden schien, trat die Altherrenschaft der 
schlagenden studentischen Verbände, insbesondere der Korps, in die 
Bresche. Und sollte diese Phalanx einmal irgendeine Lücke gelassen 
haben, da standen die Freimaurer zur Abwehr der ,Katholer' be­
rettun•). 

150) Georg Zülch, geboren 1870 in Karlshafen/Weser, trat am 26. Januar 1903 als 
zweiter Bürgermeister in die Verwaltung der Stadt ein. Nach der Pensionierung 
von Oberbürgermeister Oskar Belian (1832-1918) wurde Zülch 1908 zum Ersten 
Bürgermeister gewählt. Nach dem Ausscheiden der Stadt aus dem Kreisver­
band erhielt er am 25. August 1910 den Titel Oberbürgermeister. Z. hat sich 
während des Russeneinfalls zu Anfang des ersten Weltkrieges und während der 
Abstimmungszeit durch seine besonnene Haltung große Verdienste um die 
Stadt erworben. Ebenso trugen seine Verantwortungsfreude und sein Engage­
ment wesentlich zur Verbesserung der städtischen Infrastruktur bei. Z. wurde 
im Januar 1920 auf weitere zwölf Jahre von der Stadtverordnetenversammlung 
in seinem Amt bestätigt. Bei seinem Scheiden aus dem Amt wurde er am 31. 
Oktober 1932 zum Ehrenbürger ernannt. Er starb am 31. August 1942 in Groß 
Grabow. Mitteilung des Sohnes, Dr. Heinz-Jöm Zülch, Hamburg, vom 9. Juli 
1981. Vgl. FUNK, S. 319 ff. 

151) AlssolcherwirdSt. bezeichnetin:AVNr. 22, 27. Januar 1923. 
152) AVNr. 261,26. Oktober 1932. 
153) Vgl. H.-K. BEHREND, Zur Personalpolitik des preußischen Ministeriums des 

Innem. Die Besetzung der Landratsstellen in den östlichen Provinzen 1919-1923. 
In: JAHRBUCH F'OR GESCHICHTE MITI'EL- UND OSTDEUTSCHLANDS 6 (1957) S. 
173 ff., E. PIKART, Preußische Beamtenpolitik 1918-1933. In: VIERTELJAHRS­
HEFTE F'OR ZEITGESCHICHTE 6 (1958) S. 119 ff.; W. RUNGE, Politik und Beamten­
turn im Parteienstaat, Stuttgart 1965. 
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Am 27. Februar 1931 wurde der bisherige Stadtrat Dr. Otto 
Gilka1&5) zum neuen Oberbürgermeister von Allenstein gewählt. 
Um einen kontinuierlichen Obergang zu ermöglichen, fand der 
Wahlakt 18 Monate vor Ende der zwölfjährigen Amtsperiode 
statt. Von den 35 Stadtverordneten entschieden sich die 17 des 
Zentrums und die zwei der SPD für Gilka, die anderen stimmten 
gegen ihn. 

In einem Abschiedsartikel für Zülch1158) wurde nicht verschwie­
gen, daß sich die politische Vertretung des katholischen Bevölke­
rungsteils jahrelang mit dem Oberbürgermeister in einem hefti­
gen Konfliktzustand befand. Inzwischen sei aber ein ehrlicher 
Friede zustande gekommen, der keine Bitterkeit hinterlassen 
habe. Gewürdigt wurde die "objektive Haltung" des Oberbürger­
meisters bei dem Kampf um seinen Nachfolger im Jahre 1931. Als 
schon einmal im Juli 1925 der Rücktritt von Zülch selbst in Erwä­
gung gezogen worden sei, habe der Fraktionsvorsitzende des Zen­
trums11~7) diesem versichert, seine Partei wünsche, dem scheiden­
den Oberbürgermeister einst in aller Loyalität und Freundschaft 
die Hand zum Abschied reichen zu können. "Von welcher Bedeu­
tung diese Entwicklung auch für den katholischen Volksteil Al­
lensteins gewesen ist, hat sich am stärksten in den Tagen erwie­
sen, als die Zentrumsfraktion im Frühjahr 1931 die Wahl des 
Nachfolgers des Oberbürgermeisters Zülch betrieb." Unter ande­
ren Umständen wäre eine ernste Spannung zwischen dem Magi-

154) Lebenserinnerungen, S. 276. Stephan berichtet, daß Carl Severing (1875-1952) in 
seiner Eigenschaft als preußischer Innenminister bei der Leitung der ostpreu­
ßischen Zentrumspartei angefragt habe, ob auch sie die Abberufung des Regie­
rungspräsidenten von Allenstein, Mathias von Oppen, wünsche und gegebenen­
falls einen Zentrumsmann in Allenstein haben möchte. ,,Wir haben allemal ent­
schieden abgewinkt. Wir sagten uns, da.ß an die Spitze eines zu 3/a evangelischen 
Bezirks ein evangelischer Mann gehöre und daß auch uns ein aufrechter und 
gerechter Protestant immer lieber sein werde als ein schlapper Katholik", ebd. 
8.286. 

155) Otto Gilka, geb. am 26. April 1888 in Rudczanny, Kr. Sensburg, Schulbesuch in 
Lyck und Königsberg, kurze Militärdienstzelt im I. Weltkrieg, Jurastudium, 
29. Juni1921 erste jur. Staatsprüfung, 1922 Promotion zum Dr. jur., 28. Februar 
1925 große jur. Staatsprüfung, Assessor beim Landratsamt Llppstadt (Westf.) 
und bei der Regierung in Oppeln; 8. März 1929 zum Stadtrat in Alleinstein. 
27. Februar 1931 zum Oberbürgermeister von Allenstein gewählt; Dienstantritt 
als OB 3. November 1932; 30. März 1933 .. Beurlaubung" (,.So schmerzlich die 
Beurlaubung ... für uns Alleosteiner Katholiken ist, so sehr wir auch besorgt 
sein müssen. durch den weiteren Gang der Ereignisse die Früchte der Arbeiten 
und Kämpfe der Allensteiner Katholiken um ihre Gleichberechtigung in ihrer 
Gemeinde zu verlieren. wollen wir trotzdem heute von einer Kommentlerung 
der Vorgänge absehen, da die Entscheidung des Preußischen Innenministers 
noch aussteht". AV Nr. 74, 31. März 1933), nach dem n. Weltkrieg u. a. Ober­
kreisdirekter von Grevenbroich, gest. 23. November 1978. vgl. ALLENSTEINER 
BRIEF Nr. 183, 1. März 1979, S. 86 f. 

156) Unter dem Titel ,.Dem Oberbürgermeister zum Abschied", AV Nr. 253, 29. Ok­
tober 1932. Der Artikel. dessen unkritische Diktion alle vergangeneo Auseinan­
dersetzungen und Kontroversen vergessen lassen will, ist unsigniert. 

157) Carl Stephan, vgl. Anm. 151. 
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stratsdirigenten und dem Zentrum unausbleiblich gewesen. Dies 
sei glücklicherweise nicht eingetreten. Im Folgenden wird dann ein 
Abschnitt aus einer offiziellen Erklärung der Zentrumsfraktion 
der Stadtverordnetenversammlung am27. Februar 1931 zitiert168

). 

Zur Amtseinführung des neuen Oberbürgermeisters, der ,.ein 
ernster Tag in schwerer Zeit" sei150), wurde noch einmal die Frage 
der Konfession angeschnitten, der für beide Seiten- für die Befür­
worterund für dieAblehner-eine wichtige Rolle gespielt habe . 

.,Für so töricht darf man wohl das Allensteiner Zentrum nicht halten, 
daß es in dem Augenblick, wo nach mehr als fünf Jahrzehnten zum 
erstenmal ein Katholik Oberbürgermeister werden konnte, lediglich 
den Taufschein oder gar sonstige Rücksichten, wie sie leider ebenfalls 
behauptet wurden, als maßgeblich für den Kandidaten betrachtet 
hätte . . . Wir Katholiken erwarten von dem neuen Oberbürgermei­
ster keine Sondergeschenke, wir wissen aber, daß er gerecht sein 
wird. Daß wir als die Mehrheit der Bevölkerung uns freuen, einen der 
Unseren an der Spitze der Stadtverwaltung zu sehen, wer will uns das 
verübeln? Daß wir vom Zentrum besondere Genugtuung empfinden, 
daß ein seit langem- allerdings auf weite Sicht- gestecktes Ziel 
erreicht ist, wer kann uns das verargen?" 

Auf Seiten des Zentrums wisse man genau, daß in Allenstein ein 
erfolgreiches Wirken des leitenden Beamten auf der Basis reiner 
Parteipolitik nicht möglich sei. Daher sei man in den letzten sie­
benJahrenbestrebt gewesen, 

.,durch eine sachliche und fördernde Politik dem Exponenten unserer 
Rechten, dem Oberbürgermeister Zülch gegenüber, die Vertrauens­
grundlage zu schaffen zu einer ebensolchen Politik der Rechten gegen­
über einem künftigen katholischen Oberbürgermeister. Daß diese 
Hoffnung in der entscheidenden Stunde, im Februar 1931, zusammen­
brach, ist eine betrübliche Tatsache, die wir lediglich registrieren wol­
lenu'03), 

158) ,.Im Verfolg der von uns vorgesehenen Aktion glaubten wir, es als eine der 
ersten Aufgaben betrachten zu sollen, den amtierenden Magistratsdirigenten, 
Herrn Oberbürgermeister Zülch, loyalerweise von unseren Auffassungen und 
Absichten in Kenntnis zu setzen. Wir haben hierfür bei unserem Oberbürger­
meister weitestgebendes Verständnis gefunden. Er hat es als im Interesse der 
Stadt liegend erklärt, daß nach Ablauf seiner Amtsperiode eine jüngere Kraft 
Oberbürgermeister werde, und er hat es auch für angemessen gehalten, nach­
dem 50 Jahre lang evangelische Bürgermeister in Allenstein amtiert hätten, daß 
nunmehr ein Katholik dieses Amt übernehme. Wir haben Herrn Oberbürger­
meister Zülch fQr diese Erklärung unseren Dank ausgesprochen. Um aber allen 
Mißverständnissen vorzubeugen, möchten wir auch hier, was wir dem Herrn 
Oberbürgermeister Zülch erklärt haben, wiederholen, daß unsere heutige Ak­
tion in keiner Weise als Demonstration gegen die Person des jetzigen Oberbür­
germeisters gerichtet ist, und daß wir, wie wir in der Vergangenheit objektiv 
und sachlich mit dem Magistrat und dem Herrn Oberbürgermeister Zülch zu­
sammengearbeitet haben, auch weiterhin bis zum Ablauf seiner Amtszeit den 
Boden loyaler Mitarbeit nicht verlassen werden." AV Nr. 253, 29. Oktober 1932. 

159) AV Nr. 256, 3. November 1931. 
160) Ebd. Die ,.betrübliche Tatsache" bezieht sich auf das Nein der Rechten bei der 

Wahl von Dr. Gnilka zum Oberbürgermeister am 27. Februar 1931. 
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Von Papen zu Schleicher 
Am 17. November 1932 trat das Kabinett unter Reichskanzler 

von Papen zurück. Mit dieser Entscheidung erfüllte sich eine 
schon lange und wiederholt ausgesprochene Forderung des Zen­
trums und damit auch des Volksblatts. Ein .,Rettungspro­
gramm"1111) wurde als dringend notwendig bezeichnet. Dazu ge­
hörte auch "die Bildung einer Not- und Arbeitsgemeinschaft der 
Parteien " 182), die fähig wäre, der neuen Regierung eine Mehrheit 
im Reichstag zu verschaffen. Die Vereinbarung über diese Not­
und Arbeitsgemeinschaft müsse vier große Gebiete umfassen und 
die Politik der Regierung auf längere Zeit sicherstellen. 

,.Da ist innenpolitisch einmal das Gebiet der öffentlichen Finanzen 
und das Gebiet der Wirtschafts- und Sozialpolitik, außenpolitisch die 
endgültige Erledigung des Reparationsproblems und der Abrüstung 
unter Erreichung der deutschen Gleichberechtigung''JA). 

Von einer .,schwarzen Woche"•oc) wurde dann sieben Tage später 
gesprochen, weil sich die großen Parteien der Arbeits- und N otge­
meinschaft versagt hätten. Zentrum, Bayerische Volkspartei und 
Deutsche Volkspartei wären bereit gewesen, sich an den Beratun­
gen über ein sachliches Not- und Arbeitsprogramm für eine Mehr­
heitsbildung zu beteiligen. 

,.Die Deutschnationalen und die Nationalsozialisten haben es abge­
lehnt. Das ist der nicht umzudeutende Tatbestand. Diesen beiden pa­
tentnationalen Parteien ist dieNot des deutschen Volkes nichts gegen­
über ihren Parteiinteressen. Die stehen über allem''•a). 

Das Volksblatt macht eine Zählung und kommt zu dem Schluß1118
): 

,,Mit dem Zentrum, der Bayerischen und der Deutschen Volkspartei 
hatten sich 101 Abgeordnete des Reichstags für die Teilnahme an der 
Not- und Arbeitsmehrheit ausgesprochen. Der Hinzutritt der Natio­
nalsozialisten hätte 297 ergeben. also fünf mehr als die Hälfte. Von 
den Christlich-Sozialen und anderen kleinen Parteien wären sieben 
bis acht weitere Abgeordnete zu gewinnen gewesen, so daß eine zwar 
nicht überwältigende, aber doch sichere Mehrheit vorhanden gewesen 
wäre"101). 

161) AV Nr. 269, 19. November 1932. 
162) Ebd. 
163) Ebd. 
164) AV Nr. 275, 26. November 1932. 
165) Vgl. dazu u. a. R. MORSEY, Die deutsche Zentrumspartei. In: E. MATl'HIAS - R. 

MORSEY (Hrsg.), Das Ende der Parteien 1933. Düsseldorf 1960, S. 318 tf.; D. 
JUNKER, Die deutsche Zentrumspartei und Hltler 1932/33. Stuttgart 1969, 
S. 108 tf.; R. MORSEY, Der Untergang des politischen Katholizismus. Stuttgart 
1977. s. 56 ff. 

166) AV Nr. 275, 26. November 1932. 
167) Da die entsprechenden Nummern fehlen, liegen zu den Reichstagswahlen vom 

6. November 1932leider keine Außerungen des Volksblatts vor. Bei diesen Wah­
len erlitt die NSDAP einen Stimmenverlust von zwei Mllllonen. Ihre Mandate 
verringerten sich von 230 auf 196. Auch das Zentrum verlor aufgrund der gerin­
geren Wahlbeteiligung fünf Sitze und brachte es auf 70 Abgeordnete, vgl. MI­
LATZ, S. 145 ff. 
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Es wäre der Beweis erbracht worden, daß 
"Hugenberg mit seiner Partei auch heute noch für eine Mehrheitsbil­
dung überflüssig ist, und zweitens wäre ganz eindeutig festgestellt 
worden, ob die Saboteure einer Mitarbeit des Reichstags stark genug 
sind, auch über eine vorhandene Mehrheit hinweg ihre dunklen Ab­
sichten durchzusetzen " 11

'). 

Am 2. Dezember 1932 beauftragte Reichspräsident von Hinden­
burg General Kurt von Schleicher1ea) als Nachfolger von Papens 
mit der Regierungsbildung. Schleicher, der entscheidend am 
Sturz von Reichskanzler Brüning beteiligt war170

), hatte im Kabi­
nett von Papen das Reichswehrministerium inne. Ohne sich mit 
der Person von Schleicher selbst zu beschäftigen, behandelte das 
Volksblatt sachlich und nüchtern "Die Aufgaben des Kabinetts 
Schleicher""'). Die Bemerkungen galten vornehmlich der finan­
ziellen, sozialen und wirtschaftlichen Situation. Dem Kabinett 
wurde bescheinigt, daß es seine Arbeit zu einer Zeit beginnt, die 
zu den ernstesten und gefährlichsten Momenten zu zählen sei, in 
denen sich das deutsche Volk- abgesehen von den Kriegs- und 
ersten N achk.riegsjahren- je befunden habe. 

"Wir haben einen Winter durchzuhalten, der uns wieder die Unter­
haltung von mehr als fünf Millionen Arbeitslosen fast ausschließlich 
aus öffentlichen Mitteln auferlegt ... Das ist um so schlimmer, 
als die Finanzlage der Gemeinden zur Zeit so katastrophal ist, daß 
selbst große und größte unter ihnen seit einiger Zeit schon nicht mehr 
in der Lage sind, ihren finanziellen Verpflichtungen nachzukom­
men•'na). 

Schleicher zeige den Willen, im Gegensatz zu Papen, mit den 
Arbeitnehmern wieder in Fühlung zu kommen. 

"Die Auffassungen der verschiedenen Gewerkschaften mögen in Ein­
zelheiten voneinander abweichen, in der großen Frage des Mitbestim­
mungsrechtes der Arbeitnehmermassen an den Geschicken des Staa­
tes und am eigenen Geschick ... sind sich alle, ob christlich oder so­
zialistisch, ob rechts oder links, einig"''~'~). 

Kurze Zeit darauf17
') wurde diese äußerst positive Grundelnstel­

lung gegenüber dem Reichskanzler erneut bestätigt. Bei allem 
Tun und Lassen habe er das Wohl des Vaterlandes im Auge. Für 
ihn sei das Vaterland nicht der kalte Begriff des Staates, sondern 
das Volk. 

168) AV Nr. 275, 26. November 1932. 
169) Kurt von Schleicher, geb. 1882. im Zusammenhang mit dem .,Röhm-Putsch" 

ermordet am 30. Juni1934. Als Reichskanzler von Dezember 1932 bis Januar 
1933 bemühte er sich vergeblich um einen breiten Rückhalt bei Gewerkschaften 
und Parteien, einschließlich des Strasser-Flügelsder NSDAP. vgl. BWDG m, 
1975, Sp. 2498-2501. 

170) Vgl. TH. VOGELSANG, Reichswehr, Staat und NSDAP. Stuttgart 1962, S. 180 ff. 
und335ff. 

171) AV Nr. 281, 3. Dezember 1932. 
172) Ebd. 
173) Ebd. 
174) AVNr. 292,17. Dezember 1932. 
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.,Diesen Mann wird keine Partei, kaum eine Richtung voll für sich in 
Anspruch nehmen können ... Er ist gewissermaßen ein Epigone Mac­
chiavellls und hat in diesem Sinne starke Ahnliehkelt mit Mussolini; 
jedenfalls mehr als der äußere Abklatsch des Duce in Deutschland, 
Adolf Hitler"'"). 

Vergebliches Aufbäumen gegen Hitler 
Es kann und soll hier nicht im einzelnen auf den dramatischen 

Ablauf der letzten Wochen der Republik von Weimar eingegangen 
werden, die ihren Endpunkt mit der Berufung Hitlers zum Reichs­
kanzler erreichten. In diesen Wochen erinnerte das Volksblatt mit 
einem deutlichen Seitenblick auf die Deutschnationalen daran, 
daß das Zentrum es nicht nötig hatte, 

.,seine Weltanschauung nach der Revolution aufzugeben und sich zur 
Demokratie zu bekennen. Es ist stets eine Volkspartei gewesen. Aller­
dings auch eine Verfassungspartei. Und wenn die Demokratie 1919 
keinen anderen Ausdruck finden konnte als den des parlamentari­
schen Systems von Weimar, so war das die Reaktion auf den Miß­
brauch der Autorität, den das frühere Regime betrieben hatte. Wir 
verteidigen nicht jeden Satz der Weimarer Verfassung als unabänder­
lich, wir stellen uns aber mit aller Kraft als Verteidiger vor die De­
mokratie, die Selbstbestimmung des Volkes"118). 

Seit Mitte Januar mehrten sich Leitartikel, Berichte und Mel­
dungen "von unserem Berliner Dr. H.-Mitarbeiter". Wie schon er­
wähnt, konnte bisher nicht geklärt werden, wer sich hinter die­
sem Signum verbirgt117). Am 31. Januar lautete die Schlagzeile des 
Volksblatts "Kabinett der Harzburger perfekt". Der Berliner Kor­
respondent schrieb: "Hitler am Ziel", und der Leitartikel hieß: 
"Hitler-Hugenberg-Papen"178). Für Dr. H. war das einzig Erfreu­
liche an der neuen Situation, daß die Nationalsozialisten jetzt den 
Beweis erbringen müßten, ob sie die Versprechungen würden er­
füllen können, die sie dem deutschen Volk gemacht hatten. Da 
geht der Kommentar119

) schärfer ins Gericht. Die Koalition zwi­
schen Deutschnationalen und Nationalsozialisten enthalte kein 
Element, das geeignet wäre, die nationalsozialistischen Diktatur­
neigungen zu hemmen oder zu verhindern. Die Deutschnationale 
Partei unter Bugenberg sei genauso wie die Nationalsozialisten 
Feind des Volksstaates und habe seit Jahren auf die Beseitigung 
der Volksrechte und der Volksvertretung hingewirkt. "Man darf 
vielleicht sogar sagen, daß diese Gemeinschaft des Hasses auf den 
Volksstaat die Basis der neuen Regierungskoalition ist"180). Die 
großen Gefahren für die Zukunft lägen im Verfassungsleben und 

175) Ebd. 
176) AVNr.l1,14. Januar1933. 
177) Vgl.Anm. 94. 
178) AVNr. 25, 31. Januar 1933. 
179) Er ist mit drei Sternchen signiert. 
180) AV Nr. 25, 31. Januar 1933. 
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auf sozialem Gebiet. Beide Parteien seien ausgesprochene Gegner 
des Volksstaates. Auf sozialem Gebiet müsse mit einer Bevorzu­
gung des Unternehmertums, insbesondere des Großunternehmer­
tums gerechnet werden. Haben doch "Großkapitalisten" wie 
Thyssen und Schacht bei der politischen Ehe zwischen Hugenberg 
und Hitler Pate gestanden. Nachdem sich die antidemokratischen 
Parteien der Rechten geeinigt hätten 

.,und sich anschicken, den Staat in ihrem Sinne umzuwandeln, wird 
die Reaktion auf der Linken nicht ausbleiben. Die Sozialdemokratie, 
die noch das Kabinett Brüning unterstützte, hat in den letzten acht 
Monaten einen merkbaren Ruck nach links vollzogen. Das Schlagwort 
von der ,Einheit des Proletariats• ist kein Kinderschreck mehr, son­
dern hat Eingang in die Hirne der sozialdemokratischen Massen ge­
funden. Es wäre vielleicht heute schon Wirklichkeit, wenn die kom­
munistische Politik nicht fortgesetzt voller ausgemachter Torheiten 
wäre""'). 

Eine der ersten Amtshandlungen der Regierung Hitler war am 
1. Februar die Auflösung des gerade am 6. November 1932 gewähl­
ten Reichstages. Für den 5. März wurden Neuwahlen ausgeschrie­
ben. Das Zentrum werde- so das Volksblatt-denWahlkampf 
mit aller Schärfe und Macht führen. Man könne sich auf das ka­
tholische Volk verlassen. ,,Wir haben keine Industriebarone, Koh­
lenmagnaten und Großagrarier, die Hunderttausende beisteuern, 
wir müssen unser silbernes Pulver für den Wahlkampf Groschen 
um Groschen samm.eln"182). So soll "der 5. März ein Gerichtstag" 
werden183). Dieser Gerichtstag zielte jedoch Anfang Februar vor­
nehmlich immer noch gegen Hugenberg, der erstaunlicherweise 
als der "mächtigste Mann" des Kabinetts angesehen wurde. 

Am 9. Februar hielt die ostpreußische Zentrumspartei in Worm­
ditt ihre Provinzial-Delegiertenversammlung ab, um die Kandi­
daten sowohl für den Reichstag als auch für den Preußischen 
Landtag1M) zu bestimmen. Aus sachlichen Gründen sei ein Revire-

181) Ebd. 
182) AV Nr. 28, 3. Februar 1933. Ganz so arm war das Zentrum allerdings nicht. In 

seiner Reichstagsfraktion waren auch der schlesische und westfälische Adel und 
die Großindustrie- z.B. Florian Klöckner- vertreten. 

183) So lautete ein Zwischenartikel in: AV Nr. 29, 4. Februar 1933. 
184) Es wurden nominiert a) für den Reichstag: 1. Dr. Brüning, Reichskanzler a. D., 

Berlin, 2. Teschner, Landwirt, Kleidltten, 3. Link, Arbeitersekretär, Heilsberg, 
4. Hönnekes, Oberstudienrat, Allenstein, 5. Geilen, Kaufmann, Bischofstein, 6. 
Kluth, Rektor, Elbing, 7. Wolff, Emil, Tischlermeister, Allenstein, 8. Lange, 
Landwirt, Kl. Körben, 9. Thiel, Mittelschullehrer, Königsberg, 10. Rofalskl. 
Landwirt, Gr. Lemkendorf, 11. Wollschläger, Studienrätin. Wormditt, 12. Bas­
ner, Kaplan, Hellsberg, 13. Schaffrin, Oberamtsanwalt, Allenstein. 14. Gehr­
mann, Landwirt, Plausen, 15. Fliege, Gewerkschaftssekretär, Mehlsack, 16. 
Neumann, Sattlermeister, Heilsberg; b) für den Preußischen Landtag: 1. Hön­
nekes, Oberstudienrat, Allenstein, 2. Buchholz, Landwirt, Knopen, 3. Liebnitz, 
Gewerkschaftssekretär, Königsberg, 4. Wronka, Oberstudlenrätin, Allenstein, 
5. Kather, Propst, Elbing, 6. Kayser, Erster Bürgermeister, Braunsberg. 7. Fi­
sahn. Malermeister. Bischofstein, 8. Huhn, Rektor, Braunsberg, 9. Klawki, 
Kaufmann, Mehlsack, 10. Gerigk, Steuerinspektor, Allenstein, 11. Weisner, 
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ment in den Spitzenstellen für den Reichstag und den Landtag 
schon lange geplant gewesen. 

"Der im praktischen Bauernleben groß gewordene und mitten im 
landwirtschaftlichen Genossenschaftswesen stehende Abgeordnete 
Teschnersa) wird dem Reichstag, der aus dem höheren Schulwesen 
kommende, schon seit Jahren in kulturell-nationaler Arbeit tätige 
Abgeordnete Hönnekes188

) wird dem Landtag angehören"1117). 

Über Frau Wronka1118), die ebenfalls aus dem höheren Schul­
dienst kam, wird gesagt, sie sei von der preußischen Zentrumspar­
tei stets an sicherer Stelle der Landesliste als V ertreterin der ka­
tholischen Frauenwelt gesetzt worden16). Zu den Zielen des Wahl­
kampfes heißt es: 

"Wenn gewisse Elemente sich anschicken, ein ungebeugtes stolzes 
Volk in Knechtschaft zu zwingen, da werden gerade im katholischen 
Volk alle Kräfte des Widerstandes lebendig. Wir haben das Staatsbür­
gertum zweiter Klasse lange genug als Elendsbürde ertragen. Wir wer­
den uns niemals wieder darunter beugen. Wir stehen zum freien Volk 
im freien Volksstaat, wie ihn die Männer der Nationalversammlung 
aufgebaut haben, als jene, die heute die Nation für sich in Anspruch 
nehmen, ängstlich ihr zartes Leben schonten " 180

). 

In derselben Ausgabe wurde energisch gegen die neuen Perso-
nalentscheidungen in Preußen protestiert. 

"Die neuen Herren geben einen drastischen Anschauungsunterricht, 
wie man Personalpolitik treiben muß, wenn man alle menschlichen 
und politischen Rücksichten hintansetzen und sich nur von macht­
politischen Erwägungen leiten lassen will.'' 

Wenn es so weitergehe, werde es nicht mehr lange dauern, bis 
der "eiserne Besen" dieser Herren auch den letzten republikani­
schen Beamten in führender Stellung hinausgekehrt hat181). 

Landwirt, Deutsch· Damerau, 12. Kloppenburg, Gewerkschaftssekretir, Kö­
nigsberg, 13. Scheer, Ehefrau, Lauterhagen, 14. Holzky, Landwirt, Preylowen, 
15. Block, Maschinenbauer, Basien. AV Nr. 34, 10. Februar 1933.- Wormditt 
war wegen seiner gilnstigen und zentralen Verkehrslage ein beliebter Versamm­
lungsort derostpreußischen Zentrumspartei und der ermländischen Verbände. 

185) Hubert Teschner (1894-1969) wurde am 24. April 1932 in den Preußischen Land­
tag gewlihlt; am 5. März 1933 kam er in den Reichstag. Er gehörte nach dem 
Zweiten Weltkrieg zeitwellig dem Landtag von Rheinland-Pfalz in Mainz als 
CDU-Abgeordneter an, vgl. HOMIG, S. 304. 

186) Hubert Hönnekes, geb. 27. April 1880 in Kervendonk/Nlederrhein, gest. 15. 
März 1947ln Kevelaer, Oberstudienrat ln Allenstein, seit 14. September 1930 bis 
5. März 1933 Mitglied des Reichstages, vom 5. März 1933 Abgeordneter des Preu­
ßischen Landtages, im September 1933 aus dem Schuldienst entlassen, vgl. AV 
Nr. 96, 26. April 1930 und B. R'OGER, Hubert Hönnekes. In: ALLENSTEINER 
BRIEF Nr. 2, Oktober 1980, S. 6-8; DERB., Hubert Hönnekes, Reichstagsabgeord­
neter aus Allenstein. In: ERMLANDBUCH 1981. Osnabl'llck (1980), S. 144-149 und 
ln: ERMLANDBRJEFE 33 (1980) Nr. 132, S. 9 f. 

187) AV 37. 14. Februar 1933. 
188) Gertrud Wronk:a, geb. 27. Oktober 1881 ln Allensteln, gest. 16. Oktober 1952 ln 

Bad Pyrmont. Oberstudienrätin, gehörte dem Preußischen Landtag ununter­
brochen vom 26. Januar 1919 (Landesversammlung) an, vgl. HOMIG, S. 305. 

189) AV 37, 14. Februar 1933. 
190) Ebd. 
191) Ebd. 
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Warum "Papen als Führer der Katholiken" 1
") nicht in Frage kom­

men könne, wird folgendermaßen begründet: 
"Man muß sich auch vergegenwärtigen, was das für eine Politik ist, 
für die Papen den katholischen Volksteil gern gewinnen möchte. Wir 
kennen diese Politik seit neun Monaten. In dieser Zeit sind die poli­
tischen Spannungen (abgesehen von der kurzen Ara Schleicher) in un­
erträglicher Weise gesteigert worden, der deutsche Boden ist gerötet 
von dem Blute fanatisierter radikaler Politiker, die sich gegenseitig 
umbringen, die neue Regierung spaltet das deutsche Volk in zwei La­
ger: ein ,nationales' und ein ,antinationales"'U13). 

Auf den Vorwurf der Allensteiner Zeitung1114), das Zentrum be­
wegesich zusammen mit "antifaschistischen Volksgruppen" in 
einer Front mit den Kommunisten, lautete die Antwort: 

"Man kann Antifaschist sein, ohne der kommunistischen ,Antifa' an­
zugehören, genau wie wir glauben, national zu sein, ohne Deutschna­
tionale oder Nationalsozialisten zu sein"11$), 

Je näher der 5. März rückte und der Terror der Nationalsoziali­
sten auf den Straßen und in den Versammlungslokalen der poli­
tischen Feinde - Gegner waren es ja nicht mehr - wuchs, desto 
deutlicher und schärfer wurde auch die Sprache der Artikel im 
Volksblatt. Aber erstaunlicherweise ist die Zeitung im Gegensatz 
zu anderen Zentrumsblättern - von der sozialdemokratischen 
Presse ganz zu schweigen - während des ganzen Reichstagswahl­
kampfes nicht verboten worden. Ein Verbot erfolgte erst auf­
grundeines Artikelsam Vorabend der Kommunalwahlen. 

Man war sich in der Redaktion des Volksblatts klar darüber, daß 
die Regierungsparteien die alleinige Macht im Reich und im Staat 
erobern wollten. 

"Sie wollen die berühmten 51 Prozent aller Stimmen erreichen, um 
auf der Basis dieses Wahlerfolges zur dauernden Alleinherrschaft, 
zur Diktatur, zu gelangen. Diese Alleinherrschaft bedeutet Ausschlie­
ßung aller anderen Volksgruppen, auch derjenigen, die zur Mitarbeit 
bereit sind. Ihre Aufrichtung würde den reinen Parteistaat bedeu­
ten, auf dessen Vorbereitung ja heute schon zahlreiche Maßnahmen 
der Regierung selbst zugeschnitten sind. Während im Volksstaat jede 
Regierung jede brauchbare Unterstützung begrüßt und ihre Basis im 
Volk und Parlament so breit wie möglich zu gestalten sucht, wollen 
die heutigen Regierungsgruppen alle Macht für sich allein, ja, sie ste­
hen nicht an zu erklären, falls ihnen die Mehrheit im Reichstag ver­
sagt bliebe, würden sie trotzdem an der Macht festhalten. Drastische 
Propagandisten dieser Parteien bezeugen, die heute Regierenden wür­
den sich niemals, höchstens als Leichen aus ihren Amtern verdrängen 
lassen"111). 

192) So die Oberschrift des Leitartikels des Berliner Dr. H.-Mitarbelters, AV Nr. 37, 
14. Oktober 1933. 

193) Ebd. 
194) Dieser Vorwurf war ln der ALLENSTEINER ZEITUNG Nr. 43 erschienen; es muß 

sich um die Ausgabe vom 21. Februar 1933 handeln. 
195) AV Nr. 44, 22. Februar 1933. 
196) AV Nr. 47, 25. Februar 1933. 
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"Katholisches Volk, auf zur Entscheidung! - Für Wahrheit, 
Recht und Freiheit!"1D'1) appellierte das Volksblatt in seiner letzten 
Ausgabe vor den Wahlen an seine Leser. Der Großangriff auf den 
allgemeinen Machtbesitz komme diesmal von rechts. Der gesamte 
Regierungsapparat stehe im Dienst der Angreifer. Die Regierung 
Hitler-Hugenberg habe das Zentrum, die politische Vertretung 
des katholischen Volksteils, der noch immer die größte Immuni­
tät gegen das Gift des Sozialismus bewiesen habe, bewußt ausge­
schaltet. Es sei der Versuch gemacht worden, das Zentrum in eine 
falsche Front zu drängen. Es habe "nationale" Leute gegeben, die 
das Zentrum mit den Reichstagsbrandstiftern in einen Topf ge­
worfen hätten188). Das Zentrum als Partei der Mitte werde nicht 
müde werden, zu warnen und zu mahnen. Sie werde, soweit ihr 
die Freiheit bleibe, mildernd und versöhnend wirken. "Wir wer­
den auch unter schweren Opfern - allerdings nicht im Grundsätz­
lichen- dazu beitragen, daß der Weg der Verfassung und des 
Rechtes nichtverlassen wird" 11111

). 

197) AV Nr. 53, 4. März 1933; den Leitartikel schrieb Carl Stephan. 
198) Der Reichstag wurde am 27. Februar in Brand gesteckt. Die Nationalsozialisten 

machten sofort die Kommunisten für diese Tat verantwortlich, und es begann 
eine Verhaftungswelle, die sich vor allem gegen kommunistische Funktionäre 
richtete. Der Berliner Dr. H.-Mitarbeiter fragte in diesem Zusammenhang (AV 
Nr. 51, 2. Miirz 1933): ,.Standen wir vor einer bolschewistischen Revolution?" 
Der amtliche Preußische Pressedienst hatte mitgeteilt, es seien Terrorpläne auf­
gefunden worden, und der Reichskommissar für das preußische Innenministe­
rium, Görlng, werde demnächst weitere Dokumente vorlegen. Der Bürger habe 
- so der Bericht oder Kurzkommentar - das Bedürfnis, etwas mehr über die 
ungeheure Gefahr zu wissen, der er entronnen sei. ,.Standen wir wirklich sozu­
sagen am Vorabend einer bolschewistischen Revolution, dann hat die Regierung 
nur ihre Pflicht getan, wenn sie mit den schirfsten Maßnahmen eingegriffen 
hat, um das Unhell abzuwehren." Aber ,.bloße Gewalt gegen die Gewalt - das 
gibt auch den Bürgerkrieg. Es darf nicht zu einem Kampf aller gegen alle kom­
men, sondern mit fester Hand muß und darf die Ordnung nur vom Staate aus 
gesichert werden ... Es regten sich Zweifel, ob das taktische Vorgehen der Regie­
runginjeder Hinsicht richtig gewesen sei. Dazu gehörten auch amtliche Darstel­
lungen, in denen die SPD als Verbündete und Mitwisserinder Kommunisten 
hingestellt wurde. Im Zusammenhang mit dieser behaupteten Einheitsfront von 
Kommunisten und Sozialdemokraten wurde die sozialdemokratische Presse in 
Preußen für 14 Tage verboten. Dazu hieß es: ,.Die deutsche Öffentlichkeit hat 
ein lebhaftes Interesse daran, zu erfahren, welche Beweise die Regierung dafür 
hat, daß die Sozialdemokratie an den ausgeführten oder geplanten kommunisti­
schen Terrorakten irgendwie beteiligt ist. Der Umstand allein, daß in den letz­
ten Monaten der Gedanke einer gemeinsamen sozialdemokratisch-kommunisti­
schen Abwehrfront auf beiden Seiten diskutiert worden ist, begründet jeden­
falls in keiner Weise die Anklage, daß die Sozialdemokratie entgegen ihren 
Oberlieferungen gesonnen wäre, den Terror in das Arsenal ihrer politischen 
Kampfmittel aufzunehmen. Ist das aber so, dann versteht man es nicht recht, 
welches Interesse die gegenwärtige Regierung daran haben kann, Sozialdemo­
kraten und Kommunisten immer und überall als eine Einheit erscheinen zu 
lassen. Wir wissen wohl, daß Deutschnationale und Nationalsozialisten sämtli­
che ,Marxisten' unterschiedslos in einen Topf werfen, aber wir bezweifeln sehr, 
daß das im Interesse der politischen Entwicklung liegt." 

199) AVNr. 53,4. März 1933. 
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Zum Ergebnis der Reichstags- und der Landtagswahl200) wurde 
voller Optimismus behauptet, daß der Ansturm gegen den Zen­
trumsturm abgeschlagen worden sei. 

"Auch die besonderen Rammböcke, die gegen uns angesetzt wurden, 
haben uns nichts anzutun vermocht. Vielleicht begreift man jetzt auch 
im Regierungslager, daß die Zentrumswählerschaft eine politische 
Größe von sozusagen absoluter Festigkeit ist und daß man besonders 
in Krisenzeiten unbedingt mit ihr rechnen muß, sei es im Positiven, 
sei es im Negativen. Und keine verantwortungsbewußte Regierung 
sollte sich die Kräfte entgehen lassen, die im Zentrum auf festem re­
ligiösen und nationalen Grund verankert liegen' '201). 

Der Zentrumsturm stehe unversehrt. Aus dem Wahlergebnis in 
Ostpreußen wurde gefolgert, daß die Wahlpropaganda über den 
Rundfunk den Nationalsozialisten in den katholischen Kreisen 
genützt und trotzdem das Zentrum sich "anständig' gehalten 
habe. 

"Ein nennenswerter Verlust ist im Kreise Heilsberg auf dem Lande 
entstanden, der jedoch in anderen Bezirken, vor allem in den Städten 
und in Westpreußen, wieder gut gemacht und überholt worden ist. 
Auch in der Stadt Allenstein hat das Zentrum einen schönen Erfolg zu 
buchen, wogegen die Deutschnationalen hier trotz ihrer massiven 
Kampfesweise gegen uns auf den absteigenden Ast geraten sind " 202

). 

Die Provinziallandtags-, Kreistags- und Genmeindewahlen am 
12. März wurden zum einen als "Die Entscheidungsstunde für das 

200) Im neuen Reichstag konnten die Nationalsozialisten die Zahl ihrer Sitze von 196 
auf 288 steigern. Mit der,. Kampffront Schwarz-Weiß-Rot .. , der früheren DNVP, 
die 52 Mandate erhielt, verfügte die Regierung mit 340 von 647 Sitzen über die 
absolute Mehrheit. Eine Zweidrittelmehrheit für Verfassungsänderungen blieb 
ihr jedoch versagt. Zentrum und Bayerische Volkspartel bekamen mit 73 (bisher 
70) und 19 (bisher 21) Abgeordneten zusammen 92 Mandate. Die SPD konnte sich 
mit 121 Parlamentariern behaupten. Die KPD schickte statt bisher 101 jetzt 81 
Abgeordnete in den Reichstag. Ihr Mandat haben sie aber nicht mehr ausgeübt, 
vgl. MILATZ, S. 148 ff. 
Einige Wahlergebnisse aus dem Ermland (in Klammem die Zahlen der Wahl 
vom 6. November 1932): 
Allenstein-Stadt: NSDAP 9891 (5516), SPD 1307 (1721), Kommunisten 1710 (2275), 
Zentrum 6860 (6355), Schwarz-Weiß-Rot 2336 (2408); 
Allensteln-Land: NSDAP 12 242 (4571), SPD 1946 (2106), Kommunisten 1554 
(2681), Zentrum 8499 (8523), Schwarz-Weiß-Rot 1443 (1362); 
Kreis Rößel: NSDAP 9951 (5423), SPD 2838 (3438), Kommunisten 1214 (2069), 
Zentrum 9985 (9962), Schwarz-Weiß-Rot 1510 (1473); 
Kreis Braunsberg: NSDAP 8515 (3911), SPD 2785 (3220). Kommunisten 967 (1588), 
Zentrum 15 279 (15 768), Schwarz-Weiß-Rot 1418 (1866); 
Stadt Braunsberg: NSDAP 2485 (1463), SPD 983 (1202), Kommunisten 275 (489), 
Zentrum 3989(3953), Schwarz-Weiß-Rot 429 (582); 
Kreis Hellsberg: NSDAP 9670 (3492), SPD 1731 (2054), Kommunisten 986 (1687), 
Zentrum 10 767 (12 083), Schwarz-Weiß-Rot 2988 (3187); 
Stadt Hellsberg: NSDAP 1614, SPD 447, Kommunisten 241, Zentrum 1735. 
Schwarz-Weiß-Rot 580(Vorzahlen fehlen); 
Stadt Guttstadt: NSDAP 733 (352), SPD 282 (429), Kommunisten 349 (410), Zen­
trum 1461 (1390), Schwarz-Weiß-Rot 182 (176), vgl. AV Nr. 54, 6. März 1933. 

201) Ebd. 
202) Ebd. 
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Ermland" und zum andem als "Ein historischer Tag für Allen­
stein" bezeichnet203). Beide Leitartikel auf der ersten Seite schrieb 
Carl Stephan, den ersten unter dem Pseudonym "Politicus", den 
zweiten mit seinem vollen Namen. Es sind zwei Kommentare, aus 
denen die ganze journalistische und politische Leidenschaft von 
Stephan spricht. Er wies noch einmal mit eindringlicher Deutlich­
keit auf die Gefahr des Nationalsozialismus hin. Er übersah aller­
dings, daß die Dämme bereits am Vorsonntag gebrochen waren 
und daß über Gemeinde- und Kreistagswahlen der Schaden nicht 
mehr repariert werden konnte. 

,.Täuschen wir uns nicht. Wenn morgen die Wahlergebnisse sich nicht 
erheblich zu unseren Gunsten ändern, dann werden wir katholi­
schen Ermländer auf Jahre hinaus in unserer eigenen Heimat 
an die Wand gedrückt werden. 
Die Wanderredner der NSDAP, die im Ermland herumreisen, machen 
aus dem, was sie wollen, in ihrem Siegesrausch gar keinen Hehl. Sie 
wollen alles aus dem Amte hinauswerfen, vom Landrat bis zum Amts­
vorsteher, was nicht auf die Hakenkreuzfahne schwört. Sie wollen, 
wie es schon in der Vorkriegszeit war, uns dem Berliner Zentra­
lismus ausliefern, der weder für unsere katholische Eigenart Ver­
ständnis noch für unsere berechtigten Forderungen, seien es kultu­
relle, seien es materielle, irgendwie Sinn hat. Wie man im innersten 
Herzen über uns denkt, was man mit uns vorhat, das hat ja gestern 
abend der Reichskommissar für das preußische Innenministerium 
Göring in einer durch Rundfunk übertragenen Wahlrede deutlich ge­
nug gesagt. Demgegenüber ist es gut, sich daran zu erinnern, daß das 
Ermland jahrhundertelang selbst unter polnischer Oberhoheit nicht 
nur seinen Glauben, sondern auch sein Deutschtum treu bewahrt hat; 
daß das Ermland sich auch in den folgenden Zeiten ehrlich bemüht 
hat, sich in das preußische Staatsgefüge einzuleben, obwohl die 
Staatsgewalt nicht allzu viel getan hat, es den Ermländem im neuen 
Hause wohnlich zu machen. Es ist kein Zufall gewesen, daß wir bis 
zum Jahre 1917 keinen einzigen katholischen Landrat gehabt haben, 
daß sogar die mittlere Beamtenschaft in den Kreisen bis auf die Gen­
darmerie fast ausschließlich aus Nichtkatholiken bestand. Kein Zu­
fall, daß die größte Stadt des Ermlandes, Allenstein, jahrzehntelang 
kein katholisches Oberhaupt hatte. Kein Zufall, daß auch die wirt­
schaftliche Betreuung am Ermland meistens vorüberging. Trotzdem 
hat das katholische ermländische Volk dem Deutschen Reich und dem 
preußischen Staat auch in schwierigster Zeit unverbrüchliche Treue 
gehalten ... Wo waren denn damalsm.) jene, die heute das Nationale 
für sich in Erbpacht zu nehmen glauben? Wo waren damals die ,natio­
nalen' Presseorgane von heute? Sie waren entweder überhaupt noch 
nicht da oder füllten ihre Spalten mit Hetzartikeln gegen das Zen­
trum. Uns, dem katholischen und Zentrumsblatt überließen sie es, die 
Polenabwehr in unserem Ermland durchzuführen. Wir haben es nicht 
nötig, uns Mangel an deutschem Geist vorwerfen zu lassen. Wir haben 
nationale Arbeit nicht in dem Streben nach Macht, sondern in selbst-

203) AV Nr. 59, 11. März 1933. 
204) Gemeint ist die Zelt der Volksabstimmung im Jahre 1920. 
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verständlicher Arbeit für die Nation und Volksgemeinschaft getätigt. 
Darum haben wir ein unverjährbares Recht darauf, daß man unser 
Ermland verschont mit Methoden, die weder katholisch noch ennlän­
disch sind. Wir haben ein Recht darauf, daß man dem katholischen 
Ermland die Möglichkeit der Eigenentwicklung im Rahmen des Staa­
tes läßt. Wir wollen Herren im eigenen Hause bleiben. . . Das steht 
fest, der Nationalsozialismus ist von einer absolut gleichmacheri­
schen Tendenz. Er will alles unter einen ,nationalen' Hut bringen. 
Kultur und Glaube, Recht und Wirtschaft sind für ihn Dinge, die nur 
zentral bestimmt werden. Berlin kommandiert alles." 

Nicht minder leidenschaftlich ist der Appell an die Allensteiner 
Katholiken2~) • 

.. Der Ansturm von Rechts, der am letzten Sonntag eine Mehrheit der 
Stimmen für sich buchen konnte, wird auch morgen mit unverminder­
ter Kraft einsetzen. Nichts erlaubt uns, daran zu zweifeln. Darum aber 

·. müssen auch wir Katholiken Allensteins unsere letzte Energie einset­
zen, um wenigstens bei den Stadtverordnetenwahlen die schwarz­
weiß-rot-braune Flut abzuwehren ... Wir, die katholische Mehrheit 
in Allenstein, sind jahrzehntelang Bürger minderen Rechts gewesen. 
Wir waren wohl dazu gut, Steuern und Lasten wie die anderen zu 
tragen, aber zu sagen hatten wir nichts ... In schwerster jahrelanger 
Arbeit seit 1919 hat die Zentrumsfraktion auf dem Allensteiner Rat­
haus nach und nach dieses Unrecht abgebaut ... Um die Früchte die­
ser Arbeit geht es morgen. Um unsere Gleichberechtigung, um unsere 
Bürgerehre." 

In derselben Ausgabe vom 11. März erschien im Mittelteil der 
Zeitung ein Artikel, der als Überschrift ein Zitat von Göring trug: 
"Ich danke meinem Schöpfer, daß ich nicht weiß, was objektiv 
ist." Dieser Artikel ist eine Aneinanderreihung von Sätzen aus 
einer Rede, die Göring am Vortag über den Rundfunk gehalten 
hatte. Der für den Artikel Verantwortliche208) benutzte bewußt 
diese Zitatenkette, um- wie er schreibt- nicht mit der ,,Notver­
ordnung zum Schutze des Volkes und Staates"207) in Konflikt zu 
kommen. Der Konflikt kam trotzdem. Das Volksblatt wurde durch 
eine Verfügung des Oberpräsdidenten der Provinz Ostpreußen, 
Kutscher, am 15. März für eine Woche verboten. Mit einem Schrei­
ben Kutschers vom 18. März wurde dieses Verbot jedoch vorzeitig 

205) Sehr wahrscheinlich haben diese belden Artikel mit dazu beigetragen, daß Ste­
phan später nicht in die Berufsliste nach dem Schriftleitergesetz vom 19. Dezem­
ber 1933 aufgenommen wurde, so daß er seinen Chefredakteurposten niederle­
gen mußte, vgl. unten S. 130. 

206) Nach einer Mitteilung von Bruno Rüger, jetzt Bonn, vom 20. März 1979 hat Ger­
hard Schöpf, der in jenen Tagen Stephan vertrat, den Artikel zusammengesetzt 
und mit Kommentarsätzen versehen. Rüger schrieb 1929-1939 für das Vollurblatt 
vor allem Berichte von Zentrumsversammlungen. Schöpf wurde - so Rüger­
wegen des Artikels verwarnt. 

207) Die .,Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutz von Volk und Staat" 
wurde am 28. Februar 1933 - einen Tag nach dem Reichstagsbrand - erlassen. 
Sie setzte wichtige Grundrechte der Verfassung außer Kraft und gab den staat­
lichen Stellen auf dem Verwaltungswege die Möglichkeit, gegen .,Staatsfelnde" 
vorzugehen. 
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aufgehoben, und die Zeitung konnte am 20. März wieder erschei­
nen108). Die Nummer enthielt die Mitteilung: 

"Der Chefredakteur Stephan hat erklärt, daß er den beanstandeten 
Artikel nicht geschrieben habe und ihn in dieser Form nicht billige. 
Ein Angriff gegen die Staatsautorität sowie eine böswillige Verächt­
lichmachung des Herrn Reichsministers Göring sei nicht beabsichtigt 
gewesen und läge seiner Zeitung, die im nationalen Abstimmungs­
kampf 1920 ihren Mann gestanden habe, völlig fern "•). 

Mit 441 gegen 94 Stimmen der Sozialdemokraten nahm der 
Reichstag am 23. März das sog. Ermächtigungsgesetz an, durch das 
Hitler seinem totalitären Regime eine Iegalistische Grundlage zu 
geben versuchte und gleichzeitig der Demokratie endgültig den 
Todesstoß versetzen konnte. Die 72 anwesenden Zentrumsabge­
ordneten - einer fehlte - stimmten nach harten Auseinanderset­
zungen in der Fraktion geschlossen mit Ja. Das hieß ,,Freie Bahn 
der Regierung Hitler"210). So lautete die Überschrift des Artikels 
des Berliner Dr. H.-Mitarbeites einen Tag nach der Verabschie­
dung des Gesetzes. Er brachte eine Inhaltsangabe der Regierungs­
erklärung Hitlers, die "keinen schlechten Eindruck gemacht" 
habe, und schloß mit den Sätzen: 

"Die Stellung des Zentrums zu Staat und Volksgemeinschaft läßt 
nichts anderes zu als den Wunsch, daß die Arbeit des Kabinetts Hitler 
und dem deutschen Volke zum Segen gereichen möge. Das wird um so 
eher der Fall sein, je mehr es von der großen Machtvollkommenheit, 
über die es verfügt, einen maßvollen und klugen Gebrauch macht und 
die Pflicht zu Gerechtigkeit gegen alle nicht außer acht läßt, wenn es 
-und das scheint uns besonders wichtig - dem deutschen Volke in all 
seinen staatstreuen und positiv eingestellten Gruppen die Möglich­
keit einer freien und verantwortungsbewußten Mitarbeit gibt. Auch 
einer ehrlichen und sachlichen Kritik muß deshalb unter dem neuen 
System genügender Raum gelassen werden." 

Die Verabschiedung des Ermächtigungsgesetzes bedeutete 
für das Volksblatt den "Abschluß der nationalen Revolution". 
Ein Leitartikel mit dem Titel "Das Zentrum und der neue 

208) AVNr. 64, 20. März 1933. 
209) Stephan hatte in jenen Wochen und Monaten neben seiner publizistischen Arbeit 

auch als VorsiUellder der Ostpreußischen Zentrumspartei, zu dem er auf der 
Provinzialdelegiertenversammlung am 29. Juni 1932 in Wormditt gewählt 
wurde, zahlreiche Aufgaben wahrzunehmen. ,.Seine Schwerhörigkeit machte 
ein Gespräch mit ihm nicht immer leicht. Er brachte es aber fertig, diesen kör­
perlichen Mangel als ,politische Waffe' einzusetzen. In heiklen Gesprilchen ver­
stand er seinen Partner grundsätzlich falsch und beantwortete liebenswürdig 
Fragen, die der andere gar nicht gestellt hatte, so daß dieser nie an seine Ziele 
gelangte. Er selbst bekam dafür häufig Dinge mit, die nicht für ihn bestimmt 
waren, weil der andere unvorsichtig wähnte, Stephan höre doch nicht. Auf ihn 
selber war Verlaß, sein Wort galt. u E. B. LAws. Auch in Guttstadt starb Weimar. 
In: Leben in Ostpreußen. Erinnerungen aus neun Jahrzehnten. München (1963), 
S.132f. 

210) AV Nr. 68, 24. März 1933.- Vgl. MORSEY, Die deutsche Zentrumspartei, a. a. 0., 
S. 353 ff. und DERS., Der Untergang des politischen K.athollzismus, a. a. 0., 
8.142 ff. 
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Staat"211) kam zu dem Schluß: "Die Zentrumspartei hat der Regie­
rung Hitler am 23. März eine legitime Chance gegeben. Sie ist auch 
bereit, weiterhin im Rahmen ihrer Grundsätze an dem Neuaufbau 
des Staates mitzuarbeiten. Wir sind überzeugt, daß bei einigem 
guten Willen der Regierenden die Möglichkeit dazu besteht. Ja, 
wir möchten glauben, daß bei den Regierenden der Wille im Wach­
sen ist, die wertvollen katholischen Volkskräfte in den neuen 
Staatsaufbau aktiv einzuschalten. Wir wissen allerdings auch, 
daß es Kräfte gibt, die alles daransetzen, die Einschaltung der 
politischen Vertretung des deutschen Katholizismus in die neue 
Entwicklung zu hintertreiben. Bei früherer Gelegenheit haben sie 
schon genug Porzellan auf Kosten des deutschen Volkes zerschla­
gen. So wird die positive Mitarbeit des Zentrums vielleicht nicht 
von heute auf morgen eintreten, aber sie wird kommen, weil seine 
Kräfte einfach auf die Dauer nicht entbehrt werden können " 11

Zl. 

Dieser Optimismus sollte sich, wie der weitere Weg der deutschen 
Geschichte zeigt, nicht erfüllen. Ganz besonders auf die Mitarbeit 
von Stephan konnte der neue Staat sehr schnell verzichten. 

Carl Stephan für den Nationalsozialismus "untragbar" 
Mit dem Ermächtigungsgesetz hörte die eigenständige, kritische 

Kommentierung der politischen Tagesereignisse durch das Allen­
steiner Volksblatt, vornehmlich im Bereich der Innenpolitik, auf. 
In ihrer Haltung zur Republik von Weimar und zur Demokratie 
waren die "politischen Köpfe" der Zeitung, Carl Stephan und 
Gerhard Schöpf, ein "Gespann", wobei der letztere als der jün­
gere sich noch vorbehaltloser und vorurteilsfreier zur Republik 
bekannte. Wenn das Zentrumsorgan Germania unter den Chefre­
dakteuren Hermann Orthund Ernst Buhla eine Politik der aus­
gewogenen Mitte vertrat, "die bestimmt war von einer positiven 
Einstellung zur Republik und zur Demokratie"213

), so läßt sich das 
ohne Abstriche auch vom Allensteiner Volksblatt sagen. Diese Hal­
tung war bei der kollegialen Freundschaft zwischen Stephan und 
Orth nur zu verständlich21'). 

Am 15. Juni 1935 beschloß der Verwaltungsrat der Ennländi­
schen Verlagsgesellschaft auf seiner Sitzung in Frauenburg vor­
nehmlich aus wirtschaftlichen Gründen, das Volksblatt einzustel­
len2111). Schon zuvor war die Frage der Schließung der Redaktion 
und des Druckereibetriebes wiederholt erwogen worden. Zur De­
batte standen die Vereinigung mit der Ermlilndischen Zeitung in 
Braunsberg und die Herausgabe eines Kopfblattes. Noch im Fe­
bruar 1934 erschienen derartige Maßnahmen "zu hart aus Rück-

211) AV Nr. 69, 25. März 1933. 
212) Ebd. 
213) Vgl. BACH, S. 308. 
214) Zu0rthvgl.Anm.47. 
215) Protokollbuch (s. Anm. 10), S. 165. 
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sieht auf die zahlreichen zum größten Teil verheirateten Arbeit­
nehmer, die in diesem Falle bis auf wenige Ausnahmen entlassen 
werden müßten"1111). Daher sollte noch abgewartet werden, ob 
nicht doch eine wirtschaftliche Besserung eintreten würde. Ursa­
chen für die finanziellen Schwierigkeiten waren der Rückgang 
der Auflage, der Wegfall der Eigenschaft als "Amtliches Verkan­
dungsblatt der Staats- und Gemeindebehörden •• und Anzeigenverlu­
ste vor allem durch jüdische Geschäftel17

). 

Schon vorher hatte die Zeitung ein gleich schwerer Schlag ge­
troffen. Nach dem Schriftleitergesetz vom 4. Oktober 1933118) durf­
ten in Zukunft in Zeitungsredaktionen - sie hießen jetzt Schrift­
leitungen- nur noch Journalisten arbeiten, die in die Berufsliste 
eingetragen waren. Die Verweigerung dieser Eintragung bedeu­
tete Berufsverbot. Aufgabe der Presse sollte es sein, "das gesamte 
deutsche Volk zum Nationalsozialismus zu erziehen2111). Für diese 
Aufgabe war Stephan ungeeignet. So mußte er am 15. Januar 1934 
seine Stelle als Chefredakteur des Volksblatts niederlegen. Er 
wurde "auf Grund seiner politischen und religiösen Tätigkeit von 
der nationalsozialistischen Regierung angefeindet und seiner 
Position enthoben"=). Der Vorsitzende des Landesverbandes Ost­
preußen im Reichsverband der deutschen Presse lehnte den Ein­
tragungs-Antrag am 13. Januar ab und untersagte Stephan die 
Ausübung des Schriftleiterberufes. Die Beschwerde gegen die Ab­
lehnung wurde von dem Berufsgericht in Königsberg verworfen. 
Auch die Revisionsbeschwerde bei der Zweiten Instanz, dem Pres­
segerichtshof in Berlin, hatte keinen Erfolg121

). Die Anträge "wa­
ren infolge seiner politischen Unzuverlässigkeit negativ entschie­
den worden " 122). 

Für Gauleiter Erleb Koch war das Volksblatt eine Zeitung, die 
von "Pazifisten" gemacht wurde, mit denen er zu gern "Ab rech-

216) Ebd. S. 152. 
217) Auf der Sitzung am 19. November 1933 wurde festgestellt: "Eine wesentliche 

Besserung des Inseratengeschäftes und Zunahme der Druckaufträge ist bei der 
gegenwärtigen allgemeinen Wirtschaftslage leider kaum zu erwarten. In Allen­
stein sind die Hauptinteressenten jüdische Geschäfte, welche aus bekannten 
Gründen eine sehr große Zurückhaltung im Inserieren üben. Der Abonnenten­
rückgang ist in der Hauptsache auf den Geldmangel ... und den starken Druck 
bei der Werbung für ... die Preußische Zeitung zurückzufilhren .. , ebd. S. 147. 
Am 25. Februar 1934 heißt es im Protokoll, der Umsatz sei 1933 weiter um 
50 649,27 RM zurückgegangen, ebd. S. 151. - Als Auflagenhöhe wurden im Ja­
nuar 1934 nur noch 4130 Exemplare angegeben, diese Zahl sank dann bis August 
1934 auf 3628 Exemplare, AV Nr. 6, 9. Januar 1934, und Nr. 175, 4. August 1934.-

218) Vgl. U. BRODERSEN (Hrsg.), Gesetze des NS-8taates. Bad Homburg 1968, 
s. 89ft. 

219) So Max Amann, Präsident der Reichspressekammer, im Handbuch der deut­
schen Tagespresse, 0 1934, S. 8. 

220) Aus einem Brief von Bischof Kaller an Frau Stephan vom 28. Mai 1946. Original 
im Besitz von Frau Rosemarie Maczey, geb. Stephan. 

221) Protokollbuch, S. 154. 
222) Wie Anm. 220. 
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nung gehalten" hätte223). Ein anderes Mal bedauerte Koch, daß 
sich der Redakteuer Stephan vom Allensteiner Volksblatt nicht zu 
Wort gemeldet hatte. Er hätte sehr gern mit diesem "Herrn" Zwie­
gespräche geführt. "Dies bekundet die Feigheit und Verlogenheit 
der Zentrumspartei " 22•). Nach einem weiteren Polizeibericht 
setzte sich ein NS-Redner, Hauptmann a. D. von P., mit dem Allen­
steiner Volksblatt und insbesondere mit dem Redakteur Stephan 
auseinander. Eine Frau W. bezeichnete Stephan "als einen Lüg­
ner"225). 

Stephans Tätigkeit als Chefredakteur und als führender Zen­
trumspolitiker in Ostpreußen und in Allenstein machten ihn für 
die Nationalsozialisten zur suspekten Person. Nach einer Inte­
rimszeit, in der der Lokalredakteur Paul Rohde in Vertretung die 
Geschäfte des Hauptschriftleiters wahrnahm, beschloß der Ver­
waltungsrat, den jüngeren Gerhard Schöpf zum Hauptschriftlei­
ter zu berufen. Der Verlagsdirektor wandte allerdings ein, er habe 
"äußerste" Bedenken gegen Schöpf, "nicht weil er an seinen Fä­
higkeiten irgendwie zweifle, sondern weil er befürchte, daß seine 
Ernennung zum Hauptschriftleiter dem Volksblatt Schaden brin­
gen könne, da Schöpf nach eingezogenen Erkundungen bei ein­
flußreichen Personen der NSDAP in Allenstein recht mißliebig 
sein soll"ue). Die beiden Verwaltungsratsmitglieder entschieden 
sich trotzdem für Schöpf221). Das Protokollbuch vermerkt am 
23. März 1935, daß Stephan für seine journalistische Mitwirkung 
am Volksblatt bis auf weiteres ein Pauschalhonorar von 50 RM im 
Monat rückwirkend vom 1. April 1934 erhielt228). Wie weit diese 
"Mitwirkung" ging, ist nicht bekannt. Nach Angaben seiner Toch­
ter, Frau Maczey, fuhr Stephan später jede Woche einmal nach 
Braunsberg, um in der Redaktion des ErmliJndischen Kirchen­
blatts auszuhelfen. Um den Lebensunterhalt für die Familie zu 
bestreiten, betätigte sich ihr Vater als Werber für eine Versiche­
rung und schrieb Gelegenheitsartikel für das ErmliJndische Kir­
chenblatt. 

Hans Preuschofpa) hat sicher recht, wenn er Carl Stephan einen 
hervorragenden J oumalisten und eine charaktervolle Persönlich­
keit nennt, der im deutschen Nachkriegsjournalismus gewiß eine 
bedeutende Rolle gespielt hätte. Stephan starb jedoch am 29. Au­
gust 1941 durch Herzversagen auf der Straße in Allenstein. Viel-

223) Gauleiter Koch in einer NSDAP-Versammlung in Allenstein am 20. Dezember 
1929. Geheimes Staatsarchiv Preußischer Kulturbesltz. Berlin. Staatsarchiv 
Königsberg. Rep. 14 1,2, Bl. 203. 

224) Koch in Allenstein am 11. September 1930, ebd. Bl. 532 u. 533. 
225) NSDAP-Versammlung in Allenstein am 22. November 1929, ebd. Bl. 183. 
226) Protokollbuch, S. 155. 
227) Die Worte .,Verwaltungsmitglieder" und ,.trotzdem für Schöpf" sind im Proto­

kollbuch unterstrichen. 
228) Protokollbuch, S. 160 f. 
229) PREUSCHOFF, a. a. 0., S. VII. 
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leicht lag es an der relativ kleinen Auflage des Allensteiner Volks­
blatts, daß die Warnungen vor den Gefahren von rechts- Deutsch­
nationale und Nationalsozialisten - kaum beherzigt wurden. 
Manche Sätze in den Kommentaren und Artikeln wirken heute 
wie Visionen. Eines dürfte sicher sein: Jene Leute, die das Allen­
steiner Volksblatt lasen, wählten- jedenfalls bis zum 5. März bzw. 
12. März 1933- nicht Hitler und seine Partei. Dieser Kreis war 
aber zu klein, um das Unheil aufhalten zu können. 

Dziennik ,,Allensteiner Volksblatt" w okresie 
Republiki Weimarskiej 

Streszczenie 
Ta w 1891 roku zalozona gazeta miala swoje wzgl~dnie najwi~sze znac­

zenie jako polityczny dziennik w okresie Republik! Weimarskiej od 1918 
do 1933 roku. Zawdzi~ala to przede wszystkim dziennikarskiemu zaan­
ga2:owaniu si~ jej naczelnego redaktora Carla Stephana (1884-1941). On tez 
nadawal oblicze temu dziennikowi a2: do chwili przejt;eia wladzy przez 
narodowosocjalist6w. I to bylo przyczynf\, dlaczego Carl Stephan na pod­
stawie zarzl\dzenia z 4 patdziernika 1933 roku nie zostal uj~ty na llst~ 
narodowosocjallstycznych redaktor6w, co spowodowalo, ze od 1934 roku 
nie mogl ju2: pelni6 funkcji naczelnego redaktora, jak r6wniez zajmowa6 
odpowiedzialnego stanowiska w jakiejkolwiek redakcji. 

Dziennik uAllensteiner Volksblatt" nale2:al do tych czterech gazet w 
Prusach Wschodnich, kt6re prezentowaly polltyczny poglf\d partii Cen­
trum. Jej naklad przeci~nie okolo 6000 egzemplarzy musi wydawa6 si~ 
skromnym, biOrf\C pod uwag~ llczb~ mieszkailc6w Olsztyna okoto 40 000 a 
do tego 60 000 mieszkaflc6w powiatu. W ka2:dym razie liczba ta nie 
§wiadczy o Uo§ci potencjalnych czytelnik6w ani o udziale Centrum w wy­
borach do parlamentu Rzeszy, do landtagu, czy tez w wyborach komunal­
nych w okresie Republlki Weimarskiej. 15 czerwca 1935 roku rada nad­
zorcza Warmiilskiego Towarzystwa Wydawnicznego (Ermländische Ver­
lagsgesellschaft) podj~a decyzj~, prawdopodobnie ze wzgl~d6w ekono­
micznych, przerwa6 wydanie gazety .. Allensteiner Volksblatt". Powodem 
tych trudno§ci finansowych byly zmniejszenie nakladu, skre§lenie tytulu 
,,Urzedowy dziennik wladz panstwowych i gminnych'' (Amtliches Ver­
kündigungsblatt der Staats- und Gemeindebehörden), jak r6wniez strata 
ogloszen firm 2:ydowskich. 

Niniejsza rozprawa opiera si~ gt6wnie na egzemplarzach dziennika "Al­
lensteiner Volksblatt". kt6re znajdujf\ si~ w olsztyilskich blbllotekach 
naukowych. Poniewa2: gazeta ta i tam tylko cz~ciowo si~ uchowala a w 
dodatku dla zachodniego uZytkownika jest trudno dostfM)na, dlatego te2: 
autor skoncentrowal si~ gl6wnie na dokumentacji poglf\d6w polltycznych 
dziennika, przesuwajf\C analiz~ i interpretacj~ na dalszy plan. W. D. 
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The "Allensteiner Volksblatt" During the Weimar Republic 

Summary 

The ,.Allensteiner Volksblatt", founded in 1891, enjoyed its relatively 
greatest significance as a political daily in the years of the Weimar Repu­
blic from 1918 to 1933, its impact based mainly on the joumalistic endea­
vours of Carl Stephan (1884-1941), the editor. He formed the image of the 
paper up to the National-Socialist seizure of power, this, now, being the 
reason why Stephan was not enrolled in the Party's editors-list after Oc­
tober 4th, 1933, thus not being allowed, from 1934 on, to work as an editor 
nor in a higher position at a publishing house. 

The "Allensteiner Volksblatt" was one of those four papers in East­
Prussia supporting the political ends of the Zentrum Party. Its average 
circulation of about 6000 must seem modest, considering the population of 
Allenstein of 40 000 and that of the Allenstein district of 60 000. Its circu­
lation, however, was absolutely incommensurate with the potential rea­
ding public and with the share of Zentrum votes in general, state and local 
elections during the Weimar Republic. On June 15th, 1935, the board of the 
Ermländische Verlagsgesellschaft (Warmian Publishing Company) deci­
ded, for economic reasons mainly, to close the paper. The causes of the 
financial problems were a decrease in circulation, the elimination of the 
sub-title "Amtliches Verkündungsblatt der Staats- und Gemeindebehör­
den" (Official Indicator of State and Local Authorities) and, last not least, 
the drop in adverts from Jewish businesses. 

The above article is based essentially on the copies of the "Allensteiner 
Volksblatt" in the scientific libraries of Olsztyn . .As the editions of the 
paper are incomplete even there and since access to them is difficult for 
western historians, the author lays stress upon the character of the article 
as a documentation of the political views held by the paper, whereas the 
analysis and Interpretation of the documents play a minor r6le in the 
article. S. K. 



Zur Biographie des Königsherger Propstes 
Johannes Szadowski (1834-1914) 

Von Anneliese Triller 

Bereits als DiözesanarchivariD in Frauenburg interessierte ich 
mich für Leben und Persönlichkeit des Königsherger Propstes J o­
hannes Nepomuk Szadowski. Seine umfangreichen Personalak­
ten lagen damals noch unter vielen anderen in einer Aktenkam­
mer auf dem staubigen Boden des "Alten Palais". Obwohl es mich 
verlockte, kam ich jedoch damals nicht dazu, den Faszikel einzu­
sehen. Schon als Schülerin und Studentin in Königsberg hatte ich 
hin und wieder etwas über diesen außergewöhnlichen Priester 
gehört, über sein großes Ansehen in der Stadt, seine Wirksamkeit 
an der Propsteikirche, aber auch Andeutungen über seine Kon­
flikte mit Bischof Thiel. Nun bot sich neuerdings Gelegenheit, 
jene Personalakten im Ermländischen Diözesanarchiv in Allen­
stein') zu lesen. Die folgenden Ausführungen über Johannes Sza­
dowski und über die Königsherger Propsteigemeinde in den Jahr­
zehnten vor dem Ersten Weltkrieg beruhen hauptsächlich auf die­
ser Quelle. 

Johannes Nepomuk Szadowski wurde am 12. Mai 1834 im Dorf 
Ziegelscheune, Kr. Stuhm2), in Westpreußen geboren. Er stammte 
aus einfachen bäuerlichen Verhältnissen, zeichnete sich aber 
schon früh durch hohe Intelligenz, Fleiß und eiserne Willenskraft 
aus. Von Jugend an beherrschte er, wie es seiner Herkunft ent­
sprach, neben der deutschen auch die polnische Sprache. Ab 1851 
besuchte er das Braunsherger Lehrerseminar und bestand dort am 
11. April 1854 die Abschlußprüfung, worauf er als Volksschulleh­
rer in Widminnen bei Lötzen und in Allenstein wirkte. Da sich 
Szadowski zum Priester berufen fühlte, kehrte er aber noch ein­
mal auf die Schulbank des Braunsherger Gymnasiums zurück und 
studierte nach dem Ostern 1860 bestandenen Abitur') daselbst 

1) Archiwum Dlecezji Warmiflskiej w Olsztynie. Archiwum Biskupie. IV S 20. 
18'11-1920 Johannes Szadowski. Soweit nicht anders angegeben, stammen alle 
Nachrichten aus diesen Akten, die jeweils mit Angabe des Datums zitiert werden. 
- Verf. dankt auch an dieser Stelle für die Möglichkelt zur Benutzung der Akten. 

2) T. ORACKI (Slownik biograficzny WarmU, Mazur i Powüla. Warszawa 1963, S. 278) 
gibt Kozia G6ra (Ziegenberg), H. SCHMAUCH (in: ALTPREUSSISCHE BIOGRAPHIE. 
Bd. 2. Marburg/Lahn 1969, S.720) Kl. Stuhm bei Rehhof als Geburtsort an. Beides 
kann nicht stimmen, da es Ortschaften dieses Namens im Kreis Stuhm nicht gab. 

3) Vgl. G. LOHR, Die Abiturienten des Braunsherger Gymnasiums von 1860 bis 1916. 
Braunsberg 1916, S. 5. 
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Theologie. In diese Studienjahre fiel ein besonderes Erlebnis: 
Szadowski mußte eine kurze Gefängnisstrafe hinnehmen, als er 
1863 gemeinsam mit dem ihm von Lätzen her befreundeten polni­
schen Patrioten Wojciech K~trzyflski zum Aufstand in Polen 
heimlich Waffen beschaffte•). Doch konnte er sein Studium fort­
setzen und sich am 31. Juli 1864 im Frauenburger Dom von Bischof 
J oseph Geritz weihen lassen. Die erste Seelsorgstätigkeit des jun­
gen Kaplans war in Braunswalde und Wartenburg, bis er 1867 zum 
Präfekten des Bischöflichen Gymnasialkonviktes in Braunsberg 
berufen wurde. Dort kümmerte er sich besonders um eine Gruppe 
polnischsprechender Schüler. Beim Provinzialschulkollegium be­
mühte er sich vergeblich um. die Einrichtung einer Lehrerstelle 
für polnischen Sprachunterricht am Lehrerseminar, die er selber 
einzunehmen hoffte. Dies wurde von der Regierung abgelehnt, 
und auch der Bischof meinte, die das Polnische beherrschenden 
Geistlichen zuerst in der Seelsorge einsetzen zu sollen5). Eine 
endgültige innere Hinwendung zum Deutschtum vollzog Sza­
dowski wohl im Kriege 1870/71, an dem er als Divisionspfarrer 
der Garde-Landwehr-Division und im Stab des Prinzen Friedrich 
Karl teilnahm. Er erhielt für seine Verdienste an der Front 
das Eiserne Kreuz I. Klasse, worauf er sein Leben lang stolz 
war'). 

Im Januar 1872 übertrug Bischof Krementz Szadowski die neu­
gegründete Diasporakuratie Willenberg (Wielbark) nicht weit von 
Ortelsburg. Von da aus gründete der Seelsorger zehn Kilometer 
südlich hart an der russisch-polnischen Grenze eine weitere 
Missionsstation Opalenlee (Flammberg). Dort erbaute er eine 
Kirche, für die er weithin Unterstützung fand, z. B. bei einem 
westdeutschen Katholischen Kaufmännischen Verein, dem er 
dafür 1883 im Auftrag des ermländischen Bischofs beim Düssel­
dorfer Katholikentag dankte. Die Arbeit in der masurischen 
Diaspora war für Szadowski nicht leicht. Abgesehen von den 
Anstrengungen durch die weiten Entfernungen bedrängten den 
eifrigen Priester in dieser Zeit der Nachwehen des Kulturkampfes 
wiederholt Konflikte mit staatlichen Stellen. So verlor erz. B. 
im Januar 1884 einen Prozeß wegen Verstoßes gegen das Vereins­
gesetz und mußte als Strafe ein ganzes Jahresgehalt zahlen. Es 
hatte sich dabei um kirchliche Bittgänge im Kreis Orteisburg ge­
handelt, die von den Behörden nicht genehmigt wurden, da man, 
wie Szadowski später an den Bischof schrieb, "die Prozessionen 
in Masuren ganz inhibieren" wollte. Es ging um den Opfergang 
von Willenberg nach Gr. Leschienen, die Bittgänge an Himmel­
fahrt und St. Markus und die bei den Polen innerhalb der Fron-

4) ORACK.I, a. a. 0., S. 278. 
5) Vgl. J. OBLJ\K, Stosunek niemiecldch wladz ko§clelnych do ludno§cl polsklej w 

dlecezji wanniilsklej w latach 1800-1870. Lublln 1960, S. 87. 
6) Vgl. SCHMAUCH, a. a. 0., S. 720. 
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leichnamsoktav übliche Wallfahrt nach Maria L~ in West­
preußen'). 

Außer diesen Schwierigkeiten mit der Regierung hatte der Ku­
ratus auch häufiger Streitigkeiten mit der evangelischen Geist­
lichkeit seines Bezirkes8). Man muß bei der Beurteilung dieser 
Konflikte berücksichtigen, daß man in jenen Jahren von ökume­
nischem Verständnis auf beiden Seiten noch weit entfernt war 
und daß die konfessionellen Gegensätze, in die sich in Masuren 
rioch die nationalen mischten, oft hart aufeinanderstießen. Auch 
mag Szadowskis Wesensart, die Klarheit und Bestimmtheit seines 
Eintretens für das, was er als richtig erkannt hatte, sich manch­
mal zu einer gewissen Härte gesteigert haben, die bisweilen Geg­
ner zum Widerstand reizte. Zu Reibungen mit der evangelischen 
Seite kam es hauptsächlich bei der Frage der konfessionellen Kin­
dererziehung in den gemischten Ehen, wie der Kuratus an Bischof 
Krementz berichtete. In seinem Pfarrbezirk hatten mehrfach aus 
dem Ermland oder aus Polen stammende Katholiken evangeli­
sche Masutinnen geheiratet. Wenn Szadowski hier als Seelsorger 
nicht nachgab, zeigten ihn die zuständigen evangelischen Geistli­
chen beim Gemeindekirchenrat an, der den Fall an die Polizeiver­
waltung und das Landratsamt weiterreichte. Der Staatsanwalt 
leitete eine Voruntersuchung ein und vernahm Zeugen. Wenn Po­
lizei und Gericht in einigen Fällen keine Anklage erheben woll­
ten, monierte das Konsistorium bei der Staatsanwaltschaft in Al­
lenstein. Meist wurde der Angeklagte zu hohen Geldstrafen ver­
urteilt. In einem Fall mußte Szadowski wegen der "enormen Ko­
sten und bevorstehender Pfändung" den Frauenburger Adalber­
tus-Verein, der sich der katholischen Diaspora annahm, um einen 
Vorschuß bitten. Auch wegen der Schulkinder sorgte sich der Ku­
ratus: "Jeder weiß, wie elendiglich es mit der religiösen Erzie­
hung der Kinder bestellt ist, welche protestantische Schulen be­
suchen." Dem Ordinariat meldete er, daß in seinem Pfarrbezirk 
hundert Kinder ohne Religionsunterricht bleiben müßten. 

Ein besonderer, politisch bedingter Vorfall kam hinzu, der Sza­
dowski seine Tätigkeit in Willenberg endgültig verleidete. 1885 
mußten aus seinem Missionsbezirk 62 katholische Männer (acht 
Junggesellen, die übrigen Familienväter) kurzfristig aus Deutsch­
land auswandern. Diese harte Maßnahme der preußischen Regie­
rung erfolgte im Zusammenhang mit der sog. Exterminationspo-

7) Das Städtchen Neumark (Nowe Miasto) südlich von Löbau im Kulmerland besaß 
in der Kapelle der Franziskaner in L~ eine häufig aufgesuchte Marienfigur, vgl. 
J. FANKJDEJSKI. Obrazy cudowne i miejsca w dzlsiejszej diecezji chebnf6skiej. 
Pelplln 1880, S. 500. 

8) Am 24. Oktober 1885 schrieb Szadowski an Bischof Krementz: "Mein Widerpart, 
der Pfarrer Ganda, hat•s offen gesagt, er sel hergeschickt worden, mich tot zu 
machen, der Prediger Korella und auch der Geistliche Kettler stehen ihm noch 
heißsporniger zur Seite. •• 
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litik Bismarcks, durch die 30 000 Polen ausgewiesen wurden"). 
Vergeblich mühte sich der Kuratus, seinen Pfarrkindem mit Rat 
und Tat zur Seite zu stehen. "Allen soll ich raten", schrieb er am 
21. Oktober 1885 nach Frauenburg, "für viele an die Comit~s nach 
Posen und Krakau schreiben, auch Bittschriften an den Oberprä­
sidenten, den Minister und den Kaiser." Und weiter klagte er: 
"Meine 13jährige Arbeit ist zerstört. Am 22. d. M. brachte ich 15 
Familien, etwa 40 Personen, nach Ortelsburg, die sich zunächst 
nach Posen begeben haben, um alsdann nach Krakau zu fahren 
und in Galizien sich niederzulassen. Das waren alles junge Leute, 
sämtlich von mir getraut, die Frauen über die Hälfte Konvertiten 
und alle von mir unterrichtet, die Kinder getauft. Solche Familien 
weggeben, heißt den Stamm der Gemeinde weggeben, das waren 
meine besten Leute, auf die ich in jeder Beziehung Verlaß haben 
konnte. Sie sind nach Galizien gegangen, um nicht ins russische 
Militär eingereiht zu werden und die Familienbande nicht noch 
mehr zu zerreißen. Die älteren Familien, viele mit schon erwach­
senen Kindern, sollen nächste Woche weg, ich muß mich fragen: 
was soll ich noch hier?" 

So bewarb sich Szadowski in den nächsten Monaten wiederholt 
um einen anderen Tätigkeitsbereich, eine Pfarrei, die einen Seel­
sorger brauchte, der auch das Polnische beherrschte. Er nannte 
dabei in einem Schreiben vom Mai 1886 an den neuen ermländi­
schen Bischof Thiel Gr. Bertung oder Gr. Kleeberg und versprach, 
das nötige Pfarrexamen bald abzulegen. Schließlich erhielt Sza­
dowski im August 1887 die Stelle in Alt Wartenburg. Doch war 
ihm Willenberg so ans Herz gewachsen, daß er sich auch jetzt noch 
darum sorgte. So wandte er sich 1889 an den Bischof: "Eure Bi­
schöfliche Gnaden wollen sich erbarmen und in Willenberg Ab­
hilfe schaffen. Mein Nachfolger dort macht vieles falsch. Er sagt: 
Ich bin nicht Szadowski. Und: Die Leute, die aus Polen kommen, 
stinken. Der katholische Religionsunterricht hat aufgehört." 

Dennoch bewährte sich Szadowski in Alt Wartenburg, so daß er 
sich schon im Mai 1889 um einen größeren Wirkungskreis, d. h. die 
Erzpriesterstelle in der Stadt Wartenburg, bewerben konnte. Sein 
Wunsch ging zwar nicht in Erfüllung, aber bald darauf kam es zu 
einer noch ehrenvolleren Berufung. Oberpräsident von Schlieck­
mann präsentierte im Oktober 1889 aufgrund des staatlichen Be­
setzungsrechts Szadowski als Propst der katholischen Kirchenge­
meinde Königsberg. Am 12. Februar 1890 wurde er dort institu­
iert. Daß die Regierung ihn für eine solche Stelle vorschlug, ver­
dankte er wohl seinem Engagement im Krieg 1870/71. Außerdem 
war es seit den Abmachungen aus dem Anfang des 17. Jahrhun-

9) Vgl. H. NEUBACH, Die Ausweisungen von Polen und Juden aus Preußen 1885/86. 
Ein Beitrag zu Blsmarcks Polenpolitik und zur Geschichte des deutsch-polnischen 
Verhältnisses. Wiesbaden 1967. 
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derts Bedingung, daß der Inhaber der Königsherger Propstei das 
Polnische beherrschte. 

Auf den ehrgeizigen, aktiven und verantwortungsbewußten 
Szadowski warteten in Königsberg große und schwere Aufgaben. 
Sein Vorvorgänger, Propst Julius Dinder, der 1886 Erzbischof von 
Gnesen-Posen geworden war, hatte 1876 im Kulturkampf auf Be­
fehl der Regierung die Königsherger Propsteikirche den Altka­
tholiken überlassen müssen10). Diese war erst 1889 in sehr herun­
tergekommenem Zustand an die Katholiken zurückgelangt11). Auf 
den neuen Propst kamen nun Wiederherstellung und Aus­
schmückung der Kirche, Bau des Pfarrhauses, Anlage eines Fried­
hofes, Reorganisation der Kirchschule und Einrichtung neuer Kir­
chen und Gemeinden im Samland zu. In unermüdlicher Tätigkeit 
bewältigte Szadowski in 25 Jahren nach und nach dieses gewal­
tige Arbeitspensum, wozu natürlich noch die ganze Last der Seel­
sorgsarbeiten und viele Verhandlungen mit staatlichen Stellen in 
dem schwierigen Diasporagebiet kamen. 

In den Personalakten spiegelt sich neben diesem erfolgreichen 
Wirken des Königsherger Propstes zugleich dessen besondere Tra­
gik, die darin bestand, daß er in scharfen Gegensatz zu seinem 
Ordinarius Bischof Thiel geriet. Wer beide kannte, konnte sich 
wohl vorstellen, daß sie nicht leicht miteinander auskamen, jeder 
in seiner Art selbstbewußt, etwas autoritär, von seiner Sendung 
überzeugt. So hatte Bischof Thiel, der, einfacher Herkunft und 
hochbegabt, eine steile Karriere als Professor, Domherr und 
schließlich Bischof durchlief, schon bei der Behandlung der sog. 
Dargelsekte gezeigt, daß seine Entscheidungen sehr hart ausfallen 
konnten11). Und der eifrige, ehrgeizige Szadowski gab nicht gern 
nach, obwohl er in seiner Korrespondenz mit Thiel immer wieder 
betonte, daß er und sein Kirchenvorstand "als Katholiken wissen, 
was wir unserem Bischof schuldig sind'' (21. November 1894). 

Schon während Szadowskis Tätigkeit in Alt Wartenburg hatte 
der Bischof ihm zu große Eigenwilllgkeit und Geldverschwen­
dung vorgeworfen. Diese Vorwürfe steigerten sich, als er in Kö­
nigsberg die Propsteikirche renovierte. So nahm man es ihm in 
Frauenburg übel, daß er ohne Befragung des Ordinariats bei der 
Firma Dengier in Regensburg einen nach den Bildern des Malers 
Overbeck aus der Nazarenerschule gestalteten Kreuzweg ange­
schafft hatte. Szadowski berichtete dagegen: "Die Gemeinde 
nimmt lebhaft an den Kreuzwegandachten teil, letzten Freitag 
war die Kirche voll, auch privatim verrichten die. Leute die An­
dacht." Außerdem bat er, diesen Kreuzweg einweihen zu dürfen. 

10) Julius Dlnder, Propst von Königsberg 1868-1886, dann Erzbischof von Gnesen­
Posen bis zu seinem Tod 1890. 

11) Vgl. dazu auch H. SCHMAUCH, Die Propsteikirche ln Könlgsberg, In: UNSERE 
ERMLANDISCHE HEIMAT 1 (1955) Nr. 2, S. 5-8. 

12) Vgl. A. TRILLER, Die Dargelsekte 1m Ermland. In: ZGAE 39 (1978) S. 52, 55 u. 58. 
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Das wurde dem Propst jedoch mit der Begründung abgeschlagen, 
eine solche Weihe käme nur dem Ordinarius zu, und es wirkt wie 
ein kalter Guß, wenn ihm weiter befohlen wurde, durch Vorlage 
der Quittung des Lieferanten erst zu beweisen, daß die Bilder 
auch bezahlt worden seien und daß das "nicht etwa durch Vor­
schuß eines gutmütigen Bekannten auf weiteren ihm zu erstatten­
den Borg oder durch Entnahme aus kirchlichen Mitteln ohne Ge­
nehmigung des Generalvikariats geschehen ist". Bei fortgesetz­
tem willkürlichem Schuldenmachen müsse die ganze Strenge des 
kanonischen Rechts in Anwendung kommen. Zum Schluß wird 
Szadowski zur Strafe auferlegt, eine Woche später mehrere Rekol­
lektionstage im Kloster Springborn bei Heilsberg zu halten. Wie 
bekannt der Propst damals schon in Ostpreußen war, geht daraus 
hervor, daß er angesichtsdieser Maßnahme darum bat, den Ter­
min um acht Tage zu verschieben, weil "in der künftigen Woche 
hier der Provinziallandtag zusammenkommt, ich werde vor der 
ganzen Provinz bloßgestellt, wenn ich am 6. d. M. nach Spring­
born gehen muß''. Das wurde gewährt. Nach seiner Heimkehr ver­
faßte Szadowski am 10. März 1894 einen längeren Rechtferti­
gungsbrief an seinen Bischof: "Hier nach Königsberg bin ich ge­
kommen, nachdem die Altkatholiken alles verwüstet hatten, 
schon der Vorgänger Propst Steffen hat den Bau beschlossen, da 
bin ich also sofort in den Bau hineingeworfen worden in allem 
Einvernehmen mit der Gemeinde, nichts ist leichtfertig gesche­
hen. An Geldzerstreuen finde ich kein Wohlgefallen, aber wenn es 
sich darum handelt, Seelen zu retten, hat das Geld bei mir keinen 
Wert." Er denke an die Veranstaltung einer Mission, wolle aber 
vorher erst die Kirche in Ordnung bringen. Dann fährt Szadowski 
fort, daß er alle Gemeinden, in denen er bisher arbeitete, zu Zeu­
gen aufrufe: "Alle werden bekunden, ich habe beim Unterricht, 
bei der Predigt, im Beichtstuhl so gearbeitet, wie bloß ein Priester 
arbeiten kann. Es ist mir Trost, daß über mir ein allwissender und 
gerechter Richter waltet, und ist beim Kreuzwege mir das bitter­
ste Kreuz aufgeladen worden, welches einen Priester treffen 
kann." 

Nachdem die notwendigsten Reparaturen und Anschaffungen 
für die Propsteikirche erledigt waren, bemühte sich Szadowski 
um den Neubau des Pfarrhauses. Dieses war bei dem Kirchen­
brand von 1764, also bereits 130 Jahre zuvor, zugrunde gegangen, 
und die Königsherger Pröpste hatten seitdem im Gebäude für die 
Hilfsgeistlichen, der Kaplanei, wohnen müssen. Da der Staat Pa­
tron der Königsherger katholischen Pfarrkirche war, bestand für 
den Fiskus, wie der Bischof 1892 Szadowski mitteilte, die Ver­
pflichtung, ein neues Propsteigebäude zu errichten. Dies war auch 
deshalb dringend nötig, weil die bisherige Behausung der Priester 
sich als direkt gesundheitsgefährdend erwiesen hatte. Im Juni 
1894 bescheinigte der praktische Arzt Dr. W. Fox dem Propst, daß 
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"die Ursache seines chronischen Hals-, Kehlkopf- und Brustlei­
dens die Beschaffenheit der Wohnung" sei, was ein halbes Jahr 
später von einem Dr. E. Hagelweide bestätigt wurde. Und Sza­
dowski beschrieb, daß in jedem Zimmer sich die Tapeten durch 
Feuchtigkeit von der Wand abgelöst hätten und im Schlafzimmer 
der Fußboden teilweise von Schwamm zerstört sei. Interessant ist 
dann der Satz: "Ich erinnere bei dieser Stelle an den verstorbenen 
Erzbischof Dinder, einen Vorgänger in dieser Wohnung, welcher 
seinen Todeskeim von hier mitgenommen und den hiesigen Woh­
nungsverhältnissen denselben zu danken gehabt hat" {25. Juni 
1894). Der Propst erreichte schließlich, daß am 23. Oktober 1895 
die Grundsteinlegung fQr das neue Propsteigebäude stattfand, 
das dann in den nächsten Monaten der Vollendung entgegenging. 

Trotz seines unermüdlichen Eifers in der Seelsorge bekam Sza­
dowski die ganzen Schwierigkeiten der Diasporasituation der 
Königsherger katholischen Gemeinde zu spüren. Am 10. Oktober 
1894 schilderte er dem Bischof die "trostlose" Lage. Daran seien 
vor allem die Mischehen schuld, durch die jetzt z. B. in zwölf Ta­
gen neun junge getraute Paare von der Kirche abgekommen seien. 
Mit steigendem Verkehr und neuen Eisenbahnlinien und Zuzug 
andersgläubiger Beamter werde sich seiner Meinung nach das 
Obel auch im Ermland weiter ausbreiten. Nur "wo der katholi­
sche Teil fest ist, da ist alles zu erreichen". Es liege also letztlich 
an der Wankelmütigkeit der meist aus dem Ermland stammenden 
katholischen Ehepartner. Dann berichtete der Propst, wie sich die 
noch relativ arme katholische Gemeinde in mancher Hinsicht nur 
schwer gegenüber den Verlockungen der protestantischen Nach­
barpfarreien behaupten könne: "Die Diakonissen geben Windel­
zeug und Kleider, wenn die Eltern bloß lutherisch taufen lassen. 
Die evangelische Trauung ist mit Orgel und Predigt kostenlos. 
Mit den wenigen Grauen Schwestern können wir nicht Konkur­
renz bieten." Die Antwort Bischof Thiels auf diesen Klagebrief 
muß auf Szadowskl niederdrückend gewirkt haben. Es heißt da: 
Der traurige Zustand der Gemeinde überrasche ihn nicht. Aber er 
als Propst habe schuld, weil er "bei allem persönlichen Eifer die 
Mittel fast nur auf allerlei Außerliehkelten und Ruhm vor der 
Welt gerichtet habe. Unter solchen Umständen kann der Segen 
Gottes auf der Seelsorge dortselbst nicht ruhen. Im Gegenteil ist 
die sittliche wie religiöse Auflösung der Gemeinde, die noch eben 
als glorreiche Bekennergemeinde zu den schönsten Hoffnungen 
berechtigte, die notwendige Folge ... Mit all den schillemden Ge­
wändern und den also künstlich geschaffenen Hilfsmitteln ist, so­
lange der erwähnte unpriesterliehe Geist obwaltet, nichts ge­
nützt." Szadowskl verteidigte sich am 21. November 1894: Mit 
dem Bauen habe es nun "für alle Zeiten ein Ende, ich unternehme 
nichts mehr, wozu E. B. Gnaden nicht ausdrücklich authorisie­
ren". Nie habe er ungehorsam, nur manchmal "vielleicht etwas 
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voreilig" gehandelt. "Durch mich ist keine Seele für die katholi­
sche Kirche verloren gegangen." Er wolle nicht nur die Kirchgän­
ger retten, sondern "die, welche in Königsberg zugrunde gehen, 
die von auswärts eingewanderten Katholiken''. Diese seien in der 
zweiten Generation "schon sehr abgeblaßt", in der dritten "kaum 
noch zur Hälfte lebendig, in der vierten Generation für die Kirche 
ganz tot. Etwa 1/a der Gemeinde kommt häufig zu den Sakramen­
ten und zeigt sich in der Gemeinde, 3/a genügen noch ihrer Oster­
pflicht und kommen, wenn kein Hindernis ist, zur hl. Messe, 1/a 
zahlt die Abgaben, ohne sonst ein katholisches Zeichen zu geben." 
Der katholischen Studentenverbindung Borussia machten die far­
bentragenden Verbindungen Konkurrenz. "Von den Altkatholi­
ken wird die Gemeinde aber mit der Zeit vollständig purifiziert, 
der Propst und der Kirchenvorstand wissen, wer zur katholischen 
Gemeinde gehört. Ich werde nichts mehr bauen, aber das Gesche­
hene kann ich nicht mehr ungeschehen machen." 

Da auch 1895 noch erhebliche Schulden für Bauten und N euan­
schaffungen abzutragen waren, ging Szadowskis Kampf mit dem 
Ordinariat weiter. Am Rand der bei den Personalakten erhalte­
nen Briefe des Propstes finden sich jeweils Bischof Thiels Bemer­
kungen in seiner großen, energischen Handschrift. Meist monierte 
der Ordinarius, daß der Propst nicht rechtzeitig um Genehmigung 
eingekommen sei. Als dieser einige Mißstände auf den "beständi­
gen Wechsel der Kapläne" schob, hielt ihm der Bischof vor, daß 
diese ja auf Szadowskis Klagen hin versetzt worden seien. Als der 
Propst darauf hinwies, daß die Kulturkampfzeit dem Kirchenvor­
stand vollständige Freiheit gelassen habe, warf ihm Thiel vor: 
"Dann hätten Sie nach dem Kulturkampf rektifizierend eingrei­
fen müssen." Szadowski berief sich auf seine Erfolge: Er habe den 
Gotte::;dienst in Pillau, im Sommer auch in Cranz eingerichtet, 
habe Religionsunterricht in der Töchterschule eingeführt, unter­
richte die Konvertiten selbst, die Geldsachen habe er dem Kir­
chenvorstand und dem Kaplan Matthee überlassen. Zuletzt sprach 
er den Verdacht aus, daß ihn Übelwollende beim Bischof schlecht 
gemacht hätten. Thiels Randbemerkung dazu13) ist in Ausdruck 
und Inhalt das schärfste Wort des Vorgesetzten: "Ist vollständig 
unrichtig. Einzig aus dem hartnäckig fortgesetzten Ungehorsam 
des Szadowski habe ich nach dreijährigen gütlichen Versuchen die 
Überzeugung gewonnen, daß ich es mit einem eitlen Schismatiker 
zu tun habe." Auch im nächsten Schreiben vom 20. Februar 1895 
hielt der Bischof an diesen Vorwürfen fest und warf Szadowski 
"Ungehorsam gegen Ihren Bischof, äußere Prunksucht und Schul­
denmachen" vor und bestimmte, was den Propst besonders 

13) Da unter den Personalakten nur die Originalbriefe Szadowskis liegen, die Rand­
bemerkungen und Entwürfe für Antwortschreiben von Bischof Thiel enthalten, 
mu.ß offen bleiben, ob Briefe mit solchen scharfen Fonnullerungen wie den zitier­
ten auch wirklich immer nach Königsberg gingen. 
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kränkte, nicht ihn, sondern seinen Kaplan Matthee dazu, den 
neuen Kreuzweg in der Königsherger Kirche einzuweihen. Auch 
über Schulfragen gab es Streit zwischen Thiel und Szadowski. 
Denn der Bischof wollte eine katholische Schule bei der neuen 
katholischen Kirche auf dem Oberhaberberg haben, während der 
Propst "in gewohntem Ungehorsam und Rücksichtslosigkeit die 
Vergrößerung der bisherigen Kirchschule" betreibe. Schließlich 
holte der Bischof zu einem weiteren empfindlichen Schlag gegen 
den Unnachgiebigen aus, indem er die einige Zeit zuvor erfolgte 
Ernennung Szadowskis zum "Dekan des Samlandes" wegen des­
sen- wie es hieß- "Gründerlaunen" mit Brief vom 6. November 
1895, der mit Zustellungsurkunde an des Propstes Wirtin Frl. 
Schafftinski nach Königsberg gelangte, zurücknahm. 

Diese Maßnahmen trafen Szadowski schwer. Er bat noch im 
November um Urlaub, da durch seine "Degradierung" sein Ner­
vensystem angegriffen sei. Im Übrigen deutete er an, daß er auf 
seine Stelle resignieren und sich in ein Kloster zurückziehen 
wolle. Der Urlaub wurde gewährt, und wahrscheinlich wäre der 
Bischof den unbotmäßigen Propst ganz gern losgeworden. Aber 
dieser kehrte kurz vor Weihnachten 1895 mit dem Kurierzug nach 
Königsberg zurück und schrieb seinem Ordinarius: "Meine Be­
friedigung habe ich nicht gefunden, für die Franziskaner bin ich 
zu alt, die Strapazen bei den Barmherzigen Brüdern halte ich 
nicht aus, Vegetarier werden wie die Dominikaner kann ich mit 
meinen Magenverhältnissen nicht. Es kann darum mein Wunsch, 
aus der Diözese zu gehen, nicht realisiert werden. Herr Prälat Dr. 
Laemmert4), dem ich meine Gewissensbelastungen unterbreitet, 
befiehlt mir zu bleiben auf dem Posten, der mir zugefallen. Aber 
nun stehe ich vor der ganzen Diözese gebrandmarkt da. Eure Bi­
schöfliche Gnaden mögen glücklichere Feiertage erleben, als ich 
sie erleben werde" (22. Dezember 1895). Im Januar des neuen Jah­
res schrieb Laemmer an Thiel, daß er Szadowski vom Eintritt in 
einen Orden abgeraten und die Versetzung auf eine einfache Land­
stelle angeraten habe, "denn in einer anderen Diözese dürfte er 
nach Resignation auf das Königsherger Benefizium kaum Auf­
nahme finden". Es ist dann die Rede von einem eventuellen Stel­
lentausch des Propstes mit Pfarrer Engel von Pestlin oder Pfarrer 
Palmowski von Altmark, doch verwirklichten sich diese Pläne 
nicht. 

Weniger bedeutsam war es, daß der Propst im Sommer 1897 sei­
tens der Königsherger Regierung der "Proselytenmacherei" be-

14) Hugo Laemmer (1835-1918), geb. Allenstein, 1858 Konversion zur kathallseben 
Kirche, 1859 Priester, Professor für Kirchengeschichte und Kirchenrecht, 
zuerst in Braunsberg, dann in Breslau; berühmter Gelehrter. Vgl. B.·M. RoSEN· 
BERG, Huso Laemmer (1835-1918). Lebensbild eines gelehrten Priesters aus 
dem Ermland. In: UNSERE ERMLANDISCHE HEIMAT 4 (1958) Nr. 4, 
8.13·16. 
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zichtigt und in den Königsherger Zeitungen15) der Vorwurf gegen 
den Seelsorger erhoben wurde, eine Jugendliche ohne Zustim­
mung ihrer Eltern zur katholischen Kirche hinübergezogen zu ha­
ben. Ahnliehe Verdächtigungen erlebten damals in der Zeit der 
Nachwehen des Kulturkampfes viele katholische Geistliche. In­
teressant ist aber, daß in dem über diesen Fall entstandenen 
Briefwechsel zwischen der Königsherger Regierung (Abteilung 
für Kirchen- und Schulwesen) und dem Minister der Geistlichen 
Angelegenheiten in Berlin auch von Szadowskis Einstellung zum 
Polenturn die Rede war4). Das Ministerium versagte nämlich dem 
Vorschlag der Königsherger Regierung, der wohl auch zugleich 
der Wunsch Bischof Thiels war, dem Propst eine andere Stelle "in 
dem der polnischen Propaganda vorzugsweise ausgesetzten Teile 
der Provinz" zu geben, die Zustimmung und beschloß, ihn auf 
jeden Fall in Königsberg zu belassen, wo "er ungefährlich ist" 
und nicht wie einst als Pfarrer in Willenberg "seine polonisie­
rende Tätigkeit" wiederaufnehmen könne. Wenn in demselben 
ministerialen Schreiben die Rede davon ist, daß Szadowski 
in Königsberg "keinesfalls in besonderem Ansehen" stehe und 
"nur geringen Einfluß" habe, so stimmt dies allerdings keines­
falls. Denn wie angesehen der Propst wegen seiner eifrigen Seel­
sorgstätigkeit und wegen seines kirchlichen Wirkens bei der Kö­
nigsberger Bevölkerung•') bis in evangelische Kreise hinein war, 
zeigt ein zwischen seinen Personalakten erhaltenes Blatt der na­
tionalliberalen "Königsberger Allgemeinen Zeitung" vom 1. 
April1895. In dem Bericht über eine Veranstaltung im Königsber­
ger Börsensaal, die "Vorfeier der Bismarckfeiem", heißt es: "All­
gemein beachtet wurde die würdige Gestalt des hiesigen Propstes 
Herrn Szadowski, dessen Teilnahme an den drei Festlichkeiten 
Zeugnis davon ablegt, daß die Katholiken Deutschlands im 
Punkte des Patriotismus speziell auch mit Rücksicht auf die na­
tionalen Verdienste des Fürsten Bismarck doch von anderen Ge­
fühlen beseelt sind als das Zentrum." 

Leider gab es bald einen neuen Anlaß für Reibungen zwischen 
dem Propst und Bischof Thiel. Im April 1896 lag Ferdinand Mi­
chels, Schriftleiter der Königsherger linksliberalen "Hartungs­
ehen Zeitung", Stadtverordneter und zugleich Meister vom Stuhl 
der Freimaurerloge Immanue!t•), von Geburt an Katholik, im 
Sterben. Da Szadowski ihn für die christlichen Lehren zugänglich 

15) Z. B. OSTPREUSSISCHE ZEITUNG Nr. 167 vom 20. Juli 1897 mit Richtigstellung 
von Seiten Szadowskis in Nr. 169 vom 21. Juli 1897. 

16) Geheimes Staatsarchiv Preußischer Kulturbesitz. Berlin. Oberpräsidium Kö­
nigsberg. Rep 2 II. Nr. 2288, Bl. 35-43. 

17) F. GAUSE (Geschichte der Stadt Königsberg. Bd. 2. Köln-Graz 1968, S. 698) nennt 
Szadowski ,.eine der markantesten Persönlichkeiten des Königaberger Katholi­
zismus". 

18) Vgl. F. GAUSE, Ferdinand Michels, in: ALTPREUSSISCHE BIOGRAPHIE. Bd. 3. 
Marburg/Lahn 1975, S. 1022. 
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fand, suchte er ihn, der ihm seit längerem bekannt war, auf und 
spendete ihm die Sterbesakramente, später hielt er auch die Lei­
chenpredigt. Beides verstieß gegen das kanonische Recht, weil bei 
einem Freimaurer in einem solchen Fall vorher ein öffentlicher 
Widerruf hätte erfolgen müssen. Der Propst fühlte sich jedoch im 
Recht, weil Michels Reue gezeigt hatte, und hielt wohl auch die 
Obernahme der Leichenpredigt als pastoral vertretbar und nütz­
lich. Anders urteilte man über sein Vorgehen in Frauenburg. Sza­
dowskis Grabrede wurde eingefordert und von einer Kommis­
sion, zu der Generalvikar Augustin Kolberg und Domherr Franz 
Hipler gehörten, als gegen kanonisches Recht und Pastoral versto­
ßend verurteilt. Mitte Juni 1896 äußerte sich auch Bischof Thiel zu 
diesem Fall. Er verbot dem Königsherger Propst, künftig Lei­
chenpredigten zu halten, und schickte ihn zur Strafe in Exerzitien. 
"Ihr Verhalten im Fall Michels läßt unzweifelhaft erkennen, daß 
Ihre Kenntnisse in der Theologie, speziell in der Moral, noch 
Lücken haben", heißt es in dem Schreiben. ,.Es wird Ihnen noch­
mals nahegelegt, sich um eine eben freie einfache Landstelle zu 
bewerben." Außerdem solle Szadowski eine Predigt zum Thema 
Freimaurerei ausarbeiten. Für diesen war es in der Folgezeit 
recht peinlich, daß er nun keine Beerdigungen mehr halten konnte 
und diese den Hilfsgeistlichen überlassen mußte, auch wenn es 
sich um nahe Bekannte und Beichtkinder handelte. 

Es wurde bereits erwähnt, daß die Regierung Szadowski gern in 
Königsberg halten wollte, und auch dieser selbst scheint sich auf 
sein Bleiben dort eingestellt zu haben, um seine erfolgreiche Dia­
sporaarbeit in der Stadt selbst und im Samland fortzusetzen, was 
ein Nachfolger kaum so hätte leisten können. Für diese Aufgabe 
setzte sich der Propst auch außerhalb Ostpreußens immer wieder 
geschickt werbend ein. So sorgte er dafür, daß auf ,,kirchlichem 
Gebiet die Rheinländer tapfer weiterhelfen", wie er in seiner 
Rede bei der 50. Generalversammlung der Katholiken Deutsch­
lands im August 1903 in Köln betonte19), und nutzte die Spenden­
freudigkeit und Mithilfe rheinischer Katholiken, deren Bekannt­
schaft ihm noch durch Erzbischof Krementz vermittelt worden 
war, für seine Kirchbaupläne aus. Vor allem fand er immer wie­
der Dankesworte für den 1899 verstorbenen Kölner Weihbischof 
Hermann-J oseph Schmitz, dessen Grabstätte er 1903 aufsuchte. 

Eine Freude war für Szadowski die endlich am 18. Januar 1897 
mit einem großen Festakt vollzogene Einweihung des neuen Prop­
steigebäudes, zu der 60 Herren geladen waren, ebenso das Wach­
sen und Blühen der verschiedenen Diasporagemeinden um die 
Kapellen in Cranz, Pillau, Palmnicken und Ponarth, des großen 
St.-Elisabeth-Krankenhauses in der Ziegelstraße und des Schnei-

19) Verhandlungen der 50. Generalversammlung der Katholiken Deutschlands in 
Köln vom 23. bis 27. August 1903. Köln 1903, S. 511. 
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der-Jackschen Frauenstiftes. Am 24. Dezember 1898 sandte der 
Propst Bischof Thiel zu dessen 50jährigem Priesterjubiläum das 
Bild "Sieben Worte Christi am Kreuz" und gratulierte herzlich. 
Dennoch mußte er auch noch Ende des folgenden Jahres 1899 an 
den Ordinarius schreiben: "Aus allen Vorgängen alter und neu­
erer Zeit erfahre ich, daß Eure Bischöfliche Gnaden mich in Kö­
nigsberg nicht gern sehen. In gereiftem Alter bin ich in den Prie­
sterstand getreten. Ich möchte meine Dienste an einer Stelle tun, 
wo Eure Bischöfliche Gnaden mich hinwünschen und mir Ver­
trauen schenken können, denn ohne Sendung von oben gibt es in 
der katholischen Kirche kein Amt." Dabei wurden die vakanten 
Pfarreien Arnsdorf und Guttstadt als mögliche Stellen für eine 
Bewerbung genannt (22. November 1899). Zwei Wochen später 
klagte Szadowski dem Bischof wieder, daß er noch immer keine 
Predigterlaubnis habe, "so daß ich nicht einmal den armen Polen, 
deren Familienmitglieder vielfach in den Kliniken hier sterben, 
einige Trostworte am Grabe sagen darf. Zugleich bat er um die 
vakante Pfarrei Gr. Montau (5. Dezember 1899). Thiel antwortete 
umgehend, daß sich der Propst beim Oberpräsidenten von West­
preußen um eine Stelle bewerben könne. 

In den nächsten Jahren bis zu Thiels Tod (17. Juli 1908) fehlt jede 
Korrespondenz, ein Zeichen, daß sich die Gegensätze auf die 
Dauer vielleicht doch etwas entschärft hatten, Thiel auch das 
große Ansehen beachtete, das Szadowski weit und breit in Kö­
nigsberg und auch in Regierungskreisen genoß. Es war eine Ge­
nugtuung für den Propst, daß er es noch erlebte, nach seines Geg­
ners Hinscheiden auch von seinen kirchlichen Vorgesetzten die 
Anerkennung und Ehrung zu erhalten, die sein erfolgreiches Wir­
ken und seine aufopfernde Diasporatätigkeit verdienten. Am 8. 
Dezember 1908 dankte die Königsherger Gemeinde in einem Brief 
an das Ordinariat dafür, daß sie als Pfarrkirche künftig offiziell 
den Titel "Propsteikirche" führen dürfe. In diesem Schreiben 
wurde betont, wie erfreulich der Fortschritt sei, den dieses Got­
teshaus seit 20 Jahren erlebt habe: "Die durch die Wirren des Kul­
turkampfes entrissene Pfarrkirche, die uns dann in durchaus un­
würdigem Zustand zurückgegeben wurde, ist renoviert und durch 
herrliche Malereien eine der schönsten Kirchen geworden, auf die 
die Katholiken stolz sein können." Auch eine neue Orgel sei er­
worben worden, ein neues Propsteigebäude gebaut, ein zehn Mor­
gen großer Kirchhof vor dem Königstor eingerichtet, die alte 
Kirchschule auf den Etat der Stadt übernommen, die Kirche Zur 
Hl. Familie auf dem Haberberg mit eigenem Pfarrsprengel be­
gründet, im Nordwesten der Stadt ein Grundstück für eine Ka­
pelle erworben worden20) und vieles andere. Die katholische Ge­
meinde verdanke "nebst Gott dieses Blühen und diese Errungen-

20) Es handelt sich um die St.-Adalbertus-Kapelle in Königsberg-Amalienau. 
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schaften dem hochverehrten Propst Szadowski, der keine Mühe 
und keinerlei Opfer gescheut hat". Schon Propst Dinder habe aus­
gesprochen, "daß der Königsherger Propst wegen der Andersgläu­
bigen eine besondere Würde als Domherr oder dergl. besitzen 
müßte, um die katholische Kirche zu repräsentieren". Darum bäte 
die Gemeinde sehr darum, ihren Propst auszuzeichnen. Der der­
zeitige Kapitularvikar in Frauenburg, Dompropst Franz Dittrich, 
ging auf dieses Gesuch sofort ein und richtete schon am 22. Dezem­
ber 1908 ein Schreiben an den Papst mit der Bitte, Szadowski zum 
päpstlichen Hausprälaten zu ernennen. Die Inthronisation des be­
reits im November 1908 gewählten neuen ermländischen Bischofs 
Augustinus Bludau fand am 20. Juni 1909 statt. Am 22. August 
1909 dankte Szadowski dem neuen Ordinarius für die 'Oberm.itt­
lung der Urkunde über die Ernennung zum Prälaten, "für die 
große Ehrung, die Euere Bischöfliche Gnaden mir vom Hl. Vater 
besorgte, und die lieben, herzlichen Worte, mit denen Sie siebe­
gleiteten. Es soll das für mich ein Ansporn sein, im Weinberg Got­
tes zu arbeiten, bis der Abend kommt, an dem ich sagen kann: 
Nunc dimittis, Domine, servum tuum in pace. Mit herzlichem 
Dank, in tiefer Ehrerbietung. . . " Fast sieht es so aus, als habe 
Bischof Bludau, der wohl auch schon das Schreiben Dittrichs nach 
Rom veranlaßte, an Szadowski bewußt gutmachen wollen, was 
die Härte seines Vorgängers Bischof Thiel ihm grundlos zufügte. 
1911 kam eine weitere Ehrung für Szadowski hinzu, als er im 
Frauenburger Dom am 15. Februar als Ehrendomherr installiert 
wurde, die Kurie zeichnete ihn außerdem mit dem Orden Pro 
ecclesia et pontifice, der Staat mit dem Roten Adlerorden aus21). 

Im Frühjahr 1914 feierte Szadowski noch unter großer Beteili­
gung seinen 80. Geburtstag, sein silbernes Jubiläum als Propst 
von Königsberg und schließlich am 31. Juli sein Goldenes Prie­
sterjubiläum. Der Erste Weltkrieg brach aus, und jetzt wurde 
Szadowski, dessen Gesundheit schon länger geschwächt war, ein 
Opfer seines Seelsorgseifers. Zumindest werden Überanstren­
gung und Aufregung sein Ende durch einen Herzinfarkt beschleu­
nigt haben. Nachdem alle vier Kapläne eingezogen worden wa­
ren22), stand Szadowski am ersten Mobilmachungstag, am Sonn­
tag, dem 2. August, "als alleiniger Seelsorger der umfangreichen 
Propsteigemeinde Königsberg da.'' Von 6 Uhr morgens bis 12 Uhr 
mittags hörte er nüchtern Beichte, zelebrierte zwei Messen und 
predigte zweimal, so ging es auch an den folgenden Tagen weiter. 
Der Mittwoch, der 10. August, war zum allgemeinen Bettag er­
klärt worden, und Szadowski mühte sich wieder in der Propstei­
kirche. ,,Nach der ergreifenden Predigt mußte Prälat Szadowski 

21) SCHMAUCH in: ALTPREUSSISCHE BIOGRAPHIE ll, S. 720. 
22) Vgl. Auch ein Heldentod fürs Vaterland. In: DER ARBEITER Nr. 33 vom 16. Au­

gust 1914. 
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von den Gläubigen, als er kraftlos zusammenbrach, nach der 
Propstei getragen werden, um dort sogleich seine edle Seele aus­
zuhauchen." Auf dem von ihm erbauten Katholischen Friedhof 
vor dem Königstor fand er seine Ruhestätte. 

J ohannes Szadowski war Seelsorger und ein Mann der Tat und 
weder Gelehrter noch Schriftsteller. So sind von ihm nur zwei 
Veröffentlichungen bekannt geworden: eine Broschüre über reli­
giöse Gesellschaften und Bruderschaften, die bei G. Milski in 
Danzigerschien und ein im Selbstverlag der Gemeinde in Kom­
mission bei Bernhard Teichert in Königsberg 1913 herausgekom­
menes Buch über die katholische PropsteigemeindeD) daselbst. 

Do biografii kr6lewiecklego 
proboszcza J ana Szadowsklego Q834-1914) 

Streszczenie 
Akte personalne kr61ewlecklego proboszcza J ana Szadowskiego w Ar­

chiwum Diecezji Warmiilskiej w Olsztynie Bl\ z powodu llcznych konflik­
t6w z biskupem Andrzejem Thielem wzgl~dnle obszeme i dostarczajl\ nam 
sporo materialu do brakuj,cej jeszcze biografii tego nadzwyczajnego 
kaplana. Na podstawie tych akt i kilku zr6del uzupelnlajl,\cych autorka 
opisuje jego dzialalno~~ jako wikariusza w BI'I.\Swaldzie i Barczewie, ku­
rata w Wielbarku, ksi~dza w Barczewku i wreszcie jako proboszcza w 
Kr6lewcu. W. D. 

On the Biography of the Königsberg Provost Johannes Szadowski 
Q834-1914) 

Summary 
The personal file of the Königsberg provost J ohannes Szadowski in the 

Warmian Diocesan Record-Office at Olsztyn (Archlwum Diecezji War­
miflskiej w Olsztynie) is, because of the numerous confllcts with Bisbop 
Andreas Thiel, relatively comprehensive. It presents rieb material for a 
biography of this extraordinary priest, which has not been written before. 
Based on these files and on some additional sources, the author draws a 
picture of bis activities as a chaplain in Braunswalde and Wartenburg, as 
a curate in Wlllenberg, as a parson in Alt Wartenburg, and, finally, as a 
provost in Königsberg. S. K. 

23) ORACKI, a. a. 0., S. 278. 



Die letzten Lebensjahre Julius Pohls 
Von Anneliese Triller 

Fast jeder ältere Ermländer kennt Julius Pohl, den aus Frauen­
burg gebürtigen Domherrn und Dichter, Herausgeber und Mit­
arbeiter des Ermländischen Hauskalenders, Mitgründer und 
Schriftleiter der Ermländischen Zeitung. Fraglich ist allerdings, 
welche von dessen 1893-1896 erschienenen volktümlichen, lyri­
schen und epischen Gedichten noch heute lesbar geblieben sind 
und auch Menschen unserer Zeit noch etwas sagen'). Die Literatur 
über Pohl ist reich, angefangen von der kurzen, aber wesentlichen 
Biographie in dieser Zeitschrift von Franz Fleischer~) und dem 
geistvollen Essay von Otto Miller) bis zu verschiedenen Artikeln 
aus der Feder von Eugen Brachvogel•), Anneliese Triller&) und 
Ernst Laws11). So sind Pohls Lebensgang, seine Redaktionsarbeit, 
seine Dichtungen und seine Persönlichkeit ausreichend darge­
stellt und gewürdigt worden. Etwas unklar blieben nur die 
Gründe für seinen endgültigen Weggang von Frauenburg und sei­
nen einsamen Tod in Zell am Main 1909. Man fragt sich, wie dieser 
große Heimatfreund seine Domherrnstelle an der Kathedrale, 
seine Kurie mit dem unvergeßlich schönen Blick über das Frische 
Haff für immer verlassen konnte. Pohls Personalakten im ehe­
maligen Bischöflichen und Domkapitulärischen Archiv in Frau­
enburg7) bieten darüber einigen Aufschluß. Sie betreffen haupt­
sächlich die letzten Lebensjahre des Dichters, enthalten aber auch 
einige Blätter aus den siebzigerund achtziger Jahren des 19. Jahr­
hunderts. Da findet sich ein Schreiben der Staatsanwaltschaft 
Braunsberg vom 21. Juli 1875, daß der "angeschuldigte Redakteur 

1) Verfasserin meint, daß der Druck einer guten Auswahl in einem kleinen BAndehen 
sehr erwünscht wäre. 

2) F. FLEISCHER, Jullus Pohl. In: ZGAE 20(1919)8. 618-642. 
3) 0. MILLER, Der ermländische Dichter Jullus Pohl Könlgsberg/Pr. 1919. Nach­

druck in: ERMLANDISCHER HAUSKALENDER 96 (1963) S. 26-69. 
4) E. BRACHVOGEL, Der ermlAndische Kalendermann Jullus Pohl. In: ERMLANDI· 

SCHER HAUSKALENDER 63 (1919) S. 68-74. 
5) A. TRILLER. Unser ermländischer Heimatdichter Jullus Pohl. Ebd. 87 (1954) S. 

97-112. 
6) E. LAWS, Nur ein Kalendermann? Eine Plauderei um Julius Pohl und sein Werk. 

Ebd. 93 (1960) S. 28-45. 
7) Heute im Diözesanarchiv in Allenstein (Archiwum Dlecezjl Warmiilskiej w 

Olsztynle). Weder die Akten des Bischöfilchen Archivs (Abt. I, P 17, 1875-1909) 
noch die des Domkapitulärlschen Archivs (Abt. I, P 26) sind paginiert, so daß sie 
nur mit dem Datum zitiert werden können. - Verf. dankt der Archivleitung für 
ihr Entgegenkommen bei der Benutzung des Archivs. 
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der Ermländischen VolksblätterB), Domvikar Julius Pohl in 
Braunsberg, der öffentlichen Beleidigung des Bürgermeisters Sa­
leski in Heilsberg" schuldig und dafür mit 30 Mark Geldstrafe, im 
Unvermögensfalle mit fünf Tagen Haft zu bestrafen sei, daß er 
das bekanntzumachen habe und die Ausgabe Nr. 74 der Ennlän­
dischen Volksblätter unbrauchbar gemacht werden müsse. Ein 
weiteres Schreiben derselben Behörde vom 22. Februar 1877 ver­
urteilte dann im Zuge der Kulturkampfbestimmungen - nach ei­
nem fast zweijährigen Prozeß, in dem es um einen Bericht der 
Ermländischen Zeitung über das Rundschreiben Pius' IX. von 
1875 ging- den Domvikar und Redakteur Julius Pohl wegen 
"Widerstandes gegen die Staatsgewalt" zu vier Monaten Gefäng­
nis und die Kosten der Untersuchung. 

Aus den achtziger Jahren enthalten die Akten Eingaben vom 
7. März 1883 und 27. Juni 1884 an Bischof Krementz, in denen 
Pohl um Urlaub zu Erholungsreisen nach dem Süden und um Dis­
pens vom Breviergebet "in Rücksicht auf meine in letzter Zeit 
sehr angegriffenen Augen'' ersuchte. 1883 bewarb sich der Dom­
vikar erfolglos um die Pfarrei Fürstenwerder, bat dann aber am 
29. Juli 1886 den neuen ermländischen Bischof Andreas Thiel, "bei 
der Besetzung der Mehlsacker Erzpriesterstelle von seiner Person 
absehen zu wollen". Mit seinen 56 Jahren wolle er lieber in seiner 
gegenwärtigen Stellung als Domvikar bleiben, "als in so neue 
und verantwortungsvolle Verhältnisse zu treten, wie sie mich in 
Mehlsack erwarten. Es wäre auch schwer, einen geeigneten Er­
satzmann für die verschiedenen in meiner Hand vereinigten 
Dienstleistungen zu finden''. 

Zur Überraschung vieler präsentierte 1887 Oberpräsident Al­
brecht von Schlieckmann Pohl im Namen der preußischen Regie­
rung für ein ermländisches Kanonikat, worauf der Ernannte am 
31. Januar 1888 im Frauenburger Dom installiert wurde. 

'Ober die Vorgänge um diese Ernennung sind wir durch bisher 
noch nicht ausgewertete Akten des Königsherger Oberpräsidiums 
unterrichtet8). Im Mai 1887 war der Frauenburger Domherr Rar­
wart verstorben, und die Neubesetzung der Stelle oblag nach den 
Bestimmungen der Bulle "De salute animarum" von 1821 in dem 
ungeraden Monat der Regierung. Der Oberpräsident äußerte sich 
in einem ausführlichen Schreiben aus Königsberg vom 25. Juli 
188710

) an den Staatsminister von Goßler über die in Frage kom­
menden Kandidaten für dieses Kanonikat. Als Bewerber seien 
der Erzpriester Pohlmann in Heilsberg und der Erzpriester Ehren­
domherr Schwark in Rößel aufgetreten. Der Braunsherger Land-

8) So hieß die spätere Ermllindische Zeitung bis 1875. 
9) Geh. Staatsarchiv Stiftung Preußischer Kulturbesitz Berlin. Oberpräsidium Kö­

nigsberg. Rep. 2/II, Nr. 2315: Domkapitel Frauenburg. Bd. 4. 
10) Ebd., Bl.128-135. 
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rat habe ihm den früheren Hofkaplan des Bischofs Krementz, den 
Domvikar Dr. theol. Loeffler, empfohlen, und Domherr Borowski 
habe ihn auf den Alleosteiner Erzpriester Karau aufmerksam ge­
macht. Aber alle diese seientrotzsonstiger Vorzüge für die Dem­
herrnstelle ungeeignet, da sie "streng ultarmontan" und "den 
geistlichen Oberen unbedingt gehorsam" seien und dadurch 
"zweifellos die Ansprüche der Kirche gegenüber dem Staat auf 
das Entschiedenste vertreten" würden. Der Staat "habe ein drin­
gendes Interesse, dem Kapitel in Frauenburg eine Persönlichkeit 
zuzuführen, welche neben staatsfreundlichen Gesinnungen auch 
die erforderliche Festigkeit besitzt, um die letzteren innerhalb 
des Kapitels zur wirksamen Geltung zu bringen". Es folgt die in­
teressante Bemerkung: "Durch die Ernennung des Domherrn Hip­
ler') hat die intransigente Richtung im Domkapitel von Frauen­
burg einen energischen und hervorragenden Vertreter gefunden, 
und ich fürchte, daß sich der Einfluß des Genannten sehr bald 
bemerkbar machen wird. Es dürfte deshalb unerlißlich sein, 
staatlicherseits keine Gelegenheit vorübergehen zu lassen, um ein 
Gegengewicht zu schaffen." Im Folgenden schildert Schlieck­
mann Domvikar Julius Pohl, den Goßler und er kürzlich bei ei­
nem Besuch von Frauenburg kennengelernt hätten, ,.als eine für 
die zu besetzende Stelle besonders geeignete Person". Er gibt des­
sen Lebensdaten an und erwähnt dabei, daß Pohl zwar 1872 "die 
ultramontane Ermländische Zeitung gegründet hat und als deren 
Redakteur während des sog. Kulturkampfs mit dem Strafrichter 
in Berührung gekommen ist. Seit 1878 ist er aber von dem Pres­
seunternehmen vollständig zurückgetreten und hat sich seitdem 
einer Haltung befleißigt, welche sich von den Bestrebungen der 
Anhinger streng ultramontaner Observanz je länger je mehr ent­
fernte. Ein besonderer Beweis hierfür dürfte die Tatsache sein, 
daß Pohl die Herausgabe des im Jahre 1857 gegründeten Ermlän­
dischen Kalenders übernahm, dessen versöhnliche und ausglei­
chende Tendenz, namentlich seit der neuen Gestaltung der kir­
chenpolitischen Verhältnisse mit jedem Jahrgange stärker her­
vortritt". Dabei übersandte Schlieckmann Goßler das ihm von 
Pohl zur VerfüJUilg gestellte Titelblatt dieses Kalenders für 1888, 
das unter der Oberschrift "Die beiden Friedensfürsten des schei­
denden Jahrhunderts" die Bilder Kaiser Wllhelms I. und daneben 
Papst Leos xm. sowie anschließend einen Text mit kurzen Le­
bensskizzen beider und je einem Gedicht brachteU). Der Vorschlag 
des Oberpräsidenten wurde von der Berliner Regierung angenom­
men, nachdem sich Pohl hinsichtlich seiner kirchlichen und poli­
tischen Haltung auf das Zeugnis der Dompröpste Kayser in Bres-

11) Dr. Franz Hlpler(1836-1898), derbedeutendste ermlAndlsche Historiker, selt 1886 
Domherr ln Frauenburg, vgl. ALTPREUSSISCBE BIOGRAPHIE. Bd. 1. Königsberg 
1941, s. 277. 

12) A. a. 0., Bl. 137-142. 
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lau und Wanjura in Posen berufen hatte13
). Als Pohl dann im Sep­

tember in Königsberg befragt wurde, ob er die Domherrnstelle 
annehmen wolle, antwortete er erfreut und dankbar bejahend"), 
und nachdem Bischof Thiel das erforderliche ldoneitätszeugnis 
erteilt hatte, wurde in Berlin unter dem 16. November 1887 die 
Ernennungsurkunde vom Kaiser und vom Minister von Goßler 
unterzeichnet15

). 

Pohl hatte sich also nicht zu seinerneuen Stellung gedrängt, ja 
sich wohl nicht einmal direkt um sie beworben, doch nahm er sie 
gerne an, da sie ihm mehr Muße für seine dichterische Tätigkeit 
und die Kalenderarbeit bot. Wenn man seitens der Regierung ge­
hofft hatte, der neue Domherr würde eine besonders regierungs­
treue Richtung unter seinen als "ultramontan" eingestuften Kon­
fratres durchsetzen, so war Pohl dazu zu irenisch, eine musische 
und keine eigentlich kämpferisch politisch interessierte Natur 
trotz seines früheren Wirkens im Kulturkampf. Seine etwas un­
gewöhnliche Beförderung, nicht wie üblich von einer Erzpriester­
stelle oder Professur, sondern von der Domvikarie zur Domherrn­
würde, bewirkte wohl von vornherein seine etwas isolierte Stel­
lung im Kapitel und trug mit bei zu den von nun an fast ständigen 
Reibungen Pohls mit mehreren Kapitelsmitgliedem, vor allem 
mit seinem alten Konkurrenten und Mitarbeiter bei der Grün­
dung der Ermländischen Zeitung, Domdechant Augustin Kol­
berg1"). 

Bei aller Anhänglichkeit an seine ostpreußische Heimat, ihre 
Landschaft und Menschen liebte Pohl das Reisen, und seine 
Künstlematur fühlte sich stark nach dem Süden gezogen, mit dem 
ihn von seinem römischen Studienaufenthalt her die schönsten 
Erinnerungen verbanden. Diese "unausrottbare Reiselust"11) 
Pohls, zu der noch die Notwendigkeit einiger Kuraufenthalte für 
den Kränkelnden kam, und die dadurch bedingte Abwesenheit 
von Frauenburg, so daß er seine Domherrnpflichten nicht erfüllen 
konnte, verursachten dauernde unerquickliche Streitigkeiten so­
wohl mit einer Reihe seiner Konfratres im Kapitel als auch mit 
dem autoritären Bischof Thiel. 

Entschuldigend für Pohl fällt bei diesen Auseinandersetzungen 
sicher sein mit den Jahren sich ständig verschlechtemder Gesund­
heitszustand ins Gewicht, der seine Nervosität und Empfindlich­
keit steigerte. So erlitt er im August 1902 während einer Kur in 
Kudowa einen ersten Schlaganfall. Nach Frauenburg heimge­
kehrt, versah er 1903 mühsam seinen Chordienst, mußte sich aber 

13) Ebd., Bl. 136. 
14) Ebd., BI. 145. 
15) Ebd., Bl. 151-153. 
16) Ein Lebensabriß Kolbergs aus der Feder seines Neffen JOSEF KOLBERG in: 

ZGAE 17 (1910) S. 464-477. 
17) FLEISCHER, a. a. 0., S. 619. 
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am 8. Dezember wieder an Bischof Thiel und einen Tag später an 
das Domkapitel wenden mit der Bitte, ihm für seine "stark er­
schütterte Gesundheit" einen Aufenthalt in Arco am Gardasee zu 
gewähren. An die Domherren schrieb er dabei, er sei bis zur 
Stunde mit seinen persönlichen Diensten im Chor nicht rückstän­
dig geblieben und fuhr fort: "In gleicher Weise auch für die Zu­
kunft zu sorgen, vermag ich aber nicht. Komme ich genügend ge­
kräftigt zurück, werde ich mich nicht weigern, nicht bloß den 
mich persönlich treffenden Dienst zu leisten, sondern wie es wie­
derholt noch in den letzten Wochen geschehen ist (und vordem 
durch 15 Jahre), für kranke und betagte Confratres bei jeder mir 
häufig gegebenen Gelegenheit stellvertretend einzutreten, aber 
zunächst darf ich zur Kollegialität der Herrn Confratres das Ver­
trauen haben, daß das jetzt wieder vollzählig besetzte Kapitel die 
nötige Vorsorge treffen werde, daß der Chordienst durch meine 
Abwesenheit nicht leide." Im Folgenden ging Pohl zum ersten Mal 
auf einen kanonistischen Dispensgrund, ein altes Privileg ein, das 
er den von dem Ermländer Professor Hugo Laemmer') 1892 her­
ausgegebenen "Institutionen des katholischen Kirchenrechts" 
entnommen hatte. Es handelte sich um die "Jubilatio", d. h. das 
einem abwesenden Kleriker zustehende Privileg, seinen Anteil an 
den Einkünften aus dem Chordienst nicht zu verlieren, vorausge­
setzt, daß er bereits vierzig Jahre lang einen solchen Dienst ge­
wissenhaft geleistet habe111). In dem erwähnten Schreiben stellte 
Pohl dem Domkapitel dar, daß er diese Bedingungen erfüllt habe, 
denn: "Vor 40 Jahren, nämlich am 26. Juli 1863, bin ich als Vikar 
bei der Domkirche instituiert worden. Auch zur Zeit meiner Ab­
kommandierung zur Ermländischen Zeitung und Druckerei habe 
ich persönlich meinen Dienst an jedem Sonntage geleistet. Der 
Turnus war damals ein siebenwöchentlicher, denn sieben Vikare 
waren angestellt, ob jeden siebenten Tag oder jede siebente Woche 
der Einzelne persönlich Dienst leistet, kommt auf dasselbe hin­
aus." 

Am 2. November 1904 meldete Pohl dem Kapitel, daß er auf 
ärztlichen Rat wieder nach dem Süden reisen müsse. Seit seiner 
Rückkehr am 6. Juni habe er seinen Wochendienst persönlich oder 
durch Stellvertretung versehen, und nun habe Konfrater Herr­
mann die Vertretung schon zugesagt. Er berufe sich auf das be­
reits im vorigen Winter für ihn geltende Privilegium jubilationis. 
Denn "seit dem St. Annafest 1863 diene ich im Chore der Dom-
18) Hugo Laemmer, geb. 1835 in Allenstein, 1858 zur katholischen Kirche konver­

tiert, gest. Breslau 1918 als Professor für kanonisches Recht, vgl. B.-M. ROSSEN· 
BERG, Hugo Laemmer(1835-1918). Lebensbild eines gelehrten Priesters aus dem 
Ennland. In: UNSERE ERMLANDISCHE HEIMAT 4 (1958) Nr. 4, S. 13-16. Wahr­
scheinlich hatte L. selbst Pohl auf das Recht auf die JubUatio aufmerksam ge­
macht. 

19) Vgl. auch J. B. SAGMOLLER, Lehrbuch des Katholtsehen Kirchenrechts. Bd. 1. 
Freiburg 1914, S. 297. 
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kirche. Im Genusse der Präbende eines Canonicus bin ich aller­
dings erst 16 Jahre''. 

Dompropst Dittrich teilte Bischof Thiel pflichtgemäß Pohls 
"ganz ungewöhnlich lange Beurlaubung und Unterbrechung der 
Residenz" mit, erwähnte aber auch dessen "Zustand geistiger 
Aufregung", und dieser drang auf das Urteil eines zuverlässigen 
Arztes. Aus Schwarzach im Österreichischen Pangau schickte der 
Domherr am 23. Juni 1905 ein Attest in die Heimat, daß er an einer 
Venenentzündung leide, sich mit Wickelbandagen kuriere und 
reiseunfähig sei. Dazu bezeugte der Superior des Missionsprie­
sterhauses, wo sich Pohl aufhielt, in einem Schreiben an Bischof 
Thiel, daß sein Gast am Stocke gehe und noch keinen Schritt aus 
dem Hause getan habe; er wolle sich nach Salzburg zum Arzt be­
geben. Am 10. August 1905 schrieb Pohl von dort an das Domka­
pitel: "Ich begnüge mich fortan mit dem baren Staatszuschuß, 
welcher vierteljährlich zugeschickt wird. Auf alle übrigen Barem­
nahmen, wie sie durch die Küster den Kapitularen zugetragen 
werden, verzichte ich zugunsten des Adalbertusvereins." Darauf­
hin teilte am 31. August Bischof Thiel dem Kapitel mit, er habe 
Pohl bis zum 1. September 1907 dispensiert, jedoch mit der Klau­
sel, daß er dann auf die unter die Anwesenden zu verteilenden 
Einnahmen verzichten müsse. Freundschaftliche Briefe wechselte 
Pohl damals nur noch mit dem ihm nahestehenden Weihbischof 
Herrmann. Dompropst Dittrich, den dieser heranzog, versuchte 
zum Kapitel hin zu vermitteln. Am 13. November 1905 schrieb er 
Pohl nach Österreich "in der sicheren Hoffnung, daß nach Besei­
tigung von vielerlei Mißverständnissen eine bessere Stimmung 
bei Ihnen Platz greifen und jedenfalls jedes Gefühl der Bitterkeit 
weichen wird". Der Bischof habe den Urlaub verlängert, da brau­
che das Kapitel das nicht auch zu tun, dieses behandele seine An­
gelegenheit "frei von jeder Animosität ... , woher sollte solche 
auch kommen"? 

Im Frühjahr 1906 hielt sich der Domherr bei den Bannherzigen 
Brüdern in Breslau auf, deren Provinzial Pius Trzecz der bischöf­
lichen Behörde am 1. Mai meldete, der fast 76jährige Pohl sei ge­
brechlich und seit seinem Schlaganfall vor drei Jahren "auf die(!) 
Füße unsicher". Er verlasse das Haus nur per Droschke, habe täg­
lich in einer geheizten Chorkapelle still die hl. Messe gelesen, 
"wiewohl es ihm schwer fiel. Jede Woche ging er zur hl. Beichte, 
wenn die Brüder Beichttag hatten. Das Betragen war stets seiner 
hohen Würde angemessen, freundlich, zuvorkommend und lie­
benswürdig. Sein Zustand ist derartig schwerfällig, daß ihn jede 
körperliche Bewegung anstrengt und außer Atem bringt. Das 
Funktionieren in der Kathedrale, eventuell auch der Chordienst 
dürfte bei diesem Zustande unmöglich sein.'' Zwei Wochen später, 
am 14. Mai, meldete derselbe Prior an BischofThiel, daß Pohl, der 
die Koffer gepackt hatte und ins Ermland abreisen wollte, in der 
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Nacht zum Sonntag, ohne daß er es merkte, einen Schlaganfall 
erlitt. "Das Gesicht war durch eine kleine Lähmung schief verzo­
gen, was bis jetzt geblieben ist. Sein Körper ist von Lähmung frei, 
der Geist klar. Ein Auge in Mitleidenschaft, so daß er weder lesen 
noch schreiben kann. Bettlägrig nicht, aber Ruhe nötig, die Reise 
vorläufig aufgegeben." Dem Brief liegt eine erschütternde Foto­
grafie des Kranken bei, auf der deutlich die Gesichtslähmung zu 
erkennen ist20). 

In diesen für Pohl so schweren Wochen hatten sowohl er selbst 
als auch das Domkapitel einen Briefwechsel mit der römischen 
Konzilskongregation geführt, in dem es darum ging, ob der 
Kranke nicht nur eine einfache Dispens vom Chordienst, sondern 
darüber hinaus alle Einnahmen des daran rechtmäßig Verhinder­
ten beanspruchen könne. Denn die Frauenburger Kapitelskasse 
hatte zu Jahresbeginn 1906 Pohl mitgeteilt, daß er ab 1. Juni kei­
nerlei Einkünfte mehr erhalte und auch der Adalbertusverein, 
dem er diese abtreten wolle, nichts bekommen könne. So beklagte 
sich der Domherr am 15. Juni 1906 bei Bischof Thiel: "Die Herren 
haben sich nicht gescheut, über meine Einkünfte definitiv zu be­
schließen, ohne mir auch nur eine Anzeige und die Möglichkeit 
eines Einspruchs zu gewähren." Als verantwortlich für diese Ent­
scheidungen bezeichnete Pohl seinen "großen, als solchen schon 
allgemein bekannten Gönner, vielmehr Gegner im Kapitel", den 
Domdechanten Augustin Kolberg. In dem Brief, den Pohl dem 
Provinz-Definitorder Barmherzigen Brüder, Frater Joachim, dik­
tierte und eigenhändig unterzeichnete, schilderte er aus seiner 
Sicht ausführlich seine Rolle bei der Gründung der Ermländi­
schen Zeitung und die damals aufkommenden Auseinanderset­
zungen mit Augustin Kolberg21). 

Daß Pohl auf den nicht unerheblichen Einkünften bestand, die 
ein rechtmäßig verhinderter Domherr für den Chordienst bean­
spruchen konnte, darf man wohl nicht nur als Rechthaberei gegen­
über dem Domkapitel oder Ausfluß seiner krankhaften Empfind­
lichkeit verstehen, da er sicher kein vorwiegend materialistisch 
eingestellter Mensch war. Man muß bedenken, daß Pohls dauern­
der Aufenthalt in der Fremde, während daheim die Wirtschaft in 
seiner Frauenburger Domherrnkurie weiterlieP), und seine Pfle­
gebedürftigkeitund Arztkosten ihm wohl auch bei bescheidenster 
Lebensführung beträchtliche Kosten verursachten, so daß er auf 
alle ihm zustehenden Einnahmen angewiesen war. 

Um den unerquicklichen Streit zu beenden, wandte sich Dom­
propst Dittrich am 19. September 1906 an den Apostolischen Pro-

20) Verfasserln kannte eine gleiche Fotografie Pohls 1m Frauenburger Diözesanar­
chlv. die auf der Rückseite den Vermerk von Pohls Hand trug: "Dem letzten 
Freund mein letztes BUd." 

21) Vgl. dazu FLEISCHER. a. a. 0., S. 623-631. 
22) Ebd. S. 639. 
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tonotar Msgr. Dr. Lohniger nach Rom mit der Bitte um eine ge­
naue Interpretation wegen der Einnahmen ,,unseres Confraters 
Pohl, der sich nach den neuesten Nachrichten in einem traurigen 
seelischen Zustand befindet". Darauf traf dann endlich am 5. No­
vember von Rom der Bescheid ein, daß Pohl alle den Frauenbur­
ger Domherren zukommenden Einnahmen erhalten dürfe, abgese­
hen von denjenigen, bei welchem die Stifter ausdrücklich Präsenz 
vorausgesetzt hätten. 

Im Mai 1907 zog Pohl in das von Schwestern geleiteteN orbertus­
heim in Oberzell bei Würzburg um, das sein letzter Aufenthaltsort 
werden sollte. Dort feierte er nun versöhnt am 26. Juli sein gol­
denes Priesterjubiläum, wozu er eine von Dittrich verfaßte herz­
lich gehaltene Gratulation des Frauenburger Domkapitels er­
hielt. Sie war von den Domherren Marquardt, Preuschoff, Ma­
tern, Wiehert, Weihbischof Herrmann und Dittrich selbst unter­
schrieben, Domdechant Kolberg fehlte. Die Glückwunschadresse 
würdigte auch zum ersten Mal seitens des Kapitels Pohls dichte­
risches Werk: "Es ist uns auch nicht entgangen und tritt heute 
besonders lebendig in unserer Erinnerung, wie Sie neben der Er­
füllung Ihrer Hauptpflichten noch Zeit zu finden wußten für 
schöne Blüten edler Poesie und Prosa, alt und jung zu erfreuen 
und zu idealen Höhen zu erheben, und, was wir besonders hoch 
bewerten müssen, in trüben Zeiten durch unermüdliche und ge­
schickte publizistische Tätigkeit in der von Dmen geleiteten Ta­
gespresse die Rechte unserer heiligen Kirche zu verteidigen und 
das ermländische katholische Volk zur Wahrung seiner höchsten 
Interessen und heiligsten Güter anzuspornen und erfolgreich zu 
begeistern. Das alles wird unvergessen bleiben der Diözese Erm­
land und unserer Corporation, die als die natürliche Beratetin des 
Diözesanbischofs mit dazu berufen ist, das geistliche Wohl des 
christlichen Volkes im Auge zu behalten und nach Kräften zu för­
dern." In seinem in Zell am Main am 31. Juli 1907 auf diese späte 
Anerkennung und Ehrung hin verfaßten Dankschreiben, das Pohl 
wieder einem Helfer diktierte und nur mit unsicherer Unter­
schrift versah, teilte er dem Kapitel mit, daß ihm auch der Bischof 
eigenhändig geschrieben und er ihm "mit zitternder Hand" geant­
wortet habe, und fuhr fort: "Was mich selbst betrifft, so bin ich 
endlich zu jenem Frieden gelangt, wo alle irdischen Wünsche 
schweigen. Mein Jubeltag, der nicht verborgen geblieben ist, den 
vielmehr die hiesigen Schwestern in der rührendsten Weise gefei­
ert haben, hat mir auch sonst nicht bloß aus der Heimat, sondern 
fast in allen deutschen Landen und über ihre Grenzen hinaus so 
viel Liebe und Anerkennung eingetragen, wie ich es mir nie 
erwarten konnte; ich kann nur gerührt danken und schweigen." 

Dennoch gab es auch 1908 noch einmal Mißhelligkeiten wegen 
der für Pohl nicht mehr vollziehbaren Präsenzpflicht. Aus seinem 
letzten in den Akten enthaltenen Brief vom 1. Juni 1908 geht her-
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vor, daß Bischof Thiel ihn nochmals wegen möglicher Heimkehr 
gemahnt hatte. Pohl schickte ein Attest des Würzburger Landge­
richtsarztes Prof. Dr. Stumpf ein, der darin erklärte, er sei "über­
rascht, daß die Frage nach Pohls Reisefähigkeit überhaupt ge­
stellt werde", und legte nochmals seine Fotografie mit den traurig 
entstellten Gesichtszügen bei. Dann bemerkte er, der Bischof 
habe ihm wegen seiner erneuten Forderung "vor der Kongrega­
tion den denkbar höchsten Schimpf angetan. Würde ich an einen 
deutschen Erzbischof appellieren können, so zweifle ich nicht, 
durch seinen Spruch die glänzendste Genugtuung zu erhalten. 
Jetzt sei zu allem Übrigen auch dieses Neueste aus dem vielen 
Bitteren der letzten Jahre stillschweigend getragen. Eher hätte 
ich den Einsturz des Himmels befürchten können als diesen durch 
nichts verschuldeten Rückruf, dem ich gar nicht mehr entsprechen 
kann." Der Brief endet mit dem Satz: "Hoffentlich läßt man mich 
hier ruhig sterben", und der eigenhändigen Unterschrift: "Gehor­
samst Pohl can." 

Nach neun qualvoll durchlittenen Monaten machte am 9. März 
1909 ein dritter Schlaganfall dem Leben des ermländischen Dich­
ters ein Ende. Wörtlich war in Erfüllung gegangen, was dieser sich 
in einem seiner schönsten religiösen Gedichte für seine letzten 
Erdentage gewünscht hatte: 

"Herr, komm nicht, wie der Dieb es macht, 
Der uns beschleicht in finstrer Nacht! 
Nicht wie der jähe Wetterstrahl, 
Der aufflammt und einschlägt zumal! 
Nein, wenn erfüllt ist meine Zeit, 
Dann schick als Boten mir das Leid, 
Dann tauch mein Herz in Trübsal ein, 
Laß mich gewarnt durch Krankheit sein." 
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Ostatnie lata zycia Julius~a Pohla 
Streszczenie 
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Osobisto§~ i dzielo Juliusza Pohla kanonika i wydawca "Ermländischer 
Hauskalender" jak r6wniez wspolzalo:iyciela i redaktora gazety "Ermlän­
dische Zeitung" zostaly w dostatecznej mierze opisane i ocenione. Niewy­
ja§nione natomiast zostaly przyczyny jego odejscia z Fromborka i jego 
samotniej §mierci w Zell nad Menem w 1909 r. Akta personalne Pohla w 
Archiwum Diecezji Warminskiej w Olsztynie zawieraj~ materialy, kt6re 
te przyczyny wyja§niaj~. W. D. 

Tbe Final Years of Julius Pohl 
Summary 

Personality and works of Julius Pohl, the canon and poet, the "Wannian 
Calendar-Man". the co-founder and editor of the .,Ermländische Zeitung". 
have already been described and appreciated sufficiently. Only the reason 
for bis departure from Frauenburg and for bis lonely death in Zell-on­
Main, in 1909, have remained obscure. Pohl's personal file in the Warmian 
Diocesan Record-Office at Olsztyn (Archiwum Diecezji Warmiil.skiej w 
Olsztynie) gives, to some extent, Information about them. S. K. 



Bibliographie Adolf Paschmann 
(1885-1977) 

Von WernerThimm und Ernst-Manfred Wermter 

Als wichtigstes Hilfsmittel für die Zusammenstellung der Titel diente: 
ERNST WERMKE, Bibliographie der Geschichte von Ost- und Westpreußen. 
4 Bde. 1933-1978. Manche Angaben- vor allem bei Zeitungsartikeln­
ließen sich jedoch leider nicht genau ermitteln. 

Abkftrzungen 
APB = ALTPREUSSISCHE BIOGRAPHIE 
AV = ALLENSTEINER VOLKSBLATI' 
EB = ERMLANDBRIEFE 
EH = ERMLANDISCHER HAUSSCHATZ, Wochenbeilage der EZ 
EHK = ERMLANDISCHER HAUSKALENDER 
EMH = ERMLAND MEIN HEIMATLAND, Monatsbeilage der WARMIA 
EZ = ERMLANDISCHE ZEITUNG 
RH ROSSELER HEIMATBOTE 
RT = ROSSELERTAGEBLATI' 
UEB = UNSER ERMLANDBUCH 
UEH UNSERE ERMLANDISCHE HEIMAT, Monatsbeilage der EZ-

1955 ff. Beilage der EB 
ZGAE ZEITSCHRIFI' FOR DIE GESCHICHTE UND ALTERTUMSKUNDE 

ERMLANDS 

1910 
1. Die Siedlungen in den Kreisen Braunsberg und Heilsberg. 

ZGAE 17 (1910) S. 501-562; 18 (1913) S. 171-215, 489-532, 733-801. 

1913 
2. Jahresberichte der Deutschen Schulgemeinde in Madrid 

1913/14-1915/16. Madrid 1915-1917. 
1914 

3. Los caminos de las aves de paso. [Die Fluglinien der Zugvö­
gel.] 
CAZA Y PESCA V. 1. 4. 1914. 

4. Bei Beginn des Krieges in der Huerta de Valencia. 
DEUTSCHE RUNDSCHAUF0RGEOGRAPHIE37 (1914/15)8. 529-537. 

5. Ein Besuch in der "Freiluftschule" in Granada. 
FADAGOGISCHE WARTE 21 (1914) S. 630-632. 

1915 
6. Aus dem neutralen Spanien. 

EZ v. 25. u. 26. 2. 1915. 
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1916 
7. Los caminos de las aves de paso. [Die Fluglinien der Zugvögel.] 

LAs PROVINCIAS. Diario de Valencia v. 20. 7. 1916 [Kurzfassung]. 

1918 
8. Algunos datos nuevos y curiosos sobre el monumento de Don 

Felipe (El Hermoso) y Dona Juana (La Loca) en la Real Capilla 
de Granada. [Einige neue und merkwürdige Daten über das 
Denkmal von Don Felipe (Der Schöne) und Dona Juana (Die 
Wahnsinnige) in der Königlichen Kapelle zu Granada.] 
REVISTA DE ARCHIVOS, BIBLIOTECAS Y MUSEOS 13 (1918) 
Zugleich Sonderdruck Madrid 1918, 8 S. 

1919 
9. Subvenci6n de Femando VI, Rey de Espana, para la con­

strucci6n de la primera iglesia cat6lica en Berlin. [Subvention 
des Königs von Spanien Femando VI für den Bau der ersten 
katholischen Kirche in Berlin.] 
BOLETIN DE LA REALACADEMIA DE LA HISTORIA 75 (1919) H. 1. 
Zugleich Sonderdruck Madrid 1919, 12 S. 

10. El cardenal Guillermo de Croy y el arzobispado de Toledo. 
[Der Kardinal Guillermo de Croy und der Erzbischof von 
Toledo.] 
Ebd. 75 {1919) H. 2-4. 
Zugleich Sonderdruck Madrid 1919, 86 S. 

11. Kaiserearl V. in Yuste. 
DEUTSCHE WARTE. Deutsch-spanische Handelszeitung. Atalaya 
Alemana. Revista comercial Hispano-Alemana. Organ der Deutschen 
Wirtschaftlichen Vereinigung für Spanien in Barcelona v. 3. 5. 1919. 

12. Das spanische Konsulat in Danzig von 1752 bis 1773. 
Ebd.17. 5.1919. 

13. Was ein böhmischer Baron im 15. Jahrhundert in Spanien sah 
und erlebte [Rosmithal von Blatna]. 
Ebd. 14. 6. 1919. 

1920 
14. El Consulado espanol en Danzig desde 1752 hasta 1773 [Das 

spanische Konsulat in Danzig von 1752 bis 1773]. 
REVISTA DE ARCHIVOS, BIBLIOTECAS Y MUSEOS 15 (1920) S. 207-230. 
Zugleich Sonderdruck Madrid 1919, 24 S. 

15. Eine Nachricht über den ermländischen Flachsbau aus einem 
spanischen Archiv. 
GERMANIA 1920. 

16. Bau der Hedwigskirche in Berlin nach einem spanischen 
Archiv. 
KIRCHEUNDWELT.BeilagezurGERMANIAv.17. 7.1920,Nr.l2,8.45. 

1921 
17. Wieviel Menschen hat das Ermland durch Abwanderung ver­

loren? 
UEH 1 (1921)Nr. 1. 
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1922 
18. Staatliches Gymnasium in Rößel. Berichte über die Schul­

jahre 1922-1929 und 1933-1940. Königsberg/Braunsberg 
1923-1930, 1934-1941. 

19. Eine lehrreiche Statistik des Ermlandes in den letzten 50 Jah­
ren. 
EZ v.l.1.1922. 

1923 
20. Die Bevölkerung des Ermlandes von 1772-1922. 

ZGAE 21 (1923) S. 357-393. 
1924 

21. Die Gründung eines ermländischen Dorfes [Arnsdorf]. 
In: Lebensgut. Ein deutsches Lesebuch für höhere Lehranstalten. Aus­
gabe für Ostpreußen und das Weichselland. Frankfurt/M.: Diester­
weg 1924, S. 113-115. 

1928 
22. Was leistet ein ermländisches Kirchspiel für die deutsche 

Volkswirtschaft? 
EZv.12. 7.1926. 

23. Das Ergebnis der Viehzählung vom 1. 12. 1925 im Ermland. 
UEH 6(1926)Nr.l. 

24. Aus der Geschichte des Kirchspiels Heinrikau. 
UEH 6 (1926) Nr. 7. 
Zugleich Sonderdruck Braunsberg: Ermländische Zeitung 1926, 30 S. 

1927 
25. Der Viehstand des Ermlandes 1913, 1925 und 1926. 

EZv. 29.1.1927undAVv. 31.1.1927. 
26. Die Kirche in Heinrikau. 

Braunsberg: Ermländische Zeitung 1927, 51 S. 
27. Die Bewertung der ermländischen Grundstücke im Jahre 

1809. 
UEH 7 (1927) Nr. 6 

1928 
28. Sommerfeld 1328-1928. Zur Erinnerung an die Gründung des 

Dorfesam 18. Februar 1328. · 
EH(1928)Nr. 7. 

29. Das Schloß Mehlsack am Ende des 18. Jahrhunderts. 
UEH 8 (1928) Nr. 3. 

30. Seidenzucht im Ermland. 
UEH8(1928)Nr.l. 

31. Welche Aufgaben hat heute der deutsche Aufsatz, und wie 
sind sie zu erfüllen? 
In: Verhandlungen der IV. ordentlichen Direktoren-Versammlung der 
Provinz Ostpreußen 1927. Berlin: Weidmannsehe Buchhandlung 1928, 
S.l0-31. 

1929 
32. Gewerbestatistik des Ermlandes von 1802 und 1819. 

UEH 9 (1929) Nr. 3. 
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33. Schlechte Zeiten und drückende Steuern vor 150 Jahren. Die 
Gemeinde Petersdorf erhebt erfolgreichen Einspruch. 
UEH 9 (1929) Nr. 5 u. 6. 

34. Das Weiderecht im Tafterwald. 
ZGAE 23 (1929) S. 98-122. 

35. Die Landesaufnahme des Ermlandes im Jahre 1772. 
Ebd. S. 382-445. 

1930 
36. Inflation vor 150 Jahren- Schlechte Zeiten vor 100 Jahren. 

Wirtschaftsperspektiven von heute zu gestern. 
AVv.ll. 7.1930. 

37. 400 Jahre auf derselben Scholle. Geschichte der Familie 
Paschmann in Komainen. 
UEH 10(1930)Nr.ll u.12; 11(1931)Nr.1-4. 
Zugleich Sonderdruck Braunsberg: Ermländische Zeitung 1931, 34 S. 
ALTPREUßiSCHE GESCHLECHTERKUNDE 53 (1975) 8. 93-119. 

1931 
38. Das Rößeler Jesuitenkolleg im dritten Schwedenkrieg. Die 

Pest 1709 bis 1910. 
AVv.4.11.1931. 

39. Die wirtschaftliche Entwicklung des Ermlandes. 
EMH 1931, Nr. 3. 

40. Quellen zur Kultur- und Wirtschaftsgeschichte des Ermlan­
des. Im Namen des Historischen Vereins für Ermland, hrsg. 
von (Victor Röhrich u.) Adolf Poschmann. [Heft 4.] Brauns­
berg: Selbstverlag des Vereins 1931, S. 369-480. (Bibliotheca 
Wanniensis. Bd. 4, [4.]. Monumenta Historiae Warmiensis. Bd. 
10,4. Lfg. 35.) 

41. Das Rößeler Jesuitenkolleg im zweiten Schwedenk:rieg. 
UEH 11 (1931) Nr. 10 u. 11. 

1932 
42. Ein Grenzstreit zwischen Barteisdorf und Kirschbaum im 

18. Jahrhundert. 
AVv.16. 2.1932. 

43. Graf Johann Dietrich von Schlieben. Ein Freund und Gönner 
der Rößeler Jesuiten. 
AVv.19. 4. 1932. 

44. Das Gymnasium in Rößell632-1932. 
EZv. 23. 5.1932. 

45. Der Gründer unserer ersten Kolonie - ein ehemaliger Schüler 
des Rößeler Gymnasiums. 
EH v.18. 5. 1932. 

46. Ermländisches Bauerntum einst und jetzt. 
In: 50JahreErmländischerBauemverein. Warmelitt 1932, S. 5-35. 

47. Der Viehbestand des Ermlandes vor dem Weltkriege und 
heute. 
RUNDSCHAU FOR LAND-, GARTEN- UND HAUSWIRTSCHAFT. 
Wochenbeilage des AV 1932, Nr. 8. 
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48. Von Warschau nach Rößel. Zwei Strafversetzungen. [Georg 
Leyer und J ohann Karl Graf Konopacki.] 
UEH 12 (1932) Nr. 3. 

49. Das Augustinerkloster in Rößel. 
ZGAE 24 (1932) S. 81-189. 
Zugleich Sonderdruck Braunsberg 1930, 109 S. 

50. [Rez.:] Adolf von Batocki und Georg Schack, Bevölkerung und 
Wirtschaft in Ostpreußen. Jena: Fischer 1929. VIII, 170 S.­
Rudolf Lawin, Die Bevölkerung von Ostpreußen nach den 
Ergebnissen der Volkszählung vom Jahre 1925 unter Berück­
sichtigung der Wanderungsbewegung. Tilsit: von Mauderode 
1930. VIII, 86 S. Zugleich: Königsberg, Rechts-u. staatswissen­
schaftl. Diss. 1930. 
ZGAE 24 (1932) S. 260-272. 

51. [Rez.:] Gotthilf Winkel, Das ostpreußische Notgeld. Ostpr. 
Kriegshefte, H. 3. Berlin: Fischer 1916. - Max von Bahrfeldt, 
Die Notmünzen der Provinzen Ost- und Westpreußen 
1916-1921. Halle: Riechmann 1930,40 S. 
ZGAE 24 (1932) S. 576-579. 

52. Das Jesuitenkolleg in Rößel. 
ZGAE 24 (1932) S. 759-909. 
Zugleich Sonderdruck Braunsberg 1932, 155 S. 

53. [Rez.:] Georg Matern, Die Erbschulzerei in Rößel. Heilsberg: 
(Wolff) Warmia in Komm. 1931, 53 S. 
ZGAE 24 (1932) S. 938. 

54. [Rez.:] Max Hein, Geschichte der Stadt Bartenstein. 1332-1932. 
Bartenstein: Selbstverlag der Stadt 1932, 237 S. 
ZGAE 24 (1932) S. 939. 

1933 
55. [Rez.:] Georg Matern, Die Familien Matern in Raunau und 

Wappen im Ermland. Rößel1933.- Erwin Oppermann, Aus 
der Geschichte Glottauer Bauerngeschlechter. Guttstadt 1933. 
ALTPREUSSISCHE GESCHLECHTERKUNDE 8 (1934) H. 1, S. 6-7. 

56. 300 Jahre Gymnasium in Rößel. 
EHK 77 (1933) S. 81-88. 

1934 
57. [Rez. :] Emil Waschinski, Brakteaten und Denare des Deut­

schen Ordens. Frankfurt IM: Heß Nachf. 1934. 
EZ 1934. 

58. Die Münzen des Deutschen Ritterordens. 
EHv. 29.11.1934. 

59. Jesuitengut, Staatsdomäne, Erbhöfe. Aus der Geschichte der 
Gemeinde Krausen. 
EMH 1934, Nr. 2-6; 1935, Nr. 1-3. 
Zugleich Sonderdruck: Heilsberg Warmia 1935, 48 S. 

60. Die Rößeler Bürgerschaft huldigt Friedrich dem Großen. 
RTv. Sept.1934. 
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61. Vom Jesuitengut zur Bauemsiedlung. Aus der Geschichte von 
Groß-Ottern. 
UEH 14 (1934) Nr. 1-7. 
Zugleich Sonderdruck Braunsberg: Ermländische Zeitung 1934, 31 S. 

62. Die Mühle in Krausen. 
1935 

EH 1935, Nr. 4-6. 
Zugleich Sonderdruck Heilsberg: Warmia 1935, 14 S. 

63. [Rez.:] Georg Matern, Geschichte der Pfarrgemeinde S. S. Pe­
tri und Pauli in Rößel. Königsberg: Gräfe u. Unzer 1935, 328 S. 
RTv. 26. 5.1935. 

64. Die Ermländer bei der Huldigung in Marlenburg am 27. Sep­
tember 1772. 
UEH 15 (1935) Nr. 1 u. 2. 

65. Franz Östreich, der erste Justizbürgermeister von Brauns­
berg. 
UEH 15(1935)Nr. 4u. 5. 

66. Ermland ein Bauemland. 
In: Rößeler Spar- und Darlehnskassen-Verein e.G.m.b.H. zu Rößel. 
Festschrift zum 50jährigen Bestehen 1885-1935. Rößel: Kruttke 1935, 
s. 27-39. 

67. [Rez.:] Robert Stein, Die Umwandlung der Agrarverfassung 
Ostpreußens durch die Reform des 19. Jahrhunderts. Bd. 1: 
Die ländliche Verfassung Ostpreußensam Ende des 18. Jahr­
hunderts. Jena: Fischer 1918,543 S. Bd. 2: Ostpreußen und die 
Reformgesetzgebung. Königsberg: Bon's Buchhandlung (in 
Kommission) 1933, 306 S. 
ZGAE 25 (1935) S. 268. 

68. [Rez.:] Emil Waschinski, Brakteaten und Denare des Deut­
schen Ordens. Frankfurt: Hess 1934, 38 S. 
ZGAE 25 (1935) S. 540-541. 

69. Die Verwaltung der Stadt Braunsberg 1772-1808. 
ZGAE 25 (1935) S. 623-696. 

70. Ein Rechenbuch aus dem Jahre 1699 von einem Braunsherger 
Mathematiker. 
ZGAE 25 (1935) S. 784-792. 

1936 
71.-101. Dillenburger. Wilhelm Kasimir Ferdinand, t 1882; Ditki, 

Anton Albert, t 1872; Döscher, Sigismund, t (nach) 1694; 
Dost, Johann Josef, t 1835; Drescher. Johann Chrysosto­
mus, t 1717; von Ecken, Abraham, t (nach) 1659; Ertly, 
Georg, t (nach) 1704; Falkenberg, Johannes, t 1435; Franz 
Resel gen. Kuhschmalz, Bischof von Ermland, t 1457; 
Frey, Johann Josef, t 1910; Ganswindt, Johann Hermann, 
t 1934; Gerkrath, Ludwig, t 1864; von der Groeben, Otto 
Friedrich, t 1728; Hagenau. Simon, t (nach) 1566; Heide, 
Georg Franz Adalbert, t 1765; Hein, Simon, t 1654; von 
Helwich, Christian, t 1740; Höpfner, Karl Emil, t 1861; 



164 Thimm/Wermter 

von Hohenzollem-Hechingen, Reichsgraf (Prinz) Her­
mann Friedrich Meinrad Josef Johann Antpn Fidelis, 
t 1827; von Hohenzollem-Hechingen, Josef · Wilhelm 
Friedrich (Prinz), Bischof von Ermland, t 1836; von 
Hohenzollem-Hechingen, Johann Karl Ludwig Josef 
Ignatius Aloysius Jakobus, Reichsgraf, Bischof von Erm­
land, t 1803; Johannes Merkelin, t um 1400; Kllnger, An­
dreas, t 1664; Kolberg, Peter, t 1725; Korzeniewski, Josef, 
t 1769; von Krauseneck, J ohann Wilhelm, t 1850; Lam­
kowski, Wilhelm, t 1735; von Liebenzelle, Friedrich, t 
(nach) 1340; Lilienthal, Jakob Aloys, t 1875; von Luter, 
Bruno, t (nach) 1349; von Luter, Heinrich, t (nach) 1338. 
APB 1 (1941). 

102. Zechern und Sperwatten im Unglücksjahr 1807. 
EMH 1936, Nr. 1. 

103. Das Ermland im Fahrplan der preußischen Posten vom Jahre 
1799. 
UEH 16(1936)Nr.1. 

104. Zwei Braunsherger Bürgermeister. Martin und Josef 
Poschmann. 
UEH 16 (1936) Nr. 8. 

105. 600 Jahre Klawsdorf. Aus der Geschichte des Dorfes Klaws­
dorf. 
RTv. Okt. 1936 

1937 
106. 600 Jahre Rößel. Bilder aus alter und neuer Zeit. 1337-1937. 

Rößel: Stadtverwaltung 1937, 362 S. 

1938 
107. Die Heilsherger Bürgerschaft huldigt Friedrich dem Großen. 

EMH 1938, Nr. 6. u. 7 
108. 600 Jahre Seeburg. Bilder aus alter und neuer Zeit. 1338-1938. 

Seeburg: Stadtverwaltung 1938, 168 S. 
109. 600 Jahre Komienen. 

RT v. 9. 6. 1938. 
110. Die Einführung der Steinsehen Städteordnung in Brauns­

berg. Der Magistrat und die Stadtverordneten 1809-1817. 
ZGAE 26 (1938) S. 1-71. 

111. [Rez.:] Emil Waschinski, Brakteaten und Denare des Deut­
schen Ordens. Nachträge und Berichtigungen. In: Deutsche 
Münzblätter 56 (1936) Nr. 401-403. Zugleich als Sonderdruck 
Berlin: Verlag Deutsche Münzblätter 1936, 13 S. 
ZGAE 26 (1938) S. 242-243. 

112. [Rez.:] Emil Waschinski, Das bischöfliche Münzwesen des 
Deutschordenslandes. In: Deutsche Münzblätter 57 (1937) Nr. 
416-417. Zugleich als Sonderdruck Berlin: Verlag Deutsche 
Münzblätter 1937, 8 S. 
ZGAE 26 (1938) S. 470-471. 
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113. E:rzpriesterMsgr. Dr. GeorgMatem t. 
ZGAE 26 (1938) S. 597-618. 

1939 
114. Rößel, Kreis Rößel. 

In: Deutsches Städtebuch. Bd. 1. Stuttgart- Berlin 1939, S. 101-102. 
115. Eine Heilsherger Bürgermeisterwahl mit Hindernissen. 

EMH (1939) Nr. 9. 

1940 
116. Eine alte Heilsherger Bürgerfamilie [Po boß]. 

WARMIA v. 2. 4. 1940. 

1941 
117.-130. Matern, Georg, t 1938; Melchior, Johann Nepomuk, 

t 1757; Niedenzu, Franz, t 1937; Niedennann, Johann, 
t 1853; Nikolaus von Tüngen, Bischof von Ennland, 
t 1489; Östreich, Franz, t 1785; Östreich, Johann August 
Eduard, t 1830; Östreich, J ohann Franz, t 1805; Östreich, 
Merten, t zwischen 1570 u. 1574; Paul Stange von Legen­
dorf, Bischof von Ennland, t 1467; Perwanger, Chri­
stoph, t 1767; Peter von Preußen, t (nach) 1487; Peucker, 
Christoph, t 1735; Pohl von Pohlenburg, Franz, t 1760. 
APB 2. 1941-44. 

131. Schönbom600Jahrealt. 
BISCHOFSTEIN-SEEBURGERZEITUNGv.18. 4. 1941. 

132. Schönborn zur Zeit Friedrichs d. Großen. 
Ebd. 25. 4.1941. 

1942 
133. Heilsberg als Garnisonstadt 1773-1817. 

EMH 1942, Nr. 1-8. 
134. Ein Erbhofgesetz vor 500 Jahren [im Ennland]. 

JAHRBUCH DER GESELLSCHAFT F'OR GESCHICHTE UND LITERATUR 
DERLANDWIRTSCHAFT41 (1942) S. 20-23. 
Zugleich Sonderdruck, 4 S. 

135. Der erste Seidenzüchter Königsbergs [Christof Schulz]. 
KONIGSBERGER ALLGEMEINE ZEITUNG V. 7. 1. 1942. 

136. Seidenbau in Brandenburg seit Friedrich dem Großen. 
JAHRBUCH DER GESELLSCHAFT FOR GESCHICHTE UND LITERATUR 
DERLANDWIRTSCHAFT41(1942) H. 112. 
Zugleich Sonderdruck, 9 S. 

137. Seidenbau im Ermland. 
ZGAE 27 (1942) S. 592-622. 

1943 
138. Zehn Generäle aus Heilsberg. 

EMH 1943, Nr. 1-5. 
139. Die Malerfamilie Niedermann aus Guttstadt. 

ZGAE 28 (1943) S. 107-116. 
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140. [Rez.:] Theodor Penners, Untersuchungen über die Herkunft 
der Stadtbewohner im Deutsch-Ordensland Preußen bis in 
die Zeit um 1400. Leipzig: Hirzel 1942. vm, 184 S. (Deutsch­
land undder0sten.16.) 
ZGAE 28 (1943) S. 154-156. 

1949 
141. Westfalen ziehen nach dem Ordensland Preußen- Ostpreu­

ßen wandern nach Westfalen. 
HEIMATBLATl'ER. [Lippstadt] 31 (1949) Nr. 1. 
NEUE ERMLANDISCHE ZEITUNG 1 (1952) Nr. 2, Ausgabe C der Ostpreu­
ßen-Warte. 
In: 10 Jahre Landsmannschaft Ost- und Westpreußen, Kreisgruppe 
Lippstadt. Lippstadt 1961, S. 32-38. 

1951 
142. Westfalen ziehen nach dem Ordensland. 

In: Ostpreußen erzählt. Hrsg. von Martin Kaides und Rudolf 
Naujok. Leer: Rautenberg&Möckel1951, S. 31-35. 

143. Wie das Gymnasium in Rößel gegründet wurde. 
EHK 84 (1951) S. 64-68. 

144. Der Kreis mit den vier Städten. Rößel, Bischofsburg, Bi­
schofstein und Seeburg. 
0STPREUSSENBLATr2(1951)F.11, S. 9-11. 

145. Ein ostpreußischer Kolonialpionier. Otto Friedrich von der 
Gräben an der Goldküste von Afrika. 
0STPREUSSEN·WARTE 2 (1951) Nr. 5/6, S. 13. 

146. Eine Fahrt durch das Ermland. 
DERREDLICHE OSTPREUSSE. Hauskalenderfür 1951, S. 77-81. 

1952 
147. Ermländische Heimat. 

Hrsg. von der Bischof-Maximilian-Kaller-Stiftung. [Osna­
brück-Haste: Kather 1952]. 44 Abb. 

148. Ermland. Ein katholisches Ba}lemland im deutschen Osten. 
Hrsg. vom Kapitularvikar von Ennland. Osnabrück: Fromm 
[1952]. 20 Bl. Abb. 

149. Ermland. Ein katholisches Bauernland im deutschen Osten. 
[60 Schwarzweißdias. Diaserie mit Kommentar]. Frei­
burg/Br.: Calig-Bildbandverlag 1952. Cf 159. 

150. Ermland, mein Heimatland. 
Hrsg. von der Bischof-Maximilian-Kaller-Stiftung [Osna­
brück-Haste: Kather 1952]. 20 BI. Abb. 

151. Ermland, mein Heimatland. [52 Schwarzweißdias. Diaserie 
mit Kommentar]. Freiburg/Br.:Bildbandverlag 1952. Cf 188. 

152. Heilsberg. Die Krone des Ermlands. 
OSTPREUSSENBLATr 3 (1952) F. 13, S. 11-12. 

153. Wormditt, ein Kapitel ermländischerGeschichte. 
Ebd. 3(1952)F. 23, S. 9-10. 



Bibliographie Adolf Poschmann 

154. Heinrich Schmülling im Ermland. 
In: Heimatbuch des Kreises Lippstadt 3 (1952) S. 85-89. 

155. Heiligelinde. 
DERREDLICHE OSTPREUSSE. Hauskalender für 1952, S. 69-72 und 
HEDWIGS-K.ALENDER 1954, S. 104-106. 

1953 
156. Mehlsack. 

0STREUSSENBLATI'4(1953)F. 9, S.ll-12. 
157. Ein ostpreußischer J ahnnarkt in alter Zeit. 

DERREDLICHEOSTPREUSSE. Hauskalenderfür 1953, S. 67-73. 
158. Staatliches Gymnasium Rößel. 

RH 1 (1953/54) Nr. 2,3/4; 2 (1955) Nr. 2; 3 (1956) Nr. 2. 

1954 
159. Schulzentage in Mehlsack. 

EHK 87 (1954) S. 41-49. 
160. Die Separation. Flurbereinigung im Ermland. 

EHK 87 (1954) S. 193-201. 

167 

161. Das Armenhaus unter der Brücke. [Fischerbrücke in Rößel]. 
OSTPREUSSENBLATI' 5 (1954) F. 39, S. 5. 

162. Allensteins geschichtliche Bedeutung. 
In: Südostpreußen und das Ruhrgebiet. Beiträge zur Heimatkunde 
anläßlich der 600-Jahr-Feier Allensteins in der Patenstadt Gelsen­
kirchen. Hrsg. von Erwin Nadolny. Leer/Ostfriesl.: Rautenberg & 
Möckel1954, S. 13-16. 

1955 
163. Unsere ermländischen Familiennamen. 

EHK88(1955)S. 205-234. 
164. Der Friedenstempel der hl. Jungfrau in Springbom. 

HEDWIGS-KALENDER 1955, S. 74-77. 
165. Wie sieht es heute in Wormditt aus? 

0STPREUSSENBLATI'6(1955)F. 6, S. 9. 
166. Der Turm des Kopemikus. 

Ebd. 6(1955)F.14, S. 9-10. 
167. Was aus einem Dorfjungen werden kann: Kaiserlicher Rat 

Franz Pohl von Fohlenburg-General J osef Korloth. 
RH2(1955)Nr.1. 

168. Aus der Geschichte des Dorfes Klawsdorf. 
RH2(1955)Nr. 2u. 3/4; 3(1956)Nr.1 u. 2. 

169. Zwei katholische Kommerzienräte in Königsberg [Saturgus]. 
UEH 1 (1955)Nr. 2. u. 3. 

1958 
170. DieNamen der ermländischen Städte. 

EHK 89 (1956) S. 211-226. 
171. Vom Wein im alten Ermland. 

UEH 2 (1956) Nr. 4. 
1957 

172. 75 Jahre Ermländischer Bauemverein. 
EHK 90 (1957) S. 226-245. 
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173. Aus dem ermländischen Kreis Rößel. 
JAHRBUCH DES EMSLANDISCHEN HEIMATVEREINS 4 (1957) S. 13-25. 

174. Aus der Geschichte des Staatlichen Gymnasiums in Rößel 
(Ostpr.). 
Jahresbericht des Gymnasiums Meppen 1957. 

175. Die gute alte Zeit in Heilsberg. 
UEH 3 (1957) Nr. 2-4; 4 (1958) Nr. 1-3; 5 (1959) Nr. 2 u. 3; 6 (1960) Nr. 1/2 
u. 4; 7 (1961) Nr. 1. 

176. Rößel als Garnisonstadt. 
UEH 3 (1957) Nr. 2. 

1958 
177. KaiserKarl V. in Yuste. 

DER PATRIOT. LIPPSTAD'I'ER TAGEBLATT. Llppstädter Herbstwoche 
1958. 

178. Dr. Bernhard Lehmann, Gründer des Ermländischen Bauern­
vereins. 
RH 5 (1958) Nr. 1. 

179. Bei den "Ehemaligen" in Madrid. 
RH 5 (1958) Nr. 4; 6 (1959) Nr. 1 u. 2. 

1959 
180. 600 Jahre Groß Köllen. 

RH 6 (1959) Nr. 4; 7 (1960) Nr. 1. 

1960 
181. Woher kommt der Name Brieskom? 

RH 7 (1960) Nr. 1. 
182. 600 Jahre Kabienen. 

RH 7 (1960) Nr. 4; 8 (1961) Nr. 1. 

1981 
183.-203. Poschmann, Bernhard, t 1955; Poschmann, Joachim, 

t 1789; Poschmann, JosefThomasValerian, t 1823; Pasch­
mann, Martin, t 1803; von Preuck, Johann, t 1631; Preu­
schoff, Johann Anton, t 1716; Preuß Friedrich, t 1914; 
Protmann, Regina, t 1613; Rasche (Raschius), Valentin 
Georg, t 1616; von Rautenberg, Anton Benedikt, t 1812; 
von Rautenberg, Johannes, t 1761; Regenbrecht, Johann 
Josef, t 1854; Reibenschu (Reimerschu), Adalbert, t 1755; 
Reimers, Johann Christoph, t 1720; Rheticus, Georg Joa­
chim, t 1575; Röhrich, Viktor, t 1925; Rohwetter (Roh­
wedder), Mattbias Yloo, t 1765; Romahn, Paul, t 1936; Ro­
senbüchler, Peter, t 1719; von Rossen, Otto, t 1328; von 
Rossen, Sigismund, t 1457; Saage, Johann Martin, t 1869. 
APB 2, 4 (1961). 

204. Die Direktoren des Braunsberger Gymnasiums (1811-1945). 
In: Gymnasium Braunsberg, Ermland in Ostpreußen, 1811-1961. Zum 
Gedenken. 0. 0.1961, S. 4-7. 

205. Die Namen der ermländischen Dörfer und Güter. 
EHK 94 (1961) S. 174-192. 
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206. Glockstein. Aus der Geschichte eines ermländischen Dor­
fes. 
RH 8 (1961) Nr. 4; 9 (1962) Nr. 1. 

207. Wie das Ermland preußisch wurde. 
UEH 7 (1961) Nr. 4; 8 (1962) Nr. 1-4. 
Zugleich Sonderdruck: Osnabrück 1962, 20 S. 

1982 
208. Das Ermland, ein Bauernland im deutschen Osten. 

In: Das ermländische Bauernvolk. Sein Erbe und Schicksal. Hrsg. 
von Franz-Josef Herrmann. Münster: Bischof-Maximillan-Kaller­
Stiftung 1962, S. 11-79. 

209. Ein westfälischer Baron besucht das Ermland [i. J. 1830]. 
EHK 95 (1962) S. 136-144. 

210. Westfalen und Ermland. 
In: Nordrhein-Westfalen und der Deutsche Osten. Dortmund: Ost­
deutsche Forschungsstelle 1962, S. 79-115. (Veröffentlichungen der 
Ostdeutschen Forschungsstelle im Lande Nordrhein-Westfalen R. A. 
Nr.5.) 

1983 
211.-236. Sand, Christoph, t [nach] 1748; Saturgus, Adolf, t 1739; 

Saturgus, Friedrich Franz, t 1810; Schacht, August, 
t 1904; von Schau, Ferdinand Anton Bartholomäus, 
t 1840; Scheill, Josef, t 1834; Schimmelpfennig, Chri­
stoph, t 1697; von Schlieben, Johann Dietrich, t 1695; 
Schmeier, Bemhard, t 1934; Schmidt, Christfan Bern­
hard, t 1784; Schmidt, Johann Christian, t 1759; Schmül­
ling, Johann Heinrich, t 1851; Schönfels, Georg, t 1626; 
Schönwiese, Georg, t 1526 od. 28; Schorn, Heinrich I., 
t 1733; Schorn, Heinrich II., t 1758; Schorn, Michael, 
t 1790; Schreck, Valentin, t 1602; Schultz, Hans, t 1615; 
Schulz, Ferdinand, t 1929; Schwartz J ohann, t 1760; 
Schwengel, Georg, t 1766; Schwengel, Simon Thaddäus, 
t 1746; Seeliger, Heinrich Samuel, t 1808; Johann Kaspar 
Senckler, t 1709; Wenzeslaus von Stanislawski, t 1717. 
APB 2, 5 (1963). 

237. Die Schotten im Ermland. 
EHK 96 (1963) S. 145-155. 

238. Die Sensenmänner aus dem Sauerland. Westfälische Hausie­
rer und Kaufleute in Ostpreußen. 
HEIMATBLATrER[Lippstadt]44(1963}Nr. 7, S. 27-28und 
RH 14 (1967) Nr. 3. 

239. Erzpriester und Prälat Dr. Georg Matern. 
RH 10(1963)Nr.4. 

240. Die ersten Kantianer in England. Friedrich August Nitsch 
aus Gumbinnen und Dr. Anton Willich aus Rößel. 
In: Studien zur Geschichte des Preußenlandes. Festschrift für Erleb 
Keyser zu seinem 70. Geburtstag. Marburg 1963, S. 470-482. 
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1984 
241. KirchenmalerJohannes Ollesch. 

EB 18 (1964) Nr. 69. 
242. Aus der Geschichte des Staatlichen Gymnasiums in Rößel/ 

Ostpreußen. 
In: Festschrift zum lOOjährigen Bestehen des Gymnasiums Rößel als 
Vollgymnasium 1865-1965. Meppen 1964, S. 9-19. 

243. Der Gründer unserer ersten Kolonie [Otto Friedrich von der 
Gröben]- ein Schüler des Rößeler Gymnasiums. 
Ebd. S. 68-72. 

244. Dr. med. Anton Willich. 
Ebd. S. 73-74. 

245. "Rühmliche Zeugnisse, treffliche Leistungen". 
100 Jahre Gymnasium Rößel (Ostpreußen). 
MEPPENER TAGEBLATI'v. 19. 9. 1964. 

246. Ein stolzer Tag im schönen Granada. Im neutralen Spanien 
während des Ersten Weltkrieges. 
DER PATRIOT. LIPPSTAD'l'ERTAGEBLATI'v.17. 10.1964. 

24 7. Ermländer im Kohlenpott. 
UEH 10(1964)Nr. 4. 

1985 
248.-254. Martin Tetinger von Lusian, t 1485; Wilhelm Sigmund 

von Tettau, t 1799; Andreas Thiel, Bischof von Ermland, 
t 1908; Johann Thurau, t 1900; Georg Troschke, t 1508; 
Josef Tulawski, t 1722; Amold Coster von Venrade, 
t 1461. 
APB 2, 6 (1965). 

255. [Rez.:] Aus der Geschichte des Gymnasiums zu Braunsberg 
(Ermland) 1565 bis 1945 anlä.ßlich der 400. Wiederkehr seiner 
Gründung. Zusammengestellt von Bernhard Maria Rosen­
berg unter Mitwirkung von Anneliese Triller und Michael 
Bludau. Osnabrück 1965. 
UEH 11 (1965) Nr. 4. 

256. Wirplaudern über ermländische Familiennamen. 
UEB 1965, S. 220-234. 

257. 400 Jahre Gymnasium Braunsberg. 
WESTFALlscHENACHRICHTENv.10. 9.1965. 

1968 
258.-267. Allenstein, Altwartenburg, Arnsdorf, Bischdorf, Bi­

schofsburg, Bischofstein, Braunsberg, Heinrikau, 
Rößel, Seeburg. 
In: Handbuch der historischen Stätten. Ost- und Westpreu­
ßen. Hrsg. von Erleb Weise. Stuttgart: Kröner 1966. 2. Aufl. 
1981. 

268. Im alten Bauernland Ermland. 
DERPATRIOT.LIPPSTAD'l'ERTAGEBLATI'v.15.10.1966. 
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269. [Rez.:] Max Steinbaur, Von Oppenkowski auf und zu Sauer­
baum, masowischer Adel im Ermland. 
Genealogie und Heraldik - Weg durch 400 Jahre. Frank­
furt/M.1965, 43 S. [maschinenschriftlich]. 
RH 16(1966)Nr. 4. 

270. Kriegsgeld und Inflationsgeld. 
UEB 1966, S. 80-134. 

271. Patrizierfamilie Schorn in Braunsberg. 
UEH 12(1966)Nr. 2. 

272. Professor Dr. Hans Schmauch zum Gedächtnis. 
UEH 12(1966)Nr. 4. 

273. [Rez.:] Bernhard Maria Rosenberg, Rheinland und Ermland. 
Veröffentlichungen der Ostdeutschen Forschungsstelle im 
Lande Nordrhein-Westfalen. Dortmund 1965. 
UEH 12(1966)Nr. 2. 

1987 
274.-282. Gregor Wagner, t 1559; Wilhelm, t 1337; Anton Florian 

Willich, t 1821; Jodokus Willich, t 1552; Wolff von 
Lüdinghausen, t 1705; Ernst von Woppen, t 1410; An­
dreas Chrysostomus Graf Zaluski, Bischof von Ermland, 
t 1711; Karl Friedrich Freiherr von Zehmen, t 1798; Da­
nie! Zwicker, t [nach] 1935. 
APB 2, 7 (1967). 

283. Die letzte Reise des Kaisers Karl [V.]. Auf dem Weg ins 
Kloster. 
DER PATRIOT. LlPPSTADTERTAGEBLATTv.l4.10.1967. 

284. Vier Kurzgeschichten aus dem Ermland. 
UEB 1967, S. 237-248. 

285. Die Bundespost erinnert an Braunsberg. 
WESTFALISCHENACHRICHTENV. 2. 9.1967. 

1988 
286. Seeburg-Bilder aus alter und neuer Zeit. 

Aus der Stadtchronik. 
RH 15(1968)Nr. 2-4; 16(1969)Nr.l u. 3; 17 (1970)Nr.1. 

287. Komienen. Aus dem Leben eines ermländischen Dorfes, das 
vor 630 Jahren gegründet wurde. 
RH 15 (1968) Nr. 3 u. 4. 

288. [Rez.:] Hansheinrich Trunz, Pferde im Lande des Bernsteins. 
Berlin/Hamburg: Parey 1967. 164 S. 
UEH 14(1968)Nr. 4. 

289. WiederJahrestreffen der Braunsberger. 
WESTFALlSeHE NACHRICHTEN V. 5. 10. 1968. 

1969 
290. Groß Mönsdorf- 600 Jahre. 

RH 16(1969)Nr. 2. 
291. Kurt Matern. Zum Gedenken an einen Jugendfreund. 

RH 16 (1969) Nr. 1. 
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1970 
292. Ein ermländisches Pestkreuz. 

UEB 1970, S. 205-208. 
293. Der ermländische Bauernhof in alter Zeit. 

UEB 1970, S. 209-219. 
294. Die Kirche in Heinrikau und die Schulen des Kirchspiels. 

UEH 16 (1970) Nr. 4; 17 (1971) Nr. 1-4; 18 (1972) Nr. 1. 
295. Im alten Bauernland Ermland. 

WESTFALlseHE NACHRICHTEN v. 7. 3. 1970. Sonderseite Kreis 
Meppen. 

1971 
296. VVas ist aus uns geworden? Abiturientia 1905. 

BRAUNSBERG/OSTPREUSSEN. HOHERE SCHULEN H. 15 (1971172) 
8.19-27. 

297. Kurzgeschichten aus dem Ermland. 
DIEGLOCKE V. 24.12.1971. 

298. Instleute und Eigenkätner im Ermland. 
UEB 1971, S. 209-221. 

1972 
299. Freudenberg in alter und neuer Zeit. 

RH 19(1972)Nr.1. 
300. Aus Ermlands Geschichte. Vor 200 Jahren: Die Preußen 

kamen! 
UEB 1972, S. 145-155. 

301. Vor 500 Jahren: Bauernaufstand im ErDnland. 
UEB 1972,8.156-166. 

1973 
302. Das Kirchspiel Heinrikau in alter und neuer Zeit. Heinrikau, 

Kleefeld, Neuhof, Kreis Braunsberg/Ostpreußen. 
Bremerhaven: Truso-Verlag 1973. 248 S. (Ostdeutsche Land­
gemeinden und Kirchspiele, 8.). 

303. Die Legenden von Heiligelinde. 
In: Märchenwelt des Preußenlandes. Hrsg. von Alfred Cammann. 
Schloß Bleckede/Elbe: Meissners Verlag 1973, S. 234-236. 

304. Die Post im alten Ermland. 
UEB 1973, S. 202-219. 

1974 
305. Die ersten Kantianer in England. 

DEUTSCHE OSTKUNDE 20 (1974) S. 60-62. 
306. VierhundertJahre auf derselben Scholle. 

In: Erlebtes Ostpreußen. München 1974, S. 60-70. 
1975 

307.-310. Bender, Waldemar, t 1950; Freundt, Alfred, t 1964; Gehr­
mann, Karl, t 1925; Nitsch, Friedrich August, t 1767. 
APB 3 (1975). 

311. Erinnerungen an 1914. 
RH 22 (1975) Nr. 3 u. 4. 
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1977 
312. Der Kreis Rößel und seine Kreisstadt. 

In: Der Kreis Rößel. Hrsg. vom Heimatbund des Kreises Rößel. Kal­
tenkirchen 1977, 8.12. 

313. Die Besiedlung [des Kreises Rößel]. 
Ebd. S. 37-39. 

314. Aus der Geschichte der Stadt Seeburg. 
Ebd. S. 74-76. 

315. Aus der Geschichte des Dorfes Klawsdorf. 
Ebd. S. 151-162. 

316. Schönborn- 600 Jahre alt. 
Ebd. 8.168-170. 

317. Kriegsgeld und Inflationsgeld [im Kreis Rößel]. 
Ebd. S. 205-207. 

318. Die Landwirtschaft [im Kreis Rößel]. 
Ebd. S. 220-225. 

319. Dr. Bernhard Lehmann, der Gründer des Ermländischen 
Bauernvereins. 
Ebd. S. 234-237. 

320. Die Pfarrkirche in Rößel. 
Ebd. S. 296-298. 

321. Unsere Dorfkirchen, Kapellen und Kreuze am Wege. 
Ebd. S. 331-337. 

322. Das Gymnasium in Rößel. 
Ebd. S. 352-357. 

323. Die Weihnachtsgans. 
Ebd. S. 410-411. 

324. J ohann Hermann Ganswindt. 
Ebd.S.419. 

325. Josef Ambrosius Geritz. 
Ebd.S.420. 

326. Georg Masuth. 
Ebd.S.421. 

327. Georg Matern. 
Ebd. S. 421-422. 

328. Karl Gottfried Mühling. 
Ebd.S.422. 

329. Hugo Neumann. 
Ebd.S.422. 

1979 
330. [Das Ermland.] 

In: Das Ermland. Hrsg. von der Landsmannschaft Ostpreußen. 
Abteilung Kultur. Harnburg o. J., S. 4-5. 

331. Kirchen und Burgen im Ermland. 
Ebd. S. 9-10. 

332. Im alten Bauernland Ermland. 
RH26(1979)Nr.1. 
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Unveröflentllchte Manuskripte 
333. [Flüchtlinge in Dänemark 1945-1947 .] 

1965. 13 S. Maschinenschriftliches Manuskript. Bibliothek 
des Historischen Vereins für Ermland. 

334.-340. Ermland, Heiligelinde, Pettelkau, Springbom, Frauen­
burg, Dietrichswalde, Marianische Bruderschaften der 
Diözese Ermland. 
[Bisher unveröffentlichte Manuskripte für das Lexikon 
der Marienkunde, Verlag Friedrich Pustet, Regensburg, 
abschriftlich im Besitz des Historischen Vereins für 
Ermland, Münster.] 
Lexikon der Marienkunde. Hrsg. v. Konrad Algermis­
sen, Ludwig Böer, Georg Engelhardt, Carl Feckes, Mi­
chael Schmaus, Julius Tyciak. Bd. 1: Aachen bis Elisa­
beth. Regensburg: Pustet 1967. 



Buchbesprechungen 
Erleb Mascbk.e, Der Peterspfennig in Polen und dem deutseben Osten. 
2. erweiterte Auflage. Nachdruck der 1933 als Bd. 5 der "Königsberger 
Historischen Forschungen" hrsg. ersten Auflage. Mit einem Nachwort des 
Verfassers zum Stand der Forschung 1979. (Schriften des Kopernikuskrei­
ses Freiburg im Breisgau, Bd. 11.) Sigmaringen: Jan Thorbeke Verlag 
1979. X, 376 S. 

Der Peterspfennig als Anerkennungszins für die Schutzfunktion der 
päpstlichen Kurie gegenüber Polen reicht in die Anfänge der Christiani­
sierung Polens zurück. Die Geschichte dieser Zinszahlung ist nicht nur ein 
Kapitel der Wirtschafts- und Finanzgeschichte des Papsttums im späten 
Mittelalter; auch für die Bevölkerungsgeschichte ist diese Kopf- und spä­
tere Haussteuer herangezogen worden. Politisch aktuell wurde der Pe­
terspfennig jedoch im Kulmer Land und in Pommerellen und dann auch in 
den schlesischen Herzogtümern nach deren Herauslösen aus dem polni­
schen Staatsverband. Die deutschen Siedler verweigerten auf Grund der 
Prlvilegierung durch das deutsche Recht die Zahlung des Zinses, was zu 
Konflikten mit der Kurie führte, während andererseits der päpstliche An­
spruch auf diese Steuer eines der wichtigsten Argumente für die Zugehö­
rigkeit dieser Gebiete zum polnischen Reich wurde, das in den Auseinan­
dersetzungen zwischen dem Deutschen Orden und Polen immer wieder 
eine entscheidende Rolle spielte. 

Erleb Maschke war der erste, der die Frage des Peterspfennigs umfas­
send untersuchte. Sein Buch ist auch nach 40 Jahren durch weitere For­
schungen nicht korrigiert worden, so daß eine Neuauflage wünschenswert 
erschien. In einem Nachwort setzt sich der Verf. mit Fragen auseinander, 
die seitdem in der wissenschaftlichen Diskussion auftauchten und sich bei 
neuerenArbeiten mit demographischer Thematik ergaben. 

Brigitte PoschiDann 

Die gelstUchen Ritterorden Europas. Hrsg. von Josef Fleckenstein und 
Manfred Hellmann. (Vorträge und Forschungen, hrsg. vom Konstanzer 
Arbeitskreis für mitteldeutsche Geschichte, Bd. 19.) Sigmaringen: Jan 
Thorbeke Verlag 1980, 429 S. 

Der Sammelband vereint Vorträge zweierinternationaler Tagungen, die 
sich mit der Geschichte der geistlichen Ritterorden befaßten. Anlaß waren 
die umstrittenen Probleme in der Geschichtsschreibung über den Deut­
schen Orden, wobei man sich von der Erweiterung des Themas sowohl eine 
Versachllchung der Diskussion als auch eine Ausweitung des Blickfeldes 
versprach. Neben allgemeinen Fragen zur Entstehung und Einordnung der 
Ritterorden in die Ideenwelt der Kreuzzüge behandeln die Aufsätze die 
Templer, Johanniter und spanischen Ritterorden sowie eine Reihe kleiner 
und kleinster ritterlicher Gemeinschaften, die z. T. bald verschwanden 
oder in ihrer Entwicklung stehenblieben. Sechs der 19 Aufsätze sind dem 
Deutschen Orden gewidmet. Auf sie soll hier kurz hingewiesen werden. 

Udo Arnold widmet sich der "Entstehung und Frühzeit des Deutschen 
Ordens" (S. 81-107). Dabei geht es um die vieldiskutierte Frage, ob zwi-
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sehen dem Deutschen Hospital in Jerusalem und dem Akkoner Spital der 
Deutschen ein Zusammenhang besteht, ob also die Anfänge des Deutschen 
Ordens bereits in die ersten Jahrzehnte des 12. Jahrhunderts zu datieren 
sind. Zum anderen wird die Ausbildung der inneren Struktur des Ordens 
und damit der Ordensämter und -hierarchie verfolgt.- Gerard Labuda 
untersucht .,Die Urkunden über die Anfänge des Deutschen Ordens im 
Kulmer Land und in Preußen in den Jahren 1226-1243u (S. 299-316}, wobei 
er von der Echtheit aller Urkunden - mit Ausnahme des Kruschwitzer 
Vertrages von 1230 - ausgeht und deren Inhalte einer historischen Deu­
tung unterzieht.- Henryk Samsonowicz zeichnet unter dem Titel "Der 
Deutsche Orden und die Hanse" (S. 317-328} den wirtschaftlichen und ge-

. seilschaftliehen Hintergrund, der die politischen und die Handelsbezie­
hungen dieser beiden mittelalterlichen Organisationen bestimmte. - Ka­
rai G 6 r s k i geht der Frage nach der Bedeutung der Priester im Deut­
schen Orden nach am Beispiel des Kulmer Domkapitels bis zum Jahr 1466 
("Das Kulmer Domkapitel in den Zeiten des Deutschen Ordens. Zur Be­
deutung der Priester im Deutschen Orden'', S. 329-337}. - Die Anfänge der 
Preußenmission behandelt Zenon Nowak: .,Milites Christi de Prussia. 
Der Orden von Dobrin und seine Stellung in der preußischen Mission" 
(S. 339-352}. - ,.Das Ende des Deutschordensstaates Preußen im Jahre 
1525" und seine unterschiedliche Beurteilung in der deutschen und polni­
schen Geschichtsschreibung steht im Mittelpunkt der ausgewogenen Un­
tersuchung von Marian Biskup (S. 403-416}. Brigitte Paschmann 

TabUczkl woskowe miasta Torunia okolo 1350 -1 polowy XVI wieku [Die 
Wachstafeln der Stadt Thom von ca. 1350 bis zur 1. Hälfte des 16. Jahrhun­
derts]. Hrsg. von Karol G6rski und Witold Szczuczko. (Towarzystwo 
Naukowe w Toruniu, Fantes 69.} Warszawa-Poznail-Toruil: Paflstwowe 
Wydawnictwo Naukowe 1980. LV, 236 S. [Dt. und engl. Zus.fass.] 

Im Stadtarchiv Thom sind 128 mit Holz gerahmte Wachstafeln aus dem 
14. bis 16. Jahrhundert erhalten geblieben, in die die laufenden Rechnun­
gen der städtischen Kanzlei notiert, d. h. geritzt, wurden, bis dann im 
16. Jahrhundert endgültig die Rechnungsbücher an ihre Stelle traten. Sol­
che Wachstafeln wurden im mittelalterlichen Europa überall verwendet. 
Nach Abschluß der Jahreseinnahmen und -ausgaben, nach Löschung der 
Hypotheken u. ä. konnte das Wachs geglättet und erneut beschrieben wer­
den. Mit der Verbilligung der Papierherstellung verschwanden die Wachs­
tafeln aus der Verwaltung. Nur an wenigen Stellen haben sie sich bis heute 
erhalten. 

Die Wachstafeln der Stadt Thom sind ein solches Unikum. Ihr Erhal­
tungszustand bereitet dem Historiker die größten Probleme. Abgesplit­
terte Teile, das Durchscheinen älterer, gelöschter Texte erschwert das Ent­
ziffern der jüngsten beschriebenen Wachsschicht. Bel den Thomer Tafeln 
kommt hinzu, daß beim Rathausbrand im Jahr 1703 das Wachs teilweise 
geschmolzen ist. 

Im Jahr 1949 unternahm Karol G6rski als erster den Versuch einer voll­
ständigen Entzifferung dieser Tafeln. Witold Szczuczko tat dasselbe 1974. 
Die vorliegende Edition ist das Ergebnis dieser beiden paläographischen 
Bemühungen. Die fotografischen Reproduktionen einiger Tafeln in der 
Einleitung derVeröffentlichungmachen die Schwierigkelten deutlich und 
fordern Respekt ab für den Mut der Editoren. Diese haben sich nicht ge­
scheut, auch größere Fehlstellen als solche zu kennzeichnen und damit 
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immer wieder zusammenhanglose Texte zu bieten. Der ganz überwiegende 
Teil konnte jedoch entziffert und mit Hilfe anderer vorhandener städti­
scher Quellen identifiziert und kommentiert werden. 

Die Wachstafeln verzeichnen Zinseinnahmen aus Haus- und Grundbe­
sitz, aus Stiftungen und Verleihungen des Bürgerrechts sowie reguläre 
Ausgaben der Stadt für Dienstleistungen, Bauten und landesherrliche 
Verpflichtungen. Sie sind somit eine wertvolle Quelle für die Bevölke­
rungsgeschichte, die Wirtschaftspolitik und die Topographie der Stadt im 
ausgehenden Mittelalter. Orts- und Personenindices und knappe sachliche 
Worterklärungen vervollständigen diese schwierige, aber um so dankens­
wertere Quellenveröffentlichung. Brigitte Paschmann 

Kamtla Wr6blewska, Malarstwo Warmii i Mazur od XV do XIX wieku 
[Die Malerei in Ermland und Masuren vom 15. bis 19. Jahrhundert]. Olsz­
tyn: Pojezierze 1978. 54 S., 101 ganzseitige, teilweise farbige Abb. mit 
poln., engl. und deutschen Bildtafeln. [Engl. und dt. Zus.fass.] 

Die Verf., die schon 1965 einen Katalog der gemalten Porträts des Ma­
surischen Museums in Allenstein vorgelegt hat (Dawny portret w zbiorach 
Muzeum Mazurskiego. Katalog wystawy. Olsztyn 1965}, hat diesen jetzt zu 
einem Gesamtkatalog der im Einzugsbereich des Museums erhaltenen 
und, soweit zu erkennen ist, überwiegend dort aufbewahrten Tafelge­
mälde erweitert. Gut vier Fünftel des Umfanges füllen auch jetzt die ba­
rocken Porträts - überwiegend von Mitgliedern der Familien Dohna und 
Dönhoff - sowie die vor allem aus Dohnaschem Besitz stammenden aus­
ländischen Fürstenbilder und Porträts von Mitgliedern der Familie Hol­
land-Brederode, durchweg auch von holländischen Malern geschaffen. Un­
ter den einheimischen Porträts ragt das von dem Danziger Maler Anton 
Möller 1599 geschaffene Bild des ermländischen Bischofs Moritz Ferber 
heraus. Für den kunsthistorisch Interessierten stehen im Zentrum natur­
gemäß die frühen Werke. Das alles überragende Meisterwerk der Malerei 
im Ermland, das runde Epitaphbild des vor der Muttergottes im Rosenhag 
knienden und von der hl. Magdalena empfohlenen Frauenburger Kanoni­
kus Bartholomäus Boreschow (t 1426}, wird hier einer einheimischen 
Werkstatt zugeschrieben, was auch in der älteren Literatur (bei Betonung 
stärksten böhmischen Einschlags} vertreten worden ist. Es wird jetzt in 
die Mitte des 15. Jahrhunderts datiert, während früher eine Datierung in 
der Nähe des Todesdatums 1426 oder sogar zu Lebzeiten Boreschows all­
gemein üblich war. Der bei Berücksichtigung der allgemeinen europäi­
schen Stilentwicklung und der hohen Qualität des Werkes kaum nachvoll­
ziehbare späte Ansatz stützt sich wohl auf neuere polnische Forschungen 
(Maria Otto, Obraz epitafijni kanonika Bartlomieja Boreschowa. In: Rocz­
nik Olsztyflski, Bd. 5, 1963 [1965], S. 53-71}; angeblich ist auch ein Datum 
1449 entdeckt worden, was Rez. derzeit leider nicht nachprüfen kann (vgl. 
die Diskussion zwischen Suckale und Kamzowa bei dem Kölner Parler­
Symposion 1979: Die Parler und der Schöne Sti11350-1400. Hrsg. von An­
ton Legner, Bd. 4, Köln 1980, S. 164}. Das zu den frühen Werken gerechnete 
Epitaph der Familie Auerswald kann aus künstlerischen und vor allem 
auch trachtengeschichtlichen Gründen unmöglich im späten 15. Jahrhun­
dert entstanden sein. Selbst das spätere 16. Jahrhundert dürfte noch zu 
früh sein; eine Entstehung im 17. Jahrhundert ist am wahrscheinlichsten. 
Der hier anzuzeigende Katalog erörtert und begründet solche Datierungen 
wie Zuschreibungen nicht, sondern begnügt sich mit kurzen Bildtiteln und 
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führt auch keine Literatur zu den einzelnen Gemälden auf. Die Beschrän­
kung auf ein allgemeines zweiseitiges Literaturverzeichnis mit überwie­
gend polnischen Titeln ist beim Charakter der Publikation, die sich in 
erster Linie an die Besucher des Museums richtet, freilich durchaus ver­
ständlich und entspricht weit geübtem Brauch. Bel den vier großen spät­
gotischen Flügelaltären, dem ehemaligen Hochaltar des Frauenburger 
Domes von 1504, dem nur in Teilen erhaltenen, aber offensichtlich quali­
tätvollen Jodokusaltar aus Santoppen sowie den beiden Altären aus Gutt­
stadt und Bartenstein, sämtlich undatiert, aber am Anfang des 16. Jahr­
hunderts entstanden, geben die zwölf ganzseitigen farbigen Detailabbil­
dungen einen guten Eindruck vom Zeichenstil und in Ansätzen auch von 
der Malerei und Farbigkeit der Bilder. Die Bevorzugung des Details muß 
freilich damit erkauft werden, daß eine Vorstellung von dem Gesamt­
ensemble des jeweiligen Altares oder wenigstens seiner gemalten Flügel 
nicht vermittelt werden kann. Die bei der großzügigen Ausstattung des 
Werkes bis auf die Bildtitel frei gebliebenen linken Seiten des Buches 
hätte man da gern für eine schematische Zeichnung des Altares oder nä­
here Erläuterung des Programms genutzt gesehen. Doch kann naturgemäß 
kein Katalogverfasser die Wünsche aller Interessenten erfüllen. Für die 
Zusammenfassung des erhaltenen Gesamtbestandes und die reiche Bebil­
derung des Bandes wird man auf jeden Fall dankbar sein. Rainer Kahsnitz 

Horst Penner, Die ost- und westpreußischen Mennoniten in ihrem religiö­
senund sozialen Leben, in ihren kulturellen und wirtsehaftllchen Leistun­
gen. Tell 1: 1526-1772. Weiherhof: Mennonitischer Geschichtsverein 1978. 
500 S., 36 Abb. und Karten. 

Horst Penner, 1910 in Neuteich bei Danzig geboren, legte nach Studien­
jahren in Tübingen, Königsberg und Innsbruck 1939 in Danzig die von 
Friedrich Baethgen angeregte Dissertation .. Ansiedlung mennonitischer 
Niederländer im Weichselmündungsgebiet von der Mitte des 16. Jahrhun­
derts bis zum Beginn der preußischen Zeit" vor (Referent: W. Recke, Kor­
referent: E. Keyser, 1940 in Karlsruhe veröffentlicht, 1963 zum zweiten 
Male aufgelegt). Danach war er im Danziger, nach dem Kriege im bayeri­
schen und rheinland-pfälzischen Schuldienst - zuletzt acht Jahre als 
Oberstudiendirektor in Kirchheimbolanden - tätig. So sehr seine Leiden­
schaft den pädagogischen Aufgaben galt, so sehr widmete er sich daneben 
ständig der weiteren Erforschung der Geschichte und Kultur Westpreu­
ßens, vor allem der Geschichte der Mennoniten, wovon zahlreiche Bei­
träge in den .,Mennonitlschen Geschichtsblättemu und ein stattliches 
Veröffentlichungsverzeichnis von 39 Titeln allein aus der Zeit nach 1945 
zeugen. 

Den Ertrag dieses jahrzehntelangen Forschens vor allem in heute nicht 
mehr bestehenden oder nicht mehr zugänglichen Archiven legt der Verfas­
ser nun in einem ersten Band vor, der die Geschichte der Mennoniten in 
Ost- und Westpreußen von 1526-1772, also bis zur Übernahme des König­
lichen Preußen durch den Staat Friedrichs des Großen umfaßt. 

In einem einführenden Kapitel geht der Autor eingehend auf die Aus­
wanderungslADder der Täufer, von denen die Mennoniten den .,gemäßig­
ten .. Teil darstellen, ein. Unter dem Druck der katholischen Spanier und 
allgemein der beginnenden Gegenreformation wie auch unter dem Druck 
der lutherischen und calvinistischen Orthodoxie verließen Täufer aus ver­
schiedenen Gegenden ihre Heimat. Der Verfasser kommt zu dem Ergebnis, 
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daß nicht alle Täufer und spätere Mennoniten Ost- und Westpreußens aus 
den Niederlanden stammten, sondern daß bemerkenswerte Exulanten­
ströme aus der Schweiz und aus Mähren- die Schweizer z. T. über die 
Zwischenstation Mähren- nach Ost- und Westpreußen gelangten und sich 
dort mit niederländischen, meist friesischen und flandrischen Gruppen 
verbanden. Er berichtetet dann davon, wie sich die Täufer als Bauern auf 
dem Lande und auch im Vorfeld der Städte (Danzig, Elbing, Königsberg 
u. a.) ansiedelten, die zeitweilig den Täufern sehr restriktiv gegenüber­
standen, dann aber sowohl im Hinblick auf die Erträge der Landwirt­
schaft wie auch im Hinblick auf handwerkliche und künstlerische Lei­
stungen den Mennoniten Duldung und gelegentlich auch das Recht auf 
Grunderwerb innerhalb der Stadt und in einigen Fällen sogar das Bür­
gerrecht zubilligten. Etwas ausführlicher behandelt Penner die zeitweilig 
sehr ausgedehnten Täufersiedlungen im preußischen Oberland, die dann 
unter dem Druck der lutherischen Orthodoxie zugunsten der Ansiedlun­
gen in den Werdem aufgegeben wurden. 

Exulantenströme sind nach geltenden Erfahrungen immer auch Kultur­
ströme. Darüber geben sehr eingehend die weiteren Kapitel des verdienst­
vollen Werkes Auskunft. Man denkt natürlich vor allem an die für die 
Niederungsgebiete in den Werdem so segensreiche Tätigkeit der Menno­
niten als Wasserbauem, die das schon zu Zeiten des Ordens begonnene 
Werk der Trockenlegung wiederaufnahmen und erstmals erfolgreich ab­
schlossen (Eindeichungen, Meliorationen, Pumpen, die von Windmühlen 
betrieben wurden). Von dieser "materiellen" Kultur einmal abgesehen, 
sind die geistig-kulturellen Ströme nicht weniger bedeutend, ob man nun 
an den religiösen Bereich denkt, der bei Penner in verschiedenen Kapiteln 
ausführlich zur Sprache kommt, oder an die Bedeutung der mennoniti­
schen Drucke besonders in Danzig. Man kann auch an die künstlerischen 
und architektonischen Impulse denken, die gerade Danzig und Westpreu­
ßen den Mennoniten verdanken. Hier sei vor allem an den Renaissance­
baumeister Peter Willer, der besonders in Danzig wirkte, der aber auch 
dem polnischen König bei Warschau ein Lustschloß baute, erinnert; 
ebenso aber auch an Anthony van Obbergen, der, aus Dänemark kom­
mend, in Danzig 1577 das altstädtische Rathaus in Stein neu er­
richtete und nach weiteren Arbeiten 1594 als Stadtbaumeister umfassende 
Aufgaben in Danzig zu erfüllen hatte. Als sein Hauptwerk gilt das 1600 
entworfene Zeughaus. Unter den beiden hier erwähnten Baumeistem und 
anderen verwandelte sich vor allem das Antlitz Danzigs, das zu Beginn der 
Täufereinwanderung noch mittelalterliche Züge trug, zu einer Stadt der 
flandrischen Renaissance. 

Auf ca. 140 Seiten folgen dann ausführlich Angaben über die Herkunft 
der westpreußischen Mennonitenfamilien. Insgesamt werden 169 Namen 
vorgestellt, jeweils mit Belegen und Anmerkungen am Ende eines jeden 
Beitrags, während die Anmerkungen zur historischen Gesamtdarstellung 
gesondert insgesamt 34 Seiten umfassen und gerade demjenigen, der wei­
terforschen will, wichtige Hinweise bieten. In einem Anhang (S. 397--471) 
werden acht Dokumente zur Geschichte der Mennoniten in Ost- und West­
preußen ganz oder auszugsweise veröffentlicht. Erwähnt sei nur die Tie­
genhöfer Brandordnung vom Jahre 1623 (aus einer Abschrift vom Jahre 
1727), die eine für die damalige Zeit einzigartige Feuerversicherung dar­
stellt. 

Ein Literaturverzeichnis sowie ein Personen- und Ortsregister erschlie-
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.Ben den Inhalt des Bandes, der sich sowohl an die früheren Bewohner des 
Preußenlandes, an die landesgeschichtliche Forschung wie auch an den 
religionsgeschichtlich Interessierten wendet. Die Gescbichtsfreunde Ost­
und Westpreußens schulden dem Verfasser für dieses aus umfassender 
Quellen- und Literaturkenntnis geschriebene Werk Dank und Anerken­
nung. Einer der wohl bemerkenswertesten religiösen Gemeinschaften, ih­
ren hervorragenden Leistungen aus einem tiefempfundenen, tätigen Chri­
stentum heraus, ist hiermit ein würdiges Denkmal gesetzt. Möge der Fol­
geband {bis 1945) alsbald zur Veröffentlichung gelangen. Peter Wörster 

Erna BlHsteln, Starowolski's Blographies of Copernlcus. (Studia Coper­
nicana, XXI.) Wroclaw-Warszawa-Krak6w-Gdaflsk: Ossolineum 1980. 
114 S., 17Tafeln. 

Nach der spurlos verschwundenen Copernlcusbiographle des Wittenber­
ger Professors und Copernicusschülers Georg Joacbim Rheticus und der 
im italienischen Raum entstandenen Copernicusbiographle des Bernadino 
Baldi nehmen die beiden von dem Krakauer Gelehrten Simon Staro­
wolski verfaßten Biographien den dritten Platz ein. Die erste, im Jahr 
1625 in Frankfurt am Main gedruckte Copernleusbiographie Starowolskis 
enthält nur wenige, dazu noch fehlerhafte biographische Nachrichten, die 
zweite, 1627 in Venedig erschienene ist bedeutend besser. Sie basiert auf 
Informationen, die der Krakauer Professor Jan Broiek 1618 auf einer Stu­
dienreise im Ermland sammeln konnte. Für Starowolski und Broiek la­
gen der Geburtsort und die Wirkungsstätten des Nlcolaus Copernleus 
selbstverständlich in Preußen, nicht in Polen. 

Ema Hilfstein vergleicht die beiden Biographien Starowolskis und kor­
rigiert die gröbsten Fehler nach dem jüngsten Forschungsstand. Ausführ­
lich ist Broieks Reise nach Preußen anband zeitgenössischer Nachrichten 
beschrieben, ebenfalls die Geschichte des Gedichtzyklus "Septem sidera", 
den Broiek als Werk des Copernleus ediert hat, der aber wohl in den 
Braunsherger Jesuitenschulen entstanden sein dürfte. Als offen geblie­
bene Probleme diskutiert die Autorln die Fragen, ob Albert von Brudzewo 
in Krakau ein Lehrer des Copernleus war, ob Copernleus im Heiligen Jahr 
1500 in Rom als Mathematikprofessor lehrte, welcher Schulmeister Coper­
nicus in einem Fastnachtsspiel in Elbing verulkt hat, wer die zeitgenössi­
schen Anhänger und Gegner des Copernleus waren und wer der Verfasser 
des in der zweiten Biographie zitierten Pamphlets gewesen sein könnte. 
Die Frage, wann Copernleus ermländischer Domherr wurde, ist in einem 
eigenen Kapitel abgehandelt. Im Anhang sind die beiden Copernieusbio­
graphien Starowolskis nachgedruckt, außerdem das von Nikolaus Müller 
verfaßte Vorwort zur Amsterdamer Ausgabe des Copernicanischen 
Hauptwerkes (1617), das einige Nachrichten zum Leben des großen Astro­
nomen enthält. Es finden sich überdies noch folgende Quellentexte: die 
Briefe Tledemann Gleses vom 8. Dezember 1542 an Georg Donner und vom 
26. Juli 1543 an Rheticus, ferner Albert Caprlnus' Dediktationsbrief vom 
27. September 1542, die Briefe des Copernleus vom 8. Juni 1536 und 11. 
Januar 1539 an Johannes Dantlscus, die Briefe von Fellx Reich vom 11., 23. 
und 27. Januar 1539 an Dantiscus, Broieks Brief an Basll Golinius über 
seine Ermlandreise, sein Brief vom 28. Mai 1621 an Gallleo Galllei und sein 
Vorwort zu "Septem sldera". Die auf gründlicher Quellen- und Literatur­
kenntnis fußende Studie ist durch ein Namen- und Ortsregister erschlos­
sen. Faksimiles wichtiger Quellen beschließen den Band. WemerThimm 
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Erich Sommerfeld, Die Geldlehre des Nicolaus Copernicus. Vaduz/ 
Liechtenstein: Topos Verlag 1978. 167 S., 8 Abb. 

Bereits vor dem Reiterkrieg 1520 hatte sich Nicolaus Copernleus auf 
Wunsch der königlich-preußischen Landesräte in einer theoretischen Ab­
handlung mit einer Verbesserung des preußischen Münzwesens beschäf­
tigt. Am 21. März 1522 trug er dem Landtag in Graudenz das Gutachten vor 
und empfahl, im gesamten Preußenland eine an zentraler Stätte geprägte 
Einheitsmünze einzuführen. Sie sollte der polnischen Münze angeglichen 
werden. Im Krakauer Frieden von 1525leitete König Sigismund von Polen 
die preußische Münzreform in seinem Sinne ein. Herzog Albrecht von 
Brandenburg-Ansbach und die Städte Danzig, Elbing und Thorn sollten 
sich des Münzschlags enthalten; innerhalb eines Jahres sollte eine Land­
tagsversammlungüber die Neuordnung des Münzwesens entscheiden. Die­
ser Landtag fand im Juli 1526 in Danzig statt. Er hob die alte Münze in 
Preußen auf und ordnete eine Neuprägung nach der ebenfalls neuzuord­
nenden polnischen Münze an. Das Reformvorhaben scheiterte aber vorerst 
an dem hinhaltenden Widerstand Herzog Albrechts und der Städte Dan­
zig, Elbing und Thorn, die das Münzrecht hatten. Ein erfolgreicher Re­
formschritt gelang erst auf dem königlich-preußischen Landtag im Mai 
1528 in Marienburg. 

Zum Prozeß der preußischen Währungsreform dieser Zeitspanne publi­
ziert Sommerfeld insgesamt sechs Quellenstücke, und zwar die drei Münz­
denkschriften des Copernleus, die urkundlichen Notizen im Anhang der 
dritten Copernicanischen Münzdenkschrift, den Brief des Copernleus an 
Felix Reich vom Oktavtag von Ostern ohne Jahresangabe und den Brief 
der königlich-preußischen Landesräte vom 18. Juli 1528 aus Danzig an den 
Münzsachverständigen Jobst Ludwig Dietz, der im Dienste des Königs 
von Polen die polnische Münze neu ordnen sollte. Die lateinischen Texte 
und ihre Obersetzungen ins Deutsche sind synoptisch gesetzt und sachver­
ständig kommentiert. Die undatierte ausgereifte dritte Münzdenkschrift 
des Copernlcus, die bisher von vielen Copernleusforschern mit dem Coper­
nieusbrief an Felix Reich in das Jahr 1528 gesetzt wurde, datiert Sommer­
feld mit schlüssiger Argumentation in das Vorfeld des Danziger Landtags 
von 1526. Copernleus hat den genannten Brief an Felix Reich demnach am 
8. April1526 geschrieben. 

Der Autor irrt, wenn er glaubt, daß es sich bei allen sechs Quellen­
stücken um Autographe des Copernleus handelt. Nur der Brief an Reich 
stammt von der Hand des Copernieus. Das Konzept der reifsten Capemi­
canischen Münzdenkschrift von 1526 aus dem ehemaligen Staatsarchiv in 
Königsberg (HBA H Kasten 752) ist von Felix Reich geschrieben worden. 
Da nun dieses Konzept Copernleus zwar im Titel als Autor der Denkschrift 
nennt, aber viele Streichungen, Textumsetzungen und Ergänzungen auf­
weist, wäre nach dem geistigen Anteil des Felix Reich an der dritten 
Münzdenkschrift des Copernicus zu fragen. Reich hat sich nämlich mehr­
mals als Fachmann in Münzangelegenheiten ausgewiesen, nicht zuletzt bei 
der Durchführung der Münzreform 1529 im Kammeramt Allenstein. Weil 
auch der aus dem ehemaligen Staatsarchiv Königsberg bekannte Brief der 
Räte Preußens an Jobst Ludwig Dietz nicht von der Hand des Copernlues 
stammt, gibt es weiterhin keinen Anhaltspunkt für die Vermutung der 
Teilnahme des Copernleus am Danziger Landtag von 1526. 

Bei der Darstellung des historischen Hintergrundes vermittelt Sommer­
feld nur an wenigen Stellen ein schiefes Bild. So darf man nicht davon 
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sprechen, daß es die Absicht von Bischof Watzenrode gewesen sei, Caper­
nleus zu seinem Nachfolger auf dem ermländischen Bischofsstuhl zu ma­
chen, oder daß Copernleus die Münzgutachten auf Ersuchen seiner Oberen 
verfaßte. Unkorrekt ist auch die mehrmalige Jahresangabe 1467 als Jahr 
des Zweiten Tbomer Friedens und unhistarisch die Lokalisierung Preu­
ßens und Ermlands in Nordpolen. Dies wird von dem Alleosteiner Admi­
nistrator und Freund des Copernleus Felix Reich widerlegt: In seinem 
Münzmandat vom 8. August 1529 bezeichnet er Polen als Ausland. 

Im letzten Drittel seiner Studie würdigt Sommerfeld die theoretische 
Leistung des Copernleus unter marxistischem Aspekt. Hier wird er in 
Kategorien marxistischer Doktrin als "Angehöriger der Klasse der Feu­
dalrentner" bezeichnet. So braucht der Leser nicht zu erschrecken, Karl 
Marx im Namenregister gleichrangig neben Felix Reich oder dem Erm­
land zu finden. Das Buch erschien als Lizenzausgabe des Akademieverla­
ges Berlin und wurde in dem Volkseigenen Betrieb "Gottfried Wilhelm 
Leibniz" in Gräfenhainichen gedruckt. Seine Stärke liegt in der Klärung 
der geldtheoretischen Begiiffe des 16. Jahrhunderts, einer guten 'Überset­
zung der Quellentexte und einer auffallend sachkundigen Kommentie­
rung. Wemer Thimm 

Stanlslaw Hozjusz, Poezje [Poetische Werke]. Olsztyn: Pojezierze 1980. 
136 S., 23 Taf. 

Der verdienstvolle Verlag Pojezierze in Allenstein brachte 1973 in seiner 
Reihe "Literatura Warmii i Mazur w dawnych wiekach" (Literatur Erm­
lands und Masurens in früheren Jahrhunderten) die Gedichte des ermlän­
discben Bischofs und Poeta laureatus Johannes Dantiscus in Auswahl und 
Obersetzung aus dem Lateinischen heraus. Nunmehr liegen im selben Ver­
lag die poetischen W~rke des Stanislaus Hosius, von derselben Obersetze­
rln Anna Kamieilska aus der lateinischen in die polnische Sprache über­
tragen, vor. Dazu schrieb Waclaw Odyniec eine ausführliebe Einleitung. 
Darin behandelt er den Lebensweg des Kardinals und sein Wirken als 
theologischer Schriftsteller und kommt auch auf seine Dichtungen zu spre­
chen. Diese bestehen außer einer längeren poetischen Umschreibung des 
50. Psalmes hauptsächlich aus Gelegenheitsarbeiten: Widmungen, Epi­
grammen, Elegien, Trostgedichten u. a., die in gewandtem Latein und 
kunstvollen Versformen abgefaßt sind. Es folgt ein wertvoller Anhang 
von Marian Borzyszkowski, der zu den 27 einzelnen Positionen ausführ­
liche Anmerkungen bringt. Diese enthalten den ersten Erscheinungsort 
der einzelnen Dichtungen, weitere Fundstellen, bibliographische Angaben 
und eine Inhaltswiedergabe und Interpretation. Dem Büchlein beigegeben 
sind 23 Bilder aus des ermländischen Domkustos Thomas Treters Werk 
"Theatrum virtutum D. Stanislai HosU". Für den deutschen Leser ist es 
wertvoll, daß die Edition neben den polnischen Obersetzungen den latei­
nischen Urtext der Gedichte bringt und damit auch im außerpolnischen 
Sprachraum einen Eindruck von diesem Schaffen des großen Kardinals 
vermittelt. Alfons Triller 

Klaus von der Groeben, Die öffentliche Verwaltung im Spannungsfeld der 
Politik, dargestellt am Belspiel Ostpreußen. (Schriften zur Verwaltungs­
wissenschaft, Band 7 .) Berlin: Dunckerund Humblot 1979. 241 S. 

Dem Autor kommt es weniger darauf an, staatsrechtlieben Fragen nach­
zugehen, als vielmehr innerhalb des großen politischen Rahmens das Ver-
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hältnis von Legislative und Exekutive im konstitutionellen Staat zu er­
kunden. Ohne die Ober- und Regierungspräsidenten zu ignorieren, legt er 
den Schwerpunkt auf die Tätigkeit des Landrats. die er selber zwischen 
1936 und 1942 in den Landkreisen Königsberg und Samland ausgeübt hat. 
Er vermeidet es, den Landrat zum ,,deus ex machina" zu steigern oder ihn 
zum ,,Paslacku der Allgemeinheit zu degradieren. Beachtenswert ist, mit 
welcher knappen Exaktheit er im Hinblick auf Maschers "Institut der 
Landräte" von 1868 die Zeitsituation ausmalt, die mit der großen Staats­
krise von 1863 ihren Ausgang nahm. Denn in den drei Generationen von 
1860 bis 1920 änderte sich vieles in politischer, wirtschaftlicher und gesell­
schaftlicher Hinsicht, so auch das Bild des Landrats. Um mit Land und 
Leuten vertraut zu machen, wird die Entwicklung des Preußenlandes von 
der Goldbulle von Rimini (1226) bis zur (erneuten) Trennung von Ost- und 
Westpreußen (1877) skizziert; dabei schließt der Verf. den Regierungsbe­
zirk Marlenwerder nicht aus. Eingehender geschildert werden die politi­
sche Landschaft der Reformzeit, die progressive Adelsmentalität der Ara 
Schön und die sich bis in die Zeiten des Berliner Kongresses hinziehende 
Zeitströmung der bürgerlichen und kleinagrarischen Welt. Das Ermland 
bleibt eine intakte Domäne des Zentrums. Die Städte Königsberg, Memel 
und Tilsit hält G. für sichere Bastionen der Linken und später der Sozial­
demokraten. Das Erbe Johann Jacobys offenbarte sich bei der Reichs­
tagswahl von 1898 in Königsberg mit 52%, im Wahlkreis Königsberg­
Fischhausen mit 43 %, in den Wahlkreisen Lablau-Wehlau und Tilsit­
Niederung mit 42 % und 38 % sozialdemokratischer Stimmen. Im konser­
vativ gewordenen Regierungsbezirk Gumbinnen (10 % SPD) gehörten so­
gar drei Gutsbesitzer dieser Partei an. Im Ennland dagegen wählte nur 
1 %dieSPD. 

Ein anschaulicher Überblick auf die Kreisverfassung zeigt, wie seit 1740 
die ständischen Landräte verschwanden, 1752 zehn Kreise eingerichtet 
wurden, bei denen sich eine ständische Beteiligung von Städtern und Köl­
mern erst 1787 herausbildete. als die Schwierigkeit einer geschlossenen 
Kreiseinteilung für das Ennland behoben war. Laut Kreisordnung von 
1828 wählte der Kreistag den Landrat aus den Reihen der Rittergutsbesit­
zer, die ihren Posten mit der linken Hand versahen, woher die bis 1918 
währende kärgliche Besoldung der Landräte zu erklären ist. Erst die 
Kreisordnung von 1872 brachte eine stärkere Begünstigung der Städte und 
Landgemeinden, so daß eine Majorisierung des Kreistages durch den 
Großgrundbesitz im allgemeinen nicht mehr möglich war. Daher sei es den 
Landräten, von denen die Regierung Energie, Besonnenheit, gewissen­
hafte Geschäftstüchtigkeit, Patriotismus sowie regierungsloyales Verhal­
ten verlangte, nicht immer leichtgefallen, den konservativen und linken 
Partnern gerecht zu werden. Dazu kam, daß sich in Ostpreußen erst ge­
raume Zeit nach Bismarcks politischen Erfolgen ein konservativer Trend 
bemerkbar machte. Als sich um 1900 nach glänzender Bewährung der ju­
ristisch ausgebildeten Fachlandräte der Doppelberuf von Landwirt und 
Landrat als unmöglich erwies. zumal sich dieser auch um die erwerbstä­
tigen Mittel- und Unterschichten kümmern mußte, wurde das durch den 
Kreistag zu wählende Institut der Kreisdeputierten wichtig, da aus ihm 
ein Vertreter des Landrats hervorgehen konnte. Falls diese vom Kreistag 
präsentierten Kreisdeputierten liberalen Anschauungen huldigten, was 
auch jahrelang im Kreis Allenstein der Fall war, ergaben sich daraus 
Spannungen zwischen der Regierung und dem Landratsvertreter. So ver-
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trat auch 1870 im Kreis Rößel ein Anhänger der liberalen Opposition den 
Landrat Adalbert von Schrötter. 

Wie schon angedeutet, wurden an Charakter und Leistung der politi­
schen Beamten hohe Ansprüche gestellt. Um den Anforderungen von oben 
und den Erwartungen und Ansprüchen der Einwohnerbasis gerecht zu 
werden, mußten sie über ein feines Fingerspitzengefühl verfügen, wollten 
sie nicht Opfer einer fatalen oder tragischen Heimsuchung werden. Doch 
wurden insgesamt angesichts der maßvollen und toleranten Haltung der 
Partner nur wenige Beamte zur Disposition gestellt. Unter diesen befand 
sich der Königsbarger Regierungspräsident Tiescbowitz von Tieschowa, 
dessen Entlassung, um die er selbst nachsuchte, in Form einer z.-D.-Stel­
lung verfügt wurde, ohne daß klar wurde, daß die Gralshüter sich mit 
ihrem Einwand durchgesetzt hatten, von T. habe in früheren Jahren ohne 
Kenntnis des Ministers "eine Dame aus ultramontanen Kreisen geheiratet 
und dabei das Versprechen katholischer Kindererziehung gegeben." 

Dieser Vorgang erinnert an die Ablehnung katholischer Landräte für 
das Ermland durch die Regierung. G. spricht von einer" disproportionalen 
Berücksichtigung des katholischen Glaubens". Im preußischen Staat habe 
es 1914 unter 485 Landräten nur 66 Katholiken gegeben: 13,4 % bei einem 
katholischen Bevölkerungsanteil von 36,3 %. In den vier ermländischen 
Kreisen und 1m Kreis Stuhm habe Berlln evangelische Landräte bevor­
zugt (ein milder Ausdruck!), "wofür die jahrhundertlange Abhängigkeit 
dieser Gebiete von der Krone Polen und darauf gestützte Ambitionen pol­
nischerNationalistenmaßgebend gewesen sein mögen". Für einen Kenner 
des damaligen Ermlandes ist diese Begründung der Regierung geradezu 
provozierend, wenn auch bei der Reichstagswahl von 1898 im Wahlkreis 
Allenstein-Rößel 34,7 % der Stimmen für Polen abgegeben wurden (lm 
Kreis Sensburg-Ortelsburg 43,5 % aller Stimmen). Nur in Allenstein habe 
es nach Ausbruch des Krieges einen katholischen Landrat (vgl. Walter 
Pauly, Als Landrat in Ostpreußen, Würzburg 1957) gegeben. Im allgemei­
nen scheint sich die Bevölkerung auch nicht sonderlich gegen die evange­
lischen Landrate gewehrt zu haben, zumal für den katholischen Bereich 
besonders befähigte Kandidaten ausgewählt wurden. Mit einer Allenstei­
ner Ausnahme hätten die ermländischen Kreistage angesichts der von der 
Regierung entsandten Kommissare auf eigene Vorschläge fast immer ver­
zichtet. Dagegen zögerte die Regierung nicht, katholische Landräte ins 
evangelische Ostpreußen zu senden. Doch war nach G. auch hier Wider­
stand der Kreisinsassen zu überwinden, während bei den Ermländem der 
Gedanke der Loyalität gegenüber der Krone stärker gewesen sei als der 
politische Antagonismus. Der westfällsehe Katholik Clemens von Stock­
hausen wurde Landrat in Pr. Holland (1877-1883), wenn auch nicht im Kr. 
Rößel, "weil dort in den Städten Rößel, Bischofstein, Seeburg und Bi· 
schofsburg der Ultramontanismus viele Anhänger finde, somit ein katho­
lischer Landrat immer eine höchst schwierige Stellung finden werde". 
Hier weht noch polemische Kulturkampßuft. Bemerkenswert ist, mit 
welcher souveränen Objektivität G. diese sonderbare Denkweise der Re­
gierung zitiert. 

Aus dem Kapitel über Lebensbilder ostpreußischer Landräte (S. 1 '14-18'1) 
seien von den behandelten sieben Persönlichkeiten zwei näher porträtiert. 
Das sind Gustav Adametz, ein katholischer Schlesier, und der Freiherr 
Adalbert von Schrötter, ein Großneffe des berühmten Friedrich Leopold 
aus der Reformzeit. Adametz, einer der zwölf katholischen Landräte im 
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evangelischen Bereich des Berichtszeitraumes, war Sohn eine Gutspäch­
ters und hatte sich ob seiner guten Examina um den Kreis Osterode be­
worben. Nach anfänglichen Bedenken des Ministers - er und seine Frau 
katholisch, ,,sie ausgeprochen polnischen Ursprungs und sehr entschiede­
nen Charakters" - wurde er in diesem rein evangelischen Kreis mit er­
heblichem Großgrundbesitz nach anfänglicher Zurückhaltung ("der 
fremde etranger muß weg") in 33 Dienstjahren das Idol eines bauern- und 
volksverbundenen Landrats. Sein Allensteiner Chef, Regierungspräsi­
dent von Hellmann, hob rühmend hervor: "Landräte dieses Schlages sind 
in den letzten Jahrzehnten selten geworden." Dennoch mußte Adametz 
während des Ersten Weltkrieges im Kreisblatt "vor öffentlichen Verdäch­
tigungen katholischer Mitbürger und Geistlicher wegen ihres Glaubens" 
warnen. G. sieht darin "Auswüchse einer Kriegspsychose, die bei Mitbür­
gern katholischen Glaubens polnische Einflüsse witterte". Zu gleicher 
Zeit vermochte Adametz sich erfolgreich gegen den von Hindenburg geäu­
ßerten Verdacht zu verteidigen, er habe seine Kreisstadt grundlos verlas­
sen. Die "schöne und kluge Landrätin", eine geborene von Pacziensky und 
Tenczyn, "die polnische Gräfin" genannt, aus einer seit langem einge­
deutschten schlesischen Familie, war ihrem Mann auf sozialem Gebiet und 
in Frauenfragen eine wesentliche Hilfe. 

A. von Schrötter erregt deshalb unser Interesse, da in seine Dienstzeit 
als Landrat von Rößel (1852-1873) ein Ereignis fiel, das, wie der Autor 
bekundet, "geeignet ist, uns auch heute noch zu erschrecken: der blutige 
Vorfall von Bredinken im Frühjahr 1863", der 16 tote Männerund Frauen 
aus den Einwohnern Bredinkens zur Folge hatte. Ministerialrat a. D. Baß, 
der davon 1935 in Allenstein dienstlich aus einer Beiakte zu einem Wasser­
rechtsvorgang aus dem Königsherger Staatsarchiv Kenntnis gewonnen 
hatte, stellte dem Autor des Buches einen eingehenden Erinnerungsbe­
richt zur Verfügung. Danach hatte das blutige Ereignis vom 6. Mai 1863 
seine Ursache im Widerstand der Bevölkerung, die ihren geliebten Müh­
lenteich unbedingt zu erhalten strebte, gegen die Autoritäten des Staates 
und das angeforderte Militär. Nach wiederholten vergeblichen Appellen 
an die Bevölkerung, den Staudamm, der zwecks Abflusses des Wassers 
durchstochen werden sollte, zu räumen, sah sich der Offizier nach Abspra­
che mit dem Landrat genötigt, Gewalt anzuwenden. Zu diesem Erinne­
rungsbericht ist zu bemerken, daß nicht Hauptmann von Deutsch das 
Kommando über eine 97 Mann starke Kompanie des Infanteriegegiments 
43 hatte, sondern daß Leutnant Gustav Kossack mit einem 25 Mann star­
ken Zug der genannten Kompanie, vermutlich einem Vorkommando, die 
militärische Aktion leitete (vgl. Neue Preußische Zeitung, Berlin, vom 13. 
5. 1863; A. Grau, Offizier-Stammliste des Infanterieregiments Herzog Karl 
von Mecklenburg-Strelitz [6. Ostpreußisches] Nr. 43, Berlin 1906). Das be­
dauerliche Begebnis von Bredinken hat bis heute noch keine volle Aufklä­
rung finden können. Eine Interpellation, die Erzpriester und Abgeordne­
ter Stock aus Bischofsburg im Landtag einbrachte, enthielt weder eine 
Begründung der Antragsteller, noch erhielt sie eine Beantwortung, da die 
Legislaturperiode endete, und in der neuen schien der Vorfall zu ver­
sickern. 

Von Mißstimmung und bedenklicher Opposition berichtet der Verf. 
auch aus späteren Jahren. So wurde 1867 die Regierung anläßlich ausge­
sprochener Mißernten der Säumigkeit bei der Einschätzung der Not und 
ihrer Linderung beschuldigt. Ernste Schwierigkeiten brachte in manchen 
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Kreisen die neue Kreisordnung von 1872 mit ihren erfreulichen Selbstver­
waltungstendenzen hinsichtlich der neuen Institution des Amtsvorstehers, 
die vielen Arbeitnehmern als Verbindung von ,.Herren" (Arbeitgeber) und 
Polizeigewalt Furcht einflößte. So sah sich Regierungspräsident von Horn 
plötzlich einer Rebellion in den Landgemeinden um Königsberg und in 
Cranz gegenüber, wo Wohnungen von Amtsvorstehern und Amtsdienern 
gestürmt und zerstört, Gutsbesitzer mißhandelt und ihnen Geld, Lebens­
mittel und Branntwein geraubt wurden. Daher griff auch hier Militär ein. 
Im Cranzer Umland flüchteten sogar Gutsherren aus Furcht für ihr Leben, 
so daß die Gerichte Strafen bis zu fünf Jahren Zuchthaus verhängten. 

Die Abhandlung zeichnet sich durch eine wohltuende Schlichtheit und 
Sachlichkeit in der Schilderung der Schicksale der Provinz und ihrer 
Landräte aus, die meist Herren im besten Sinne waren, sich weder als 
kleine ,,Herrgötter" noch als agile "Mädchen für alles" verstanden, son­
dern Diener bester altpreußischer Tradition verkörperten. Die auf archi­
valischen Quellen beruhende Arbeit enthält im Anhang eine Liste aller 
Ober- und Regierungspräsidenten und Landräte der vier Regierungsbe­
zirke im Zeitraum von 1860 bis 1918. Leo Juhnke 

Hermann Schmidt unter Mitarbeit von Georg Blohm, Die Landwirtschaft 
von Ostpreußen und Pommern. Geschichte, Leistung und Eigenart der 
Landwirtschaft in den ehemals ostdeutschen Landesteilen seit dem Kriege 
1914/18 und bis Ende der dreißiger Jahre. (Marburger Ostforschungen, 
Bd. 36.) Marburg/Lahn: J. G. Herder-Institut 1978. VII, 188 S. mit zahlrei­
chen Diagrammen, Übersichten und Tabellen, 2 Karten. 

Die Situation der ostpreußischen Landwirtschaft in der Zwischen­
kriegszeitist gekennzeichnet durch den Verlust der nahen Absatzmärkte 
und damit erhöhte Transportkosten für landwirtschaftliche Produkte und 
Betriebsmittel, die zu Mindereinnahmen von bis zu 20 % führten. Die zu­
nehmende Verschuldung führte in der zweiten Hälfte der zwanziger Jahre 
zu Zwangsversteigerungen von Gütern; die 1928 ins Leben gerufene "Ost­
preußenhllfe'' machte die Notlage der rein agrarisch strukturierten Pro­
vinz aller Welt deutlich. Nicht wesentlich besser war es mit der Landwirt­
schaft Pommerns bestellt, obwohl diese sich nicht in gleichem Maße einer 
veränderten Marktlage anzupassen hatte. 

Die Wirtschafts-und Sozialgeschichte hat schon seit langem auf die Struk­
turkrise hingewiesen, in der sich die ostdeutsche Landwirtschaft bereits in 
den letzten Jahrzehnten des Kaiserreiches befand und für die die große Be­
völkerungsabwanderung nach Übersee und in die westlichen Industriezen­
tren ein äußeres Indiz war. Nichts davon wird in dieser Arbeit deutlich. 
Hier sind Statistiker am Werke, für die es keinen historischen Hintergrund 
gibt. Das zeigen Vergleichstabellen, die neben dem Preisindex des Deut­
schen Reiches von 1913/14 bis 1939 den der Bundesrepublik von 1962 bis 1972 
und den der DDR von 1960 bis 1973 aufführen. Auch Statistiken über den 
Einsatz von mineralischem Dünger in Ostpreußen, Pommern, Schlesien, 
Schleswig-Holstein, Mecklenburg, dem Deutschen Reich und der Bundes­
republik für die Jahre 1926-1940/41 und 1970171 oder über die Erträge von 
Getreide, Kartoffeln und Zuckerrüben in denselben Regionen und Zeit­
spannen sind historisch nicht vergleichbar, weil gänzlich veränderte land­
wirtschaftliche Produktionsweisen nicht berücksichtigt werden. 

Immerhin sind die statistischen Tabellen noch das Beste an dieser 
Arbeit. Geschichtliche Fakten werden sehr großzügig gehandhabt. Die 
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Ordensritter zogen "vor eintausend Jahren" in Preußen ein (S. 71). Die 
königliche Ansiedlungskommission für Westpreußen und Posen soll auch 
"in derostpreußischen Landwirtschaft tätig gewesen" sein (S. 43). "Es gab 
viel Streit um sie, weil ihre Leistung gering war, ihr Aufbau zu büro­
kratisch und kostspielig". Daß sie eine ausschließlich nationalpolitische 
Aufgabe hatte, den Ankauf polnischer Güter zur Ansiedlung deutscher 
Bauern, ist den Verf. unbekannt. Das Ermland wird nur einmal und be­
zeichnenderweise im Zusammenhang mit dem "nationalpolitischen Ziel 
der inneren Kolonisation" genannt. Dort heißt es: "Das Ermland war ka­
tholisch, und die katholische Kirche hat die Mentalität der Bevölkerung 
beeinflußt. Im Kreis Allenstein wies die Bevölkerung kleiner Landge­
meinden Polen auf, und zwar zahlreicher als die Stadt Allenstein selbst" 
(S. 41). Soll das der Einfluß der katholischen Kirche auf die Mentalität der 
Bevölkerung gewesen sein? Die ganz unterschiedliche Agrarstruktur des 
Ermlands wird nirgends angesprochen. Zwar wird der Kreis Braunsberg 
mit einem nur 10,3prozentigen Anteil an Betrieben über 100 ha dem Nach­
barkreis Bartenstein mit 68,9% Gutsbesitz gegenübergestellt. "Warum 
das so war, kann wohl nur aus der historischen Entwicklung abgeleitet 
werden" (S. 28), ist die vage Schlußfolgerung, während einige Seiten wei­
ter vermutet wird, daß die Häufung der Fideikommisse in den Kreisen des 
Regierungsbezirks Königsberg "vielleicht auch durch die besten hier vor­
kommenden Böden der Provinz seinerzeit veranlaßt worden" ist (S. 34). 
Solche allgemeine und nicht selten dumme Redensarten findet man statt 
historischer Fakten, und oft widersprechen sie sich dann auch: "Im Hin­
blick auf die wachsende Raumenge im Westen des Reiches kam den Ost­
gebieten als Arbeitsplatz oder Erholungsort ausgleichende Bedeutung zu" 
(S. 8), aber: "Die Abwanderung hat sie (die Siedlungstätigkeit) nicht auf­
halten können" (S. 47). "Die Siedlung ist in der Tat während dieser letzten 
Siedlungsepoche (1933-1939) in den Ostprovinzen erfolgreich verlaufen" 
(S. 41) und: "Tatsächlich fand auch in der zweiten Periode (1933-1939) ein 
auffallendes Nachlassen der Siedlungstätigkeit statt" (S. 47). Der Abwan­
derung der Landbevölkerung in die Stadt bzw. in die Industriezentren 
wird unbefangen der Trend der letzten 15 Jahre in der Bundesrepublik 
gegenübergestellt, bei Beibehaltung des Arbeitsplatzes in der Stadt auf 
dem Lande zu wohnen, "so daß das Land wieder Aussicht hat, Quelle der 
Bevölkerungsvermehrung zu werden wie in früheren Zeiten" (S. 25). 

Hier ist noch NS-Ideologie spürbar wie auch bei der selbstverständlichen 
Verwendung von Begriffen wie "Raumenge", "Neubildung deutschen Bau­
erntums", "nationale Gefährdung wegen der slawischen Volksteile" oder 
landwirtschaftliche ,,Erzeugungsschlacht'' seit 1933. Dem entsprechen die 
Ausführungen über die Situation der ostpreußischen Landwirtschaft nach 
Kriegsende bei der Obernahme des Landes durch die polnische Verwaltung, 
die grotesk anmuten. Die Verf. gehen von der These aus, die sie als Tatsache 
hinstellen, daß die ostpreußische Landwirtschaft "bis zum Schluß intakt" 
war und "von Kriegshandlungen kaum berührt" wurde (8. 1), ja daß in die­
sem "Raum gar nicht gekämpft wurde" (S. 2). Demzufolge wird das "reich­
haltige polnische Schrifttum". das von Ruinen und dem Fehlen jeglichen 
lebenden und toten Inventars spricht und das von den Verf. nur aus der V er­
öffentlichung von E. Neumann (Ostpreußen unter polnischer und sowjeti­
scher Verwaltung. Hrsg. vomJ. G. Herder-Forschungsrat, 1955)zitiertwird. 
in Frage gestellt: "Es wird behauptet", "Treffen diese Klagen zu, 
dann ... ", "Es soll in der polnischen Presse gestanden haben ... ". 



188 Buchbesprechungen 

Ein auf Wissenschaftlichkeit bedachtes Forschungsinstitut sollte kriti­
scher sein bei der Drucklegung von Veröffentlichungen. 

Brigitte Poschmann 

Ulrlcb Talksdorf, Eine ostpreußische Volkserzihlerin. Geschichten - Ge­
schichte- Lebensgeschichte. (Schriftenreihe der Kommission für ostdeut­
sche Volkskunde in der Deutschen Gesellschaft für Volkskunde e. V., Bd. 
23.) Marburg: N. G. Elwert Verlag 1980. 478 S., 26 Abb. 

Dieses Buch von nahezu 500 Seiten ist zunächst deswegen erstaunlich, 
weil der Autor - Ulrich Tolksdorf - gar nicht der Autor ist. Das Buch 
entstand vielmehr aus Tonbandaufzeichnungen, die Tolksdorf 1979/1980 
von mündlichen Erzählungen der Frau Trude Janz festgehalten hat. Trude 
Janz, 1901 in Dammkrug in der Memelniederung geboren, Mennonitin wie 
ihre ganze Familie und Verwandtschaft, verfügt über eine stupende Fä­
higkeit des Behaltens, Erinnerns, Wiedergebens, Erzählens, und es ist ihr 
zu danken, daß dieses Buch entstehen konnte. Freilich spricht sie eine 
niederdeutsche Mundart besonderer Art- Tolksdorf nennt sie die "Mund­
art des Ostgebietes" -, weshalb das Buch bei jüngeren Menschen eher ein 
Vorlesebuch als ein Lesebuch ist. Die Autorln entgeht von sich aus jedem 
wissenschaftlichen Anspruch, wie könnte sie auch anders. Talksdorfs be­
mühte Einleitung stellt, wie hierzulande verständlich, auf "Volkskunde" 
ab. Es wäre gut gewesen, wenn er die Forschungsergebnisse der von den 
USA ausgehenden "Oral History" (vgl. Lutz Nlethammer, Lebenserfah­
rung und kollektives Gedächtnis, Frankfurt a. M. 1980) in seine Ollerle­
gungenhätte einbeziehen können. Denn vor allem die selbsterzählte Le­
bensgeschichte der Trude Janz ist mehr als das individuelle Zeugnis einer 
"Volkserzählerin": aufbewahrte, mit vielen geteilte, gemeinsame Ge­
schichte einer ganzen Gruppe und Generation. Was mir am meisten dabei 
auffiel: Es gibt an keiner Stelle irgendeinen Ausdruck, der Haß verrät. 
Das Wort, das bei ihr am häufigsten vorkommt, auch in den Märchen und 
Kurzerzählungen, ist ,,fein••. Jochen Schmauch 

Der Notenwechsel zwischen dem Helligen Stuhl und der deutschen Reichs· 
regierung. Bd. 3: Der Notenwechsel und die Demarchen des Nuntius Orse­
nigo 1933-1945. Bearb. von Dieter Albrecht. (Veröffentlichungen der Kom­
mission für Zeitgeschichte. Reihe A: Quellen, Bd. 29.) Mainz: Mattbias 
Grünewald Verlag 1980. XCVID, 862 S. 

Cesare Orsenigo (1930-1945) hatte es in Berlin von vornherein schwer als 
Nachfolger des glänzenden Eugenio Pacelli. Dazu fiel in seine Berliner 
Amtszelt das "Dritte Reich". Er stand so auf dem schwierigsten Außen­
posten, den damals der Vatikan überhaupt zu vergeben hatte. Außerdem 
war Orsenigo kein Berufsdiplomat. Domherr von Malland, hatte ihn sein 
früherer Erzbischof Ratti, nunmehr Papst Plus XI., zum Internuntius in 
Den Haag ernannt. Ober die Nuntiatur in Budapest kam Orsenlgo dann 
nach Berlin. Das alles muß bei der z. T. sehr heftigen Kritik an Orsenlgos 
Persönlichkeit und Amtsführung berücksichtigt werden, auf die auch Die­
ter Albrecht in der Einleitung ausführlich eingeht (vgl. u. a. die Außerung 
von Bischof Kaller und die Bemerkung von Generalvikar Marquardt über 
den Nuntius in ZGAE 40, 1980, S. 107 und 120). Im deutschen Episkopat 
standen sich zwei Lager gegenüber. Das eine, angeführt vom Vorsitzenden 
der Fuldaer Bischofskonferenz, Kardinal Bertram, verfolgte im Verhält­
nis zum Nationalsozialismus einen mehr taktierenden Kurs, das andere, 
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verkörpert durch den Bischof von Berlin v. Preysing, dem sich je länger, 
desto enger Bischof Kaller anschloß, forderte eine härtere Gangart. Orse­
nigo hielt zu der erstgenannten Richtung. Sein Grundirrtum war, daß 
er in kirchenpolitischer Hinsicht Nationalsozialismus und Faschismus 
gleichsetzte. 

In dem Zusammenbang verdient eine Feststellung des Staatssekretärs 
und späteren deutschen Botschafters beim Vatikan Ernst v. Weizsäcker in 
seinen "Erinnerungen" (München 1950, S. 352) beachtet zu werden: "Hätte 
der temperamentvolle Papst Pius XI. etwas länger gelebt, so wäre es wohl 
zum Abbruch der Beziehungen zwischen Reich und Kurie gekommen. Un­
ter seinem langmütigeren Nachfolg er [Pius XII.] entwickelte sich eine Art 
von äußerlichem Waffenstillstand in Kirchenfragen. Die römische Kurie 
vermied behutsam und mit Recht eine Katastrophenpolitik zur Zeit des 
Weltkrieges, dessen Ende für Deutschland sie natürlich lang vorausgese­
hen hat." Albrecht (S. XXVII) betont, daß Orsenigo mit seiner politischen 
Linie der kirchenpolitischen Taktik Papst Plus' XII. näherstand als der 
seines Gönners Pius' XI., welcher mehrmals nahe daran gewesen sei, den 
Berliner Nuntius abzuberufen. 

Auf S. XXV f. der Einleitung bemerkt Albrecbt: "Das in mancher Hin­
sicht interessanteste Mitglied der Berliner Nuntiatur neben dem Nuntius 
aber war Pater Eduard Gehrmann SVD. Am 20. September 1888 in Scbal­
mey im Ermland geboren, befand sich Gehrmann als Mitglied, dann als 
stellvertretender Leiter der Päpstlichen Mission zur Linderung der Hun­
gersnot in Rußland 1922-1924 auf der Krim und in Moskau. Nachdem die 
römischen Verhandlungen um die Aufnahme diplomatischer Beziehungen 
zwischen dem Vatikan und der Sowjetunion in die Hände PaceHis gelegt 
worden waren, figurierte Gehrmann als persönlicher Sekretär Pacellis 
auch in allgemeinen Angelegenheiten der Nuntiatur. Auf Bitten Orsenigos 
und durch die ausdrückliche Entscheidung des Papstes wurde Gehrmann 
auch dem neuen Nuntius als persönlicher Sekretär belassen ... Die Akten 
des Auswärtigen Amtes belegen, daß Gehrmann dann in den folgenden 
Jahren mehr als Colli [1. Nuntiaturrat] damit befaßt war, diejenigen Pro­
bleme, die vom Nuntius beim Reichsminister oder beim Staatssekretär 
[des Auswärtigen] vorgetragen worden waren, auf Referentenebene wei­
ter zu verfolgen bzw. die Behandlung weniger wichtiger Probleme bei den 
zuständigen Referenten des Auswärtigen Amtes selbst einzuleiten. Ende 
1936/ Anfang 1937 erhielt Gehrmann vom Auswärtigen Amt den Status 
eines Diplomaten zugebilligt." Im Register der Edition von Albrecht wird 
auf über 50 Stellen verwiesen, in denen von Gehrmann die Rede ist. 

Gerade im Hinblick auf die eben zitierten Ausführungen von Albrecht 
scheint eine Aufzeichnung· v. Weizsäckers vom 12. März 1943 besonders 
bedeutsam zu sein: "Der Nuntius ließ beute bei mir eine Bemerkung dar­
über fallen, daß das Vatikanreferat [des Auswärtigen Amtes] die Gewohn­
heit habe, für Rücksprachen den Pater Gehrmann in das Amt zu bitten. 
Der Nuntius gab zu verstehen, daß für solche Besprechungen eigentlich 
der Nuntiaturrat Colli der gegebene Mann sei. Wenn aus sprachlichen 
Gründen erwünscht, wären keine Bedenken, beide Herren, nämlich Colli 
und Gehrmann, zusammen einzuladen." Hatte Orsenigo etwa davon ge­
hört, daß man in Berliner kirchlichen Kreisen Gehrmann den .,kleinen 
Nuntius" nannte? (Vgl. W. Adolph, Geheime Aufzeichnungen aus dem na­
tionalsozialistischen Kirchenkampf 1935-1943, Mainz 1980, S. 28.) 

Hans Preuscboff 
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I. Allgemeines 
Wladyslaw Szulist, Przydatnoj6 archiwow parafialnych do badan nad 
przeszlo.SClJ\ Kaszub. [Der Nutzen der Pfarrarchive für die Erforschung der 
kaschubischen Vergangenheit.] In: Rocznik Gdailski 36 (1977) S. 125-135. 
[Engl. u. russ. Zus.fass.] - Sz. gibt eine informative Übersicht über die 
für die Familien-, Sozial-, Wirtschafts- und Kunstgeschichte relevanten 
Akten in Pfarrarchiven des nördlichen Westpreußen, des Konitzer Gebiets 
sowie Hinterpommerns bis Stolp. B. P. 
Wladyslaw Szulist, Archiwa parafialne powiatu chojnicktego. [Pfarrar­
chive im Kreis Konitz.] In: Gdatiskie Zeszyty Hum.anistyczne 20 
(1977) [1978] Nr. 24, S. 129-134.- Der Verf. berichtet über die Situation der 
katholischen Kirchenbücher in den einzelnen Pfarreien des Kreises und 
gibt eine detaillierte Darstellung über Inhalt und Laufzeit des Aktenma­
terials, das in einigen Pfarreien erhalten ist. B. P. 
Irena Janosz-Biskupowa, Uwagl Petera Letkemanna o historil archiwow 
mlejsklcb w bylych Prosach Zachodnlch. [Anmerkungen zu Peter Letke­
mann über die Geschichte der Stadtarchive im ehemaligen Westpreußen.] 
In: ZH 44 (1979) H. 1, S. 91-96. - Der Beitrag korrigiert und ergänzt in 
wesentlichen Punkten die Arbeit von P. Letkemann (vgl.·ZGAE 39, 1978, 
S. 190) aufgrund der umfangreichen polnischen Literatur und Archiv­
inventare, die L. nicht herangezogen hat. B. P. 
Belmut Strehlau, Famllientorscbung ln Westpreußen. In: Preußenland 17 
(1979) S. 33-37. - St. berichtet über die 1946 gegründete ., Forschungsstelle 
Westpreußen" für westpreußische Familienforschung, die unter seiner 
Leitung alles familienkundliehe Material über Westpreußen sammelt und 
nach Familiennamen verkartet. Daneben besteht bei dieser Forschungs­
stelle in 4902 Bad Salzufien (Geibelstr. 8) eine wertvolle Fachbücherei mit 
seltenen Nachschlagewerken, Einwohnerverzeichnissen und Zeitschrif­
ten, darunter auch Literatur in polnischer Sprache. Mehrere Mitarbeiter 
werden zur Beantwortung von Anfragen und Verkartung weiteren Mate­
rials bei der Forschungsstelle beschäftigt. Sicher führt ennländische Fa­
milienforschung bisweilen in den benachbarten westpreußischen Raum 
hinüber, die Hilfe einer solchen gutorganisierten Stelle wird dann will­
kommen sein. A. T. 
Wladyslaw Szulist, Historiografia diece7Jl cbebnh'iskJej [Die Geschichts­
schreibung über die Diözese Kulm] (1945-1976). In StP 1977 [1980] S. 395 
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bis 437. - Für jeden, der sich mit der Kirchengeschichte des Bistums Kulm 
und damit mit der katholischen Kirche Westpreußens beschäftigt, ist diese 
Vollständigkeit erstrebende Übersicht über die in den letzten 30 Jahren 
erschienenen Arbeiten ein wichtiges Hilfsmittel. Sie ergänzt die gerade 
auf dem Gebiet der katholischen Kirchengeschichte Westpreußens recht 
lückenhafte "Bibliographie zur Geschichte Ost- und Westpreußens" von 
E. Wermke, ganz zu schweigen von der völlig unzureichenden und einsei­
tigen ,.Bibliographie zur Kirchengeschichte von Danzig und Westpreu­
ßen" von H. Neumeyer. B. P. 
Marian Biskup, Rozwoj siecl mlast pruskich do druglej polowy XVD w. 
[Die Entwicklung des Städtenetzes in Preußen bis zur zweiten Hälfte des 
17. Jahrhunderts.] In: Kwartalnik Historii Kultury Materialnej 28 (1980) 
Nr. 3, S. 401-412. [1 Karte, frz. Zus.fass.] - B. teilt das 58 000 qkm umfas­
sende Preußenland räumlich auf in das Gebiet des Danziger Pommerellen, 
das Kulmer Land und in das Terrain zwischen unterer Weichsel und dem 
Njemen. Hier wird deutlich, wie sehr die Besiedlungsdichte von verkehrs­
geographischen Gegebenheiten abhing. Am günstigsten verlief die Ent­
wicklung in den Tälern längs der Flußläufe, vor allem der Weichsel und 
des Pregels, während sich Sümpfe und Wälder sowie fehlende Verbindun­
gen zum offenen Meer für den Siedlungsprozeß als nachteilig erwiesen. 
Die Anlage städtischer Siedlungen setzte am ehesten im Kulmer Land ein, 
wo bereits vor der Ordenszeit ein verhältnismäßig dichtes Netz von An­
siedlungen existierte - Biskup zählt etwa 200 -, die zumeist in Anleh­
nung an Burgen entstanden waren. Unter dem Deutschen Orden erhielt 
Kulm bald eine beherrschende Rolle zugewiesen, die weit über die Gren­
zen des Kulmer Landes hinausging und den gesamten Ordensstaat betraf. 
Wie in Kulm so knüpfte nach Ansicht B.s auch in Thom die ordenszeitliche 
Stadtsiedlung an eine ältere slawische Niederlassung an, wofür die Ergeb­
nisse archäologischer Ausgrabungen geltend gemacht werden. Kulm und 
Thom waren die Muster für die nach dem Kulmer Recht angelegten wei­
teren Stadtsiedlungen im Preußenland, von denen der Verf. hier einige 
Beispiele aufzählt. Im Danziger Raum begann sich ein städtisches Sied­
lungsnetz erst in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts zu entwickeln. 
Es hatte bei weitem nicht die Dichte wie im Kulmer Land. Während dort 
eine Stadt auf eine Fläche von ca. 330 qkm entfiel, waren es im Danziger 
Gebiet durchschnittlich 806 qkm pro Stadt. Ahnlieh war die Situation in 
Ostpreußen, wo eine städtische Siedlung auf rund 770 qkm kam. Solche 
statistischen Berechnungen können indes die wirkliche Lage nur sehr be­
dingt wiedergeben, weil auf Grund der verschiedenen verkehrsgeographi­
schen Gegebenheiten große Unterschiede auch in einem engen Siedlungs­
raum entstehen können. St. H. 
Heinz Neumeyer, Das Kloster Oliva. Zu seiner Begründung vor 800 Jah­
ren. In: Westpreußen-Jahrbuch 28 (1978) S. 5-12.- Der einseitig von Natio­
nalitäten- und Konfessionsgesichtspunkten bestimmte Abriß der Ge­
schichte des Klosters Oliva zeugt von mangelndem historischen Verständ­
nis und Unkenntnis über das Wesen der mittelalterlichen Ordensgründun­
gen. B. P. 
Ulricb Tolksdorf, Essen und Trinken in alter und neuer Heimat. In: Jahr­
buch für ostdeutsche Volkskunde 21 (1978) S. 341-364.- Der Autor geht der 
Frage nach, wie es mit dem .,Geschmackskonservativismus". dem "Ge­
ruchs-und Geschmacksgedächtnis" von Menschen steht, die aus ihrer ge­
wohnten Heimat in eine ungewohnte Fremde "eingesiedelt" sind. Er legt 
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das Ergebnis einer von ihm in den Jahren 1964 bis 1972 durchgeführten 
Befragung von Gewährspersonen aus Ost- und Westpreußen vor und 
kommt zu dem Schluß: ,.Speisen und Getränke bekommen einen beträcht­
lichen heimatlich-regionalen Symbol- und Kulturwert zugesprochen. 
Speisen und Getränke können am ehesten Identifikationsmöglichkeiten 
bieten, da sie leichter verfügbar erscheinen als andere kulturelle Merk­
male einer Region" (S. 361). Der Autor macht verständlich, daß ,.Essen 
und Trinken" nicht einfach ,,Nahrungsaufnahme" darstellen, sondern von 
kulturellen Traditionen geprägt und abhängig sind, die bereits in der 
Kindheit vermittelt wurden. Die ,.Umsiedlung" von Ost- und Westpreu­
ßen in die heutige Bundesrepublik führt zu einem ,.Kulturzusammen­
stoß", zumal dann, wenn sie mit einem Wechsel von bäuerlicher zu städ­
tisch-bürgerlicher Haushaltsführung verbunden ist. Bei aller Annahme 
von Neuerungen in den Ernährungsgewohnheiten tritt das Beibehalten 
des heimatlich-heimischen ,.Nahrungsverhaltens" dann in den Vorder­
grund, wenn es zur Bewahrung der eigenen kulturellen Identität ,.in aller 
Offentlichkeit" beiträgt. Der .,demonstrative Konsum" von heimatlichen 
Speisen und Getränken dient zugleich der Abgrenzung zur Umwelt wie 
der Vergewisserung des Eigen-Besonderen. Das gilt, in einem durchaus 
nicht demonstrativen Sinn, auch für die ,.Endo-Küche", die Werktags- und 
Sonntagsspeisen in der Familie selbst. Zu dem Beharrendsten auf dem gan­
zen ,.Nahrungssektor" zählt der .,Gewürzkomplex". Der Autor vermittelt 
viel Einsicht in die scheinbar so schlichte ,.Nahrungsaufnahme". J. S. 
Erhard Rlemann, Der Kllngerstock, ein altes Hirtengerät in Ost- und 
Westpreußen.- Ebd. 22 (1979) S. 118-132. [5 Abb.]- Ein Stock aus uWeich­
holz" oder ,.jungem Eichenholz", mitunter eine Astgabel, über die bis zu 
zehn Eisenringe locker gestreift wurden und beim Aufstoßen auf den Bo­
den zu ,.klingem" oder auch ,.klimpern" anfingen, der ,.Klingerstock" als 
ein altes Hirtengerät, bildet den Inhalt der Darstellung von Erhard Rie­
mann. Angeregt durch eine Abhandlung des steirisch-österreichischen 
Volkskundlers Karl Haiding über den .,Ringstock", hat er zusammenge­
tragen, was sich an ost- und westpreußischen Zeugnissen über dieses mit­
unter als ,.magisch" angesehene ,.Zepter" des beruflich-angestellten Hir­
ten ergibt: .,Loat rut, loat rut!" (= laßt heraus) beim Austrieb aus dem 
Stall, ,.Hoal röm, hoal röm!" ( = hole herum) beim Meiden fremder Wei­
deflächen wurde dem Vieh mit dem Aufstoßen und Stampfen des Stockes 
durch das Klirren und Rasseln der Eisenringe über dem Schlupfholz ins 
Ohr ,.geklingert". Kürzlich sah ich auf dem Rochusberg bei Bingen eine 
Abbildung des hl. Wendelinus, der auch solch einen ,.Klingerstock" in der 
Hand hatte. Es wäre zu wünschen, daß Erhard Riemanns Darstellung 
nicht nur Volkskundler, sondern auch Museumsdirektoren bewegen 
könnte. J. S. 

D. Ur- und Frühgeschichte 
Bearbeitet von Ralf Köhler 

Ryszard Mazurowski, Sprawozdanle z bada6 wykopallskowych na stano­
wlsku baglennym w Barkwedzie, powiat olsztyllsld. [Bericht über Aus­
grabungen auf einer Moorstation in Bergfriede, Kreis Allenstein.] In: RO 
11 (1975) [1980] S. 179-186. [2 Abb., engl. u. russ. Zus.fass.]- Der Fundplatz 
wurde bei Kanalbauarbeiten im Jahre 1934 entdeckt. Im Moor fand man 
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regelmäßige Pfostensetzungen und Funde vom Mesolithikum bis zur vor­
römischen Eisenzeit (H. Gross, Prussia 1939). Um die Stelle genauer zu 
lokalisieren und zu datieren, wurden drei Probeschnitte angelegt. Von den 
bis zu sieben Schichten enthielten Schicht 2, 3, 5 und 6 Holz- bzw. Holzkoh­
lenreste. Nur die in Schicht 6 gefundene Scherbe der Kamm- und Grüb­
chenkeramik ist archäologisch genauer datierbar. 
Jan Dq,browsld- Tadeusz Malinowsld- Malgorzata Mogielnlcka, Spra­
wozdanie z badail zespolu osadniczego kultury luZycklej w wst Woryty, 
powiat olsztyils]d, w 1973 roku. [Bericht über Forschungen an einem Sied­
lungskomplex der Lausitzer Kultur im Dorf Woritten, Kreis Allenstein, 
im Jahre 1973.] Ebd. S. 187-196. [3 Abb., engl. u. russ. Zus.fass.] - Der 
behandelte Siedlungskomplex umfaßt das Gräberfeld Stat. 1 und die Sied­
lungen Stat. 2, 4, 5. Bei den Ausgrabungen 1973 wurde die Ausdehnung des 
Gräberfeldes ermittelt. Ferner wurde auf Stat. 2 die frühere Feststellung 
bestätigt, daß die Siedlung zwei Phasen aufweist. Bel Stat. 5 wurde nach­
gewiesen, daß es sich um eine Siedlung handelt, die ähnlich wie die belden 
anderen in strategisch günstiger Lage errichtet wurde. Interessant ist die 
Hypothese, daß die Siedlung jeweils verlegt wurde, wenn die Erträge der 
umliegenden Felder nachließen. Somit wären die drei bekannten Siedlun­
gen einer Siedlungsgruppe zuzurechnen, die ihre Toten auf dem Gräber­
feld Stat. 1 bestattete. Datiert wird der Siedlungskomplex in die Bronze­
zeit, Periode IV-VI. 
Adam Wald, Sprawozdanie z badail osiedla obronnego w Tarlawkach, 
powiat wuorzewski. [Bericht über Forschungen auf einer befestigten 
Siedlung in Taberlack, Kreis Angerburg.] Ebd. S. 197-203. [2 Abb., engl. u. 
russ. Zus.fass.] - Bei Taberlack wurde die erste große befestigte Siedlung 
der westbaltischen Hügelgräberkultur in dieser Region untersucht. Die 
Befestigungsanlagen lassen zwei Phasen erkennen. Eine dritte Phase ist 
nur in den Siedlungsschichten erlaßt. Da aussagefähige Metallfunde feh­
len, ist trotz der zahlreichen Keramik eine genaue Datierung schwierig. 
Die Fundstelle dürfte aber in der gesamten La-T&le-Zeit besiedelt gewe­
sen sein. Besonders interessant sind etliche Reste von Gußformen, die die 
Bronzeverarbeitung an diesem Platz belegen. 
Lucia Okulicz, Sprawozdanie z badail cmentarzyska z wczesnej epoki ze­
laza w Rembielinie, powiat przasnyski. [Bericht über Forschungen an 
einem Gräberfeld in Rembielin, Kreis Przasnysz.] Ebd. S. 205-210. [1 Abb., 
engl. u. russ. Zus.fass.] - Die westbaltische Hügelgräberkultur (500 v. bis 
100 n. Chr.) entwickelte sich vor allem in Ermland, Masuren, auf der sam­
ländischen Halbinsel und in den nördlichen Gebieten Masowiens. Viele 
Denkmäler aus dem Kreis Przasnysz zeigen, daß sich diese Kultur hier in 
Masowlen nicht anders als im übrigen Verbreitungsgebiet entwickelte, 
wenn auch die Einßüsse der benachbarten Kulturen, wie der Glockengrä­
berkultur, nicht zu übersehen sind. Rembielin liegt an einem verkehrs­
mäßig besonders günstigen Punkt. Das Gräberfeld wird von der Mitte des 
1. Jahrtausends v. Chr. bis kurz nach Chr. Geb. datiert. Die Fundstelle ist 
durch die Keramik der westbaltischen Hügelgräberkultur zugewiesen, 
doch zeigen sich selbst in den Grabsitten starke Einßüsse der benachbar­
ten Kulturen. Mindestens ebenso wichtig sind aber auch die zahlreichen 
Importfunde aus Rembielin, die für einige Phasen der Hügelgräberkultur 
erstmals eine genauere archäologische Datierung ermöglichen. Die Aus­
gräberin bringt die reiche Ausstattung der Gräber - vor allem die Im­
porte- mit der Bernsteinstraße in Verbindung. 



194 Zeitschriftenumschau 

Tadeusz Baranowski - Krzysztof D1\browski - Danuta Kowealczyk -
Katarzyna Meyza, Sprawozdanie z bada6 wykopallskowych w Tymnia­
nach, powiat olszt~ki, w 1973 roku. [Bericht über Ausgrabungen in Dau­
men, Kreis Allenstein, im Jahre 1973.] Ebd. S. 211-216. [2 Abb., engl. u. 
russ. Zus.fass.]- Im Rahmen des Forschungsprogrammes zur Ethnoge­
nese der Slawen wurden 1973 die Ausgrabungen in Daumen auf der früh­
mittelalterlichen Siedlung Stat. 2 ("Rybacz6wka") fortgesetzt. Unter den 
18 entdeckten Objekten fallen zwei große S-förmige Gruben auf, die sich 
jeweils aus zwei nebeneinander liegenden Gruben zusammensetzen. Sie 
werden als Werkstätten interpretiert. Im Hinblick auf die reich ausgestat­
teten Gräber mit Pferden von Daumen Stat. 1 ("Most") verdient ein Pfer­
deschädel aus der Siedlung Beachtung, der als Opfer angesehen wird. Die 
Keramik wird als grob, dickwandig und häufig verziert beschrieben. Bei 
künftigen Forschungen an der Peripherie der Siedlung hofft man, weitere 
Werkstätten zu finden. 
lwona Dl\browska - Ryta Kozlowska, Sprawozdanie z bada6 wykopalls­
kowych osady wczesnoAredniowieeznej w Franknowie, powiat bisku­
piecki, w 1973 roku. [Bericht über Ausgrabungen auf einer frühmittelal­
terlichen Siedlung in Frankenau, Kreis Bischofsburg, im Jahre 1973.] Ebd. 
S. 217-224. [3 Abb., engl. u. russ. Zus.fass.] - Innerhalb der Forschungen 
zur Ethnogenese der Slawen wurden 1973 die Ausgrabungen in Frankenau 
fortgesetzt. Gefunden wurden dabei elf Gruben, ein Ofen und eine Feuer­
stelle. Zwei Gruben gelten als Wohnbauten- ein Grubenhaus und eine 
Halberdhütte. Aufmerksamkeit verdient der Ofen, der von drei Hütten 
umgeben war, das Ganze wird als Werkstattkomplex einer Schmiede in­
terpretiert. Unter den Funden fallen neben der Keramik verglast-ver­
schlackter Lehm, Eisenschlacke, Tontiegel und Holzkohle - ausschließ­
lich von Buche - auf. Die Ausgräber sehen die bisherige Datierung, Ende 
6. bis Anfang 9. Jahrhundert, durch das neue Material bestätigt. 
Danuta Lempka-Wojciech Nowakowski, Sprawozdanie z bada6 weryfi­
kacyjnych przeprowadzonych w powiatach mruowskim i plskim w 19'13 
roku. [Bericht über Verifikationsforschungen in den Kreisen Sensburg 
und Johannisburg im Jahre 1973.] Ebd. S. 225-234. [2 Abb., engl. u. russ. 
Zus.fass.] - Das hier behandelte Gebiet am Spirding-See zählt zu den Re­
gionen, in denen bis 1945- zumeist von Laien -zahlreiche kaiserzeitliche 
Gräberfelder geborgen und oft nur unzureichend publiziert wurden. Die 
Funde gingen im zweiten Weltkrieg verloren. Die Autoren unternahmen 
den Versuch, 17 Stationen aus den Kreisen Sensburg, Orteisburg und Jo­
hannisburg im Gelände zu lokalisieren, was nur bei knapp einem Drittel 
möglich war. Dennoch muß das Ergebnis als Erfolg gewertet werden we­
gen der tiefgreifenden Veränderungen nach dem Kriege. Solche Arbeiten 
sind Grundlage und Voraussetzung für weitere Forschungen. 

m. Von der Gründung des Ordensstaates 
bis zum Zweiten Thorner Frieden (1466) 

Zenon Nowak, Das mittelalterliche Preußenland im Schulbuch der Volks­
republik Polen. In: Preußenland 16 (1978), Nr. 3/4, S. 6-19. - Der Verf. 
analysiert die Darstellung der mittelalterlichen Geschichte Preußens in 
vier polnischen Schulbüchern für die 5. und 6. Klasse der Grundschule (die 
ll-12jährigen) und für die 1. und 2. Klasse der Oberschule (15-16jährige). Er 



Zeitschriftenumschau 195 

vermittelt dabei ein anschauliches Bild von Inhalt und Tendenz des Lehr­
stoffes. Nimmt man die entsprechenden Untersuchungen über die bundes­
deutschen Schulbücher dazu (U. Amold. Der Deutsche Orden im Schul­
buch der Bundesrepublik Deutschland. In: Internationales Jahrbuch für 
Geschichts- und Geographieunterricht 16, 1975. S. 276-291, und P. G. Thie­
len. Die Lernzielproblematik im Unterricht über die Geschichte des Deut­
schen Ordens ebd. S. 291-299), dann sieht man, wie weit die Auffassungen 
auseinanderklaffen, wie unterschiedlich das Geschichtswissen ist, das 
deutsche und polnische Schüler prägt. Wer die nüchternen Darstellungen 
beider Seiten liest - und die Lektüre kann nur empfohlen werden -. wird 
die Ergebnisse der deutsch-polnischen Schulbuchgespräche nicht mehr nur 
negativ beurteilen. B. P. 
Hans Nledermeier, Die Franziskaner in Preußen, Llvland und Litauen Im 
Mittelalter. In: Zeitschrift für Ostforschung 27 (1978) S. 1-31. [Engl. Zus. 
fass.]- Der Verf. gibt einen Oberblick über die Niederlassungen der Fran­
ziskaner und ihre Tätigkeit im Deutschordensland und in Litauen. Die 
unkritische und einseitige Stellungnahme zugunsten des Deutschen Or­
dens und die Beurteilung der Leistung der Bettelorden unter vorwiegend 
nationalen Gesichtspunkten- prodeutsch die Franziskaner. propolnisch 
die Dominikaner- zeigt das fehlende Verständnis des Verf. für die mit­
telalterliche Geistes- und Kirchengeschichte. B. P. 
Antonl Czacharowski, Die Bruderschaften der mittelalterlichen Städte in 
der gegenwärtigen polnischen Forschung. In: Bürgerschaft und Kirche. 
Hrsg. von Jürgen Sydow. (Veröffentlichungen des Südwestdeutschen Ar­
beitskreises für Stadtgeschichtsforschung. Bd. 7). Sigmaringen: Jan Tbcr­
becke 1980. S. 26-37. - Die Stadtgeschichtsforschung und die Religions­
soziologie haben die mittelalterlichen Bruderschaften als ein aufschluß­
reiches Arbeitsgebiet entdeckt. Der Verf. gibt einen Oberblick über die in 
Polen vorliegenden Arbeiten und referiert ausführlich die 1977 erschie­
nene, mustergültige Dissertation von Hanna Zaremska über die Bruder­
schaften im mittelalterlichen Krakau. In einem Exkurs bedauert er, daß 
die in Polen erschienenen Monographien über die preußischen Städte die 
religiösen Bruderschaften bislang vernachlässigt hätten, und zeigt am 
Beispiel der Thorner Bruderschaften. wie wichtig ihre Rolle für die Erfas­
sung der Sozialstruktur der Städte ist. An der Universität Thorn ist eine 
Dissertation über die geistlichen Bruderschaften in den Städten des 
Deutschordenslandes in Arbeit, auf die die Leser dieser Zeitschrift ge­
spannt sein dürfen. W. Tb. 
J6zef Mltkowsld, Warmla w dawnej hlstoriografii krakowsklej. [Das 
Ennland in der alten Krakauer Geschichtsschreib~g.] In: RO 11 (1975) 
[1980] S. 11-29. (Engl. u. russ. Zus.fass.) - Der weitaus größte Teil des 
Aufsatzes bringt Nachweise über die Erwähnung des Landes Preußen und 
der Prußen durch Krakauer Chronisten und Geschichtsschreiber seit dem 
10. Jahrhundert. Das Ermland selbst wird erstmals von Jan Dlugosz in 
seiner großen .,Geschichte Polens" in der zweiten Hälfte des 15. Jahrhun­
derts berücksichtigt, in der er über die Ereignisse des 13jährigen Städte­
krleges wie auch über die Auseinandersetzungen der Bischöfe Paul von 
Legendorf unä Nikolaus von Tüngen mit ihren Nachbarn ausführlich be­
richtet. B. P. 
Kazlmlerz D~browskl, Dzialalnos6 spoleczna cystersow w Ollwie XD -
XVI wieku. [Die öffentliche Tätigkeit der Zisterzienser in Oliva vom 12. 
bis 16. Jahrhundert.] In: Summarium. Sprawozdania Towarzystwa Nau-
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kowego Katollckiego Uniwerytetu Lubelskiego Nr. 3 (23), 1974 [1978] S. 
131-138.- Der ausgewiesene Kenner der Geschichte des Zisterzienserklo­
sters Ollva schildert die Missionstätigkeit und die seit der Reformation 
zunehmenden seelsorgerischen Aufgaben der Zisterzienser, ihr Bemühen 
um die Ausstattung ihrer Patronatskirchen sowie ihr karitatives und päd­
agogisches Engagement. B. P. 
Grzegorz Falkowski, Dzieje toruliskiego szpitala Aw. Ducba w arednio­
wteczu. [Die Geschichte des Thomer Heillggeist-Hospitals im Mittelalter.] 
In: Kwartalnik Historii Kultury Materialnej 27 (1979), Nr. 1, S. 3-15. 
[2 Abb., dt. Zus.fass.]- Die Geschichte des 1242 durch den Deutschen 
Orden in Thom gegründeten Heillggeist-Hospitals wird bis zum Ende des 
15. Jahrhunderts anband der Literatur aufgearbeitet, wobei die Praxis der 
Krankenfürsorge und die Verwaltung des Hospitals sowie seiner Liegen­
schaften im Mittelpunkt stehen. B. P. 
AnneUese Triller, Das Martyrium des hl. Adalbert von Prag. Wo wurde er 
von heidnischen Preußen im Jahre 997 erschlagen? In: Westpreußen -
Jahrbuch 30 (1980) S. 21-26.- Die Historiker geben zwei einander wider­
sprechende Antworten: Tenkitten im Samland und Heiligenwalde an der 
Sorge südlich des Drausensees. Die Verf. trägt die Argumente, die für die 
eine und für die andere Version sprechen, sehr anschaulich vor und kommt 
zu dem Ergebnis, daß die Frage weiterhin ungelöst bleibt. B. P. 
JaQ Powterski, Wybucb D powstania pruskiego a stoBunld mit;dzy Zako­
nem KrzyZackim i ksil\Zt;taml polskiml (1280-1261). [Der Ausbruch des 
zweiten prußischen Aufstandes und die Beziehungen zwischen dem Deut­
schen Orden und den polnischen Fürsten (1260-1261).] In: KMW Nr. 3 (149), 
1980, S. 303-324. [Dt. Zus.fass.]- P. schildert die politische Konstellation 
nach der durch den Deutschen Orden verlorenen Schlacht von Durben, die 
den zweiten Aufstand der Prußen zur Folge hatte. Die unter sich zerstrit­
teneo polnischen und pommerellischen Fürsten nutzten die Situation im 
politischen Kampf gegeneinander. Nur Ziemowit von Masowien und Sam­
bor II. von Pommerellen unterstützten den Orden, der durch die inneren 
polnischen Machtkämpfe seine Position im Kulmerland verselbständigen 
konnte. B. P. 
Udo Arnold, Der Erwerb PommereDens durch den Deutschen Orden. In: 
Westpreußen-Jahrbuch 30 (1980) S. 27-37. - A. schildert in einer knappen 
Skizze die unterschiedlichen staatspolitischen Interessen der N achbam -
Brandenburg, Polen, Preußen - an Pommerellen und die Vorgänge, die 
zum Erwerb des Landes durch den Deutschen Orden führten, und weist 
abschließend auf die moralische Beurteilung dieses Landerwerbs hin, die 
bis heute die polnische Geschichtsschreibung beherrscht und den deutsch­
polnischen Dialog belastet. B. P. 
Jaroslaw Wenta, Zaglnlony rocznik ollwski z XID/XIV wieku. [Ein verlo­
renes Olivaer Jahrbuch aus dem 13./14. Jahrhundert.] ZH 45 (1980), H. 3, 
S. 7-24. [Dt. Zus.fass.]- Der Autor unternimmt den Versuch, Annalen des 
Klosters Oliva zu rekonstruieren, die von den Verfassern des Chronicon 
Olivense und der Thomer Annalen, aber auch von Detmar von Lübeck als 
Grundlage ihrer Geschichtswerke benutzt wurden. B. P. 
Jaroslaw Wenta, Kronlka Plotra z Dusburga a dzleje Zakonu Krzy­
Zackiego zawarte w Kronlee ollwsklej. [Die Chronik Peters von Dusburg 
und die Geschichte des Deutschen Ordens im Chronicon Olivense.] In: Stu­
dia :tr6dloznawcze 25 (1980) S. 121-132. [Frz. Zus.fass.]- Die Abhängigkeit 
der um 1351 verfaßten Olivaer Chronik von der älteren preußischen Chro-
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nistik und Annalistik wird erneut untersucht, wobei der Verf.- vor allem 
in Auseinandersetzung mit Perlbach (1870}, Pollak6wna (1968} und G. La­
buda (1971)- neben der bekannten Chronik Peters von Dusburg zwei wei­
tere, vom Deutschen Orden ,.nicht zensierte" und nicht erhaltene Fassun­
gen derselben Chronik vermutet, auf deren letztere sich der Schreiber des 
Chronicon Olivense gestützt habe. B. P. 
Gerard Labuda, 0 opacie Stanislawie, autorze kroniki oliwskiej z polowy 
XIV wieku. [Über den Abt Stanislaus, den Verfasser der Olivaer Chronik 
aus der Mitte des 14. Jahrhunderts.] In: KMW Nr. 1 (147}, 1980, S. 3-16. [Dt. 
Zus.fass.] - Die umstrittene Frage der Autorschaft der Olivaer Chronik, 
die die Geschichte des Zisterzienserklosters bis zum Jahre 1349 und zu­
gleich in einem Exkurs die Anfänge des Deutschen Ordens in Preußen 
beschreibt, wird anband des umfangreichen Urkundenmaterials erneut 
untersucht. Im Gegensatz zu Hirsch, Töppen und Maschke, die in Gerhard 
von Brunswalde, Prior des Klosters um 1387, und zu Perlbach, der in ei­
nem unbekannten Notar den Verfasser der Chronik sahen, kommt L. zu 
dem überzeugenden Ergebnis, daß Abt Stanislaus (1330-1356} selbst die 
Chronik geschrieben habe, eine Hypothese, die schon der erste Herausge­
ber dieser wichtigen Geschichtsquelle, Wojciech Kt;trzyD.ski, 1886 aufge­
stellt, aber nicht ausreichend bewiesen hatte. B. P. 
Udo Arnold, Preußen, Böhmen und das Reich- Karl IV. und der Deutsche 
Orden. In: Kaiser Karl IV. Staatsmann und Mäzen, hrsg. von F. Seibt. 2. 
Aufl. München 1978, S. 167-173, Anm. S. 450-452.- A. sieht das Verhältnis 
Karls IV. zum Deutschen Orden generell als zurückhaltend und reserviert 
an. Zwar verlieh der Kaiser dem Orden im Reich eine Reihe von Vergün­
stigungen, aber sie galten nur einzelnen Ordensangehörigen, oder sie 
lagen im Interesse seiner eigenen Reichspolitik. Der Freundschaftsver­
trag mit Polen, 1348 in N amslau abgeschlossen und acht Jahre später 
erneuert, widersprach direkt den Ordensinteressen, ebenso wie Karls IV. 
Manifest an die Litauer. In diesem Rahmen muß man auch die Privilegien­
bestätigungen des Kaisers für das Ermland aus dem Jahre 1356 sehen, 
die ebenfalls gegen die politischen Intentionen des Ordens gerichtet 
waren. B. P. 
Bernhard Jähnig, Der Deutsche Orden und Karl IV. In: Blätter für deut­
sche Landesgeschichte 114 (1978} S. 103-149. -Nach J. fand der Ordens­
staat Preußen bei Karl IV. kein unmittelbares Interesse. Deshalb beurteilt 
der Verf. auch das Verhältnis des Kaisers zum Hochmeisterstaat positiver 
als U. Arnold, der stärkere Akzente setzt und dessen Einschätzung der 
kaiserlichen Ostpolitik mehr überzeugt. B. P. 
Klaus Mtlitzer, Ein Elbinger Pfundzollregister aus dem Herbst des Jahres 
1398. In: Preußenland 17 (1979) Nr. 112, S. 14-31. - Die Schonensehen 
Märkte an der Durchfahrt von der Ostsee zur Nordsee waren vor allem für 
den Herings- und Salzhandel der preußischen Städte bedeutsam. Das er­
gibt die Auswertung eines sieben Seiten umfassenden, unzureichend ge­
kennzeichneten Pfundzollregisters im Ordensbriefarchiv, das der Autor 
als Verzeichnis von Elbinger Schonenfahrern des Herbstes 1398 ausma­
chen kann. Die ungewöhnliche Höhe der Zolltarife und die Verzollung von 
Schiffswerten stand mit dem Gotlandfeldzug des Deutschen Ordens im 
Zusammenhang. Bei der Identifizierung der .rund 80 genannten Elbinger 
Schiffseigner und Kaufleute hätte das von Hans W. Hoppe in der Reihe der 
Beihefte dieser Zeitschrift herausgegebene Elbinger Stadtbuch gute Dien­
ste leisten können. W. Th. 
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Antonl Qzacharowsld, Die Führungsschicht in Thom (Torwi) am Anfang 
des 15. Jahrhunderts. Ihre politische und ökonomische Problematik. In: 
Städtische Führungsgruppen und Gemeinde in der werdenden Neuzeit. 
Hrsg. von Wilfried Ehbrecht. Köln/Wien: Böhlau 1980, S. 349-356.- Die 
schwankende Haltung der Stadt Thom gegenüber den kämpfenden Mäch­
ten im Krieg zwischen dem Deutschen Orden und Polen 1409-1411 führt der 
Autor auf den Niedergang der Thomer Wirtschaft und die Unterrepräsen­
tation der vermögensstarken Handwerkerschicht in den städtischen Füh­
rungsgremien zurück. W. Tb. 
Ireneusz CzarciAskl- Jerzy Przerackl, Spoleezne funkcje Bractwa Naj­
•wt.;tszej Marll Panny w Nowym Mldcie Torunlu. [Die gesellschaftlichen 
Funktionen der Bruderschaft Unserer Lieben Frau in der Neustadt 
Thom.] In: Acta Universitatis Nicolal Copemici. Nauki Humanistyczno­
Spoleczne 117. Historia 17 (1980) S. 109-149. [Dt. Zus.fass.]- Schon die 
Übersetzung des Begriffs Bruderschaft mit "Verein" im deutschen Resü­
mee ist symptomatisch für die Beurteilung der "gesellschaftlichen Funk­
tionen" dieser religiösen Vereinigung durch die Verf., die die Mitglieder 
der Bruderschaft, die dem Handwerkerstand und dem besitzenden Bür­
gertum angehörten, als "Pöbel" und "gemeines Volk" klassifizieren und 
damit einen politischen und sozialen Gegensatz zu den "Regierenden", 
Ratsherren und Schöffen, konstruieren, bis hin zum Thomer Aufstand von 
1456, an dem die Bruderschaft einen maßgeblichen Anteil gehabt haben 
soll. - Brauchbar ist der Quellenanhang: neben den schon von Strehlke 
und Semrau veröffentlichten Statuten und dem Zinsverzeichnis von 1435 
das Register der der Bruderschaft gehörenden Zinsen aus dem Jahre 1454 
und ein Mitgliederverzeichnis von 1455. B. P. 
Udo Arnold, Reformatorskie tendencje w Zakonle KryZacklm w Prusach 
w I polowie XV wleku. [Reformansätze im Deutschen Orden in Preußen in 
der ersten Hälfte des 15. Jahrhunderts.] In: ZH 45 (1980), H. 4, S. 7-19. [Dt. 
Zus.fass.] - Die Schrift des Karthäusermönches Heinrich Beringer an 
Hochmeister Paul von Rusdorf rief 1427 zur inneren Erneuerung der geist­
lichen Korporation auf, was auch Verfügungen zur Hebung der Ordens­
zucht zur Folge hatte. Die 1442 erarbeitete Regelneufassung wird hier erst­
mals genau untersucht. Sie stellt keine Reform im geistigen Sinne dar, 
sondern ist ein rein formaler Rückgriff auf das Ordensbuch des 13. Jahr­
hunderts. Hinzu kamen die Berufungen des Deutschmeisters auf die sog. 
"Orselnschen Statuten", die allein im Interesse der Vergrößerungen sei­
ner eigenen Autonomie lagen. B. P. 

IV. Vom Zweiten Thomer Frieden 
bis zur Ersten Teilung Polens (1.488-1772) 

Janusz Mallek, Königliches Preußen, Ordensstaat und Herzogtum Preu­
ßen 1m 15. und 16. Jahrhundert. In: Blätter für deutsche Landesgeschichte 
115 (1979) S. 1-14. - Der Verf. stellt die Gemeinsamkeiten zusammen, die 
die beiden Landesteile auch nach der durch den Zweiten Thorner Frieden 
1466 erfolgten Teilung Preußens weiter miteinander verbanden. Das wa­
ren sowohl gefühlsmäßige Bindungen, wie sie bei den preußischen Chro­
nisten ihren Ausdruck fanden, als auch das verbindlich anerkannte allge­
mein-preußische Indigenat und das in beiden Teilen des Landes weiter 
geltende Kulmer Recht. Hinzu kam die parlamentarische Zusammenar-
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beit der Stände auf den Gebieten der Münze, der Landesordnungen, der 
Zoll- und Verteidigungspolitik sowie in Schiedsgerichtssachen. B. P. 
Irena Janosz-Biskupowa, Zainteresowania archiwalno-historyczne bisku­
pow warmbiskleb w pocz~tkach XVI w. [Archivalisch-historische Interes­
sen der ermländischen Bischöfe am Anfang des 16. Jahrhunderts.] In: Acta 
Universitatis Nicolai Copernici. Nauki Humanistyczno-Spoleczne 114. Hi­
storia 16 (1980) S. 89-97. [Dt. Zus.fass.] - Hierbei geht es nicht um "archi­
valisch-historische Interessen" der Bischöfe Lukas Watzenrode und Fa­
bian von Lossainen, sondern um die von ihnen angelegten Urkunden­
sammlungen zum Nachweis der Ansprüche Polens auf Preußen bzw. der 
Rechtstitel des Deutschen Ordens auf das Land. Dahinter stehen also 
handfeste politische Interessen und Parteinahmen. B. P. 
Siegfried Forna~n, Urban Störmer aus Marlenburg. Der erste evangeli­
sche Kirchenliederdichter aus Altpreußen. In: Westpreußen-Jahrbuch 29 
(1979) S. 60-72.- Erst vor wenigen Jahren fand sich ein bisher unbekann­
tes ostpreußisches evangelisches Gesangbuch, das 1584 in Königsberg bei 
Georg Osterherger gedruckt wurde. Darin stehen fünf Kirchenlieder eines 
aus Marlenburg stammenden Urban Störmer, der ca. 1523 geboren wurde. 
Nach anderen Nachrichten war er der Sohn des gleichnamigen Marlenbur­
ger Bürgermeisters. 1542 wurde Störmer an der Universität Wittenberg 
immatrikuliert, wo er Luther persönlich kennenlernte. 1550 war er Rektor 
der Thorner Johannisschule und geriet bald in Konflikt mit Stanislaus 
Hosius, der damals Bischof von Kulm war und Störmers Entfernung aus 
der Stadt veranlaßte, nachdem dieser im Gottesdienst reformatorische 
Neuerungen eingeführt hatte. Störmer ging darauf nach Königsberg, wo 
er von Herzog Albrecht als Glaubensverfolgter aufgenommen, 1555 zum 
Professor der Beredsamkeit an der Universität und 1559 auch zum Hofka­
pellmeister ernannt wurde. Als solcher mußte er Motetten schreiben und 
religiöse Spiele aufführen lassen. Er starb aber berei~s 1565, kaum 42 
Jahre alt. Der Verf. gibt die Melodie eines geistlichen Liedes von Störmer 
in Noten wieder, dazu die Texte der fünf bekanntgewordenen Kirchen­
lieder, die in einzelnen Wendungen Anklänge an Luthers Lieder enthal­
ten. A. T. 
Janusz Mallek, Prusy Ksi.t;ce, Polska l Rzesza w czasach ksit;cla Al­
brechta. [Das Herzogliche Preußen, Polen und das Reich zur Zeit des Her­
zogs Albrecht] U525-1568). In: KMW 3 (149), 1981, S. 327-338. [Dt. Zus.fass.] 
- Der Aufsatz ist identisch mit der in deutscher Fassung in dem Sammel­
band "Horneck, Königsberg und Mergentheim" veröffentlichten Arbeit 
(vgl. ZGAE 40, 1980, S. 167). B. P. 
Andrzej Kempfi, Albrecht pruski a polscy pisarze czas6w zygmuntows­
kich. Epizod z historii niemiecko-polskich stosunk6w kulturalnych w XVI 
w. [Albrecht von Preußen und die polnischen Schriftsteller zur Zeit Sigis­
munds. Eine Episode aus der Geschichte der deutsch-polnischen Kultur­
beziehungen im 16. Jahrhundert.] In: Zeszyty Naukowe Katolickiego Uni­
wersytetu Lubelskiego 22 (1979) [1981], Nr. 4 (88), S. 27-36. [Dt. Zus.fass.]­
Im Mittelpunkt der Abhandlung stehen die Beziehungen Herzog Albrechts 
in Preußen zu den polnischen Schriftstellern J an Kochanowski, Mikolaj 
Rej und Andrzej Frycz Modrzewski. Seine erste Reise nach Königsberg 
unternahm Kochanowski bereits im Jahre 1552. Schon drei Jahre später 
weilte er erneut am Ufer des Pregels und kam hier in Kontakt mit Herzog 
Albrecht, dem er verschiedene lateinische Gelegenheitsgedichte widmete. 
Neben dem persönlichen entwickelte sich ein briefileher Kontakt zwi-
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sehen dem der Reformation zugetanen polnischen Dichter und dem Für­
sten, von dem er nach Ausweis der Quellen ein Geldgeschenk von 50 Mark 
Preußisch erhielt. Auch Mikolaj Rej stand in Verbindung mit Herzog Al­
brecht. Von ihm heiBt es, daß er nicht nur ein Sympathisant, sondern ein 
glühender Verfechter der Reformation gewesen ist. 1563 ist einer seiner 
Söhne am Königsherger Hof in der Umgebung des jungen Albrecht Fried­
rich, des späteren Herzogs in Preußen, bezeugt. Am bedeutendsten waren 
jedoch die Kontakte, welche der Verfasser der staatsrechtlichen Schrift 
"De re publica emendanda", Andrzej Frycz Modrzewski, zu Herzog Al­
brecht unterhielt. Bereits 1548 weilte er das erste Mal in Königsberg, al­
lerdings nicht als Student, sondern als Sendbote des polnischen Königs 
Sigismund August. Hierbei ging es um die Streitsache zwischen Herzog 
Albrecht und dem Heiligen Römischen Reich, an der die Krone Polen als 
preußischer Oberlehensherr beteiligt war. Modrzewski wies die Angriffe 
der Habsburger gegen den Herzog zurück und empfahl vielmehr dem Kai­
ser, seine Waffen gegen die Ungläubigen, statt gegen "Mitgenossen, ver­
eint durch gemeinsame Gesetze, Sitten, Pflichten, Bande des Blutes und 
des Zusammenlebens" zu richten. St. H. 
Roman Marchwinski, Kromer a Grodecki. Podstawy k.artograficzne Kro­
merowskiej Polonll. [Kromer und Grodecki. Die kartographischen Grund­
lagen der Kramersehen Polonia.] In: Acta Universitatis Nicolai Copemici. 
Nauki Humanistyczno-Spoleczne 114. Historia 16 (1980) S. 133-149. [Dt. 
Zus.fass.]- Der Bischof von Ermland, Martin Kromer, hat als ermländi­
scher Domkantor in den Jahre 1556-1558 eine Geschichte Polens verlaßt, 
die sich auf die Chroniken der Krakauer Gelehrten Mattbias von Miech6w 
und Bemard Wapowski stützte. Zehn Jahre später überarbeitete er sein 
Werk auf Wunsch des kujawischen Bischofs Stanislaus Karnkowski und 
gab es schließlich 1577 bei Matemus Cholinus in Köln in Druck (vgl. ZGAE 
39, 1978, S. 171-173). Das Werk wurde allseitig gelobt. Noch im 18. Jahrhun­
dert galt die Polonia Kromers als beste Landesbeschreibung Polens (vgl. 
die Vorrede zu Martin Cromers, Bisehaffs von Ermland, Beschreibung des 
Königreichs Polen, mit einigen Anmerkungen herausgegeben von An­
dreas Schott, Dantzig 1741, bey George Marcus Knoch). Die verbesserte 
Fassung von 1577 verdankt ihre Güte nicht zuletzt der Auswertung einer 
von Waclaw Grodecki bei Johannes Oporinus in Basel herausgegebenen 
Karte Polens, von der 1938 ein Druckexemplar in der Bayrischen Armee­
bibliothek in München gefunden wurde. W. Th. 
Andrzej Klonder, Rachunld cechu browarnik6w Starego Miasta Elblaga 
jako tr6dla do badaii nad produkcjl\ piwa w XVI-XVD w. [Die Rechnun­
gen der Bierbrauerzunft in der Altstadt Elbing als Quelle für Forschungen 
über die Bierproduktion im 16.-17. Jahrhundert.] In: Kwartalnik Historii 
Kultury Materialnej 28 (1980) Nr. 2, S. 201-210. [Dt. Zus.fass.]- Grundlage 
für die vorliegende Darstellung sind die im Staatlichen Wojewodschafts­
archiv Danzig verwahrten Rechnungen der Mälzenbräuerzunft der Alt­
stadt Elbing aus den Jahren 1530-1700. Die repräsentative Auswertung 
von Rechnungen aus diesem Zeitraum ergibt wichtige Angaben über die 
innere Struktur der Zunft, insbesondere über die Mitgliederbewegung. 
Hier verlief - je nach der konjunkturellen Lage - die Entwicklung aus­
gesprochen unterschiedlich. Während im Jahre 1610/1122 Meisterneu auf­
genommen wurden, war die Zuwachsrate 1630 gleich Null. Ein Grund für 
diese Lage war die schwedische Besetzung Elbings in jenem Jahr, die nicht 
nur die Stadt von ihrem Hinterland abschnitt, sondern auch die Vemich-
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tung der in Elbing vorhandenen Malzvorräte bedingte. Denselben Bedin­
gungen wie die Mitgliederbewegung war die Brauereiproduktion in der 
Altstadt Elbing unterworfen. Sie erreichte in den Jahren 1630/32 nur ein 
gutes Drittel des Volumens von 1681/82. Neben den Einflüssen von außen 
spielten bei der Produktionshöhe auch saisonbedingte Schwankungen 
eine große Rolle. Gewöhnlich wurde in den Monaten März bis Mai sowie 
November und Dezember das meiste Bier gebraut, während die geringste 
Produktion im Sommer war. Hier wird deutlich, daß die Produktion nach 
dem Einbringen der Getreideernte in vollem Gang kam, während im 
Juni/Juli die Vorräte gewöhnlich aufgebraucht waren. St. H. 
Balina Keferstein, Pisarze zwi•ani z Braniewem na przelomie XVI/XVH 
wieku. [Mit Braunsberg verbundene Schriftsteller an der Wende vom 
16. zum 17. Jahrhundert.] In: KMW Nr. 4 (150), 1980 [1981], S. 507-530. [Dt. 
Zus.fass.]- Durch die Gründung der Jesuitenakademie sowie des Diöze­
san- und Päpstlichen Seminars erhielt die Stadt in der zweiten Hälfte des 
16. Jahrhunderts nicht nur auf kirchlichem, sondern auch auf kulturellem 
Sektor eine Bedeutung, die weit über die Grenzen des Ermlands hinaus­
ging. Auf Grund des kosmopolitischen Charakters des Jesuitenordens war 
der Kreis der am Braunsherger Kollegium studierenden Zöglinge breit 
gefächert. Neben Polen und Deutschen fanden sich in ihren Reihen viele 
Skandinavier, Russen, Ruthenen, Litauer und sogar vereinzelt Schotten. 
So verwundert es nicht, daß Braunsberg Dichter und Schriftsteller anzog, 
zumal die Jesuiten im Sinne ihres Bildungsprinzips der "gescheiten Fröm­
migkeit" diese Entwicklung unterstützten. Gemäß den Grundsätzen ihres 
Ordens betrachteten sie Rhetorik und Dichtkunst als Mittel zur Stärkung 
und Verbreitung des Glaubens. H. K. führt im folgenden aus, daß viele der 
mit Braunsberg verbundenen Schriftsteller aus dem Kreis der Zöglinge 
des Kollegiums und der Seminare kamen. Als Beispiel seien hier der spä­
tere poeta laureatus Lorenz Bojerus, ein Schwede, der Lette Georg Elger 
und der Verfasser des ersten polnischen Gebetbuches, Marcin Latema, 
genannt. In Braunsberg studierten auch der polnische Barockdichter Hie­
ronim Morsztyn sowie der Dramatiker Sebastian Skarga. Wie eng die Be­
ziehungen Braunsbergs zu Katholiken in Schweden besonders in der Re­
gierungszeit Sigismunds 111. Wasa gewesen sind, beweist die Tatsache, daß 
häufig schwedische Namen, z. B. die Gelehrten Messenius und Vastovius, 
in den Matrikeln der dortigen Bildungsinstitute verzeichnet sind. St. H. 
Maria Bogucka, Mentalität der Bürger von GdaDsk im 16.-17. Jahrhun­
dert. In: Studia Maritima 1 (1978) S. 64-75. - Der von der Polnischen Aka­
demie der Wissenschaften herausgegebene erste Band der Studia Mari­
tima enthält Referate, die bei einer wissenschaftlichen Tagung ,, 'Ober die 
Kultur der Ostseestädte" im September 1975 in Elbing von namhaften 
polnischen Gelehrten gehalten wurden. Sie betreffen, wie es im Vorwort 
heißt, ein bisher gegenüber sozio-ökonomischen Themen vernachlässigtes 
Gebiet: die Kultur im Bereich des Königlichen Preußen vom späten Mit­
telalter bis zum 18. Jahrhundert. Da Danzig und das hier behandelte West­
preußen dem Ermland benachbart waren und in vielfachem Austausch mit 
ihm standen und Elbing in kirchlicher Hinsicht zu ihm gehörte, sind die 
meisten Artikel auch für den ermländischen Historiker anregend und in­
teressant, zumal darin manche neue Gesichtspunkte herausgearbeitet 
werden. Maria Bogucka aus Warschau beschreibt die "Mentalität" der 
Danziger Bürger im 16. und 17. Jahrhundert in Anlehnung an ähnliche 
Untersuchungen über Sinnes- und Geistesart sowie das Selbstbewußtsein 
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bestimmter gesellschaftlicher Gruppen, die man neuerdings in Frankreich 
intensiv betreibt. Sie handelt dabei ausführlich über das gut ausgebildete 
Schulwesen und die Bildung der jungen Generation in Danzig, über die 
Einflüsse des großen Hafens und fremder Waren sowie den Zustrom von 
Büchern. Weltanschaulich vorherrschend war der Protestantismus, die 
Mennoniten erhielten keine Stadtrechte, Quäker und Juden waren diskri­
miniert. Die Patrizier und reicheren Bürger sprachen vorwiegend deutsch, 
das Amtssprache war, in der ärmeren Bevölkerung herrschte das Polni­
sche, viele Ausländer lebten in der Stadt. Ein stark entwickelter lokaler 
Patriotismus war charakteristisch, dazu das Interesse für Geschichte und 
Politik, Zeitungen und Flugblätter erschienen regelmäßig. Mäßigkeit und 
Vorsicht wurden angestrebt, dennoch ahmte die Oberschicht den aufwen­
digen Lebensstil des polnischen Adels nach, das seiner Macht bewußte, 
gebildete Bürgertum von Danzig "unterlag zweifellos auch den Einflüssen 
der ,sarmatischen' Denkart". 
Janusz Tazblr, Sozinlanlsmus in GdaDsk und Umgebung. Ebd. S. 75-88. -
Ahnlieh wie in seinem 1976 erschienenen Aufsatz (vgl. ZGAE 39, 1978, S. 
210 f.) stellt der Warschauer Historiker das Auftreten der Sekte der Anti­
trinitarier oder Sozinianer in Danzig und Umgebung seit der zweiten 
Hälfte des 16. und im 17. Jahrhundert dar. Man ließ jene nicht sehr zahl­
reichen "Polnischen Brüder" in dieser Zeit des .,labilen Gleichgewichts" 
zwischen den anderen Konfessionen so lange in Ruhe, wie sie nicht selber 
werbend auftraten. 
Stanlslaw Salmonowicz, Les gymnases protestants dans Ia Prusse Boyale 
Polonaise: Leur r6le culturel au XVIße slecle. Ebd. S. 89-97. - Der Thomer 
Historiker schildert die bedeutende Rolle, welche die drei ,.akademischen 
Gymnasien", eine Art von .,Halbuniversitäten", seit der Mitte des 16. 
Jahrhunderts in Elbing, Danzig und Thorn spielten. Besonders bedeutend 
war das Thorner Gymnasium, von dem aus seit dem 18. Jahrhundert sich 
die Gedanken und Lehren von Pufendorf, Leibniz, Descartes, Thomasius 
und Locke in Polen ausbreiteten. Am Danziger Akademischen Gymna­
sium wirkten der bekannte Historiker und Rechtswissenschaftler Gott­
frted LengDich und Mitte des 18. Jahrhunderts der Philosophieprofessor 
Michael Hanow, ein Schüler Wolffs, der dessen Philosophie weithin ver­
breitete. Durch Einflüsse aus Halle und aus Leiden wurden Ideen von 
Francke, Gottsched und Wolff bekanntgemacht. Die Professoren der Gym­
nasien spielten eine große Rolle im städtischen Leben bei Festen und 
Feiern sowie offiziellen Verhandlungen. Auch das Theater- und Musik­
leben der drei Städte wurde hauptsächlich von den Akademien getragen. 
Als im Laufe des 18. Jahrhunderts die internationale Rolle dieser städti­
schen Gymnasien schwand, übten sie doch noch weiterhin Einfluß auf 
Großpolen und das benachbarte Königreich Preußen aus. So spielten diese 
Hochschulen eine wichtige Vermittlerrolle zwischen dem aufgeklärten, 
vorwiegend protestantischen Europa und der polnischen Kultur von da­
mals. 
Lech Mokrzeckl, Musikkultur in Gda6sk und Elblu im 18.-18. Jabrhun· 
dert. Ebd. S. 98-107.- Die Musikkultur in Danzig und Elbing hatte im 16. 
bis 18. Jahrhundert ein hohes Niveau. An den Gymnasien und Pfarrschu­
len wirkten Kantoren, die gleichzeitig als Dirigenten, Kapellmeister und 
Organisten tätig waren. Im Musikunterricht der Schulen wurde Musik· 
theorie, Gesang und Umgang mit den Instrumenten gelehrt. Die "Turm­
bläser" der Städte spielten auf Pfeifen, Flöten, Trommeln und Trompeten. 
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Die Zunftmusiker benutzten Streichinstrumente, die städtischen Ratska­
pellen Blasinstrumente. In Elbing gab es eine Musikgruppe unter dem 
Stadtmusikus. Erhaltene Manuskripte zeugen von der Aufführung nieder­
ländischer, französischer und polnischer Kompositionen. Öffentliche Kon­
zerte fanden bei besonderen Ereignissen statt, z. B. anläßlich von Besu­
chen polnischer Könige, man konzertierte im Danziger Artushof, in den 
Sälen der Gymnasien und in den Kirchen. 
Marian Pawlak, Die Universitätsstudien der Jugend der Städte von Kö­
niglich Preußen im 18.-18. Jahrhundert. Ebd. S. 108-112.- Die Söhne der 
Bürger des Königlichen Preußens suchten zum Studium am häufigsten die 
nächste Universität in Königsberg auf, bis 1772 wurden dort ca. 2000 Stu­
denten aus Preußen immatrikuliert. Vor allem blühte diese Hochschule 
während des Dreißigjährigen Krieges, im 18. Jahrhundert nahm der Be­
such ab, da man Zwangsrekrutierung zum preußischen Heer fürchtete. 
Gut besucht waren auch die Universitäten Frankfurt/Oder und Krakau 
sowie die mitteldeutschen Hochschulen Leipzig und Wittenberg. Von aus­
ländischen Universitäten wählte man gern Leiden. Soweit man den Stu­
diengegenstand feststellen kann, herrschte das Jurastudium vor, es folgen 
Theologie und zuletzt Medizin. Wohlhabende Bürger ließen ihre Söhne 
Bildungsreisen durch fremde Länder unternehmen. 
Kazimierz Slaski, Die Beziehungen der Städte Königlich Preußens mit 
Dänemark, Norwegen und Schweden auf dem Gebiete der Bßdung und 
Wissenschaft im 18.-18. Jahrhundert. Ebd. S. 113-117.- Die protestanti­
schen höheren Schulen in Elbing, Danzig und Thorn, die Jesuitenschulen 
in Braunsberg und Alt-Schottland bei Danzig sowie die Zweigstelle der 
Krakauer Universität in Kulm hatten einen guten Ruf auch in Dänemark, 
Norwegen und Schweden. In Braunsberg studierten auch Lutheraner aus 
diesen Ländern, bis dies von ihren Regierungen verboten wurde. Aller­
dings besuchten nur wenige Studenten aus dem Königlichen Preußen nor­
dische Universitäten. Umgekehrt weilten kurz oder länger schwedische 
Flüchtlinge in Westpreußen oder dem Ermland, so Johannes Vastovius 
und der Frauenburger Domherr Mattbias Montanus. Enger waren die Be­
ziehungen der Wissenschaftler Königlich Preußens zu Dänemark, beson­
ders zur Universität Kopenhagen. A. T. 
Janlna Bierniarz6wna, Zwi~ kulturalne Krakowa z Wannil\ od XVI do 
XVID wieku. [Die kulturellen Verbindungen zwischen Krakau und dem 
Ermland vom 16. bis 18. Jahrhundert.] In: RO 11 (1975) [1980] S. 31-62. 
[Engl. u. russ. Zus.fass.] - Die Arbeit bietet eine sehr instruktive Zusam­
menstellung der vielfachen Beziehungen zwischen dem Ermland und der 
polnischen Metropole Krakau während der 300 Jahre der Zugehörigkeit 
des Ermlands zur polnischen Monarchie. Diese Verbindungen sind zu­
nächst in der Person der ermländischen Landesherren greifbar, von denen 
einige ihr Studium in Krakau absolvierten, andere vor ihrer Wahl zum 
Bischof Domherren in Krakau waren. Intensiviert wurden sie durch die 
beiden ersten polnischen Bischöfe auf dem ermländischen Thron, Stanis­
laus Hosius, einem gebürtigen Krakauer, und seinem Nachfolger Martin 
Kromer. Eine wichtige Rolle spielten dabei die Jesuitenanstalten in 
Braunsberg, die einen regen Austausch unter den Lehrern wie auch den 
Schülern pflegten. Seit 1630 stieg die Zahl ermländischer Studenten an der 
Universität Krakau beträchtlich an. - Die künstlerischen Kontakte schu­
fen vor allem die Bildhauer und Architekten. Krakauer Künstler restau­
rierten nach den Schwedenkriegen den Frauenburger Dom und schufen 
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die schwarzen Marmoraltäre. Ihrer bediente sich auch Bischof Szembek 
bei seiner reichen Bautätigkeit. Der Nachweis von in Krakau gedruckten 
Büchern ermländischer Autoren und ermländischer Bürger, die sich zwi­
schen 1735 und 177 4 in Krakau niederließen, beschließt den lesenswerten 
Aufsatz. B. P. 
Wladyslaw Chojnacki, Pruskie rozporzttdzenia w jt;zyku polskim dla lud­
nosei dawnych Prus Ksi1\Z~;cych w XVI-XIX wieku. [Preußische Verord­
nungen in polnischer Sprache für die Bevölkerung des ehemaligen Herzog­
lichen Preußen 1m 16.-19. Jahrhundert.] In: KMW Nr. 2 (148), 1980, S. 135 
bis 153. [8 Abb., dt. Zus.fass.] - Die ersten gedruckten Verordnungen in 
polnischer Sprache erschienen bereits im 16. Jahrhundert in Königsberg 
und waren an die Bevölkerung Masurens und der Kaschube! gerichtet. In 
der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts kamen als Druckorte Berlin, Stet­
tin und Breslau hinzu. Besser als die Edikte in polnischer sind die Erlasse 
in litauischer Sprache bekannt, die an die Einwohner des nordöstlichen 
Ostpreußen adressiert waren. Die publizierten litauischen Edikte befan­
den sich früher in der ehemaligen Handbibliothek des Königsherger 
Staatsarchivs, wo sie als Doubletten von den Archivbeständen getrennt 
waren. 1945 wurde die gesamte Büchersammlung, die ca. 10 000 Bände 
zählte, nach Wilna überführt und befindet sich jetzt in der Bibliothek der 
Litauischen Akademie der Wissenschaften. Am Anfang erschienen auf 
polnisch und litauisch solche Verordnungen, die Ankömmlinge aus der 
benachbarten Adelsrepublik betrafen. Seinen eigentlichen Aufschwung 
erfuhr das Ediktenwesen durch König Friedrlch Wilhelm I. im Zusammen­
hang mit dem Retablissement Nordostpreußens. In Gemeinden mit pol­
nisch- oder litauischsprachiger Bevölkerung waren die Prediger angewie­
sen, die entsprechenden Verfügungen Wort für Wort in die Sprache der 
Ortsbewohner zu übersetzen und von der Kanzel zu verkünden. Im Laufe 
des 18. Jahrhunderts nahm die Zahl der gedruckten polnisch- und 
lltauischsprachigen Edikte sprunghaft zu. So erschienen 1743 1m Amt 
Liebstadt 30 deutsche und 20 polnischsprachige Mandate, in Neidenburg 
70 zweisprachige Erlasse, in Preußisch Mark 50 deutsche und zehn pol­
nischsprachige und in Rastenburg 191 Verfügungen auf deutsch und 81 auf 
polnisch. Abschließend befaßt sich Ch. mit den polnischen Obersetzern in 
Königsberg, die bereits seit der Mitte des 16. Jahrhunderts nachweisbar 
sind. Neben dem Bestand des Etatsministeriums Königsberg, der jetzt 1m 
Geheimen Staatsarchiv Preußischer Kulturbesitz in Berlin verwahrt 
wird, liegt im Deutschen Zentralarchiv Merseburg unter der Rep. 7 ,.Ost­
preußen" Material über das ostpreußische Ediktenwesen vor. St. H. 
Roman Darowski SJ, Gorgonius Agelson SJ (1804-1865), Professor an der 
Wllnaer Akademie. In: Zeitschrift für Ostforschung 28 (1979) H. 2, S. 256 
bis 269. - Gorgoniusz Agelson SJ (1604-1685), profesor w AkademU Wi­
le6skiej. In: Prawo Kanoniczne 22 (1979) Nr. 3-4, S. 263-275.- Der Verf. 
stellt zum ersten Mal das Leben und zwei Werke des aus einer dänischen 
Familie stammenden Jesuiten vor, die im Hochstift Ermland während der 
Regierungszeit des ermländischen Bischofs Simen Rudnicki (1604-1621) 
eine neue Heimat gefunden hat. D. zeichnet auf Grund des reichhaltigen 
Materials des Jesuitenarchivs in Rom den Lebensweg von Ageison sehr 
genau nach, der, 1604 in Kopenhagen geboren, seine Studien 1618 am 
Päpstlichen Seminar in Braunsberg begann und 1622 in Wilna in die Ge­
sellschaft Jesu eintrat. Dort dozierte er später (1651-1655) Kirchenrecht an 
der Akademie, danach war er Vizekanzler und Studienpräfekt ebenda und 
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schließlich 1658-1661 zunächst Vizerektorund dann Rektor des Braunsber­
ger Jesuitenkollegs. Dort ist er am 9. Januar 1665 gestorben. Nach D. hiel­
ten die Zeitgenossen Ageison für einen "hervorragenden Gelehrten"; je­
doch war bisher nichts über seinen wissenschaftlichen Nachlaß bekannt. 
D. vermag nun eine erste Vorstellung von dem geistigen Profil dieses Je­
suiten zu vermitteln, indem er nachweist, daß die Disputationsthesen für 
Andreas Wenzeslaus Borzecki unter dem Titel "Mundus philosophicus" 
(Wilna 1643) von Ageison verfaßt sein müssen. Eine zweite Arbeit stammt 
ohne Zweifel von ihm, da sein Name auf dem Titelblatt genannt ist. Es 
handelt sich um die kirchenrechtlichen Disputationsthesen für seinen 
Schüler Matthäus Johannes Szenrath (Schönrath?) "Conclusiones canoni­
cae de constitutionibus ecclesiasticis et praelatorum ecclesiasticorum le­
gislatrice potestate" (Wilna 1652). Nach den Untersuchungen von D. wird 
man Gorgonius Ageison, der zweifellos das geistige Niveau des Kollegs in 
Braunsberg und der Akademie in Wilna mitbestimmt hat, eine gewisse 
Eigenständigkelt des Denkens zubilligen müssen - im kirchenrechtlichen 
Bereich wahrscheinlich mehr als im philosophischen. Der Aufsatz ist da­
her ein Beitrag zur Geschichte des geistigen Lebens in der polnischen und 
in der litauischen Jesuitenprovinz jener Zeit und zeugt im übrigen einmal 
mehr von den engen Beziehungen, die damals zwischen den Jesuitenan­
stalten in Braunsberg und Wilna bestanden haben. Daneben darf man ihn 
auch als willkommene Ergänzung der "Literaturgeschichte des Bistums 
Ermland" (Leipzig, Braunsberg 1873) aus der Feder des Altmeisters der 
ermländischen Geschichtsforschung, Franz Hipler, betrachten; eines Wer­
kes, das als Ganzes bis heute noch nocht überholt ist. Leider hat D. dieses 
Werk nicht herangezogen. Aus einer handschriftlichen Quelle, der "Histo­
ria Collegii Brunsbergensis Societatis Jesu'', die Hipler noch benutzt hat 
(vgl. a. a. 0., S. 184), geht hervor, daß Ageison 1646 in Braunsberg Theo­
logie gelehrt hat. Vielleicht hat die von D. zitierte Quelle, wonach Ageison 
1643-1649 in Braunsberg gewesen sei, demnach doch recht. Möglicherweise 
hat Ageison seinen Aufenthalt in Braunsberg 1645 nur unterbrochen, um 
in Wilna zum Dr. theol. promoviert zu werden. 
Der verdienstvolle Aufsatz von D. kann überdies noch aus einer anderen 
zeitgenössischen Quelle ergänzt werden. Es war nicht ohne Bedeutung für 
den Werdegang des Gorgonius Ageison, aus was für einer Familie er 
stammte. In seinem Vater Johannes hatte er ein Vorbild für den bedin­
gungslosen Einsatz für Glaube und Kirche. Vater und Mutter hatten zu­
sammen mit dem etwa einjährigen Söhnchen die Verbannung aus dem 
dänischen Vaterland auf sich genommen. Daß auch seine Mutter Eva und 
seine Schwester Elisabeth ganz bewußt und entschieden in besonderer 
Weise für ihren Glauben einstanden, bezeugt uns der ermländische Jesuit 
Thomas Clagius (1635-41 Superior in Rößel, 1641 Professor für Rhetorik in 
Wilna, gest. 1664 in Rößel) in seinem Werk über die Heiligelinde "Linda 
Mariana" (Köln 1659, S. 326-327; diese Stelle ist auch abgedruckt in: Quel­
len zur Geschichte der ersten Katharinenschwestem und ihrer Gründetin 
Regina Protmann t 1613. Hrsg. u. erläutert von E. M. Wermter. Münster 
1975 = ZGAE Beiheft 2, S. 113-114). Clagius hat ohne Zweifel nicht nur 
seinen Mitbruder Gorgonius Ageison, sondern auch die ganze übrige Fa­
milie Ageison persönlich gekannt. So berichtet er, daß Eva Ageison, 
eine .,sehr fromme Frau'', ihre Tochter Elisabeth neben den anderen Kin­
dern so in der Frömmigkeit erzogen habe, daß diese sich entschlossen 
habe, in den Konvent der Katharinenschwestem in Rößel einzutreten. An 
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anderer Stelle erwähnt Clagius eine weitere Tochter, mit Namen Katha­
rina, die eine Wallfahrt nach Heiligelinde unternommen habe (Linda Ma­
riana, S. 420-421). 'Ober Johannes Ageison erzählt er, daß er sich sehr tat­
kräftig für die Wiederherstellung der Wallfahrtskapelle in Heiligelinde 
eingesetzt habe. Und im Anschluß an diese Nachricht gibt Clagius eine 
sehr ausführliche Charakteristik dieses tapferen und einsatzbereiten Man­
nes (a. a. 0., S. 288-290). E. M. W. 
Zbignlew Nowak, "Konstytucyje Elbll\9kieu. Antyreformacyjny pamßet 
jezuicki z 1814 roku. [Die "Elbinger Konstitutionen". Ein antireformato­
risches Pamphlet der Jesuiten aus dem Jahre 1614]. In: Rocznik Elb~ki 8 
(1979), S. 105-121. [3 Abb.] - Bereits sehr früh fand die Reformation im 
Königlichen Preußen Eingang. Die ersten Schriften Luthers wurden in 
Danzig schon 1518 veröffentlicht. In den Jahren 1526-1600 waren an der 
Universität Wittenberg, dem Zentrum des Luthertums, 122 Studenten aus 
Danzig, 34 aus Elbing und 31 aus Thorn immatrikuliert. Eine wichtige 
Rolle für die Verbreitung der Reformation in Polen spielte auch die Kö­
nigsberger Albertina, an der in den Jahren 1549-1584 186 Personen aus dem 
Königlichen Preußen studierten, darunter 81 aus Danzig und 15 aus Elbing 
und Thom. Seit der Mitte des 16. Jahrhunderts traf die in Lutheraner und 
Kalvinisten gespaltene reformatorische Bewegung zunehmend auf den 
Widerstand gegenreformatorischer Kräfte, deren Führer Kardinal Stanis­
laus Hosius war. Eines der ersten Objekte der polnischen Gegenreforma­
tion war die an das katholische Ermland grenzende Stadt Elbing, wo sich 
die Jesuiten in den Besitz des Gymnasiums und der Stadtpfarrkirche St. Ni­
kolaus zu setzen suchten. Da zunächst alle auf dieses Ziel gerichteten Bemü­
hungen fehlschlugen - auch die Unterstützung König Sigismunds m. 
fruchtete nichts-, griffen dieJesuitenzum Mittel von Pamphleten und an­
deren Streitschriften, um die Position des protestantischen Elbinger Rates 
zu erschüttern. Die bekannteste Veröffentlichung dieser Art sind die soge­
nannten "Elbinger Konstitutionen", die dem evangelischen Superinten­
denten von Thorn, Johann Turnowski, untergeschoben wurden. In dieser 
fingierten Schrift werden die Streitigkeiten zwischen Lutheranern und 
Kalvinisten in besonderem Maße akzentuiert und ein krasses Bild von der 
Uneinigkeit in den Reihen der Protestanten entworfen. Nach Auffassung 
N .s weist die Diktion der in diesem Pamphlet enthaltenen Formulierungen 
eindeutig auf die Hand der Jesuiten hin, deren Agitation sich hauptsächlich 
gegen die Kalvinisten richtete. Wenn auch Elbing schließlich den Kampf 
um die Nikolaikirche verlor, so gelang es den Jesuiten doch nicht, ihren 
Sieg vollständig auszunutzen. Der Widerstand von Elbings Rat und Bürger­
schaft gegen die Einführung des Katholizismus bieb ungebrochen. St. H. 
Gerard Labuda, Kronika franclszkan6w wejherowskich. Zapoznany zaby­
tek historiografii klasztornej z polowy XVll wieku. [Die Chronik der 
Franziskaner von Neustadt. Ein vergessenes Dokument der Klosterge­
schichtsschreibung aus der Mitte des 17. Jahrhunderts.] In: Studia Polo­
nistyczne 5 (1977) [1978] S. 49-65. [Dt. Zus.fass.]- Der Verf. analysiert die 
heute im Diözesanarchiv in Pelplin befindliche Chronik, die in ihren 
Hauptteilen von dem Guardian des Klosters Gregor von Danzig in den 
Jahren 1654-1677 geschrieben wurde. Sie enthält Namenlisten der Kon­
ventsbrüder, der Klosterschüler und von Konvertiten. Darüber hinaus 
werden wichtige politische Ereignisse zur Geschichte Polens, Pommerel­
lens und der Stadt notiert, die gerade über die Zeit des schwedisch-polni­
schen Krieges neue Aufschlüsse geben. B. P. 
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Sigfried von Weiher, Jakob von Weiher und die Kalvarie von Wejherowo/ 
Neustadt. In: Westpreußen-Jahrbuch 29 (1979) S. 53-59.- Der Gründer der 
Stadt Wejherowo (von 1771-1918 und von 1939-1944 Neustadt), Jakob von 
Weiher, legte- in Erfüllung eines Gelübdes-am Rande der Stadt ein 
Kloster und einen Kalvarienberg mit 25 Kapellen an, als Nachbildung von 
Christi Leidensweg. Bereichert durch Familiennachrichten und einen 
Plan der Anlage aus der Gründungszeit (um 1657), bietet der Artikel ein 
lebendiges Bild von der Entstehung des bedeutendsten Wallfahrtsortes 
der Kaschuben. B. P. 
Marian Pawlak, Ordynacja gimnazjum elbl.klego z 1692 r. [Die Ordnung 
des Elbinger Gymnasiums aus dem Jahre 1692.] In: Rocznik Elbl~ki 8 
(1979) S. 357-378. -Die für die westpreußische Schulgeschichte wichtige 
Quelle liegt in Abschrift im Wojewodschaftsarchiv Thorn vor. Die Verbin­
dung der Elbinger Schulordnung mit Thom erklärt sich aus dem Umstand, 
daß sie aus der Feder Ernst Königs stammt, der in den Jahren 1667-1681 
das Thomer Gymnasium leitete und eine Abschrift seines Entwurfes an 
seine Thomer Freunde sandte. Nach einer kurzen Vorbemerkung bringt P. 
den Text der lateinischen Originalfassung im Vollabdruck mit anschlie­
ßender polnischer Übersetzung. Der erste Teil der Schulordnung enthält 
Vorschriften über die Organisation der Schule, die Kompetenzen des städ­
tischen Rats, die Aufgaben der Scholaren und des Rektors sowie die 
Pflichten der Lehrer. Der zweite Teil beschäftigt sich mit dem Verhalten 
der Schüler inner- und außerhalb der Schule. Im letzten Abschnitt ist von 
den Pflichten der älteren Schüler gegenüber ihren jüngeren Mitschülern 
die Rede, vor allem in bezugauf die Beaufsichtigung der Schularbeiten. 

St. H. 
Witold Gliilski, Das ermländische Schulwesen im 18. Jahrhundert. In: 
Zeitschrift für Slawistik 24 (1979) S. 896-902.- Der verstorbene Allenstei­
ner Verf. schildert auf Grund von Literatur (vor allem Dittrich und Wa­
schinski) und der reichen Quellen des heute in Allenstein aufbewahrten 
Diözesanarchivs, d. h. vorwiegend Kirchenvisitationsakten jener Zeit, die 
Zustände im ermländischen Schulwesen im Zeitalter der Aufklärung. Es 
gab damals drei Schultypen: die humanistischen Gymnasien der Jesuiten 
in Braunsberg und Rößel mit fünf Klassen, die Stadtschulen, die in der 
Regel dem sog. Trivium mit drei Klassen folgten und einige Lateinkennt­
nisse vermittelten, und die wohl in jedem Pfarrdorf vorhandenen Dorf­
schulen, die "Lesen und Schreiben in der Muttersprache, Rechnen und die 
Grundsätze des Glaubens" vermittelten. Die Schulen wurden hauptsäch­
lich von Knaben besucht, nur die Katbannerinnen unterhielten in Brauns­
berg, Heilsberg, Wormditt und Rößel auch Mädchenschulen. Die Land­
schulen besaßen im allgemeinen nur ein Unterrichtszimmer, in dem meh­
rere Klassen gleichzeitig unterrichtet wurden, die Stadtschulen waren 
meistens größer. Die Schulaufsicht oblag der Kirche, d. h. den Pfarrern, 
Dekanen und der bischöflichen Behörde. Die Lehrer entstammten zumeist 
den ermländischen Städten, seltener dem Lande, häufiger hatten sie die 
Jesuitengymnasien oder doch die Stadtschulen besucht. Der Verf. betont, 
daß die Unterrichtssprache im nördlichen Ermland Deutsch, im südlichen 
Polnisch gewesen sei und wirft die Frage auf, ob in Stadt- und Landschu­
len auch beide Sprachen nebeneinander vorgekommen seien, ohne dies 
beantworten zu können. Recht dürfte er mit seiner Bemerkung am Schluß 
haben: .,Das harmonische Zusammenleben der beiden ethnischen Sprach­
gruppen innerhalb des bischöflichen Dominiums im Ermland überdauerte 
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das Jahr 1772 und auch das Dominium selbst, das von den neuen Behörden, 
den Preußen, bald aufgelöst wurde." Dennoch darf einige Kritik angemel­
det werden. So meint der Verf. z. B., daß in einigen ermländischen Deka­
naten die Zahl der Schulen nicht feststellbar sei (S. 897). Dazu wäre zu 
sagen, daß bei fehlenden Nachrichten in den Kirchenvisitationsakten im 
18. Jahrhundert noch andere Quellen die Existenz von Pfarrschulen bele­
gen könnten, z. B. Bauakten, die Hausbücher in den Pfarreien, vor allem 
aber die Kirchenbücher, die ja die Trauung und Sterbedaten der Lehrer 
und Angaben über die Taufe ihrer Kinder enthalten. Allerdings würde das 
etwas umfangreichere Nachforschungen voraussetzen. Es sind sodann ein­
zelne Bezeichnungen zu beanstanden, was aber vielleicht auch der 'Über­
setzung aus dem Polnischen ins Deutsche zur Last zu legen ist. So waren 
die Katbarmerinnen nie ein kirchlicher ,.Orden" (S. 887 f.), sondern nur 
Kongregation, sie hatten auch keine ,.Priorin" (S. 900) wie die alten Or­
den, sondern eine ,. Oberin". Ganz unverständlich ist der ungebräuchliche 
Terminus ,.Kurienv:isitatoren" (S. 898) als Bezeichnung für Personen, die 
die Aufsicht über die Schulen hatten. Gemeint sind die Vertreter der Bi­
schöflichen Kurie. Auch ,.Beschließerinnen" (S. 900) bei den Katharinerin­
nen ist ein unklarer und veralteter Ausdruck, gemeint sind wohl die 
,.Pförtnerinnen" der Klöster. Aber auch inhaltlich ist des Verf. Meinung, 
daß bei den Schwestern ,,also einstige Köchinnen, Wäscherinnen oder Be­
schließerinnen" Lehrerinnen der Mädchen geworden seien (S. 900), vorein­
genommen und einseitig und unterschätzt sicher den Bildungsstand der 
Frauen in den ermländischen Städten. Ebenso wirkt es etwas seltsam, daß 
die preußischen Soldaten, die über die Grenze nach Braunsberg kamen 
und in Streitigkeiten mit Jesuitenschülern und Bürgern gerieten, "auf der 
Suche nach Vergnügungen" (S. 901) gewesen seien. Viel eher kann man 
dabei an das Ausspähen (und spätere Entführen) von "langen Kerls" den­
ken, wie es zur Zeit des Soldatenkönigs Friedrich Wilhelm I. immer wie­
der vorkam und viele Mißhelligkeiten zwischen beiden Ländern verur­
sachte. A. T. 
Halina Keferstein - Wanda Anusiak, Ostemnastowieczne zapisld n:Jtopü­
mienne w starodruckach Bibllotekl Muzeum Mazursklego w Ol.sztynle. 
[Handschriftliche Aufzeichnungen des 18. Jahrhunderts in alten Drucken 
der Bibliothek des Masurischen Museums in Allenstein.] In Roczn1k Olsz­
tyilsklll (1975) [1980] S. 243-260. [Engl. u. russ. Zus.fass.]- Drei kirchliche 
Drucke des 18. Jahrhunderts, zwei aus Masuren, einer aus dem Ermland, 
die handschriftliche Eintragungen vor allem von Gebetstexten in polni­
scher Sprache enthalten, legen - nach Ansicht der Autorinnen - ,.ein 
Zeugnis von der Gemeingültigkeit unserer [ = der polnischen] Volksspra­
che in diesen Gebieten ab"- ein Trugschluß, denn es lassen sich ohne Mühe 
ebenso viele oder sogar mehr deutsche Drucke mit deutschen handschriftli­
chen Eintragungen finden, z. B. in der Bibliothek des Hosianum! B. P. 
Stanlslaw Salmonowicz, Pietyzm na Pomorzu polskbn oraz w Wielko­
polsce w pierwszej polowie XVUI wieku. [Der Pietismus im Königlichen 
Preußen und in Großpolen in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts.] In: 
Roczniki humanlstyczne 27 (1979) [1981], H. 2, S. 95-105. [Engl. Zus.fass.]­
Die traditionellen Zentren des Luthertums im Königlichen Preußen waren 
die Städte Danzig, Thorn und Elbing, während in Großpolen die Prote­
stanten mangels größerer städtischer Mittelpunkte (mit Ausnahme Po­
sens) schwächer vertreten waren. Von großer Bedeutung für das Aufkom­
men des Pietismus in Westpreußen und Großpolen erwies sich die junge 
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preußische Universität Halle, die vor allem durch August Hermann 
Francke geprägt wurde. Erwähnenswert ist in diesem Zusammenhang die 
durch die Herrschaft der Wettiner bedingte stärkere Einwanderung aus 
Sachsen nach Polen, die den protestantischen Kräften in der Adelsrepu­
blik zugute kam. Die Vermittler des Franckeschen Pietismus in Westpreu­
ßen und Großpolen waren die jungen Pastoren, die in Halle studiert hat­
ten und nach der Rückkehr in ihre Heimat die Lehren Franckes oft zum 
Mißfallen der Obrigkeit und der mit ihr verbundenen orthodoxen luthe­
rischen Geistlichkeit verkündeten. Zum Mittelpunkt des intellektuellen 
Pietismus wurde Thom, vor allem in den Jahren 1711-1724. Hier traf die 
neue Bewegung, deren Basis vor allem das Gymnasium war, mit voller 
Schärfe auf den Widerstand der um ihre Autorität fürchtenden orthodo­
xen Geistlichkeit, die den Magistrat auf ihrer Seite wußte. Der Konßikt 
erreichte seinen Höhepunkt, als ein Mitarbeiter Franckes, Johann Fried­
rich Bachstrom, im Jahre 1714 nach Thom kam. Magistrat und orthodoxe 
Geistlichkeit konnten die Auseinandersetzung für sich entscheiden. Nach 
einer längeren Inhaftierung mußte Bachstrom 1720 Thom für immer ver­
lassen und begab sich nach Warschau. Die Konflikte mit den Pietisten 
hielten jedoch an und trugen in wesentlichem Maße zur Schwächung des 
Protestantismus in Thom bei, ein Umstand, den- wie das wenig später 
erfolgte Thomer Blutgericht beweist - sich die Katholiken zunutze mach­
ten. Neben dem Pietismus Franckescher Prägung fand vor allem in den 
1740er Jahren das Gedankengut der Herrnhuter Brüdergemeinde über 
Schlesien in Großpolen und Westpreußen Eingang; sein Einfluß ist jedoch 
in keiner Weise mit dem des Franckeschen Pietismus zu vergleichen und 
hat in den Quellen vergleichsweise nur geringe Spuren hinterlassen. St. H. 
Hans-Jürgen Krüger, Juden in Ostpreußen im Jahre 1720. In: Preußenland 
16 (1978), Nr. 112, S. 14-26.- Verf. kommt für Ostpreußen, d. h. hier das 
Königreich Preußen, zu ähnlichen Ergebnissen wie die Rezensentin für 
das Ermland des 18. Jahrhunderts. Im alten Ordensland Preußen lebten 
auch nach K. nur wenige Juden, erst im 17. Jahrhundert wanderten meh­
rere Familien zu. Es gab neben privilegierten Schutzjuden auch ,.einge­
schlichene und unvergleitete Juden". Der Aufsatz stellt aus Akten des 
ehemaligen Preußischen Etatsministeriums im Staatlichen Archivlager 
Göttingen (heute Berlin) alle 1720 im damaligen Ostpreußen, d. h. in der 
Stadt Königsberg und den einzelnen ostpreußischen Kreisen wohnhaften 
103 jüdischen Familien zusammen. Für den Familienforscher interessant 
ist die Tatsache, daß die Liste nicht nur die Namen, sondern auch Beruf, 
Kinderzahl und Vermögensumstände enthält. A. T. 
Helmut Strehlau, Alteste der Elbinger Kaufmannschaft 1721-1756 und ihre 
Familien. In: Archiv für Sippenforschung 44 (1978), H. 71, S. 482-502.- Bei 
der nahen Verbindung, in der die Stadt Elbing immer zum Ermland stand, 
sind alle historischen und kulturhistorischen Arbeiten über sie auch für 
den ermländischen Geschichtsfreund von Interesse. Die vorliegende Ver­
öffentlichung dürfte vor allem für den ermländischen Familienforscher 
wertvoll sein. St. bietet darin nach einem kurzen Oberblick über die Ver­
fassung der Elbinger Kaufmannschaft eine Namensliste der 31 Altesten 
dieser städtischen Organisation aus der Zeit von 1721-1756 mit allen er­
reichbaren Daten und Angaben. Seine Quelle ist die .,Westpreußenkar­
tei", die auf Grund der heute im Danziger Wojwodschaftsarchiv befindli­
chen früheren Archivalien des reichen Elbinger Stadtarchivs zusammen­
gestellt wurde. A. T. 
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V. Copemlcana 
Bearbeitet von Wemer Thimm 

Giuseppe Mario GalU, San Tommasso d' Aquino e la scienza. San Tom­
massa precursore di Copemico? [War der heilige Themas von Aquin ein 
Vorläufer des Copernlcus?] In: Memorie Domenlcane 1976, Nr. 7, S. 322 bis 
338.- Themas von Aquin (1225-1274) hat vom Studium der Philosophie 
gefordert zu erfahren, "wie die Wahrheit der Dinge sich verhält". Im Hin­
blick auf dieses Postulat untersucht Galli eine Stelle aus dem ersten Tell 
der Summa contra Gentes und zwei Stellen aus dem Kommentar zu Ari­
stoteles' De caelo et mundi, die Aussagen über die Bewegung von Erde, 
Himmel und Gestirnen enthalten, und diskutiert die Frage, ob Thomas 
von Aquin hier das copemicanische System vorausgenommen hat. Der 
Autor kommt zu dem Schluß, daß Themas in die damalige Kosmologie 
beträchtliche Zweifel gesetzt, aber kein neues astronomisches System be­
gründet hat. 
Edward Rosen, Czy Kopernik byl .. szcz~Uwym notariuszem"? [War Co­
pernlcus ein "glücklicher Notar"?] In: Kwartalnik Historii Nauki i Tech­
nlki25 (1980) Nr. 3, S. 601-605. - Copernleus was not a ,.happy notaryu. In: 
The Sixteenth Century Journal12 (1981) Nr. 1, S. 13-17. - Der Autor weist 
schlüssig nach, daß der gestrichene Eintrag "Haec copia missa fuit domino 
episcopo per d Nie Coppernie felicem notarium de voluntate dominorum 
visitatorum anno XI" im Allensteiner Urkundenverzeichnis von 1508 
nicht von der Hand des Copemicus, sondern von der Tidemann Gieses 
stammt. Außerdem berichtigt er die von J an Obi~ und Piotr Bailkowski 
gegebene Übersetzung der beiden Wörter "felicem notarium" (als 
szcz~Aliwy notariusz = glücklicher Notar) zu der korrekten Außösung 
,.Notar Felix Reich" (vgl. ZGAE 37, 1974, S. 196). Ein ähnlicher Überset­
zungsfehler unterlief schon 1821 dem Übersetzer des Copernlcusbriefes 
vom 11. April1533 im Edinbourgb Philosophical Journal Vol. V. 
Zolia Warde;ska, Na tropach Diemanego llstu Mlkolaja Kopernika i innych 
ir6del do jego biografii. [Einem unbekannten Brief des Nicolaus Copernl­
eus und anderen Quellen zu seiner Biographie auf der Spur.] In: Kwartal­
nik Historli Nauki i Technlki 25 (1980) S. 607-618. -Im Sommer 1802 such­
ten Thaddäus Czacki und Martin Molski in Allenstein, Frauenburg und 
Königsberg nach Schriftstücken von Copemicus und berichteten darüber 
aus Königsberg an den Copernlcusforscher Jan Sniadecki, der sich gerade 
mit seinem Werk "0 Koperniku" beschäftigte. In der Korrespondenz die­
serGelehrten fand Zofia Ward~ka einen Brief des Copernleus vom 18. 7. 
1534 an den Marlenburger Wojewoden Achatius von Zehmen erwähnt, der 
in der Copernicusforschung bisher unbeachtet geblieben ist. Der Brief soll 
astronomische und private Mittellungen enthalten haben. 
Andrzej Kempli, 'Ober die neuentzifferten kopernikanischen Schollen des 
Erasmus Beinhold. In: Organon 15 (1979) S. 187-191.- Die noch zu Leb­
zeiten des Copernleus erschienenen gelehrten Anmerkungen des Witten­
berger Mathematikers Erasmus Reinhold über den großen Astronomen in 
der von ihm im Jahre 1542 besorgten Ausgabe der Peurbachschen Planet­
entheoriewerden aus dem Kontext des Werkes erläutert und die lateini­
schen Scholien ins Deutsche übersetzt. Reinhold erscheint als ein Bewun­
derer des Copernicus. obschon er zu dem Gelehrtenkreis von Martln Lu­
ther und Philipp Melanchthon gehört, die die copemlcanische Lehre ab­
lehnten. 
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VI. N euere Geschichte nach 1772 

Friedrich-Wilhelm Henning, Die Entwicklung von Einkommensmöglich­
keiten und Bevölkerung in Ostpreußen im 18. und 19. Jahrhundert. In: 
Beiträge zur Wirtschaftsgeschichte 6 (1978) S. 309-324. - H. gibt einen 
instruktiven Überblick über die Wechselbeziehungen zwischen Bevölke­
rungsentwicklung und wirtschaftlicher Entwicklung Ostpreußens von 
1700-1910 und unterscheidet dabei vier Perioden: Von 1700-1770/80 wurden 
die Verluste, die durch die Pest vor allem im östlichen Teil der Provinz im 
ersten Jahrzehnt eingetreten waren, neben dem natürlichen Bevölke­
rungszuwachs durch landesherrliche Ansiedlungspolitik ausgeglichen. 
Von 1770/80-1820/30 wuchs die Bevölkerung um mehr als 40 %, ohne daß 
neue Arbeitsplätze zur Verfügung standen. Dies führte zu einer Ver­
armung, vor allem zu einer starken Zunahme der unterbäuerlichen Schich­
ten. Die Periode von 1825-1865 ist durch ein Bevölkerungswachstum von 
mehr als 50 % gekennzeichnet, wobei eine Abwanderung in die Städte 
stattfand, deren Einwohnerzahl um 50 % zunahm, ohne daß die Zahl der 
Arbeitsplätze dort nennenswert stieg. In den Jahrzehnten zwischen 1865 
und 1910 erfolgte dann die Abwanderung von insgesamt 700 000 Personen 
aus Ostpreußen. Das waren drei Viertel des natürlichen Bevölkerungs­
zuwachses. Eine Tabelle zeigt die Zielgebiete der Abwanderer innerhalb 
Deutschlands, während die Auswanderung nach Obersee mit etwa 38 000 
Personen dahinter zurücktrat. B. P. 
Wieslaw Bieiikowski, K.rak6w a Warm.ia i Mazury w XIX i XX wieku. 
Kontakty naukowe oraz zwillZkl kulturalne. [Krakau sowie Ermland und 
Masuren im 19. und 20. Jahrhundert. Wissenschaftliche Kontakte und kul­
turelle Verbindungen.] In: Rocznik Olsztyilski 11 (1975) [1980] S. 63-117. 
[Engl. u. russ. Zus.fass.]- Die Beziehungen zwischen Krakau sowie dem 
Ermland und Masuren im 19. und beginnenden 20. Jahrhundert waren 
wissenschaftlicher und künstlerischer Natur. Die Historiker beider Seiten 
interessierten sich vor allem für Copernleus und Hosius. Auf ermländi­
scher Seite pflegte Franz Hipler den Kontakt zur Polnischen Akademie 
der Wissenschaften in Kraltau und gab zusammen mit Wincenty Zakr­
zewski die erste Quellenedition über Stanislaus Hosius heraus. Unter den 
Literaturhistorikern werden Mrongovius, Gisevius und der ermländische 
Dichter Vlncenz Pol genannt, unter den Musikern Feliks Nowowiejski, 
der 1919 in Kraltau ein Konzert zugunsten der polnischen Belange bei der 
Volksabstimmung veranstaltete. - Auf die literarisch-volkskundlichen 
Kontakte der Masuren zu Krakau braucht an dieser Stelle nicht eingegan­
gen zu werden. B. P. 
Hans W. Hoppe, Das Elbinger Pressewesen. Rückblick auf 190 Jahre Infor­
mation. In: Westpreußen - Jahrbuch 28 (1978) S. 124-129. - Bei einem 
Rückblick auf 190 Jahre Elbinger Pressewesen müssen verständlicher­
weise einige Titel unter den Tisch fallen. Es ist auch nichts einzuwenden, 
wenn der "Elbinger Zeitung'~, die als ihr Gründungsdatum den 31. Mai 
1787 nennt, besondere Aufmerksamkeit gewidmet wird. Nicht nur auf­
grund ihres Alters war sie führend in der Stadt. Sie nannte sich auch 
"Generalanzeiger'~ und bezeichnete sich 1932 als "unpolitisch'~. Sie war 
also ein Blatt, das viele Rücksichten und letztlich wieder keine zu nehmen 
brauchte. So betrug die Auflage (1932) - was unter Berücksichtigung der 
Elbinger Einwohnerzahl von 72 000 erstaunlich ist - über 37 000 Exem­
plare (allerdings muß das Umland miteinbezogen werden). Es ist daher 
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nur zu verständlich, daß die NS-Pressezaren versuchten, die .,Elbinger 
Zeitung" in ihre Hand zu bekommen, was ihnen dann am 1. April 1943 
gelang. Aus dem Zusammenschluß mit der .,Westpreussischen Zeitung", 
die seit 1933 von der NSDAP herausgegeben wurde, entstand dann die 
"Neue Elbinger Zeitung". Eine andere Elbinger Tageszeitung wird von 
Hoppe überhaupt nicht erwähnt: die sozialdemokratische "Freie Presse". 
Bei einer Auflage zwischen 4000 und 5000 konnte sie natürlich in keiner 
Weise mit einem Generalanzeiger konkurrieren. Aber der verantwortliche 
langjährige Redakteur Paul Schulz wußte nicht nur journalistisch eine 
scharfe Klinge zu führen, sondern gehörte auch jahrelang dem Preußi­
schen Landtag an. Und es war sicher kein Zufall, wenn er und der Manen­
burger Zentrumsabgeordnete, Propst Franz Pingel, sich auf der Fahrt von 
oder nach Berlin im selben Abteil trafen. Schulz selbst ., wurde aus der 
ersten Sitzung des Elbinger Stadtparlaments im Jahre 1933 von einem 
lärmenden, siegesübermütigen SA-Haufen in seine Kaserne verschleppt 
und landete schließlich für mehrere Wochen im Städtischen Kranken­
haus" (Sch., Erinnerungen).- Bei der Aufzählung von Pressetiteln fehlt 
das von Propst Artbur Kather seinerzeit herausgegebene Kirchenblatt für 
die Elbinger Katholiken, dessen Aufgehen im "Ermlindischen Kirchen­
blatt" er schließlich nur mit allerschwerstem Herzen zustimmte.- Ohne 
die ,,sozialen Maßnahmen'' der damaligen ,,Elbinger Zeitung'' im gering­
sten schmälern zu wollen: derartige Unterstützungen gab es bei anderen 
Verlagen auch. Wenn das Guthaben der Unterstützungskasse 1943 mehr 
als 60 000 Reichsmark betrug, so lautete der entsprechende Kontostand 
der Ermlindischen Verlagsgesellschaft in Braunsberg am 14. März 1932 
auf den Pfennig genau 10 661,81 Reichsmark. Unter Berücksichtigung der 
Auflagenrelationen und der Zeitumstände ein Betrag, der sich durchaus 
sehen lassen konnte. H. K. 
RudoH Plllukat, Die evangelische Gemeinde in Tolkemit und Ihre Kirche. 
In: Westpreußen-Jahrbuch 29 (1979) S. 104-107. [3 Abb.]- Abgesehen 
von kurzen Gemeindebildungen im Reiter- und Schwedenkrieg des 16. und 
17. Jahrhunderts konnte sich erst nach dem Obergang des Ermlandes an 
Preußen 1772 eine eigentliche evangelische Gemeinde in Tolkemit bilden, 
die zuerst vom Pfarramt in Lenzen, dann von Frauenburg aus betreut 
wurde. Seit 1867 kam man in einem kleinen Haus an der Fischerstraße in 
Tolkemit, auch ab und zu im Rathaus, zum Gottesdienst zusammen. Am 
19. September 1887 wurde endlich eine kleine Kirche unter dem Namen 
"Zum Kripplein Christi" in der Fischerstraße eingeweiht. Von deren Aus­
stattung fielen ein Christuskopf aus Cadiner Majolika, ein Geschenk der 
Kaiserin Augusta-Viktoria anläßlich ihres Besuches, vor allem aber die 
originellen Wandmalereien des Königsherger Kunstmalers Richard Pfeif­
fer auf. Sie stellten die Predigt Christi am See Genezareth dar, wobei 
lebende Tolkemiter Fischer Modell gestanden hatten. Die Kirche hat den 
Krieg überdauert und ist heute noch erhalten, nur die schöne Wandmalerei 
wurde leider übertüncht. Zum Aufsatz gehören drei Bilder, welche das 
Gotteshaus und einen Teil der Pfeifferseben Malerei sowie ein Porträt des 
letzten evangelischen Pfarrers von Frauenburg-Tolkemit, Bruno Hasford 
(1930-1945), zeigen. A. T. 
Edward Martuszewskl, Liczebny stan szkolnictwa mazurskiego w 1800 
roku. [Der zahlenmäßige Stand des masurischen Schulwesens im Jahre 
1800.] In: KMW Nr. 1 (147), 1980, S. 17-39. [1 Karte, dt. Zus.fass.] - Die 
ausführlichen statistischen Daten zur Situation des masurischen Schul-
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wesens um 1800 wurden den Veröffentlichungen von Samuel Wald (1762-
1828) aus den Jahren 1801-1804 entnommen. Dieser studierte in Halle und 
Leipzig, war Professor für Theologie, Geschichte und Orientalistik in Kö­
nigsberg, vorübergehend Konsistorialrat für die Provinz Südpreußen 
(Großpolen) und von 1800-1806 Schul- und Kirchenrat im Königsberger 
Konsistorium. Seine Veröffentlichungen befinden sich im Zentralen 
Staatsarchiv Merseburg. Die Aufstellungen berücksichtigen 80 masuri­
sche Pfarreien mit überwiegend polnischsprachiger Bevölkerung und 29 
Kirchenämter im ethnischen Grenzland Masurens. Nach M. war für diese 
ethnischen Grenzzonen charakteristisch, daß bei Volkszählungen die zwei­
sprachige Bevölkerung zu den Deutschen gerechnet wurde. Um 1800 lern­
ten in ca. 700 Elementarschulen die masurischen Kinder, wo sie in der 
Diaspora oder in größeren Gruppen lebten, in der polnischen Sprache 
Schreiben, Lesen und Rechnen. Nach Meinung des Verf. sind die vorliegen­
den Daten nicht vollständig und systematisch von J ohannes Brehm in sei­
ner Arbeit "Entwicklung der evangelischen Volksschule in Masuren im 
Rahmen der Gesamtentwicklung der preußischen Volksschule", Bialla 
1914, ausgewertet worden. L. K.-H. 
Erhard Roß, Das erste staatliche Lehrerseminar in Preußen filr Neuost­
preußen zu Lyck (1'199-1808) und sein Leiter Timotheus Gisevius. In: 
Preußenland 18 (1980) S. 4-22. - Das Lehrerseminar in Lyck wurde vom 
preußischen Staat gegründet, der sich damit zum erstenmal der Ausbil­
dung der Landschullehrer annahm und sich vorwiegend an dem Schulver­
such von Rochows in Reckhahn bei Brandenburg a. d. Havel orientierte. 
Mit dem "Allgemeinen Preußischen Landrecht" von 1794 waren Schulen 
und Universitäten zu "Veranstaltungen des Staates" erklärt. Timotheus 
Gisevius (1756-1817), vom Feldprediger zum Erzpriester in Lyck berufen, 
in dieser Eigenschaft auch Schulinspektor und besonders engagiert in die­
sem Amt, begann seine Seminararbeit im November 1799 mit acht Semi­
naristen. Bis zur Auflösung des Seminars 1806 waren 54 Lehrer ausgebil­
det worden, die an ostpreußischen und neuostpreußischen Garnisonschu­
len arbeiteten. Nach dem Siege Napoleons über Preußen und der Schaf­
fung des Großherzogtums Warschau endete die preußische Verwaltung in 
N euostpreußen, und das Seminarwurde aufgelöst. Die pädagogische Arbeit 
im Sinne des Pietismus und Philanthropismus wurde abgelöst von den Er­
ziehungslehren Pestalozzis, die ein breites Interesse bei den preußischen 
Schulbehörden fanden. Gisevius, der61jährigstarb, ist wahrscheinlich auch 
an der Gründung eines Lehrerseminars in Insterburg für die litauisch spre­
chenden Ostpreußen beteiligt gewesen. Erst 1828 wurde eine ähnliche An­
stalt in Angerburg für den masurischen Teil des Landes errichtet. L. K.-H. 
lselin Gundermann, Die Gründung evangelischer Kirchengemeinden Im 
Kreise Karthaus. In: Beiträge zur Geschichte Westpreußens 6 (1980) 
S. 73-83. - Die Einrichtung von sieben neuen evangelischen Kirchen­
gemeinden im westpreußischen Kreis Karthaus für 15 000 Evangelische 
gegenüber rund 55 000 Katholiken in den Jahren 1856-1912 hatte andere 
Gründe als jene, die zum Aufbau der evangelischen Parochien im Ermland 
zu Beginn des 19. Jahrhunderts führten, hinter dem politische Motive der 
staatlichen Institutionen standen. Die Anregung zu den Kirchengründun­
gen im Kreise Karthaus gingen im wesentlichen von den betroffenen pro­
testantischen Minderheiten selbst aus, die zu großen finanziellen Opfern 
bereit waren, wobei .,die Stärkung des deutschen Elements" in dem 
kaschubischen Umland mit eine Rolle spielte. B. P. 
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Andnej Skrobacld- Arina Völker, Lekarz olsztyl\sld Joacblm Korna­
lewski I jego rozprawa o koHunie z 1897 roku. [Der Alleosteiner Arzt Joa­
chim Komalewski und seine Arbeit über den Weichselzopf aus dem Jahre 
1897.] In: KMW Nr. 2 (148), 1980, S. 155-167. [Dt. Zus.fass.]- Grundlage 
dieser medizingeschichtlichen Abhandlung ist die in der Personalakte des 
Arztes Joachim Komalewski enthaltene Arbeit über den Weichselzopf im 
Deutschen Zentralarchiv Merseburg. Während seiner zwanzigjährigen Tä­
tigkeit in Allenstein als praktischer Arzt und Mitglied der städtischen 
Sanitätskommission hat Dr. Komalewski insgesamt 1316 Fälle des Weich­
selzopfes aufgespürt und untersucht. Er kam hierbei zu dem Ergebnis, daß 
die Krankheit vor allem ein Produkt schlechter hygienischer Verhältnisse 
war und am häufigsten bei der polnischsprachigen Bevölkerung im Erm­
land und in Masuren auftrat. Die Geschichte des Weichselzopfes geht in 
Polen bis ins Jahr 1599 zurück. Damals richtete der Hetman Jan Zamoyski 
unter Vermittlung der Akademie in Zamoa~ eine Anfrage an die medizi­
nische Abteilung der Universität Padua, in der er um ein Gutachten über 
den Stand der Erforschung des Weichselzopfes bat. Nach K. kam diese 
Krankheit in West- und Mitteldeutschland selten vor; häufig war sie da­
gegen im Osten, wo sie bisweilen endemische Züge annahm. Wegen ihres 
wiederholten Auftretens bei der Bevölkerung des Weichselgebiets hat sie 
den Namen Weichselzopf erhalten. Ober die Herkunft der Krankheit gibt 
es die verschiedensten Hypothesen, u. a. die Behauptung, sie sei von den 
Tataren nach Polen eingeschleppt worden. Neben den Faktoren Elend und 
Schmutz sah K. als wichtiges Element für die Verbreitung der Krankheit 
die Kontakte der ortsansässigen Bevölkerung mit polnischen und russi­
schen Wanderarbeitern, die auf Arbeitssuche über die Grenze nach Ost­
preußen strömten, an. Nach Ansicht der Verf. haben die Behauptungen 
Komalewskis, "die antikatholischen und antipolDiseben Charakter ha­
ben'', in späteren medizinischen Untersuchungen keine volle Bestätigung 
gefunden. St. H. 
Franclszek Ringwelski, Augustyn Rosentreter, blskup ehelJnljskl (1898-
1928), wobee sprawy polskiej. [Augustinus Rosentreter, Bischof von Kulm 
(1898-1926), und die polnische Frage.] In: StP 1977 [1980] S. 7-126.- Die 
sehr umfangreiche Arbeit ist mehr als der Titel verspricht. Es handelt sich 
um eine sehr detaillierte Biographie dieses Bischofs, der - als Deutscher 
aus der Koschneiderei - die Geschicke einer Diözese mit überwiegend 
polnischer Bevölkerung in einer schwierigen Zeit leitete, in einer Zeit, in 
der die Nachwehen des Kulturkampfes das Verhältnis von Kirche und 
Staat noch belasteten, in der die Nationalitätenprobleme ihren Höhe­
punkt erreichten, in der als Ergebnis des Ersten Weltkrieges das Bistum 
in den neu entstandenen polnischen Staat eingegliedert wurde. Politische 
Klugheit spricht aus dem Verhalten des Bischofs gegenüber den staatli­
chen Institutionen, die Fähigkelt zu Kompromissen in untergeordneten 
Fragen, um sich dadurch Möglichkeiten zur Durchsetzung wesentlicher 
Dinge zu schaffen. Wenn der Verf. zu dem Ergebnis kommt, daß Rosentre­
ter "immer die Rechte seiner polnischen Diözesanen verteidigte" und 
"seine Priester ohne Rücksicht auf die Vol~szugehörigkeit mit gleicher 
Gerechtigkeit behandelte.. (8. 124), so ragt dieser Bischof schon allein 
dadurch über das normale Maß seiner Zeltgenossen und Amtsbrüder in 
ähnlicher Situation hinaus. - Diese erste größere Würdigung von Bischof 
AugustiDus Rosentreter ist mit viel persönlicher Anteilnahme und Sym­
pathie geschrieben. B. P. 
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Otto Korthals, Der Kampf um die deutsche Schule im Gebiet des polni­
schen Korridors. In: Westpreußen-Jahrbuch 28 (1978) S. 13-19. [4 Abb.] 
-Polen hatte sich im Minderheitenschutzvertrag von 1919 verpflichtet, 
die Rechte seiner nationalen Minderheiten zu achten. Dazu gehörte für die 
deutsche Bevölkerung, deren Anteil mit 7,8 % angegeben wird, vor allem 
die Pflege der Muttersprache in den deutschen Schulen. Staatliche Volks­
schulen mit deutscher Unterrichtssprache mußten von mindestens 40 Kin­
dem besucht werden; für staatliche deutsche Gymnasien lag diese Zahl bei 
200 Schülern. Wenn diese Forderung nicht erreicht wurde, blieb der Aus­
weg über deutsche Privatschulen, die vom Deutschen Schulverein in 
Bromberg gegründet wurden und für die die Mittel vom Volksbund für 
das Deutschtum im Ausland (VDA) zur Verfügung gestellt wurden. So gab 
es 1939 noch 100 private deutsche Schulen, davon 96 Volksschulen.- Um 
deutschen Kindern, wenn sie polnische Schulen besuchen mußten, die 
Muttersprache zu erhalten, wurden von der Deutschen Vereinigung in 
Bromberg Wanderlehrer eingesetzt, deren erfolgreiche Arbeit sich nach K. 
zeigte, .,als im Herbst 1939 das Korridorgebiet von der polnischen Herr­
schaft befreit wurde und es keine deutschen Kinder gab, die nicht deutsch 
lesen und schreiben konnten, obgleich sie nie eine deutsche Schule besucht 
hatten". - Die polnischen Behörden waren zuständig für die Revision der 
deutschen Privatschulen, wie umgekehrt die polnischen Privatschulen im 
Deutschen Reich der deutschen Schulaufsicht unterstanden. K. findet es 
unverständlich, daß von den Visitatoren Hakenkreuze in den Heften der 
Schüler als negative Einstellung zum polnischen Staat angesehen wurden. 
Es werden die Schwierigkeiten aufgezählt, die deutschen Schulen bei ih­
rer Arbeit von polnischen Behörden gemacht wurden. Diese Klagen sind 
ein Spiegelbild ähnlicher Behinderungen, wie sie der polnische Schulver­
ein immer wieder bei den deutschen Behörden erhob. L. K.-H. 
Helmut Motzkus, Die Schulen der polnlscbsprachlgen Minderheit im Re­
gierungsbezirk Westpreußen 1919-1939. In: Westpreußen-Jahrbuch 30 
(1980) S. 13-20.- Nach der Volksabstimmung 1920 verblieb eine nennens­
werte polnischsprachige Minderheit im Regierungsbezirk Westpreußen, 
besonders im Kreis Stuhm. Zur grundsätzlichen Regelung der Schulver­
hältnisse aller polnischen Minderheiten in Preußen folgte nach voraufge­
gangenen Erlassen (1918, 1920, 1925) im Dezember 1928 die "Ordnung zur 
Regelung des Schulwesens für die polnische Minderheit". 1932 wurden in 
den neun polnischen Privatschulen mit neun Klassen und neun Lebrem 
196 Schüler unterrichtet, d. h. 3,06 % der schulpflichtigen Kinder 1m Kreis 
Stuhm. Für den Unterhalt der polnischen Privatschulen war der Pol­
nisch-Katholische Schulverein für den Weichselgau zuständig, die Schul­
aufsicht lag dagegen beim deutschen Kreisschulrat. Auch nach 1933 blie­
ben die Regelungen für das Minderheitenschulwesen gültig. Zu dem schon 
bestehenden polnischen Gymnasium in Beuthen (Oberschlesien) wurde 
1937 in Marlenwerder ein weiteres polnisches Privatgymnasium eröffnet. 
Die meisten Lehrer kamen aus Polen und hatten eine polnische Ausbil­
dung erhalten. Der schwache Besuch dieser autonomen Schulen läßt den 
Schluß zu, daß trotz Unterstützung durch polnische Organisationen große 
Teile der Minderheit von diesem Angebot keinen Gebrauch machten. Für 
die Zeit von 1933-1939 liegen keine amtlichen Angaben zu den Schüler­
zahlen derpolnischen Privatschulen mehr vor. Immerhin möchte derVerf. 
die Existenz dieser Schulen zwischen 1920 und 1939 als einen Versuch der 
Kooperation zwischen den preußischen Behörden und den polnischen 



216 Zeitschriftenumschau 

Schulvereinen werten, mit dem Ziel, die Probleme beider Völker in ihrem 
Zusammenleben zu bewältigen. L. K-H. 
Bobdan KozieUo-Poklewski, 0 przedzkolach polskleb na Warmü w latacb 
1927-1939 (na marginesie artykulu Jana Cblosty). [Über die polnischen 
Kindergärten im Ermland in den Jahren 1927-1939 (zum Artikel von Jan 
Chlosta).] In KMW Nr. 1 (147), 1980, S. 91-102. -Nach Meinung des Verf. 
zeigt die Behandlung der polnischen Kindergärten im Ermland durch 
Chlosta (vgl. ZGAE 40, 1980, S. 184) die Notwendigkeit, ein Gesamtbild der 
Probleme im Zusammenhang mit der Entwicklung der polnischen Bewe­
gung in Ostpreußen zu geben. Allerdings bedürfe der Aufsatz Ch. s. einiger 
Berichtigungen und Ergänzungen, da Material, das sich z. B. in Archiven 
in Warschau und Allenstein (Olsztyn) befindet, von Ch. nicht berücksi~­
tigt worden sei. K.-P. weist u. a. auf die Möglichkeit unterschiedlicher 
Interpretation des Protokolls einer Sitzung vom 1. 3. 1930 hin, in der über 
die Errichtung eines Kindergärtnerinnenseminars in Allenstein zu bera­
ten war. Während das Protokoll für den Autor deutlich macht, daß Jan 
Baczewski als Vertreter der polnischen Minderheit die Konferenz ,, torpe­
dierte", weise Ch. die Schuld am Scheitern einer 'Übereinkunft der unver­
söhnlichen Haltung der deutschen Vertreter zu. Diese hätten unter dem 
Druck deutscher katholischer Verbände gestanden, die ebenfalls in Allen­
stein ein solches Seminar hätten einrichten wollen. Verf. weist abschlie­
ßend darauf hin, daß ausreichend Material zur Verfügung stünde, um die­
ses Thema für die Zwischenkriegszeit erschöpfend darzustellen. L. K.-H . 
.Jan Chlosta, .Jeszeze na temat przedszkoU polskleb na Warmü w lataeb 
1927-1939. [Noch einmal zum Thema polnische Kindergärten im Ermland 
in den Jahren 1927-1939.] In: KMW Nr. 2 (148), 1980, S. 265-268. -In 
seiner Antwort auf den Aufsatz K.-P's. konzediert der Autor, daß neues 
Material zu dieser Forschungsarbeit bereitgestellt wurde, betont aber 
gleichzeitig, daß er nicht den Anspruch auf Vollständigkeit in bezugauf 
die Erforschung dieses Themas bis zum Ausbruch des Zweiten Weltkriegs 
erhebe. Er weist einige Vorwürfe zurück, die sich auf die genaue Unter­
scheidung der Ausbildungsanstalten für Kindergärtnerinnen beziehen und 
bemerkt zusätzlich, daß, obwohl die polnischen Kinderhorte dem Reichs­
ministerium fürVolkswohlfahrt unterstanden, sie dennoch von deutschen 
Schulräten, so z. B. Dr. Pastemak, kontrolliert wurden. L. K.-H. 
Bobdan KozieUo-Poklewski, W odpowledzi Janowi Chlo§cie. [Antwort auf 
Jan Chlosta.] Ebd. S. 267-288. - Die sachliche Auseinandersetzung ist 
nach Meinung des Verfassers von Ch. in seiner Antwort nicht aufgenom­
men worden. Es sei lediglich darum gegangen, in diesem besonderen Fall 
neues Archivmaterial zusätzlich zu berücksichtigen. Im weiteren verweist 
er auf das Reichsgesetzblatt und das Amtsblatt der Regierung zu Allen­
stein als Quellen zu diesem Thema. Er bezweifelt auch nicht, daß die Kin­
derschulen als Bildungs- und Erziehungseinrichtungen der Aufsicht der 
deutschen Kreisschulräte unterstanden. Jedoch wurde von diesen nur kon­
trolliert, wie die Schulen arbeiteten, über die berufliche Qualifikation 
der Leiterinnen entschied das Reichsministerium für Volkswohlfahrt.­
Verf. betont abschließend noch einmal die Sorgfaltspflicht bei der Aus­
wertung von Archivmaterial. L. K.-H. 
Gerbard Reifferscheld, Die Jurisdiktionstriger im Bistum Ermland im 
Sommer 1945. In: Festgabe für Bemhard Stasiewski zum 75. Geburtstag. 
Hrsg. von Gabriel Adrianyi. Leverkusen-Opladen & Bonn: Verlagshaus 
Borengässer 1980, S. 154-158. [Die Festgabe ist nur vom Verlag zu bezie-
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hen.] - In der schmalen Festschrift für Bemhard Stasiewski, die in ihrer 
äußeren Bescheidenheit leider dem wissenschaftlichen Werk des Jubilars 
wenig angemessen ist, behandelt R. ein Thema, das das große Interesse der 
kirchlichen Zeitgeschichtsforschung beanspruchen darf. Doch bietet er 
über die Jurisdiktionsträger bzw. die Verwaltung der Diözese Ermland 
bis zur Neuordnung durch den polnischen Primas Kardinal Hlond im 
August 1945 in der Sache nicht viel Neues. Eine vollständige Zusammen­
stellung der Namen, Daten und Ereignisse wäre verdienstvoll gewesen, 
wenn sie alle bekannten Belege zusammengetragen hätte, was jedoch 
nicht der Fall ist. So fehlen etwa Hinweise auf einschlägige Berichte über 
Bischof Maximilian Kallerund Generalvikar Aloys Marquardt, die z. B. 
im Ermländischen Hauskalender erschienen sind. Statt dessen wird be­
züglich des Letzteren lediglich auf ein Gespräch am 22. 7. 1965 verwiesen. 
Ebenso unerwähnt bleibt der 1974 erschienene Beitrag von Jerzy Pietrzak, 
in dem sowohl die Vorgeschichte und die näheren Umstände des Amtsver­
zichts von Kaller in Pelplin behandelt wurden als auch bereits die Grund­
züge des Plans mitgeteilt sind, die der Bischof zur Reorganisation und 
inneren Erneuerung seiner Diözese kurz zuvor entworfen hatte, nachdem 
er gerade zu Fuß aus Halle nach Allenstein zurückgekehrt war (vgl. ZGAE 
38, 1976, S. 161 f.). R. stellt den Plan auf Grund des Originals im Ermlän­
dischen Diözesanarchiv nunmehr im einzelnen vor. In dem Entwurf zeigt 
sich das Bemühen Kallers, "den zu stark ausgeprägten nationalen Geist 
durch die Entfaltung der kirchlichen Gesinnung zu überwinden".- Der 
vom Bischof mündlich ernannte neue Generalvikar, dessen Berichte übri­
gens Pietrzak für seine Abhandlung benutzt hat, heißt nicht Borowic, son­
dern Borowiec. Der Name des als Domherr und Regens vorgesehenen 
Geistlichen ist nicht Dr. Smarzyk Kroydeyn, sondern Dr. [Szczepan] 
Smarzych (die Handschrift Kallers ist zu lesen: Dr. Smarzych, Kwydzyn 
[=Kwidzyn/Marienwerder]). H.-J. K. 

VD. Kunstgeschichte 
Hanna Kozaczewska-Golasz, Drewniane kolebki w sredniowiecznych koA­
ciolach Ziemi Chelmiilskiej i ich wplyw na arcbitektur~. [Hölzerne Ton­
nengewölbe in mittelalterlichen Kirchen des Kulmer Landes und ihr Ei­
fluß auf die Architektur.] In: Kwartalnik Architektury i Urbanistyki 23 
(1978) H. 4, S. 361-370. [27 Abb., eng!. Zus.fass.] - Verfassetin weist auf 
eine Gruppe von 24 Kirchen aus dem 13. und der ersten Hälfte des 
14. Jahrhunderts im Gebiet von Kulm hin, die ein hölzernes Tonnen­
gewölbe tragen. Es sind Hallenkirchen oder einschiffige Bauten sowohl 
mit rechteckigem wie polygonalem Chor. Im Außenbau ist die Folge die­
ser hölzernen Tonne ein gewaltiges, auf den Außenmauem aufsetzendes 
Dach; auch im Innern wirken die Kirchen relativ hoch. Die Konstruktion 
der Chorwand und die Anordnung der Fenster werden im einzelnen unter­
sucht. Eine Tabelle schlüsselt die Eigenarten der behandelten Bauten 
näher auf. R. K. 
Jerzy Frycz, Architektura zamk6w krzyzackich. [Die Architektur der 
Deutschordensburgen.] In: Sztuka pobrzeia Baltyku, Warszawa 1978, 
S. 19-48. [21 Abb.] - Die vieldiskutierte Frage nach der Herkunft der 
Deutschordensarchitektur in Preußen - hier vor allem der Komtureibur­
gen - und der Einflüsse auf sie wird noch einmal, in Auseinandersetzung 
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mit Stelnbrecht, Clasen, Schmid, Schuchard u. a., aufgegriffen. Um es 
vorweg zu sagen: F. lehnt alle bisherigen Theorien weitgehend ab, vor 
allem die von Clasen, der eine durchlaufende Entwicklung im Bautyp der 
Deutschordensburgen von 1260-1410 sah. Statt dessen unterscheidet der 
Verfasser drei Perioden: die Frühzeit bis ca. 1270- wobei er die Thomer 
Burg als Prototyp analysiert -, die neben thüringisch-sächsischen und 
lübischen Einßüssen auch von bayerischen, fränkischen und tschechi­
schen bestimmt worden sei und vor allem durch den Baustil der Domini­
kaner. Während der zweiten Periode, von 1270-1410, habe sich die Or­
densbaukunst durch ,.künstlerische Polyphonie" ausgezeichnet, während 
nach 1410, als keine einzige Ordensburg mehr gebaut wurde, die lokale 
Architektur dominiert habe. - Hier gerät die Kunstgeschichte in eine 
Sackgasse. Trägt es zum besseren Architekturverständnis bei, wenn man 
ähnliche Ziegelgrößen wie bei der Thomer Burg auch bei den Kirchen in 
Glogau, Posen und Mogilno findet, ähnliche Fußbodenfliesen in Krakau 
und Umgebung? Kann man die Anwesenheit Ottokars von Böhmen 1254 in 
Preußen oder den Aufenthalt Bischof Heinrichs von Streitberg in Franken 
im Ernst zur Untermauerung böhmischer bzw. bayerischer Einflüsse auf 
den Burgenbau in Preußen anführen? B. P. 
Marian Kutzer, Spoleezne wanmld ksztaltowanla slt; cech lndywldual­
nych sakralnej archltektury gotycklej na Warmii. [Die gesellschaftlichen 
Voraussetzungen für die Herausbildung eines individuellen Charakters in 
der sakralen gotischen Architektur des Ermlands.] Ebd. S. 49-88. [30 
Abb.] - Das Ineressante an diesem Aufsatz ist das Einbringen soziologi­
scher und geographischer Überlegungen in die Betrachtung des ermländi­
schen mittelalterlichen Kirchenbaus. Dem Verf. stellt sich das Ermland 
als eine ,.offene Region" dar, die ständig Anregungen von außen aufnahm. 
Die ersten hundert Jahre - bis 1360 - sieht er als die Epoche des Suchens 
nach einem eigenen Stil. Doch dann wurden bestimmte wiederholbare 
Modelle benutzt, die zu einer Uniformität führten. Diese Einheitlichkeit 
des ermländischen Sakralbaustils weise zugleich eine große Mannigfaltig­
keit der Formen und Details auf, was ein Hinweis darauf sei, daß vom 
14.-16. Jahrhundert im Ermland verschiedene Werkstätten mit Meistem 
unterschiedlicher künstlerischer Herkunft und schöpferischen Tempera­
ments arbeiteten. Der äußere Eindruck einer Einheitlichkeit der ermlän­
dischen sakralen Architektur dürfte aber nicht mit einem eigenständigen 
Baustil verwechselt werden. Er sei auf soziologische Gegebenheiten 
zurückzuführen: das fast völlige Fehlen weltlicher Patronatsherren als 
Auftraggeber neben Bischof und Domkapitel und die nicht von großen 
Standesunterschieden geprägte, weitgehend bäuerliche Bevölkerung des 
Landes. In den chorlosen Hallenkirchen sieht der Verf. die Grundform der 
Missionskirchen verwirklicht! B. P. 
Jerzy Domaslowskl, Uwagl o prognunach ideowych i systemach dekora­
cyjnych gotycldch malowideljciennych w budowlach §wlecldch na terenie 
Prus Krzyiackich l Kr61ewskich. [Anmerkungen über das geistige Pro­
gramm und die dekorativen Inhalte gotischer Wandmalereien in Profan­
bauten im Deutschordens-Preußen und im Königlichen Preußen.] Ebd., 
S. 149-165. [10 Abb.]- Der Verf. stellt die verschiedenen Bildmotive zu­
sammen, die die mittelalterlichen Wandgemälde in den Deutschordens­
burgen Lochstedt, Marlenburg und Ragnit, im bischöfiichen Schloß in 
Heilsberg, im Rathaus der Rechtsstadt Danzig und im Haus der Kauf­
mannsbruderschalt in Thom aufweisen. Die große Vielfalt in der künstle-
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rischen Darstellung- Hochmeister- und Bischofsbilder, religiöse, heral­
dische und rein dekorative Motive -lassen nach Meinung des Verf. auf die 
internationalen Einflüsse schließen, die in Preußen zum Tragen kamen, 
ohne daß man bei der geringen Zahl der erhalten gebliebenen Objekte 
konkrete Verbindungen aufzeigen könne. B. P. 
Allcja Karlowska-Kamzowa, Der Elnßuß Böhmens auf die Entwicklung 
der Malerelln Schlesien, in Ordenspommern und Groß- und Kleinpolen in 
der Zelt von 1350-1420. In: Die Parler und der Schöne Stil 1350-1400. 
Europäische Kunst unter den Luxemburgern. Hrsg. von Anton Legner. 
Bd. 4: Das internationale Kolloquium vom 5. bis zum 12. März 1979 anläß­
lich der Ausstellung des Schnütgen-Museums in der Kunsthalle Köln. 
Köln 1980, S. 160-164. [19. Abb.] - Der Einfluß der böhmischen Malerei 
der Gotik auf die Nachbarländer der Zeit von 1350-1450 ist evident, die 
Forschung seit langem bemüht, Ausmaß und Wege dieser Einflüsse klar­
zulegen. Für das Deutschordensgebiet rechnet Verfasserio bei der Ver­
mittlung dieser Prager Kunst in den Norden mit einem wesentlichen Ein­
fluß der Bischöfe, die Prager Künstler herangezogen hätten, so für die 
Fresken im Schloß in Heilsberg und die Mosaiken am Dom in Marienwer­
der. Beim Graudenzer Altar (zuletzt in den Sammlungen der Marienburg), 
dessen Stil häufig unmittelbar von dem führenden Prager Meister des 
Wlttingauer Altares hergeleitet wird, betont Verfasserinsehr stark die 
hinter dem Prager Stilcharakter stehenden italienischen Züge und postu­
liert den Werdegang seines Malers von Italien über Prag in das Deutsch­
ordensgebiet. Der überaus qualitätvolle Buchmaler, der die figürlichen 
Initialen und Randleisten im sog. Elbinger Wiesenbuch von 1421 (heute im 
staatlichen Wojwodschaftsarchlv in Danzig) geschaffen hat, gehörte zu ei­
nem Kreis von Buchmalern, die ebenfalls in Prag ihre Ausbildung erfah­
ren hatten; leider sind keine weiteren Werke von ihm im Ordensland be­
kannt. Abgesehen von der Tätigkelt dieser böhmischen Künstler, wurden 
die spezifischen Formen des böhmischen Realismus aus den sechzlger J ah­
ren des 14. Jahrhunderts über Schlesien auch an einheimische Meister des 
Ordenslandes vermittelt, wo sie ihren Niederschlag in der frühesten faß­
baren Gruppe von Werken der einheimischen Malerei in den Jahren 1387 
bis 1395 gefunden haben: im Polyptychon aus der Franziskanerkirche in 
Thorn (Natlonalmuseum Warschau), in den Glasmalereien des Ostfensters 
der Pfarrkirche in Kulmsee sowie in den Fresken des ehemaligen Kramer­
hauses der Kaufmannsgesellschaft in Thom. In der darauffolgenden 
Phase des Schönen oder Weichen Stils seien bei fortdauernder stärkster 
Abhängigkeit von der böhmischen Kunst auch burgundlsche Elemente 
aufgetreten, wofür Verfasserin auf das Epitaph des Domherrn Boreschow 
aus dem Frauenburger Dom verweist, ohne freilich diese von der westli­
chen Kunst abgeleiteten Züge näher zu verifizieren. Gegenüber einem an­
geblich inschriftlich gesicherten Datum "1449", von dem neuerdings die 
Rede ist für dieses- früher regelmäßig um 1426 datierte- Werk, betont 
Verfasserin, daß das Tafelbild sicherlich früher als um die Mitte des 15. 
Jahrhunderts entstanden sein müsse. R. K. 
Adam S. Labuda, Predella Fßlpa Blschofa z kojclola NM Panny w 
Gda6sku. Problemy p6:inoarednlowiecznej ikonografii amiercl. [Die Pre­
della des Phillpp Bischof in der Marlenkirche in Danzlg. - Probleme der 
spätmittelalterlichen Ikonographie des Todes.] In: Sztuka pobrzeZa. Bal­
tyku, Warszawa 1978, S. 203-227. [16 Abb.] - L. beschäftigt sich mit zwei 
Tafelgemälden, in denen die Kunsthistoriker eine Predella oder auch die 



220 Zeitschriftenumschau 

Seitenflügel eines Epitaphienaltars vermuteten. Die zuletzt 1937 in der 
Dissertation von W. Kussin beschriebenen und heute nicht mehr erhalte­
nen Tafeln zeigten auf der Rückseite die Familie des Danziger Bürgermei­
sters Philipp Bischof <t 1483), des Stifters der Predella bzw. des Flügelal­
tars. Die außergewöhnliche Darstellung der Auferstehung und der Hl. 
Dreifaltigkeit auf der Vorderseite der Tafeln hat in der Tafelmalerei des 
gesamten nordeuropäischen Raumes keinerlei Parallele. L. zeigt Verbin­
dungen vor allem zur niederländischen Buchmalerei auf. Er vermutet, daß 
Bischof selbst, dessen Beziehungen zu den Niederlanden bekannt sind, 
diese Art der Darstellung angeregt habe oder auch sein Freund Matthäus 
Westphal aus Braunsberg, Stadtschreiber und später Pfarrer an St. Ma­
rlen in Danzig. B. P. 
Jan Ob .. , Gotyclde tabernakula w Diecezji Warmiuldej. [Gotische Ta­
bernakel in der Diözese Ermland.] Ebd. S. 229-240. [10 Abb.]- 0. be­
schreibt die sechs aus dem Mittelalter erhalten gebliebenen Tabernakel, 
von denen der älteste aus der 2. Hälfte des 14. Jahrhunderts in der Pfarr­
kirche in Dietrichsdorf b. Bartenstein steht. Aus den letzten Jahren des 14. 
Jahrhunderts stammt der Tabernakel in Lindenau, Krs. Heiligen bell, aus 
der 1. Hälfte des 15. Jahrhunderts ein sehr wertvoller in Marienfelde, Krs. 
Preuß. Holland, dessen Türinnenseite mit Malereien versehen ist und der 
vermutlich aus einer Danziger Werkstatt stammt. Der Tabemakel in der 
Jakobikirche in Allenstein ist der 2. Hälfte des 15. Jahrhunderts zuzurech­
nen. Erst 1976 entdeckte man hinter einem Nebenaltar in der Kirche in 
Falkenau, Krs. Bartenstein, einen Tabemakel aus dem 15. Jahrhundert, 
dessen Umbau- aus der 1. Hälfte des 16. Jahrhunderts- die Fassade 
einer Renaissancekirche darstellt. Bekannt ist der Tabemakel in der 
Pfarrkirche in Groß Bertung aus der gleichen Zeit, der einen aus dem 16. 
Jahrhundert stammenden Umbau in Form einer Renaissancekartusche 
aufweist. Ergänzend führt der Verf. das allein erhalten gebliebene Gitter 
eines Tabemakels aus PestUn b. Stuhm an, das er als sehr wertvolles Zeug­
nis der Schmiedekunst der 2. Hälfte des 15. Jahrhunderts einordnet. B. P. 
Boleslaw Przybyszewsld, S~ Ostateczny Jana MemliDga w Muzeum Po­
morsldm w GdaJ\sku. [Das Jüngste Gericht des Hans Memling im Pom­
mereilischen Museum in Danzig.] In: Nasza przeszlo~ 52 (1979) S. 107 bis 
166.- Der Verf. gibt nach einer kurzen Einleitung über den Maler und die 
abenteuerliche Geschichte des Altars, der bis 1945 in der Marlenkirche in 
Danzig stand, eine im wesentlichen theologische und ikonographische Be­
schreibung des berühmten Gemäldes. Leiser ist P. die ausgezeichnete erste 
monographische Publikation des Altars von Willi Drost mit 33 Bildtafeln 
(Das Jüngste Gericht des Hans Memling in der Marlenkirche in Danzig. -
Wien 1941) entgangen. B. P. 
BUdnis des Danziger Geistlichen Tiedemann Giese (1480-1550). Bearb. 
von Chrlstian Theuerkauff. In: Der Mensch um 1500. Werke aus Kirchen 
und Kunstkammem. [Katalog der] Ausstellung aus Anlaß des 17. Deut­
schen Evangelischen Kirchentages ... vom 4. 6. bis 31. 10. 1977 in der 
Skulpturengalerie der Staatlichen Museen Preußischer Kulturbesltz. Ber­
lin 1977, S. 58-63 [5 Abb.] - Der Katalog untersucht in exemplarischer 
Weise eine Anzahl Porträts und andere Menschendarstellungen der deut­
schen Renaissance, Medaillen, Bilder, Reliefs, die in ihrem kleinen For­
mat. in ihrer künstlerisch und handwerklich vollendeten Ausführung, ih­
rem oft stark verschlüsselten Gehalt humanistischer Prägung durchweg 
als Kunstkammerstück anzusehen sind, also als Werke, die schon in ihrer 
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Entstehungszeit als Kunstwerke geschätzt und als solche gesammelt wur­
den. In diesen Zusammenhang gehört auch das bedeutende, schon lange 
dem eine Zeitlang am Königsherger Herzogshof tätigen Medailleur und 
Bildhauer Hans Schenck, genannt Seheuztlieh (um 1500-1572), zugeschrie­
bene Lindenholzrelief eines Mannes in weltlicher Kleidung vor einer Rui­
nenarchitektur mit einem Totenschädel in der Hand. Es gelangte - wohl 
im 19. Jahrhundert - aus dem Schloß in Löbau in Westpreußen in die 
Sammlungen des Königsherger Schlosses und wird heute in der Berliner 
Skulpturengalerie aufbewahrt. Das Relief, das nach der Kleidung des 
Dargestellten um 1520/30 entstanden sein muß, galt früher fälschlich als 
Porträt des Nikolaus Copernleus und wird jetzt allgemein als Bildnis des 
Tiedemann Giese (1480-1550) angesehen. Dieser Bruder des Danziger 
Kaufmanns Georg Giese, dessen gemaltes Porträt von der Hand Hans Hol­
beins d. J. von 1532 eines der bekanntesten deutschen Porträts der Renais­
sance ist (Berlin, Gemäldegalerie), war bereits in sehr jungen Jahren (1504) 
Mitglied des ermländischen Domkapitels geworden und nahm später dort 
als Neffe des ermländischen Bischofs Mauritius Ferber wichtige Positio­
nen wohl vor allem in der weltlichen Verwaltung des Hochstiftes wahr; 
daneben war er als Gelehrter tätig und vielfach unter anderem auch mit 
Copernleus verbunden. 1538 wurde er Bischof von Kulm, zuletzt 1549 bis 
1550 auch der Diözese Ermland. Die Identifizierung stützt sich auf den 
Vergleich mit einer Zeichnung des 18. Jahrhunderts nach einem verlore­
nen Porträt des 16. Jahrhunderts, das freilich den Bischof in geistlicher 
Gewandung am Schreibtisch sitzend im Alter von 63 Jahren darstellt, und 
wird durch die Beschreibung eines Reliefporträts Gieses im Löbauer 
Schloß aus dem 17. Jahrhundert bestätigt, die sich sehr gut auf das erhal­
tene Relief beziehen läßt. Löbau war das Schloß der Bischöfe von Kulm, 
in dem auch Giese eine Zeitlang residierte. Der Ausstellungskatalog be­
handelt neben dem Problem der Identifizierung und der Stellung des Re­
liefs im Werk des Künstlers vor allem die Vergänglichkeltssymbolik der 
großen Kirchenruine mit der auf einem Altan stehenden Gruppe eines 
Greises mit einem Kind an der Hand. Das Porträt figurierte als eindrucks­
volles Beispiel humanistischer Menschendarstellung 1980 auch im Ab­
schnitt "Das autonome Porträt seit der Renaissance" auf der großen Ju­
biläumsausstellung der Berliner Museen, deren Katalog Theuerkauffs 
Ausführungen im wesentlichen referiert, freilich nicht die dort gegebenen 
hilfreichen Vergleichsabbildungen enthält: Bilder vom Menschen in der 
Kunst des Abendlandes. [Katalog der] Jubiläumsausstellung der Peußi­
schen Museen Berlin, 1830-1980. Berlin 1980, S. 175-176, Nr. 24 (Wilhelm 
Köhler). R. K. 
Tadeusz Chrzanowskl, ., Typus Ecclesiae". Bozjal\ska alegoria Ko8ciola. 
["Typus Ecclesiae". Hosius' Allegorie der Kirche.] In: Sztuka pobrzeza 
Baltyku, Warszawa 1978, S. 275-308. [17 Abb.] Der Verf. weist nach, daß 
der bekannte Kupferstich von Thomas Treter, den Kardinal Hosius im 
Jahre 1573 zusammen mit einer kleinen erklärenden Schrift dem Kardinal 
Karl Borromeo übersandte und der eine bildliehe Darstellung der Lehre 
von der Kirche darstellte, also eine lllustration seiner Schrift ,.Confessio 
fidel cathollcae" war, die Vorlage bildete für ein um 1600 entstandenes 
Gemälde, das sich heute im bischöflichen Museum in Haarlern in den Nie­
derlanden befindet. und für ein um 1630 entstandenes Altarbild in der 
Pfarrkirche in Grottkau in Schlesien. Unbekannt war bisher, daß der 1557 
entstandene Flügelaltar in der Pfarrkirche in Schlitt inhaltlich und kom-
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positorisch sich mit dem erst 16 Jahre später entstandenen Kupferstich 
von Treter deckt und daß er damit das Urbild von Hosius' Allegorie der 
Kirche sein muß. Als Maler des Altars vermutet der Verf. den Schlitter 
Pfarrer Johannes Hannow, dessen Wappen das Bild zeigt und der als Ma­
ler ausgewiesen ist. Dieses im Ermland in der Umgebung von Hosius ent­
standene Gemälde ist somit Vorbild geworden für die dann unter dem 
Begriff "Typus Ecclesiae" in ganzEuropaverbreitete allegorische Dar­
stellung der Kirche. B. P. 
Jozef Poklewski, Ko§cioly odpustowe na Warmil. [Wallfahrtskirchen im 
Ermland.] Ebd. S. 341-355. [14 Abb.] P. beschreibt kurz die Entstehung 
der acht ermländischen Wallfahrtsorte Glottau, Heiligelinde, Stegmanns­
dorf, Krossen, Schönwiese, Lokau, Springborn und Hl. Kreuz in Brauns­
berg und widmet sich dann den Kirchenbauten, die zu den repräsentativ­
sten Gotteshäusern im Ermland gehören und sich auch stilistisch von allen 
andem gleichzeitig im Ermland erbauten Kirchen unterscheiden. Alle 
ermländischen Wallfahrtskirchen sind entweder reine Barockkirchen 
oder weisen doch in der Innenausstattung barocke Elemente auf. Der Verf. 
sieht als Aufgabe weiterer Forschungen an, der Herkunft der Grundriß­
gestaltung dieser Barockkirchen nachzugehen sowie ihre künstlerischen 
Formen zu analysieren. B. P. 
Jerzy Paszenda, Architektura Swt~tej Lipid (Cz. 2). [Die Architektur von 
Heiligelinde (Teil2).] In: Kwartalnik Architektury i Urbanistyki 23 (1978), 
H. 1-2, S. 57-59. [13 Abb., engl. Zus.fass.]- Die Wallfahrtskirche Heili­
gelinde (vgl. zum ersten Teil der Abhandlung ZGAE 40, 1980, S. 187 f.) ist 
m den durch Polen vermittelten stark italienisch bestimmten Formen des 
späten Hochbarock im wesentlichen in den Jahren 1687-1693 erbaut wor­
den. Der relativ einfache Grundriß und der Aufbau des Langhauses als 
einer dreischiffigen Basilika folgt dem üblichen Schema der polnischen 
und litauischen Jesuitenkirchen. Der ähnlichste Bau ist der von Pultusk 
aus den Jahren 1688-1704. Das Presbyterium ist gegenüber dem Langhaus 
stark eingeschnürt. Die entstehenden Ecken sind durch Kapelle und Sa­
kristei ausgefüllt. Der vor der Sakristei eingefügte Korridor ist nach Mei­
nung des Verf. Ergebnis einer nach dem Baubeginn vorgenommenen Plan­
änderung. Ohne Gegenbeispiel in Polen stellt sich die außerordentlich auf­
wendige Fassade dar. Allenfalls für das Hauptmotiv der Fassade, die ein­
gestellten Doppelsäulen rechts und links des Eingangsportals und der gro­
ßen Mittelnische im Obergeschoß, lassen sich in den Kirchen von Tar­
lowo in der Provinz Sandomir (1647-1655) und in St. Peter und Paul in 
Antokol in Wilna (1668-1676) ähnliche Formen finden. Der Bau der Fas­
sade zog sich relativ lange hin (bis etwa 1730), so daß sich in den oberen 
Teilen Anderungen der Einzelformen, vor allem stilistisch spätere Orna­
mentformen, finden. Den die Kirche umgebenden gewölbten Hallenum­
gang begreift der Verf. als Kreuzgang, wofür er in dieser Form in Polen 
naturgemäß keine Parallele benennen kann. Ohnehin haben die Jesuiten 
in Polen keine Kreuzgänge errichtet, was wahrscheinlich für Niederlas­
sungen dieses Ordens im allgemeinen auch sonst gilt. In den Hallenumgän­
gen hat Verf. einige Merkwürdigkeiten erkannt, die auch hier auf Planän­
derungen deuten. Der Sakristei gegenüber hat er verstärkte Pfeiler fest­
gestellt, die offensichtlich als Unterbau für einen geplanten, aber nie aus­
geführten Korridor in der Höhe der Galerien gedacht waren. R. K. 
Jerzy Paszenda, KoAcl61 Jezuit6w w Slucku. [Die Kirche der Jesuiten in 
Sluzk.] In: Kwartalnik Architektury i Urbanistyki, 23 (1978), H. 3, 
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S. 221-235. [11 Abb., engl. Zus.fass.]- Verf. untersucht die beiden bei den 
Bauakten für Heiligelinde im Archiv der Diözese Ermland (jetzt in Allen­
stein) befindlichen Architekturskizzen für einen acht- und einen sechsecki­
gen Zentralbau, die üblicherweise als Ideenskizzen eines Amateurs für 
Heiligelinde angesehen wurden. Da es sich jedoch um Pläne für Holzbau­
ten handelt, können sie nicht für Heiligelinde bestimmt gewesen sein. Ein 
Holzbau wurde von den Jesuiten in Sluzk in Weißrußland errichtet, dessen 
Rektor Gregor Engel später Prior von Heiligelinde war und die beiden 
Zeichnungen dorthin mitgebracht haben könnte. Verf. kann diese These 
durch weitere auf Sluzk zu beziehende Planfunde im Czartoryski-Museum 
in Krakau, durch die Chronik des Jesuitenkollegs von Sluzk im Archivum 
Romanum der Gesellschaft Jesu sowie Dokumente im Archiv der Fürsten 
Radziwill erhärten. 1714-1715 bauten die Jesuiten in Sluzk eine hölzerne 
der Dreifaltigkeit geweihte Kirche, die bis zum Brand 1804 bestand. Eine 
zweite, offenbar kleinere Kirche errichteten sie an der Stelle ihrer älteren 
Niederlassung in der Podwalstraße in Sluzk, die dem Heiligen Geist ge­
weiht war und ebenso wie alle übrigen Bauten der ganzen Stadt Sluzk aus 
Holz bestand. Verf. schreibt die beiden Skizzen im ermländischen Archiv 
Pater Gregor Engel zu, der sein Verständnis für Architektur und Zentral­
bauten auch in einem Projekt für das Tabemakel in Heiligelinde bewiesen 
habe. R. K. 
Krystyna Kordek, Mecenat artystyczne biskupa Adama Stanislawa Gra­
bowskiego. [Das Kunstmäzenatentum des Bischofs Adam Stanislaus Gra­
bowski.] In: RO 11 (1975) [1980], S. 119-196. [Engl. u. russ. Zus.fass.]- Ein 
sehr wertvoller Beitrag zur ermländischen Kunstgeschichte des 18. Jahr­
hunderts ist die vorliegende Arbeit, die die künstlerische Ausgestaltung 
einer Reihe von ermländischen Kirchen durch Bischof Grabowski und 
seine Bautätigkeit behandelt. Dazu gehören die barocken Hochaltäre im 
Dom in Frauenburg und in der Kollegiatkirche in Guttstadt, in St. Nicolai 
in Elbing und in den Pfarrkirchen in Rößel und Heilsberg ebenso wie die 
im Rokokostil ausgeschmückte Schloßkapelle in Heilsberg und die Pfarr­
kirche in Frankenau sowie der Ausbau der Sommerresidenz Schmolainen. 
Zwei im Anhang veröffentlichte Ausgabenrechnungen des Bischofs sowie 
ein Inventar der aus seinem Nachlaß von Bischof lgnaz Krasicki angekauf­
ten Kunstschätze und Möbel- aus dem Ossolinski-Institut in Breslau­
geben ein eindrucksvolles Zeugnis von dem Kunstsinn und Mäzenatentum 
Grabowskis. Zugleich sind sie hilfreich bei der Datierung der Kunst­
schätze und ihrer Zuordnung an einzelne Künstler. Ansprechend ist die 
reiche Bebilderung. B. P. 
Marian Dorawa, 0 konserwacjl I rekonstrukcjl zabytkowych organ6w z 
kapllcy zamkowej w Lidzbarku Warmbiskim. [Konservierung und Wie­
derherstellung der alten Orgel in der Schloßkapelle in Heilsberg.] Ebd. 
S. 261-278. [Engl. u. russ. Zus.fass.] - Der Verf. gibt eine detaillierte 
Beschreibung der im Jahre 1760 im Auftrag von Bischof Grabowski gebau­
ten Orgel in der Schloßkapelle in Heilsberg, die bei äußerer Gestaltung im 
Rokokostil typische Elemente der Barockorgeln aufweist. Im 19. Jahrhun­
dert erneuert, war die Orgel am Ende des Zweiten Weltkrieges weitgehend 
zerstört. 1971 wurden in einer umfassenden Restaurierung der Originalton 
des Instruments wiederhergestellt und die originalen Bestandteile er­
neuert. B. P. 
Andrzej Rzempoluch, Barokowy ko8cl61 clrewniany w Pietrzwaldzle. [Die 
hölzerne Barockkirche in Peterswalde.] In: KMW Nr. 4 (150), 1980 [1981], 
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S. 531-545. [7 Abb., dt. Zus.fass.] - In der heutigen Wojwodschaft Allen­
stein haben sich im Kreise Osterode drei hölzerne Dorfkirchen erhalten, in 
Tannenberg, Reichenau und Peterswalde. Am wenigsten bekannt ist die 
Kirche von Peterswalde; der jetzige Bau wurde zwar erst 1924 errichtet, ist 
aber eine leicht veränderteN achbildung der Kirche aus dem ersten Viertel 
des 18. Jahrhunderts, deren Aussehen durch die Publikation von Richard 
Dethlefsen (Bauernhäuser und Holzkirchen in Ostpreußen. Berlin 1911) 
überliefert ist. Der ursprüngliche Bau hatte als Grundriß ein verlängertes 
Achteck, wie dies bei evangelischen Kirchen in Preußen im 17. und 18. 
Jahrhundert ziemlich häufig der Fall war. In Peterswalde zeigt sich jedoch 
wie in den engst verwandten Bauten von Tannenberg und Reichenau eine 
das Achteck abmildernde Tendenz zur Zentralisierung. Im einzelnen las­
sen sich Formen der gleichzeitigen Ziegelbauten beobachten, die offenbar 
direkt auf den Holzbau übertragen wurden. R. K. 
Werner Neugebauer, Das Städtische Museum ln Elblng. Ein Rückblick. In: 
Westpreußen-Jahrbuch 29 (1979) S. 84-96 [6 Abb.]- Bei dem heute sich 
allerorts belebenden Interesse an den kulturellen und wissenschaftlichen 
Institutionen des 19. Jahrhunderts, das sich naturgemäß auch auf die 
meist im vorigen Jahrhundert entstandenen Museen erstreckt, wird man 
es begrüßen, daß der letzte Direktor des Elblnger Stadtmuseums von 
1938-1945, Werner Neugebauer, in einem kurzen Rückblick einige Erin­
nerungen an die 1864 begründete städtische Kunst- und Altertumssamm­
lung Elbings mitteilt. Dies gilt um so mehr, als es für den heutigen Inter­
essenten meist kaum möglich ist, aus den in der Regel sehr kurzen und 
anspruchslosen älteren Führern oder Katalogen - in Elbing sind immer­
hin im Gegensatz zu anderen Museen einige verfaßt worden - sich einen 
Oberblick über die einst vorhandenen Bestände zu verschaffen. Den 
Grundstock der Elbinger Sammlung bildeten die in der städtischen Gym­
nasialbibliothek vorhandenen "Realien" - Landkarten, Globen, Bild­
nisse der verschiedensten Art, historische Waffen und einige Bodenfunde, 
wie sie sich in den meisten vergleichbaren älteren Bibliotheken im Laufe 
der Zeit angesammelt hatten. Hinzu kam die Sammlung von Elbingensien 
des Kaufmanns Johann Jakob Convent, die bei seinem Tode 1813 der Stadt 
zugefallen war. Entscheidenden Aufschwung nahm das Museum 1878 
durch die Vereinigung mit den Sammlungen der 1873 gegründeten Elbin­
ger Altertumsgesellschaft, deren Vorstand später auch die Aufgaben des 
Museumskustos wahrnahm. Die intensive Ausgrabungstätigkeit dieser 
Gesellschaft, die weit über Ostdeutschland hinaus Beachtung fand und 
später, ab 1919/20, im Elbinger Jahrbuch auch ein entsprechend beachte­
tes Publikationsorgan erhielt, bedeutete stetige Vermehrung auch für die 
Sammlung, so daß die prähistorischen Objekte das Bild des Museums 
wohl weitgehend bestimmten. Die stadtgeschichtlichen Bestände traten 
erst in der Neueinrichtung der Schausammlungen in den Häusern Heillg­
geiststraße 3-5 stärker hervor, die nach mancherlei Behelfslösungen zum 
Stadtjubiläum 1937 'eröffnet werden konnten. Von den Sammlungen 
scheint nach Mitteilungen des Verf. nur wenig die Kriegsereignisse über­
standen zu haben. R. K. 
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